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Hinweis für die Leser: 
 
Jeder Hinweis in dieser Dissertation auf eine Person männlichen Geschlechts gilt auch als 
Hinweis auf eine Person weiblichen Geschlechts und umgekehrt, sofern aus dem Kontext 
nicht eindeutig das Gegenteil hervorgeht. 
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1.      Einleitung 
 
 
Seit der Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) begleitet 
der Lobbyismus die Europäische Integration. Heute ist Brüssel nach Washington eines der 
größten Zentren des Lobbyismus. Interessensvertreter waren und sind ein Teil des 
Integrationsprozesses der Europäischen Union. Gleichzeitig waren die Lobbyisten 
aufmerksame Beobachter – denn das Systemwissen ist die unabdingbare Voraussetzung, 
um die Mittel des Lobbyismus erfolgreich anzuwenden.  
 
Am Anfang klar dominiert durch Verbände entstand ein EU-Lobbyismus eigener Prägung 
mit vielfältigen Akteuren. An diesem Schnittpunkt von Wissen, Praxis und Sozialisation 
der Akteure des EU-Lobbyismus setzt diese Arbeit an, um aus einer anderen Perspektive 
auf die Europäische Gemeinschaft neue Erkenntnisse zur Europäischen Integration zu 
erhalten. Eine Perspektive, die lange von vielen Wissenschaftlern ignoriert wurde, da das 
Wissen der Lobbyisten, welches sie in der EU-Praxis erworben haben, nicht von Ihnen 
akzeptiert wurde.1 Dabei ist Lobbying von ständiger Natur in Brüssel und begleitet alle 
Gesetzgebungsprozesse- von der Agendabildung bis zur Implementierung des Gesetzes. 
 
Dies will diese Doktorarbeit ändern und die Praxis der verschiedenen Lobbyisten 
heranziehen, um theoretische Fragen der Integration zu überprüfen. Abgerundet wird diese 
Herangehensweise durch eine Betrachtung der historischen Entwicklung des Lobbyismus 
und seiner eigenen theoretischen Einordnung in der Europäischen Union. So kann die 
tägliche Arbeit, Struktur, Zusammensetzung und Systemeinbindung der Lobbyisten uns 
einiges über Europa mitteilen. Die Praxis des Lobbyismus macht es damit möglich, die 
Integrationstheorien aus einem anderen Blickwinkel anzugehen. 
 
Diese Dissertation basiert noch im Wesentlichen auf den Zuständen vor dem Lissabon-
Vertrag. Somit bildet diese Arbeit einen nahen Rückblick und einen ersten, bedingten, 
Ausblick. 
                                                 
1 Siehe dazu: SCHENDELEN Rinus van (2007a): S.84 
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1.1 Problemstellung, Forschungsfrage, - ziel und Relevanz 
 
 
Durch die jüngste Entwicklung der EU steht diese Arbeit mit ihrer Thematik vor einer 
besonderen Problemstellung. Nach dem Scheitern der EU-Verfassung 2005 am 
Referendum der Franzosen und Niederländer stürzte die Europäische Union mit der 
Ablehnung des Lissabon-Vertrages (auch EU-Grundlagenvertrag bzw. -Reformvertrag 
genannt) durch die Iren 2008 wiederum in eine schwere Krise. 2007 hatten sich die Staats- 
und Regierungschefs mühsam auf einen neuen Vertragstext geeinigt und ihn in Lissabon 
unterzeichnet. Am 1. Januar 2009 hätte der Reformvertrag bereits in Kraft treten sollen, 
doch Irland hat dies mit seinem negativen Volksvotum nun verhindert. Dann hat das irische 
Volk seine Entscheidung revidiert und in der Volksabstimmung 02.10.2009 zum Lissabon-
Vertrag Ja gesagt. Nach einem langen hin und her hatte schließlich auch Vaclav Klaus, der 
tschechischen Präsident, seine Unterschrift zur endgültigen Ratifizierung des Vertrages 
durch sein Land, gegeben. Zum 1. Dezember 2009 trat der Lissabon-Vertrag in Kraft. 
 
Diese (scheinbar) überwundene Krise wirft trotzdem eine ganze Reihe von (alten) Fragen 
für die EU auf: „Soll es ein Europa der verschiedenen Geschwindigkeiten geben?“, „Wohin 
soll die EU führen?“, „Wer darf oder soll zur EU gehören?“, um nur einige zu nennen. 
Diese Fragen sind schwer zu beantworten, da sie u.a. verzerrt werden durch nicht rational 
erfassbare Faktoren, da es auch um „Befindlichkeiten“ (wie Tradition, Erfahrung, 
politische Kultur, öffentliche Meinung etc.) verschiedener Mitgliedstaaten (und deren 
Bevölkerung) geht. Helfen würde aber ganz sicher, wenn man eine Ausgangsbasis hätte, 
die den Ist-Zustand der EU feststellen könnte. 
 
Will man eine Zukunft voraussagen oder Entwicklungsziele für die Europäische 
Gemeinschaft vorschlagen bzw. prognostizieren, muss man zuerst die Gegenwart erfassen. 
Dies ist bei der EU eine große Herausforderung, denn ihre politischen Prozesse sind hoch 
komplex. Dabei ist sie als politisches Gebilde noch ein „moving target“ - also einem 
ständigen Gestaltungswandel unterworfen, der sich parallel zur wissenschaftlichen 
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Untersuchung vollzieht. Man muss nur einige Bereiche aufzeigen, um dies deutlich zu 
belegen:2  
 
 Vertiefung und Verdichtung der Integration 
 funktionaler Ausbau von alten Politikbereichen und Erweiterung um neue 
Handlungsfeldern 
 Erweiterung der Gemeinschaft um neue Mitglieder; wachsender Einfluss 
europäischer Politik auf die nationale Politik  
 
Damit sind nur einige Punkte genannt und man muss dabei zusätzlich berücksichtigen, dass 
es in allen diesen genannten Feldern jederzeit lange Phasen der Stagnation oder sogar 
Rückschritte möglich sind, wie auch Verknüpfungen und Überschneidungen vorhanden 
sind. Dies hat uns bisher die Geschichte und Erfahrungen mit der EU gezeigt.  
 
Der Europäische Lobbyismus hat die Geschichte der EU begleitet und hat dabei in all den 
Jahrzehnten reichhaltige Erfahrungen gesammelt. Der Lobbyismus hat mit der Entwicklung 
der EU Schritt gehalten und sich mit ihr gewandelt. Vor allem hat die Interessensvertretung 
ihre tagtägliche Arbeit an dieses europäische politische Gebilde angepasst. Gerade der 
letzte genannte Umstand ist somit besonders für eine genauere Untersuchung interessant, 
denn liest man die Definition des Politiklexikons von Schubert / Klein, so ist Anpassung: 
 
„ […] eine aktive oder passive Leistung, die auf Übereinstimmung oder 
Anschlussfähigkeit mit vorgegebenen Formen, Normen, Strukturen oder Tatsachen 
zielt. A.-Prozesse können individuell (z.B. psychologisch) begründet sein als auch 
sozialen, politischen oder wirtschaftlich-technischen Erfordernissen folgen.“3  
 
Damit könnte und sollte der EU-Lobbyismus quasi wie ein Gipsabdruck der Integration der 
Europäischen Union sein. Erfolgreicher Lobbyismus muss genau sein Wirkungsfeld 
kennen und sich an das politische System, seine Prozesse und seine Akteure – formell wie 
informell - möglichst exakt anpassen und es ausnützen können. Dabei kann man von der 
                                                 
2 Vgl. dazu auch BIELING Hans-Jürgen/ LERCH Marika (2006b): S.9 
3 SCHUBERT Klaus/ KLEIN Martina (2006): S.20 
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simplen Grundregel ausgehen, dass „ […] interest groups [are] going to where the power 
lies.“4 Der EU-Lobbyismus muss folglich in seiner Struktur und vor allem in seiner 
Vorgehensweise das System der Europäischen Union - gewissermaßen dessen 
Machtstruktur - widerspiegeln. Um diese formellen und informellen Strukturen der EU 
nutzen zu können, benötigen die Lobbyisten umfangreiches know-how, denn Macht und 
Einfluss sind in der EU nicht nur in den offiziellen formalen Hierarchien und Wegen 
existent: 
 
„Vor allem die vielen Lobbyisten brauchen exaktes Wissen, wie die EU 
tatsächlich funktioniert […] Sie identifizieren zum Beispiel die realen 
Arbeitswege der EU, die besondere Bedeutung der Beamten auf der mittleren 
Hierarchieebene der Kommission, die Bedeutung delegierter Gesetzgebung 
[…]“5 
 
Diesen Umstand will diese Arbeit nutzen und stellt deshalb die Forschungsfrage: 
 
 „Wie ist die Integration der Europäischen Union aus der Perspektive des 
Lobbyismus zu bewerten?“.  
 
Die Klärung dieser Frage wird zeigen, welches Relief der EU-Lobbyismus von dem Grad 
und der Art der Integration der Europäischen Union liefert, sowie wie markant seine 
Konturen sind und welche Verzerrungen möglich sind (d.h. wie aussagekräftig der 
Gipsabdruck wirklich ist). Dafür wird ein umfassendes Bild des europäischen Lobbyismus 
mit seinen Akteuren, verschiedenen Ebenen, Arbeitsprozessen, Strategien und Faustregeln 
erstellt. Das Ziel der Forschungsfrage ist im Wesentlichen mit der Prüfung zweier 
Haupthypothesen verbunden, welche vertiefte Kenntnisse und Aussagen über die 
Integration der EU liefern sollen: 
 
1. Die Untersuchung des EU-Lobbyismus führt zu aussagekräftigen 
Erkenntnissen über Machtverhältnisse, politische Prozesse und sozio-
                                                 
4 GREENWOOD Justin/ JORDAN Justin (1994): S.80 
5 SCHENDELEN Rinus van (2007a): S.84; Siehe dazu auch: KÖPPL Peter (1998): S.14 
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kulturelle Entwicklungen auf der politischen europäischen Ebene, sowie 
auch zu relevanten Aussagen über das Verhältnis der europäischen 
Ebene zur nationalen Ebene zu. 
 
2. Aus diesen mittels des EU-Lobbyismus gewonnenen Erkenntnissen ist 
es möglich, den Stand der Integration der EU im Kontext der 
Integrationstheorien einzuordnen und diese selbst zu bewerten. 
 
Eingeschränkt wird die Erkenntnisgewinnung dadurch, dass der Zugang über den 
Lobbyismus zur Integration nur die Untersuchung in der ersten Säule (EG) der 
Europäischen Union und deren „low Politics“ Inhalten möglich ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 1: Säulenmodell der EU – eigene Darstellung. Stand: Vertrag von Nizza 
 
Da dieser Bereich aber in der EU am stärksten ausgebaut ist, ist dessen Relevanz 
ausreichend, um wesentliche Aussagen machen zu können, die auch für die 
      Einheitlicher institutioneller Rahmen (Art. 3 EUV)
Aussen- und SicherheitspolitikEuropäische Gemeinschaften           Polizei und Justiz
Säule 1: EG (Art.2 EGV) 
 
 Wirtschaftsentwicklung 
 Hohes Beschäftigungs-
niveau 
 Sozialer Schutz 
 Gleichstellung von Mann 
und Frau 
 Wettbewerbsfähigkeit 
 Umweltschutz 
 Hebung von 
Lebensqualität 
 Wirtschaftliche und 
soziale Solidarität 
Säule 2: GASP (Art.11 EUV) 
 
 Wahrung gemeinsamer 
Werte, Interessen und 
Unabhängigkeit 
 Sicherheit und Solidarität 
 Friedenswahrung 
 Internationale 
Zusammenarbeit 
 Stärkung der Demokratie 
 Achtung der 
Menschenrechte und 
Grundfreiheiten 
Säule 3: PJZS  (Art.29 EUV) 
 
 Sicherheit 
 Bekämpfung von : 
Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit, 
Terrorismus, 
Menschenhandel, 
Straftaten gegen Kinder, 
Drogenhandel, 
Waffenhandel, 
Bestechung und Betrug 
        Politische Systeme der Mitgliedstaaten
Europäische Union 
Gemeinsame Bestimmungen / Schlussbestimmungen 
 
15 
 
Gesamtsituation der EU Gewicht haben – sie sind aber nicht im Einzelnen auf die anderen 
beiden europäischen Säulen übertragbar. Die so gewonnene Erkenntnis über diesen 
begrenzten Ausschnitt reicht aus, um die Integrationstheorien im Einzelnen bewerten zu 
können, da ja nicht eine neue Gesamttheorie aufgestellt werden muss, sondern drei 
bestehende Theorien bewertet und an dieser eingegrenzten Stelle überprüft werden sollen. 
Um eine Bilanz zu ziehen, ist die erste Säule als am weitesten fortgeschrittener Bereich der 
Integration am besten geeignet, um die Theorien zu bewerten. Die Arbeit ist also als eine 
Art Stichprobe oder Teilstück zu sehen, welches zeigt, welche Theorie sich am besten bei 
der (momentan) zentralen Säule der EU behaupten kann. Kurz: die Theorien werden 
anhand der ersten Säule einer Prüfung unterzogen, ohne damit eine endgültige Bewertung 
ihrer Aussagekraft für das gesamte politische System der EU beanspruchen zu können. 
Sollte aber eine Theorie nicht ausreichend die Integrationsprozesse in der ersten Säule 
erklären oder beschreiben können, wäre ihr theoretischer Gehalt in seinem Gesamtwert 
sehr eingeschränkt. 
 
Die Relevanz der Fragestellung und ihrer Zielsetzung liegen auf der Hand: Die Europäische 
Union beeinflusst das tägliche Leben aller EU-Bürger mit ihren Gesetzen in den 
Mitgliedstaaten maßgeblich. Heute werden nach allgemeinen Schätzungen je nach EU-
Politikfeld bis zu ca. 70%  der nationalen Gesetze formell in Brüssel angestoßen, die EU 
nimmt damit automatisch eine gewichtige Bedeutung im politischen und gesellschaftlichen 
Alltag ein.6 So konstatiert Wolfgang Wessels, dass die wachsende Bedeutung des EU-
Systems verbunden mit einer steigenden Komplexität für den Diskurs in der Wissenschaft 
und der Öffentlichkeit eine enorme Herausforderung geworden ist.7 In diesem Sinne stellen 
auch Franz Urban Pappi und Christian Henning für die Zukunft fest:  
 
„In welche Richtung sich der andauernde Integrationsprozess letztendlich 
entwickeln wird und welche Faktoren dabei letztendlich ausschlaggebend sein 
werden, ist aufgrund der Komplexität der Zusammenhänge zum heutigen Zeitpunkt 
                                                 
6 In der 16. Legislaturperiode des deutschen Bundestag gingen insgesamt 34,5% der Gesetze auf Impulse der 
EU zurück (z.B. Wirtschaftsressort ca. 38% , Umweltressort 67%). Siehe dazu: KAFSACK, Hendrik 
(03.09.2009): FAZ Wirtschaft: Neue Statistik. EU macht weniger Gesetze als angenommen: (Abgerufen: 
15.11.2009) 
7 Vgl. WESSELS Wolfgang (2008): S.26 
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unmöglich voraussehbar. Insofern bleibt die europäische Institutionen- bzw.  
Staatenbildung noch für einen langen Zeitraum ein aktuelles und interessantes 
Forschungsfeld.“8  
 
Trotzdem können Theorien als ein funktionales Messgerät dienen und durch ihre jeweilige 
Reflexion Erkenntnisse für die Entscheidungen der Gegenwart liefern. Nicht zuletzt ist die 
Funktion von Theorie „Selektion, Ordnung, Erklärung“ und kann somit Forschern und 
Entscheidungsträgern Forschungs- und Handlungsorientierung geben. Sie ermöglichen eine 
Standpunktüberprüfung wie auch eine Bewertung der Gegenwart und geben damit 
Orientierungspunkte für die Zukunft. 
 
Wichtig ist an dieser Stelle nochmals zu erwähnen, dass sich diese Arbeit auf die 
Gegebenheiten vor dem Lissabon-Vertrag beziehen. Dies ist schon deshalb geboten, da sich 
die Änderungen durch den neuen Vertrag erst noch auf den Lobbyismus in der EU 
niederschlagen müssen und sich dieser für die Fragestellung noch nicht ausreichend 
auswirkt. Es wird deshalb nur eine formale Zusammenfassung der Veränderungen durch 
den Lissabon-Vertrag im Rahmen dieser Arbeit genannt und (gegebenenfalls) auf mögliche 
Auswirkung auf den europäischen Lobbyismus hingewiesen. 
 
 
 
                                                 
8 PAPPI Franz Urban / HENNING Christian H.C.A. (2003): S.313 f. 
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1.2 Forschungsstand 
 
 
Wie bei jeder wissenschaftlichen Arbeit muss der Forschungsstand des Themas/ der 
Themen aufgearbeitet werden. Die Erhebung eines Forschungsstandes soll den aktuellen 
Wissensstand wiedergeben und dabei die verschiedenen Aspekte, Forschungslinien und 
Zeiträume aufzeigen, sowie den wissenschaftlichen Diskurs darstellen mit seinen 
wesentlichen Kontroversen und Übereinstimmungen. Dabei ist es motivierend, sich 
Hermann Hesse zu Herzen zunehmen: „Alles Wissen und alles Vermehren unseres Wissens 
endet nicht mit einem Schlusspunkt, sondern mit einem Fragezeichen.“9 Gerade die 
Integrationsforschung und der Lobbyismus sind beste Beispiele und werden noch lange 
interessante Fragen aufwerfen.  
 
 
                                                 
9 Hermann Hesse (1877-1962), dt. Dichter, 1946 Nobelpr. f. Lit. 
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1.2.1 Forschungsstand Integrationsforschung 
 
 
Was Europa sein sollte, wurde und wird sicherlich maßgeblich aus dem Zeitgeist sowie den 
jeweiligen Herausforderungen an die Staaten und deren Gesellschaften bestimmt, welche 
sich wesentlich aus den Zwängen der Gegenwart speisen. Die Geschichte und Entwicklung 
der EU ist deshalb nicht strikt linear. Dies hatte natürlich auch zwangsläufig Auswirkungen 
auf die Europäischen Integrationstheorien, die immer selber auch einen bestimmten 
Ausschnitt eines Zeitabschnittes der EU widerspiegeln. Sie bilden heute eine ganze Vielfalt 
von Varianten, die zum Teil bzw. unter gewissen Umständen ganz unterschiedliche 
Aussagen über den Verlauf und Stand der europäischen Integration machen. 
 
Bereits vor dem Zweiten Weltkrieg gab es eine Phase der politisch-normativen 
Theoriebildung mit dem Föderalismus und dem Funktionalismus. In einer zweiten Phase 
nach dem zweiten Weltkrieg wurden die Theorien zunächst durch die Herausbildung des 
Neo-Funktionalismus geprägt, welcher wie ein Dreh- und Angelpunkt der 
Integrationstheorien wirkte. Dies ändert sich ab Mitte der 60er mit Aufkommen des 
Intergouvernementalismus und marxistischen Konzeptionen. Schlussendlich begannen sich 
auch die Vertreter des Neo-Funktionalismus in dieser Zeit zu hinterfragen, da die 
erwarteten politischen Integrationsschritte ausblieben. Mit der Stagnation der EU ging auch 
die Dynamik in der Diskussion der Integrationstheorien verloren, und erst in den 80er 
Jahren wurde mit dem EG-Binnenmarkt sowie der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) 
die Debatte wieder mit neuen Ansätzen eröffnet. Mit dem Supranationalismus, dem 
liberalen Intergouvernementalismus und dem Neogramiscianismus beschäftigte sich die 
Diskussion aber immer noch mit den klassischen Fragen nach den Triebkräften und 
Grenzen der europäischen Integration. In den 90ern treten dann das Interesse an dem 
Charakter der EU und den Formen europäischen Regierens in den Vordergrund, bei deren 
Analyse sich besonders das Modell des „Regierens im Mehrebenensystem“ (Multi-Level-
Governance) hervorhebt. 10 
                                                 
10 Vgl. BIELING Hans-Jürgen/ LERCH Marika (2006b): S.25 – S.28 
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Im Wesentlichen kann man die Entwicklungslinien und die Diversität der Theorien auf 
zwei Hauptlinien reduzieren: supranationalistische und intergouvernementalistische 
Theorien, ergänzt durch den neueren Multi-Level-Governance. Damit stehen sich zunächst 
die beiden fundamental gegensätzlichen Grundannahmen in Form der europäischen 
Institutionen (Supranationalismus) versus den Staaten (Intergouvernementalismus) 
gegenüber, verbunden mit dem Streit, wer von Ihnen den Integrationsprozess maßgeblich 
prägt bzw. bestimmt. Bei diesen zwei Hauptströmungen sind jeweils der Neo-
Funktionalismus für das supranationalistische Feld mit seinen wichtigsten Vertretern Ernst 
Haas, Leon N. Lindberg, Stuart A. Scheingold, Philippe C. Schmitter und Joseph S. Ny und 
im intergouvernementalen Feld der (liberale) Intergouvernementalismus mit seinen 
wichtigsten Vertretern Stanley Hoffmann, Alan Milward und Andrew Moravcik zu nennen. 
 
Der Intergouvermentalismus entstand Mitte 1960 nicht zuletzt als Antwort auf den Neo-
Funktionalismus, der bis dato die Theorienlandschaft nahezu alleine dominierte und zu 
dieser Zeit in Erklärungsnöten war. Dabei gehören Funktionalismus und 
Intergouvernementalismus beide zur rationalistischen, empirisch-analytischen Schule in der 
Politikwissenschaft.11 
 
Seit den 1990er kam der prozessorientierte Multi-Level-Governance-Ansatz hinzu, der 
einen Brückenschlag zwischen beiden kontroversen Theorien darstellt und bis jetzt eine 
boomende Entwicklung in der Politikwissenschaft genommen hat.12 Einige wichtige 
Protagonisten sind Gary Marks, Liesbet Hooge, Edgar Grande, Arthur Benz und Beate 
Kohler-Koch. 
 
Man kann eine ganze Reihe von guten Gesamtdarstellungen zur Integrationstheorie finden, 
z.B. „Theorien der europäischen Integration“ von Hans-Jürgen Bieling und Marika Lerch 
(Hrsg.) (2006, 2.Auflage), ein hervorragendes Lehrbuch, das die gesamte Breite 
politikwissenschaftlicher Integrationstheorien berücksichtigt oder „Theorien europäischer 
Integration“ von Wilfried Loth und Wolfgang Wessels (Hrsg.) (2001), welches eine 
interdisziplinäre Perspektive verfolgt. Weiter zu nennen sind „European Integration 
                                                 
11 Vgl. WOLF Dieter (1999): S.26 
12 Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.54 f. 
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Theory“ von Antje Wiener und Thomas Diez (Hrsg.) (2004), das schnell zu einem 
Standardwerk avancierte, sowie „Europa zwischen Zweckverband und Superstaat. Die 
Entwicklung der politikwissenschaftlichen Integrationstheorie im Prozess der europäischen 
Integration“ von Claus Giering (1997) und „Theories of European Integration“ von Ben 
Rosamond (2000). 
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1.2.2 Forschungsstand EU-Lobbyismus 
 
 
Die Forschungsliteratur des EU-Lobbyismus ist bei weitem nicht so reichhaltig wie die der 
Integrationsforschung, es bestehen noch deutliche wissenschaftliche Lücken. Auf diesen 
Umstand wird von einer ganzen Reihe von Autoren immer wieder hingewiesen.13 Seit den 
1990ern ist aber ein Anstieg von Publikationen zu verzeichnen, besonders in der englischen 
Fachliteratur.14 Trotzdem hinkt das Feld des Lobbyismus im Vergleich zu anderen 
Forschungsfeldern zum Thema der Europäischen Union hinterher. Dabei sind vielleicht 
zwei Umstände besonders zu nennen, die dieses Forschungsfeld so unattraktiv machen und 
für diesen Zustand verantwortlich sind: Erstens die Annahme, dass Lobbyismus trivial 
wäre. Die Aussage von Cleopatra Deaconu Rusu, Policy Advisor der SME UNION of the 
EPP, scheint dies zu belegen: “Lobbying is simple to master. In fact, you can learn how to 
lobby – whom to call, when to call, and what to say – in minutes. There are a few simple 
reporting rules to follow, but they aren’t complicated.”15 So meint denn auch Prof. Dr. 
Martin Sebaldt, dass Lobbyismus „ […] unspektakulär, regelgeleitet, ja fast banal und wohl 
für Publizistik und Wissenschaft unattraktiv“16 ist. Dies scheint aber nicht ganz gerecht, 
denn dieser Auffassung gegenüber stehen die wissenschaftliche Schwierigkeit, Lobbyismus 
in seiner Wirkung und seiner Funktion überhaupt theoretisch zu erfassen - ganz besonders 
in der EU – und das spricht für eine komplexe Angelegenheit und nicht für ein triviales 
Thema. So kann man sagen, dass zwar das Handwerk des Lobbyismus einfach ist, nicht 
aber sein aktives Wirken. Dadurch wird schon der zweite Aspekt berührt. Lobbyismus ist 
empirisch äußerst schwer zu erfassen. Andersen und Elliassen bezeichnen das gewonnene 
empirische Material als: 
 
                                                 
13 Siehe dazu: KLEINFELD Ralf/ WILLEMS Ulrich/ ZIMMER Annette (2007a): S.13; MILINEWITSCH 
Mirko (2005): S. 12 ff.; TEUBER Jörg (2001): S.20; JOOS Klemens (1998): S.22 u.a. 
14 Siehe dazu auch: MICHALOWITZ Irina (2007a): S.19 
15 Interview DEACONU RUSU Cleopatra, Policy Advisor, SME UNION of the EPP, (08.09.09) 
16SEBALDT Martin (1998):http://webarchiv.bundestag.de/archive/2007/0206/bp/1998/bp9805/9805004.html 
; (Abgerufen:12.11.2009) 
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„ […] is very varied, but weak in the sense of presenting systematic and 
representative data which addresses the nature of EU-Lobbying system. Theoretical 
contributions on this level are surprisingly few and often implicit.”17 
 
Leider hat sich bis heute, mehr als 10 Jahre nach dieser Feststellung, nicht viel geändert. So 
kommt es zu wissenschaftlichen Ernüchterungen wie bei Beate Kohler-Koch, Thomas 
Conzelmann und Michéle Knodt, die feststellen, dass „ […] die Mühe der intensiven 
Einarbeitung in einen Fall nicht recht belohnt wird, weil die Generalisierungsfähigkeit der 
Ergebnisse beschränkt ist.“18 Lobbyismus scheint scheinbar schnell nachvollziehbar, 
trotzdem entzieht er sich einer festen Form der theoretischen Fixierung. Dies liegt sicher 
daran, dass Fallstudien zeitlich beschränkt sind und gerne sehr markante (Einzel-) Fälle 
gewählt werden, da ansonsten der Einfluss von Lobbyismus sehr schwer messbar ist – 
wenn überhaupt.19 Sicherlich trägt auch die strukturelle Besonderheit und die dynamische 
Entwicklung der EU noch das ihre dazu bei, aber einen entscheidenden Teil beeinflusst der 
informelle Bereich des Lobbyismus. Nicht umsonst weist René P. Buholzer in seiner 
Dissertation darauf hin: „ […] dass besonders ergiebige qualitative Einschätzungen und 
Perzeptionen des Lobbying - Alltags nicht während den Interviews, sondern vor allem 
während informellen Gesprächen stattfanden.“20 Dieser informelle Bereich ist das 
spannende und entscheidende Bindeglied zwischen „langweiliger“ Methodik, wie man sie 
in einem Guidebook/ Praxisbuch für Lobbyisten finden kann und der empirischen „Lücke“ 
der Forschung. Informell bedeutet leider auch meist intransparent, und es wird von vielen 
Akteuren nicht frei darüber gesprochen. Ein Assistent einer deutschen Europaabgeordneten 
erzählte, dass sie öfters Fragebögen für Arbeiten von Studenten und Doktoranden zum 
Thema Lobbyismus zugeschickt bekämen. Er führte weiter aus, dass viele Fragen gar nicht 
zu beantworten wären, mit der Begründung, welcher Abgeordnete würde schon zugeben, 
dass er sich beeinflussen lässt und vor allem wie. Der Europaabgeordnete Bernd Posselt 
meint, dass solche Fragebögen wenig Aussagekraft haben und er sie deshalb ungern 
                                                 
17 ANDERSEN Svein S./ELLIASSEN Kjell A. - zitiert nach BUHOLZER René P. (1998): S.24 
18 KOHLER-KOCH Beate/ CONZELMANN Thomas/ KNODT Michèle (2004): S.242 
19 Siehe dazu: KLEINFELD Ralf/ WILLEMS Ulrich/ ZIMMER Annette (2007b): S.13 
20 BUHOLZER René P. (1998): S.214 
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ausfüllt, da sie Zeitverschwendung sind.21 Hier bereits scheitert der empirische Teil, denn 
gewisse Fragen sind nicht einfach offen zu stellen, da sie keine Antwort erhalten oder nicht 
offenherzig beantwortet werden. Dabei darf man sich nicht verbotene Machenschaften oder 
Verschwörungen vorstellen. Es liegt scheinbar nur in der „Natur der Sache“. Bringt man 
den Vorwurf der Trivialität des Lobbyismus und das Problem der empirischen Erfassung 
bzw. Auswertung zusammen, so entsteht ein unvollständiges Bild des Lobbyismus, von 
Beschreibungen von Methoden und Strategien des Lobbyismus, aber ihr reales 
Zusammenspiel mit den Organen der EU und ihr Einfluss kann man nur schätzen, z.B. 
anhand der Bemühungen der Lobbyisten, die ja nach einem Kosten-Nutzen Kalkül 
vorgehen und man daraus folgern kann, das EU-Lobbyismus sich scheinbar rechnet. Damit 
ist Lobbyismus für die Forschung sehr wohl spannend und herausfordernd - denn die Art 
und Vorgehensweise von Lobbyismus sagt sehr viel über ein politisches System aus. 
 
Mancur Olson schrieb mit „The Logic of Collective Action“ (1965) eine erste 
wegweisende Untersuchung, wie sich Interessen organisieren und Einfluss gewinnen. In 
der „neueren“ Erforschung des EU-Lobbyismus haben sich besonders Beate Kohler-Koch, 
Sonia Mazey, Irina Michalowitz, Jeremy Richardson, Rinus van Schendelen und Justin 
Greenwood hervorgetan. Wertvolle Ergänzungen durch Einzelwerke für die Forschung 
verfassten René Buholzer (1998: entwickelte ein Lobbying-Konzept für Interessensgruppen 
in der EU), Jörg Teuber (2001: schuf eine klare Darstellung der Verbändestrukuren und der 
Interessensvertretung, sowie eine systematische Unterscheidung von rein nationalen, 
europäischen sowie anderen Interessenverbänden) und Christian Lahusen / Claudia Jauß 
mit „Lobbying als Beruf. Interessengruppen in der Europäischen Union“ (2001: Studie im 
Rahmen eines Forschungsprojektes mit dem Schwerpunktprogramm ´Regieren in der 
Europäischen Union`). Eine der wenigen theoretischen Ansätze lieferte Jan Potters (1992). 
Als Beispiele aus der Praxis kann man die Werke von James Gardner (1991), Leopold 
Maurer (1994), Michel Clamen (1995), Gunnar Bender/ Lutz Reulecke (2004) und Daniel 
Guéguen (2008) nennen. Es sind Werke von Praktikern für Praktiker. Ein Bindeglied 
zwischen Praxis und Theorie stellt die betriebswirtschaftliche Dissertation von Klemens 
                                                 
21 POSSELT Bernd MdEP/ CSU bei einem persönlichen Gespräch bei einer Weihnachtsfeier der JU München 
(12.12 2008) 
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Joos (1998) dar, wobei sein Schwerpunkt ebenfalls die Praxis bleibt. Dabei ist interessant, 
wie die Betriebswirtschaft im Gegensatz zur Politikwissenschaft Lobbyismus angeht. 
 
Abschließend kann man René P. Buholzer’s Gesamtbild vom Zustand der Lobbying – 
Forschung folgen, der sie „ […] als ein Kaleidoskop von Momentaufnahmen aus 
wechselnder theoretischer Perspektive.“22 beschreibt. Die bekanntesten Perspektiven sind 
hierzu der Pluralismus, Korporatismus, die Politiknetzwerkanalyse und das 
Tauschhandelkonzept. Sie sind aber sicher noch nicht die letzten theoretischen 
Erklärungsversuche, denn das Thema Lobbying wird noch lange für die Forschung ein 
weites Feld sein. 
                                                 
22 BUHOLZER René P. (1998): S.222 
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1.3 Vorgehensweise und Aufbau der Arbeit 
 
 
Der Forschungsgegenstand dieser Arbeit ist der Integrationsstand der Europäischen Union, 
welcher aus der Perspektive des EU-Lobbyismus bewertet werden soll. 
 
Die Integration der EU wird auf eine theoretischen Basis verortet, um einen Ordnungs- 
Erklärungs- und Bezugsrahmen zu erhalten. Dadurch wird eine Orientierung gewährleistet 
und macht den Forschungsgegenstand greifbarer. Des Weiteren werden die 
Integrationstheorien auf die beiden Hauptvertreter der wichtigsten Strömungen der 
Integrationsforschung, sowie dem aktuellsten und populärsten theoretischen Ansatz 
eingegrenzt: 
 
1. Der Neo-Funktionalismus als „Urvater der empirischen-analytischen […] 
Theorien.“23  
2. Der Intergouvernementalismus als „ […] zentraler Gegenpol des Neo-
Funktionalismus“24 und erste realistisch angeregte Theorie der europäischen 
Integration. (Hinzugezogen wird auch der Liberale Intergouvernementalismus). 
3. Der Multi-Level-Governance-Ansatz, der im Gegensatz zu den anderen Theorien „ 
[…] einen anderen analytischen Zugriff auf die europäische Integration 
ermöglicht“25, eine staatszentrierte Sichtweise ablehnt und sehr aktuell in der 
wissenschaftlichen Debatte ist. 
 
Dieses theoretische Abstecken der Integration der EU soll nicht die Erkenntnis der Arbeit 
beschränken, sondern als Vergleichsmöglichkeiten bzw. als Orientierungshilfe dienen. 
Herangezogen werden für die Darstellung der Theorien Primär- und Sekundärliteratur. 
 
Auch der Untersuchungsgegenstand EU-Lobbyismus muss eingegrenzt werden. Es werden 
deshalb profitorientierte, „professionelle“ Lobbyisten und Wirtschaftsverbände im Fokus 
                                                 
23 POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.65 
24 BIELING Hans-Jürgen (2006): S.91 
25 KNODT Michèle/ HÜTTMANN Martin G. (2006): S.230 
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dieser Arbeit stehen. Organisationen wie Greenpeace, Amnesty International, regionale 
Körperschaften oder die Katholische Kirche26 werden nicht explizit behandelt. Ihre Arbeit 
als Interessenvermittler ist, funktionalistisch betrachtet, sehr ähnlich gegenüber den 
Interessensvertretern der Wirtschaft.27 Ein Unterschied ist, dass sie im Gegensatz zu 
kommerziellen Lobbyisten ihren Schwerpunkt „traditionell“ beim EU-Parlament haben. 
Insgesamt konnte man durch die Interviews und Fachliteratur feststellen, dass ideelle 
Lobbyisten mittlerweile nicht unprofessioneller sind als die kommerziellen Gegenstücke, 
wenn auch letztere ihre besondere Stärke in der Expertise haben. 
 
Bei der Untersuchung des EU-Lobbyismus wird der „praxeologische Ansatz“28 verfolgt. 
Das bedeutet, dass die Analyse ihren Schwerpunkt auf die konkrete Praxis der Akteure in 
den jeweiligen Prozessen legt. Die organisatorischen Strukturen des EU-Lobbyismus 
werden nicht vernachlässigt, sind aber kein Schwerpunkt. 
 
Methodisch wird auf Literatur, Experteninterviews und Beobachtung zurückgegriffen. Die 
Literaturanalyse basiert auf Primärliteratur (Verträge, Kommissionsmitteilungen usw.) und 
Sekundärliteratur (präskriptive und deskriptive), sowie Presseartikel und – mitteilungen 
über Lobbying in der EU. 
 
Die 11 Experteninterviews wurden im Rahmen eines Praktikums bei der Small and 
Medium UNION (SME) of the EPP vom 01.11.2007 bis 30.06.2008 für diese Doktorarbeit 
durchgeführt. Sie wurden als offene, Leitfaden orientierte Interviews durchgeführt.29 Die 
meisten Aussagen bekräftigen bestehende Erkenntnisse, bringen aber auch neue Aspekte 
und Sichtweisen ein. Die Beobachtungen basieren auf den Erfahrungen in Brüssel. Der 
Autor war im Rahmen der Tätigkeiten bei der SME UNION of the EPP als Project 
Manager für die „Low Level Group for Better Regulation (LLG)“30 Lobbykampagne 
                                                 
26 Anm.: Aus der Perspektive des Europäischen Parlaments sind anerkannte Religionsgemeinschaften keine 
Lobbygruppen 
27 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.11; siehe dazu auch: WENDT Natascha/ LAVAUD Barbara (2007) 
28LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001). S.25 
29 Siehe dazu: BOGNER Alexander, LITTIG Beate, MENZ Wolfgang (Hrsg.) (2005) 
30 LLG: Innerhalb von 6 Monaten wurden 21 Vorschläge, mit denen bis zu drei Milliarden Euro für einge-
spart werden könnten, an den Vizepräsidenten der EU-Kommission Günter Verheugen im Juni 2008 
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zuständig, die auf Initiative von Christoph Leitl31, Präsidenten der SME UNION, zur 
Unterstützung der „High Level Group“32 von Dr. Edmund Stoiber33 ins Leben gerufen 
wurde. Partner waren bei diesem Projekt Eurochambres und Jade.34 Hier konnte der Autor 
wichtige Einblicke in die Praxis des Lobbyismus gewinnen (speziell ins Verbandswesen), 
insbesondere in der Vernetzung der nationalen und europäischen Ebene, sowie in der 
Zusammenarbeit mit dem Kabinett von Kommissar Günter Verheugen35. Hinzu kommt die 
Organisation einer Konferenz mit Kommissarin Viviane Reding (in Zusammenarbeit mit 
der Lobbyfirma cabinet DN) und eines Kongresses in Belgrad (in Zusammenarbeit mit der 
Wirtschaftskammer Belgrad), sowie diverse Working-Breakfasts (mit verschiedenen 
Partnern wie z.B. Novartis). Die inhaltliche Vorbereitung und die Organisation der 
Veranstaltungen vermittelten einen guten Einblick in den Alltag der verschiedensten 
Lobbyisten, deren Zusammenarbeit bei der Festlegung von Inhalten, und wie Netzwerke 
konsequent genutzt werden. Außerdem führte diese Tätigkeit durch die tägliche Arbeit zu 
Kontakten und Gesprächen mit einer Vielzahl von Akteuren - vom Lobbyisten über den 
Beamten zu politischen Entscheidungsträgern. Hilfreich war auch ein Seminar der 
Grünenfraktion zum Thema „What ever happened to Democracy? Corporate influence on 
EU policies“  vom 15. April 2008 mit Jo Leinen MdEP (SPD)36, die Teilnahme an einer 
Politischen Bildungsreise der Paneuropajugend Bayern bei den europäischen Institutionen 
und Verbänden, sowie der Besuch zahlreicher Lobbyisten-Veranstaltungen und der private 
Kontakt zu verschiedenen Akteuren des Untersuchungsfelds (Österreichischer und 
Deutscher Stammtisch, Veranstaltungen des Fußballvereins „La Mannschaft“37 oder 
                                                                                                                                                    
überreicht. Partner der SME UNION waren bei diesem Projekt Eurochambres und JADE. Siehe dazu: 
http://www.eurochambres.eu/content/default.asp?PageID=1&DocID=1050 
31 Christop Leitl ist seit 2005 Präsident der SME UNION of the EPP , sowie seit 2000 Präsident der 
Wirtschaftskammer Österreich und war von 2001 - 2005 Präsident der Europäischen Wirtschaftskammern 
(Eurochambres), seit 2006 Ehrenpräsident von Eurochambres. 
32Die High-Level Group besteht aus 15 Experten und hat ein Mandat für drei Jahre. Sie wurde von der EU-
KommissionEnde 2007 eingesetzt und soll die Kommission unterstützen beim Abbau von 
Bürokratiebelastung um 25 % bis 2012 für Unternehmen in Europa. 
33 Edmund Stoiber war von 1993 bis 2007 Ministerpräsident des Freistaates Bayern und von 1999 bis 2007 
Vorsitzender der CSU. Seit 2007 ist er Ehrenvorsitzender der CSU. Im September 2007 übernahm er  den 
Vorsitz der High Level Group (HGL) für Bürokratieabbau in der EU. 
34 Eurochambres: Europäischer Dachverband der Industrie- und Handelskammer; Jade: European 
Confederation of Junior Enterprises 
35 Vizepräsident Günter Verheugen, Kommissar für Unternehmen und Industrie, seit 2004 
36 Jo Leinen MdEP (SPD) ist Mitglied der Arbeitsgruppe des Europäischen Parlaments und der Europäischen 
Kommission für Transparenz und die Aktivitäten von Lobbyisten. 
37 http://lamannschaft.org/ 
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ähnliches – dort findet man als Mitglieder Referenten von Abgeordneten, Lobbyisten, 
Kommissionsbeamten – und andere private Kontakte etc.). Der private Zugang ist oft 
aufschlussreicher als der offizielle Weg38. Geholfen hat sicher auch, dass der Verfasser im 
Vorfeld durch seine Verbandstätigkeit und politische Arbeit selber auf gewisse Kontakte in 
Brüssel zurückgreifen konnte. Anzumerken ist hier aber noch zur SME UNION of the EPP, 
dass der Autor bei sensiblen Themen zur Verschwiegenheit angehalten ist und nicht immer 
explizit Erfahrungen darlegen kann. Informelle Gespräche, bei denen der jeweilige 
Gesprächspartner nicht über das Forschungsanliegen aufgeklärt war, werden mit der 
angemessen Diskretion behandelt - dies wäre sonst unethisch und nicht vertretbar. Auf 
diese Art gewonnene Erkenntnisse wurden abgeglichen mit bestehender Literatur zum 
Lobbyismus. 
 
Das Untersuchungsthema ist ein komplexes Feld, womit sich die Frage nach der 
Gliederung stellt. Auswahl, Anordnung und Aufarbeitungen der Kapitel sollen nach den 
Grundsätzen geleitet sein „vom Bekannten zum Unbekannten“ und „der Aufschlüsselung 
von Komplexität durch die Vereinfachung“.  
 
Die Dissertation gliedert sich in neun Kapitel, wobei der Hauptteil der Arbeit in Kapitel 6 
bis neun liegt. In den vorangehenden Kapiteln 2 bis 5 werden die Grundlagen der 
Integration und des Lobbyismus dargelegt. 
 
Das Kapitel eins dient als Einleitung und stellt die Arbeit in ihrer Struktur und Zielsetzung 
dar. Es beinhaltet die Forschungsaspekte: Problemstellung, Forschungsfrage, 
Forschungsziel, Relevanz, Forschungsstand, Vorgehensweise und Aufbau der Arbeit.  
 
Im Kapitel zwei folgen Definitionen zur Europäischen Union und der Integration, sowie die 
Grundlagen der drei Integrationstheorien: Neo-Funktionalismus, Intergouvernementalismus 
und Multi-Level-Governance-Ansatz. Neben der Gesamtdarstellung der Theorie werden 
jeweils die wichtigsten Eckpunkte jeder Theorie herausgestellt, welche sich besonders gut 
                                                 
38 Siehe auch: BUHOLZER René P. (1998): S.31 
29 
 
für eine Analyse durch den EU-Lobbyismus eignen. Am Ende des Kapitels gibt eine 
Tabelle einen Überblick und den direkten Vergleich über die Integrationstheorien.  
 
Der Ursprung, also die geschichtliche Entwicklung, und die Möglichkeiten einer Definition 
des Lobbyismus werden im Kapitel drei zusammen dargelegt, da die geschichtliche 
Entstehung bzw. Entwicklung des Lobbyismus auch einen Einfluss auf die Begriffsfindung 
des Lobbyismus hat, sowie kulturelle Aspekte gegenüber Lobbyismus erklärt. Damit 
können gewisse Systemeinstellungen bezüglich Interessensvertretungen nachvollzogen 
werden. 
 
Ein weiterer geschichtlicher Überblick wird im Kapitel vier über den Prozess der 
Integration der Europäischen Union gegeben. Er wird in den Kontext der Entwicklung der 
Europäischen Interessenvertretung gesetzt bzw. betrachtet. Es werden Zusammenhänge 
aufgezeigt, Tendenzen in der Entwicklung dargelegt und am Ende interpretiert. 
 
Mit dem Kapitel fünf folgt eine Darstellung der Rahmendaten des Lobbyismus. Es wird die 
Vielfalt der Akteure dargestellt, deren Leistungsvermögen und Grenzen, Anforderungen an 
die Lobbyisten, sowie Zahlen über ihre Anzahl genannt. Letztere haben über ihren 
numerischen Wert auch eine weitergehende Aussagekraft für den Integrationsprozess der 
Europäischen Union. 
 
Die anschließenden vier Kapitel, also von Kapitel sechs bis Kapitel neun, bilden das 
Kernstück der Arbeit. Sie gliedern sich im Wesentlichen in vier Teile:  
 
 Im Kapitel sechs findet sich die Darstellung der Institutionen der Europäischen 
Union, welche in ihrer Funktion dargestellt und aus Sicht der Interessenvertreter 
kommentiert werden. 
 Darauf folgt im Kapitel sieben das europäische Rechtsetzungsverfahrens. Nach 
einer Gesamtdarstellung wird das Mitentscheidungsverfahren in seinem Ablauf 
mit dem Wirken von Lobbyisten aufgezeigt. 
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 Aus dem Vorgehen der Lobbyisten beim Mitentscheidungsverfahren, werden 
die Ebenen und verschiedenen Phasen des Lobbyismus im Kapitel acht 
herausgearbeitet. 
 Aus dem generellen Vorgehen der Lobbyisten, der Institutionen und dem 
Rechtsetzungsverfahren wird ein Überblick über Instrumente, Methoden, 
Faustregeln und Strategien des Lobbyismus im Kapitel neun gegeben. 
 
Aus der Analyse dieser vier Teilstücke werden wesentliche Rückschlüsse auf den 
Integrationszustand bzw. – prozess der Europäischen Union gewonnen und ergänzt durch 
die Erkenntnisse der vorangegangen Kapitel. Die erlangten Erkenntnisse werden den drei 
Integrationstheorien (Neo-Funktionalismus, Intergouvernementalismus und Multi-Level- 
Ansatz) jeweils gegenübergestellt und in Form einer Bewertung, sowie Interpretation am 
Ende jedes Kapitels angefügt. 
 
Im Schlussteil erfolgt eine Zusammenfassung der Ergebnisse, deren Gesamtauswertung, 
sowie ein Fazit. 
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2.1 Definition der Europäischen Union 
 
 
„Was ist eigentlich die Europäische Union?“ Diese Frage wurde so oft gestellt, wie sie 
auch verschieden beantwortet wurde und ist direkt mit der Finalitätsdebatte über die EU 
gekoppelt. Die Antworten auf diese immer wiederkehrende Grundsatzfrage bewegen sich 
dann meist zwischen der Feststellung, dass die EU mehr als eine Internationale 
Organisation oder ein Staatenbund sei, aber weniger als ein Bundesstaat/ föderales System 
wäre. Es gibt eine ganze Reihe von Begriffen, um das europäische System zu erfassen, wie 
zum Beispiel „Zweckverband“, „Konkordanzsystem“ oder „Nationalitätenunion“.40 Das 
deutsche Bundesverfassungsgericht (BVerfG) bezeichnet die EU terminologisch neuartig, 
aber innerhalb dieses Spannungsfeldes als „Staatenverbund“41. Für das Verfassungsgericht 
ist dabei der Unionsvertrag zwar die Grundlage für eine immer engere Zusammenarbeit der 
Staaten, bildet aber keine Basis für einen Staat, der auf ein Staatsvolk gestützt ist. 
 
Die politikwissenschaftlichen Definitionen variieren zwischen der Annahme, dass die 
Europäische Union eine politische Einheit „sui generis“ sei und damit kaum in Kategorien 
der Staatlichkeit zu erfassen ist, bis hin zur Gegenposition, dass die EU gar nicht so 
neuartig wäre, obwohl es gewisse Unterschiede zu herkömmlichen Herrschaftsstrukturen 
gibt.42 Sicher ist nur: die EU ist ein politisches System, auch ohne Regierung im 
herkömmlichen Sinne.43 Die European Governance im Mehrebenensystem beschreitet in 
dieser Debatte einen breiteren Weg und geht von Simon Hix‘ These aus, der die EU als: „ 
[…] unique set of multi-level, non-hierarchical and regulatory institutions, and a hybrid 
mix of state and non-state actors” 44 darstellt. Hix liefert eine Definition, die die EU 
wesentlich umfassender und komplexer erfasst als zwischen den Positionen einer 
Internationalen Organisation und eines föderalen Systems und zudem auch die Vorstellung 
des Neuartigen Rechnung trägt. Man kann in dieser Diskussion auch die Haltung von 
                                                 
40 Siehe dazu: TEUBER Jörg (2001): S.27 
41 BUNDESVERFASSUNGSGERICHT (12.10.1993): BVerfG 89, 155: „Maastricht-Urteil“ 1993; Siehe 
dazu auch: KIRCHOF Paul (1994): S.11 
42 BÖRZEL Tanja A. (2005). S.72 und JACHTENFUCHS Markus/ KOHLER-KOCH Beate (2004): S.78 
43 Vgl. JACHTENFUCHS Markus/ KOHLER-KOCH Beate (2004): S.80 
44 HIX Simon (1998): S.39 
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Markus Jachtenfuchs und Beate Kohler-Koch nüchterner betrachten und sie sogar als 
unnötig ansehen: 
 
 „ […], ob die EU eher als internationale Organisation oder als föderales 
System einzustufen ist, ist [...] müßig und führt nur zu der mehr 
ideologischen als analytischen Auseinandersetzung über die wahre Natur 
der EU.“45 
 
Sie halten generell die Überbetonung eines „Sonderfalls EU“ nicht für sinnvoll, weil man 
eine Einzigartigkeit postuliert, welche sich damit einer Generalisierung entzieht. Dagegen 
würde eine Zerlegung der EU in ihre Bestandteile die Möglichkeit eröffnen, einzelne 
Elemente des europäischen Politischen Systems mit bekannten zu vergleichen.46   
 
Die Möglichkeit, so viele verschiedene Perspektiven gegenüber der EU einnehmen zu 
können, lässt den Eindruck einer zusammen gewürfelten europäischen Konstruktion aus 
„alten“ und „neuen“ Komponenten entstehen. Das Gesamtergebnis und der politische 
Verhandlungsablauf für die Prozesse dieses Systems scheinen dagegen neuartig. So fällt 
einem in diesem Zusammenhang die Volksweisheit vom „alten Wein in neuen Schläuchen“ 
ein, aber diese Beschreibung ist zu simpel. 
 
Das politische System der EU ist weder alt noch etwas komplett Neues. Es lässt sich in 
seinen Teilstrukturen in alte Kategorien klassifizieren, aber in seiner Gesamtheit bzw. 
Zusammensetzung muss es in einer neuen Klasse eingeordnet werden. Einer endgültigen 
Definition entzieht sich dieses letzte System noch, ist es doch beständig im Wandel, ohne 
„Masterplan“ und entzieht sich letztendlich immer wieder einer letzten Fixierung. Man 
kann sich dem Phänomen der EU immer nur annähern. So lange das Projekt „Europa“ sein 
Ziel (welches auch immer das sein möge) nicht erreicht, muss man sich noch eine Weile 
gedulden bis eine endgültige Definition möglich ist. 
                                                 
45 JACHTENFUCHS Markus/  KOHLER-KOCH Beate (2003b): S.18 
46 Vgl. ebd. S.18 
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2.2 Definition Integration 
 
 
Der Begriff. „Integration“ leitet sich vom lateinischen „integer“, bzw. „integrare“ ab, was 
„heil, unversehrt machen, wiederherstellen, ergänzen“47 bedeutet. Man kann sich auch auf 
„integratio“, was so viel bedeutet wie „Einbeziehung“48 oder „Wiederherstellung eines 
Ganzen“49 beziehen. Heute wird er allgemein im Sinne von „Einfügung“ beziehungsweise 
„Eingliederung in ein Ganzes“, aber auch als „Anpassung“ oder „Angleichung“ 
verwendet.50 Die deutsche Bundeszentrale für politische Bildung definiert Integration 
verbunden mit dem Ziel der Effizienzsteigerung als: „Zusammenschluss einzelner Teile zu 
einer übergeordneten Einheit, in der die Teile ihre Fähigkeiten und Möglichkeiten besser 
ausnutzen können.“51 
 
Integration ist scheinbar rasch zu fassen, doch die oben genannten Übersetzungen werden 
dem Begriff im Sinne der Politikwissenschaft nicht gerecht. Es gibt für Integration im 
Zusammenhang der EU keine verbindliche Definition. Der Grund für diesen Umstand liegt 
schon in der Diskussion, wo man Integration zu verorten hätte. So stellt Ben Rosamond die 
Frage, ob Integration „ […] an economic or a political phenomen?“52 ist und zeigt auf, wie 
eine ganze Kette von Folgefragen entstehen kann, welche belegen, wie komplex das Thema 
sein kann. In diesem Sinne mahnt Daniel Frei, dass man sich davor „hüten“ sollte, 
Integration einfach als eindimensionales Geschehen zu verstehen und sich das Mehr oder 
Weniger an Integration gewissermaßen auf einer Skala mit den Polen „gar keine 
Integration“ und „vollständige Integration“ vorzustellen.53 Dass dies auch gar nicht 
möglich ist, wird schon deutlich, wenn man sich die Wirkungsfelder von Integration 
genauer betrachtet und ganz verschiedene Blickwinkel dabei ausmachen kann: 54 
                                                 
47 Duden Bd.5 (2007): S.464 
48 NOHLEN Dieter (2005) S.388 
49 Duden Bd.5 (2007): S.464 
50 Siehe dazu: NOHLEN Dieter (2005): S. 388 f.; UNIVERSITÄT HAMBURG (2008): Integration: (Abgerufen: 
28.11.2008); FREI Daniel (1985): S.113 
51 Bundeszentrale für politische Bildung (2009) 
52 ROSAMOND Ben (2000) S.11 
53 Vgl. FREI Daniel (1985): S.114 
54 FREI Daniel (1985): S.114 – S.118 
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1. „Integration als gemeinsame politische Entscheidungsfindung (institutionelle 
Dimension) → Vergemeinschaftlichung der politischen Entscheidungsfindung 
und deren Institutionalisierung; 
2. Integration als gemeinsames Bewusstsein (sozialpsychologische Dimension) → 
Sozialpsychologischer Prozess: politischer Bewusstseinswandel und 
Umgestaltung politischer Normen (Loyalitätsfrage/ – transfer); 
3. Integration als gesellschaftliche Verflechtung (Dimension der Transaktionen) → 
Kontakt zwischen den einbezogenen Gesellschaften: Wirtschaftsbeziehungen, 
grenzüberschreitender Personenverkehr, Informationsströme usw.“ 
 
Alle drei genannten Ebenen sind in der europäischen Integrationsdiskussion und ihren 
Integrationstheorien zu finden, wenn auch verschieden ausgeprägt. So muss man 
Integration als ein riesiges Feld verstehen. In diesem Sinne definierte der neo-
funktionalistische Theoretiker Ernst B. Haas 1958 Integration sehr weit als: 
 
„ […] the process whereby political actors in several distinct national settings are 
persuaded to shift their loyalties, expectations and political actors toward a new 
centre, whose institutions posses or demand jurisdiction over the pre-existing 
national states.”55 
 
Ebenfalls sehr umfassend definieren Beate Kohler-Koch und Martin Schmidberger den 
Prozess der Integration in seinem Wesen und seiner Zielsetzung als: 
 
 „ […] friedliche und freiwillige Zusammenführung von Gesellschaften, Staaten 
und Volkswirtschaften über bislang bestehende nationale, verfassungspolitische 
und wirtschaftliche Grenzen hinweg“.56  
 
Die Grundmotivation einer Integration wird in der Definition von Reinhard Meyers 
expliziter dargestellt:  
 
                                                 
55 HAAS Ernst B. (1958/2004): S.16   
56 KOHLER-KOCH Beate/ SCHMIDBERGER Martin (1996): S.152  
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„ […] ein auf der Ebene des internationalen Systems konsenshaft ablaufender 
Prozeß, in dem die Entwicklung und Verbreitung gemeinsamer Normen, Werte, 
Interessen und Zielvorstellungen zwischen politischen Akteuren über die 
Zwischenstation einer pluralistischen, im Wesentlichen der Aufrechterhaltung 
des Friedens dienenden Sicherheitsgemeinschaft zu einer politischen 
Gemeinschaft führt“.57  
 
Einen weiteren wichtigen Aspekt bringt William Walace ein, der zwischen formeller und 
informeller Integration unterscheidet. Er definiert dabei Integration, als „ […] the creation 
and maintenance of intense and diversified patterns of interaction among previously 
autonomous units.“58 
 
Führt man die wesentlichen Punkte der jeweiligen Definitionen zusammen und führt diese 
schlüssig weiter, so ergibt sich, dass man Integration für Europa so verstehen kann: 
 
Ein konsensorientierter Prozess, der auf verschiedenen politischen, wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen Dimensionen formell oder informell abläuft, welche in Interaktion 
zueinander stehen – dabei muss der erreichte Grad der Integration in den verschiedenen 
Bereichen nicht einheitlich sein. Der Prozess der Integration selber wurde aus einem 
Sicherheitsbedürfnis und ökonomischer Wohlfahrtsteigerung in Gang gesetzt und strebt 
eine Zusammenführung von Staaten zu einer wirtschaftlichen und politischen Gemeinschaft 
zum Gesamtvorteil aller durch die Überwindung von Grenzen an. Dabei können sowohl 
externe Faktoren wie auch nicht-staatliche Akteure als Katalysator wirken.59 
 
In welchem Stadium oder welcher Phase die EU sich in diesem Integrationsprozess genau 
gerade befindet, ist, wie schon dargelegt, ein Streitpunkt der Wissenschaft. Dies drückt sich 
auch in der Vielzahl der europäischen Integrationstheorien aus und erklärt vielleicht nicht 
zuletzt die Popularität des Multi-Level-Governance-Ansatzes im aktuellen 
wissenschaftlichen Diskurs, da er diese Frage umgeht indem er sich ihr entzieht und einen 
gewissen Pragmatismus gegenüber der Europäischen Union ausdrückt. Die Schwierigkeit 
                                                 
57 MEYERS Reinhard (1998): S.440 
58 WALLACE William (1990b): S.9 
59 Abgeleitet aus oben zuvor genannten Definitionen 
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liegt wohl daran, dass man die verschiedenen Aspekte einer Integration doch nicht einfach 
so zusammenfassen kann und man mittels eines einfachen Querschnitts nicht zu einem 
eindeutigen Ergebnis kommt. Betrachtet man die Geschichte der Integration der EU näher, 
wird diese Problematik noch verständlicher. 
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2.3 Integrationstheorien 
 
 
Theorien sind für einen Wissenschaftler ein Kompass in einer Fülle von Informationen. Sie 
ermöglichen es ihm, allgemeine Aussagen zu formulieren, die als Prüfungsmaßstäbe dienen 
und gleichzeitig selber dabei immer wieder in ihrer Gültigkeit bzw. Aussagekraft getestet 
werden können und müssen. Sie leisten damit eine Fülle von Funktionen:60 
 
- Selektionsfunktion: sie helfen aus empirischen Material relevante Daten und Fakten 
auszuwählen 
- Ordnungsfunktion: sie tragen dazu bei, Beobachtungen zu strukturieren und zu 
gliedern 
- Erklärungsfunktion: durch die Selektion und Ordnung der Beobachtungen sollen 
Zusammenhänge, Ursachen und Gründe erklärt werden 
- Operative Funktion: diese so gewonnen Erklärungen sollen helfen, unser Wissen in 
der Praxis anzuwenden 
 
Dabei muss eine Theorie nicht jede Funktion gleich gewichten. Einige Integrationstheorien 
sollen darüber hinaus nicht nur den IST-Zustand erklären, sondern auch dazu befähigen, 
Prognosen über die Entwicklung der Europäischen Union zu ermöglichen.61 
 
Die zwei dominierenden Richtungen der Integrationstheorien sind der Supranationalismus 
(u.a. der Neo-Funktionalismus) und der Intergouvernementalismus (mit der Variante des 
Liberalen Intergouvernementalismus). Die zentrale Unterscheidung beider Denkschulen ist: 
„ […] die Frage, ob der Integrationsprozess ein eigendynamischer, transformativer 
Prozess ist oder nicht.“62 Seit den 1990er ist zu diesen beiden staatszentrierten 
Theorierichtungen der Multi-Level-Governance-Ansatz hinzugekommen, der einen neuen, 
anderen analytischen Zugang zum Integrationsprozess hat. 
                                                 
60 Vgl. BIELING Hans-Jürg/ LERCH Marika (2006b): S.15 f. 
61 Mit einer Prognose tut sich hierbei zum Bsp. der Multi-Level Ansatz als Theorie schwer bzw. gibt keine 
Antwort und lässt die Entwicklung der EU offen. 
62 RITTBERGER Berthold/ SCHIMMELFENNIG Frank (2005): S.23 
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2.3.1 Neo – Funktionalismus 
 
 
Der Neo-Funktionalismus entwickelte sich in den Nachkriegsjahren zum dominierenden 
Referenzpunkt der integrationstheoretischen Debatte. Das Werk „The Uniting of Europe“ 
(1958) von Ernst Haas gehört zu den zentralen Werken der Integrationstheorie. Grundlage 
der neo-funktionalistischen Integrationstheorie von Haas war das Werk „A Working Peace 
System“ von David Mitrany, das bereits in den 40er Jahren erschien und den 
Funktionalismus begründete.63 Alleine durch den Titel der Arbeit von Mitrany kann man 
das Kerninteresse des späteren Neo-Funktionalismus herleiten. Seine Entwicklung muss 
immer im Zusammenhang des Zweiten Weltkrieges, der Bedrohung durch einen dritten, 
atomaren Weltkrieg und dem Bedürfnis nach ökonomischer Wohlfahrtsteigerung gesehen 
werden. Für Haas gilt dabei der Nationalstaat und Nationalismus als zentrale Gefahr für 
Frieden und Menschenrechte. So ist die zentrale Frage des Neon–Funktionalismus von 
Haas auch: 
 
„ […] how and why states cease to be wholly sovereign, how and why they 
voluntarily mingle. Merge and mix their neighbors so as to lose the factual 
attributes of sovereignty while acquiring new techniques for resolving conflicts 
between themselves”64 
 
Mittels Kooperation wollte man mögliche Konflikte einhegen und überwinden. Der 
Nationalstaat sollte überlagert und in seiner Handlungsfähigkeit eingegrenzt werden. Eine 
auf pluralistischen Interessenwettbewerb aufgebaute Mehrebenenkonstellation bot für Haas 
dafür die beste Gewähr.65 Dabei sind supranationale Institutionen, nationale und 
internationale Interessensgruppen die zentralen Akteure beim Neo-Funktionalismus. 
 
In diesem Sinne nahm der Neo-Funktionalismus Robert Schumanns und Jean Monnets 
technokratisch-rationale Politik zur Integration Europas auf.66 Der Fokus liegt beim Neo-
                                                 
63 Siehe dazu: BERGMANN Kristin (2005): S.389 ff. 
64 HAAS Ernst B. (1970): S.610 
65 Vgl. WOLF Dieter (2006) S.74 
66 Siehe dazu: POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.55 f. 
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Funktionalismus daher auf der Integration als Kooperation politisch - technischer Akteure, 
der Schaffung neuer gemeinsamer Institutionen mit entsprechenden übergeordneten 
politischen Kompetenzen sowie einem Transfer von Loyalität. Nicht die Interessen und das 
Handeln selber bilden den Kern der Analyse.67 
 
Der Prozess der neo-funktionalistischen Integration beginnt mit der Zusammenarbeit in 
einem überschaubaren, technischen Bereich. Am Anfang stehen vertragliche Absprachen 
zwischen den beteiligten Akteuren, um ökonomische und technische Probleme in 
Teilbereichen zu lösen. Zu diesem Zweck wird eine supranationale Behörde wie die Hohe 
Behörde des EGKS eingerichtet. Hier werden Fördermengen, Normen für Abbaumethoden 
usw. festgelegt. Experten bilden den Kern der Einigungsbemühungen, beratende Gremien 
sollen die Verbindung zu Interessengruppen gewährleisten. Daraus entsteht ein greifbarer 
Vorteil für alle sowie wechselseitiges Vertrauen. Eine weitere Zusammenarbeit in anderen 
Bereichen ist die logische Schlussfolgerung aus dem positiven Ergebnis. Diese Logik wird 
durch Interessengruppen, die davon profitieren, und den Eigeninteressen der 
supranationalen Institutionen weiter vorangetrieben. 68 Haas faßt diese Entwicklung 
folgendermaßen zusammen: 
 
„Political integration is the process whereby political actors in several distinct 
national settings are persuaded to shift their loyalties, expectations and political 
activities toward a new center, whose institutions possess or demand jurisdiction 
over the pre-existing national states.”69 
 
Der Neo-Funktionalismus beinhaltet als Kernkonzept einen funktionalen Erklärungsmodus 
für einen solchen Integrationsprozess. Funktionale Zwänge führen zur Vergemeinschaftung 
technischer Sektoren. Dies führt zur Supranationalisierung und erzeugt damit zwangsläufig 
Kooperationszwänge, um auch Probleme in Nachbarbereichen zu lösen. Aus 
Funktionserfüllungsnotwendigkeit schreitet die Integration immer weiter voran.70 Diese 
unpolitische und technische Arbeit bleibt damit nicht auf den ursprünglichen Bereich 
                                                 
67 Vgl. WOLF Dieter (2006) S.67 und S.71 
68 Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.55 
69 HAAS Ernst B. (1958/2004): S. 16 
70 Vgl. WOLF Dieter (1999): S.43 
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begrenzt, sondern besitzt eine inhärent expansive Logik. Einmal begonnen, breitet sich die 
supranational vergemeinschaftete Politik weiter aus wie von selbst. Es kommt funktional 
zu einer zunehmenden Vertiefung der Integration durch immer größere 
Kompetenzverlagerungen hin zu den Gemeinschaftsorganen. Dieses sich 
verselbständigende Phänomen bezeichnet man als „spill-over“.71 Leon N. Lindberg 
beschreibt ihn folgendermaßen: 
 
„Spill - over refers to a situation in which a given action, related to a 
specific goal, creates a situation in which the original goal can be assured 
only by taken further actions, which in turn create a further condition and 
a need for more action, and so forth.”72 
 
Wenn einmal ein solches supranationales Projekt begonnen wird, dehnt es sich in seiner 
Dynamik ständig weiter aus und schwappt in immer weitere Bereiche hinein. Dieser „spill-
over“ - Effekt sorgt für Integration anderer verwandter Politikbereiche. So breitet sich die 
Integration von technokratischen Bereichen hin zu politischen Bereichen aus. Dies kann 
ganz ungewollt geschehen und muss nicht gesteuert oder aktiv vorangetrieben werden. 73 
Einmal gestartet führt die Entwicklung nach Haas direkt in eine Politische Gemeinschaft: 
 
“Given all these conditions […] the progression from a politically inspired 
common market to an economic union, and finally to a political union among 
states, is automatic. The inherent logic of the functional process, in a setting such 
as Western Europe, can push no other way.”74 
 
Das Konzept des „spill–over“ wurde von Philippe Schmitter weiter ausdifferenziert in 
einen funktionalen „spill–over“, der einen technischen Integrationssog gegenüber immer 
mehr Sektoren entwickelt; einen politischen „spill-over“, welcher den Loyalitätstransfer 
                                                 
71 Siehe dazu: WOLF Dieter (2006): S.72 und POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.56 
72 LINDBERG Leon N. (1963): S.10 
73 Vgl. WOLF Dieter (2006): S.72 f. 
74 HAAS Ernst B. (1966): S.327 
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beinhaltet und zuletzt den institutionellen „spill-over“, der die Ausweitung der 
Kompetenzen von supranationalen Organen durch Informationsvorsprung beschreibt.75 
 
Mit dem Stillstand der Union nach der Politik de Gaulles in der Mitte der 60er bis hin in 
die 80er wurde das Konzept des „spill-back“ oder auch „spill-back-model“76 eingeführt, 
welcher damit die Möglichkeit der Unterbrechung oder gar des Rückschrittes im 
Integrationsprozess impliziert. Somit wird unter bestimmten Umständen die Logik des 
„spill–over“ durch einen „spill–back“ zeitweise aufgehoben bzw. durch starke 
Nationalismen und Ideologien aufgehalten oder verlangsamt. Die Idee des fortschreitenden 
„spill-over“ wird dadurch aber nicht aufgegeben, sondern nur ergänzt.77  
 
Leon N. Lindeberg und Stuart A. Scheingold ergänzen das „spill-back model“ noch mit 
dem „output-failure model“ und dem „equilibrium model“. Das Konzept des „output-
failure“ beschreibt eine Entscheidungslage, bei der es zwar im wesentliche ein Konsens 
zwischen den beteiligten Akteuren besteht, es aber trotzdem nicht gelingt akzeptable 
Regeln und Vereinbarungen zu erzielen – also keine Einigung erfolgt. Die Umsetzung 
neuer Politiken oder der Ausbau des jeweiligen betroffenen Politikbereichs ist in dieser 
Situation versperrt. Beim „equilibrium“ Konzept wird die institutionalisierte Umsetzung 
von Vereinbarung erfasst. Die europäischen Institutionen können im Rahmen dieser 
Vereinbarungen zwar ihre Kompetenzen ausüben - aber nicht darüber hinaus.78 
 
Begleitet wird dies durch einen Loyalitätstransfer der Eliten hin zum neuen supranationalen 
Zentrum. Dies ist ein natürlicher Vorgang, der parallel zur Integration unbewusst abläuft.79 
Wichtig ist festzuhalten, dass die Loyalitätenübertragung keine Voraussetzung der 
Integration ist, sondern ab einem bestimmten Zeitpunkt eine Konsequenz aus dem 
Integrationsprozess heraus darstellt.80 Es ist quasi ein Lernprozess, den die nationalen 
Eliten durchlaufen. Sie verlagern ihre Erwartungen, Ziele und Ideologien auf die 
                                                 
75 Siehe dazu: SCHMITTER Philippe C. (1969) 
76 Siehe dazu: LINDBERG Leon N./ SCHEINGOLD Stuart A. (1970) S.134 – S.140 
77 Vgl. WOLF Dieter (1999): S.42 
78 Siehe dazu: LINDBERG Leon N./ SCHEINGOLD Stuart A. (1970): S.135 – S.138 
79 Vgl. WOLF Dieter (2006): S.73 
80 Vgl. WOLF Dieter (1999): S.41 
43 
 
supranationale Ebene81. Dieser Vorgang wird im Neo-Funktionalismus als „politischer 
spill-over“ bezeichnet. Haas bringt dafür als Beispiel das Lobbying der Gewerkschaften in 
Brüssel und den Zusammenschluss der sozialistischen Parteien auf europäischer Ebene.82 
 
Der Neo-Funktionalismus baut bei der Integration Europas ganz erheblich auf 
bürokratische, politische und ökonomische Eliten. Diese Koalition nationaler, politischer 
und sozioökonomischer Eliten übertragen ihre Loyalität und Nutzenerwartung zunehmend 
auf die supranationale Ebene und legitimieren und stimulieren den Integrationsprozess.83 
So erfolgt der Übergang von einer wirtschaftlichen zu einer politischen Union. 84 Erklärt 
wird aber diese Entwicklung durch eine Struktur- und Systemnotwendigkeit und nicht aus 
freier Entscheidung der Akteure. Allerdings betont seit den 90ern auch Haas die 
Katalysatorrolle von supra–und transnationalen Akteuren stärker.85  
 
Mit der Loyalitätsübertragung durch die Einbindung in die Prozesse der EU tritt 
gleichzeitig auch ein Wandel in der Interessensvertretung der gesellschaftlichen Gruppen 
ein: 
  
„ […] government policy-makers and civil servants are involved 
increasingly in the new system of decision-making: attend meetings of 
experts, draft plans, and participate in an over-all joint decision-making 
pattern. Similarly, as the locus of decision-making changes, so will the 
tactics of groups and individuals seeking to influence the decision-making 
process. They may oppose the change, but once made they will have to 
adjust to it by changing their tactics, or their organization, or both, to 
accommodate to the new situation.”86 
 
                                                 
81 Siehe dazu: HAAS Ernst B. (1958/2004): S.287 
82 Siehe dazu: ebd.: S.291 f. 
83 Siehe dazu: HAAS Ernst B. (1958/2004): S.13 f. 
84 Vgl. WOLF Dieter (2006): S.73 
85 Vgl. WOLF Dieter (1999): S.44 
86 LINDBERG Leo N. (1963): S.7 
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Die Eliten passen sich dem System an und werden so vom „spill-over“ erfasst. Sie geraten 
damit in den Sog der Integration – die Eliten werden zu Antreibern und Getriebenen des 
Prozesses.  
 
Nach dem Neo-Funktionalismus sollte dabei „ […] die Zustimmung der Bevölkerung […] 
allenfalls Ergebnis, nicht Voraussetzung der Integration sein“87. Der Neo-Funktionalismus 
ist auf Effizienz und Problemlösungen fixiert. Die Rechtfertigung der Union begründet 
diese Integrationstheorie in ihrem Output für die Bürger. Die Input Orientierung wird dabei 
vernachlässigt - also wie Herrschaft in ihre Position gekommen ist.88  
 
 
                                                 
87 POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.56 
88 Vgl. FREMBGEN Christine/ FRIEDRICH Elisabeth/ HOLDAU Sarah: http://www.rossleben2001.werner-
knoben.de/doku/kurs73web/node4.html; (Abgerufen: 14.07.09) 
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2.3.2 Intergouvernementalismus 
 
 
Mit der Politik des „leeren Stuhles“ 1965 Charles de Gaulles und des daraus folgenden 
Luxemburger Kompromisses 1966 „ […] war der europäische Zug auf das Gleis der 
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit umgeleitet worden.“89 Die Kommission wurde vom 
„Motor“ der Integration zur deren „Moderator“ herabgestuft.90 Dies hatte natürlich auch 
Folgen für die Integrationsforschung. Der Neo–Funktionalismus geriet unter heftige Kritik 
und der Intergouvernementalismus als Gegenpol auf den Plan. Diese Kritik wurde später 
durch die Ölkrise in den 70ern gestärkt. Seine Kritikpunkte am Neo–Funktionalismus 
umfassen im Wesentlichen:91 
 
 „dass Prozesse sich von der Politik entkoppeln, technisieren und ein förderales 
System entstehen lassen würden“92 
 „die Nichtmiteinbeziehung von externen weltpolitischen Einflüssen, wie der 
Ost-West – Konflikt“93 
 „dass zwischen verschiedenen Politikbereichen nicht differenziert und kein 
Unterschied gemacht wird auf ihre Eignung für einen Integrationsprozess“94 
 „die Unterschiedlichkeit der Nationalstaaten und deren Widerstand gegen 
Kompetenzverlagerungen auf eine supranationale Ebene“95 
 
Der Intergouvernementalismus stellt mit dieser Kritik wieder den Nationalstaat in den 
Vordergrund der Integration, und seine Fragestellung richtet sich deshalb „ […] auf die 
Wahrscheinlichkeit von internationaler Kooperation und damit auf die Wahrscheinlichkeit 
der Bildung gemeinsamer Institutionen.“96 Damit richtet sich der Blick des 
                                                 
89 BRUNN Gerhard (2002): S.173 
90 Vgl. WESSELS Wolfgang (2008): S.74 
91 HOFMANN Stanley (1982): S.29 f. 
92 Siehe dazu auch: HOFFMANN Stanley (1966) 
93 Siehe dazu auch: HOFFMANN Stanley (1963) 
94 Siehe dazu auch: HOFFMANN Stanley (1966) 
95 Siehe dazu auch: HOFFMANN Stanley (1964) 
96 WOLF Dieter (1999): S.60 
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Intergouvernementalismus weg von technischen Prozessen wieder auf politische Prozesse 
im Sinne: „There is no escape from politics“97 
 
Die geistige Perspektive des Intergouvernementalismus ist im Realismus zu verorten. Er ist 
jedoch nicht einfach als ein Ableger der realistischen Schule zu begreifen, sondern „ […] 
als eine spezifische Variante eines historischen-soziologischen Realismus […] “98 Das 
bedeutet, dass das Verhalten der Staaten bei ihm individuell gesehen wird - mit ihren 
verschiedenen historisch gewachsenen Ausprägungen wie Traditionen, Bürokratien, 
Politikstilen, geopolitischen Interessen usw., sowie die Miteinbeziehung der Führungskraft 
der jeweiligen Politiker und der spezifischen nationalen Interessen.99 Die Nationalstaaten 
sind die einzig relevanten Akteure in der Geschichte geblieben: 
 
„The nation has survived as the centre of political power and the focus of the 
citizens’ allegiance; nationality remains the basis of citizenship, the main 
countervailing force that resists all the dissolvents of community”100 
 
Nach dem Intergouvernementalismus sind damit die Mitgliedstaaten im Integrationsprozess 
- sowohl bei der Einrichtung als auch täglichen Funktionieren internationaler 
Organisationen - die dominanten Akteure.101 Sie gestalten die europäische Integration nach 
ihren nationalen Zielen und Interessen: 
 
„ […] both […] an incipient instance of ‘interest group politics’, of ‘domestics of 
the community’ and […] a continuing example of traditional interstate 
politics”102 
 
Die beiden Hauptinteressen der Staaten sind bei dem europäischen Integrationsprozess 
Europas Stärke und Position in der internationalen Politik wieder zu erlangen und 
gleichzeitig die eigene Stärke und Souveränität zu behaupten. Letzteres Interesse hat vor 
                                                 
97 HOFFMANN Stanley (1964): S.1277 
98 BIELING Hans-Jürgen (2006): S.92 
99 Vgl. BIELING Hans-Jürgen (2006): S. 92 
100 HOFFMANN Stanley (1982): S.21 
101 Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.60 
102 HOFFMANN Stanley (1963): 529 
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ersterem den Vorrang bei den Staaten.103 Doch nicht nur nationaler Egoismus setzt der 
Integration Grenzen, sondern auch ihre gesellschaftlich – kulturelle Individualität wie z.B. 
ihre nationale Bürokratie oder die nationalstaatliche Identität. Diese Rahmenbedingungen 
beeinflussen auch das Verhalten von nationalen Politikern. Hinzu kommen noch externe 
Akteure und Einflüsse (wie z.B. die USA oder Russland), welche sich auf die 
Integrationsprozesse begrenzend auswirken.104 Damit stellt Hoffman dem spill–over-
Konzept eine „logic of diversity“ entgegen.105 
 
Der Integrationsprozess in Europa wurde überhaupt erst unter dem Eindruck des Kalten 
Krieges und des Zweiten Weltkrieges möglich. Er führte dazu, dass sich die Interessen der 
Nationalstaaten neu definierten und partiell angenähert haben - und ermöglichte somit erst 
eine solche Kooperation.106 Der Prozess der europäischen Integration beginnt demnach aus 
einer Notwendigkeit, die sich aus den Anforderungen des weltpolitischen Kontextes ergibt. 
Der Nationalstaat behält dabei noch ausreichend Handlungsspielräume und 
Wahlmöglichkeiten in seiner Politik.107 Aus diesen Grundfeststellungen lässt sich ableiten, 
dass die EU hinreichend ähnlich mit anderen Internationalen Organisationen im Rahmen 
internationaler Politik ist – folglich: „ […] entsteht nicht ein neuer Typus transnationaler 
Innenpolitik, sondern nur - eine institutionell verregelte - Form internationaler Politik.“108 
Europa kann nach Hoffmann auch nicht einfach den Nationalstaat ersetzen, da man nicht 
die nationalen Vergangenheiten überwinden kann, und der Wille dazu auch fehlt, eine 
europäische Zivilgesellschaft im Sinne eines Volkes zu begründen.109 
 
Ähnlich wie im Funktionalismus führt nun die Regulierung oder Lösung politischer 
Probleme zum Aufbau formalisierter Kooperationsstrukturen. Sie sollen als Zweckverband 
die Problemlösungskapazität und administrativen Ressourcen der Staaten im Sinne der 
Bearbeitung spezifischer Kooperationsaufgaben zusammenfassen. Verbesserte Effizienz, 
Erzielung von Kooperationsgewinnen, Effektivierung staatlicher Handlungsinstrumente 
                                                 
103  Vgl. HOFFMANN Stanley (1963): S.546 
104 Siehe dazu auch: BIELING Hans-Jürgen (2006): S.99 f. 
105 Siehe dazu: HOFFMANN Stanley (1966): S,881 und S.869 ff. 
106 Vgl. BIELING Hans-Jürgen (2006): S.98 f. 
107 Vgl. HOFFMANN Stanley (1966): S.889 
108 BIELING Hans-Jürgen (2006): S.101 
109 Siehe dazu: HOFFMANN Stanley (1979): S. 1 –S.4 
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und Vermeidung von Transaktionskosten bestimmen die Kooperation der Mitgliedstaaten. 
Diese Kostenrechnung führt oft zu suboptimalen Problemlösungen im Integrationsprozess. 
Da alle relevanten politischen Entscheidungen für Europa durch einen Filter von Interessen 
der Regierungen und Führungspersönlichkeiten im intergouvernementalen 
Verhandlungsprozess müssen, bleibt die Reichweite und Gestaltungskraft Europas 
gering.110 Zudem bestehen die staatlichen Kernfunktionen, die sogenannten „high politics“ 
(wie z.B. der Außen- und Sicherheitspolitik), außerhalb des Integrationsprozesses weiter.111 
Der Integrationsprozess vollzieht sich nach Hoffmann im Wesentlichen im Sektor der 
Wirtschafts- und Wohlfahrtspolitik - dort findet auch der spill-over statt. Der Staat kann 
hier in seinem Handeln zwar eingeschränkt, aber nicht entmündigt werden.112 Entsprechend 
sind die EU-Organe unterentwickelt und haben zusätzlich ohnehin keinen besonderen 
Rückhalt in der Bevölkerung. 
 
Die EU unterminiert somit nicht die Nationalstaaten und ihre Politiker, wie das nach dem 
Neo-Funktionalismus geschehen soll. Ganz im Gegenteil, die Integration stärkt ihre 
Position und hat den Nationalstaaten die Möglichkeit einer Erneuerung gegeben, da sie sich 
den internationalen Herausforderungen gemeinsam stellen und sich anpassen konnten.113 
Das folgende Zitat von Hoffmann fasst diesen Sachverhalt komprimiert zusammen: 
 
„Thus the nation-state survives, preserved by the formidable autonomy of 
politics, as manifested in the resilience of political systems, the role of leaders 
who believe both in the primacy of ‘high politics’ over the kind of managerial 
politics suspseptible to functionalism, and the primacy of the nation, struggling in 
the world of today, over any new form, whose painful establishment might 
require one’s lasting withdrawal from the pressing and exalting daily contest.”114 
 
Mit dem Liberalen Intergouvernementalismus kam in den 90ern eine neue Variante des 
Intergouvernementalismus auf. Andrew Moravcsik als wichtigster Vertreter dieser 
Integrationstheorie richtete den Intergouvernementalismus auf drei Aspekte aus: „ […] the 
                                                 
110 Vgl. BIELING Hans-Jürgen (2006): S.100 ff. 
111 Vgl. HOFFMANN Stanley (1965) S.90 
112 Siehe dazu: HOFFMANN Stanley (1965): S.87 f. und S.93 
113 Vgl. HOFFMANN Stanley (1982): S.21 und S.35 
114 HOFFMANN Stanley (1966): S.901 
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assumption of rational state behaviour, a liberal theory of national preference formation, 
and an intergouvernmentalist analysis of interstate negotiation.“115 Aus diesem Blickwinkel 
beschreib Moravcisk auch dann den europäischen Integrationsprozess: 
 
„Die EU-Integration ist am besten als eine Serie rationaler Wahlhandlungen 
nationaler Staats- und Regierungschefs zu verstehen. Diese Wahlhandlungen 
reagierten auf Zwänge und Opportunitäten, die auf die ökonomischen Interessen 
mächtiger gesellschaftlicher Gruppen, die relative Macht jedes Staates im 
internationalen System, und die Rolle von Institutionen als Verstärkung der 
Glaubwürdigkeit zwischenstaatlicher Verpflichtung zurückgingen.“116 
 
Der Staat wird nicht mehr als einheitlicher Akteur gesehen, „ […] sondern als Produkt 
gesellschaftlicher Machtverhältnisse […] “117 Es kommt so innerstaatlich zu einer liberalen 
Präferenzbildung.118 Dies ist ein wesentlicher Unterschied zum klassischen 
Intergouvernementalismus, bei dem die Staaten unabhängig von innenpolitischen 
Interessen ihre Außenpolitik gestalten. Die außenpolitischen Präferenzen sind „ […] nur als 
Spiegel des Kräfteverhältnisses gesellschaftlicher Interessensgruppen zu betrachten.“119 
Der liberale Intergouvernementalismus räumt den Staaten zwar einen gewissen Spielraum 
ein, eigene Interessen in Verhandlungen einzubringen, doch ist dieser begrenzt. Dieser 
Spielraum muss immer wieder neu gesteckt werden gegenüber den gesellschaftlichen 
Interessengruppen, und welche Koalitionen mit ihnen gebildet werden können.120 Eine 
solche Präferenzbildung erfolgt Sektor- und problemspezifisch, welche durch ein Kosten-
Nutzen-Kalkül geprägt ist. Soweit die EU ökonomisch dominiert ist, sind die 
Integrationspräferenzenen auch durch ökonomische Gruppen bestimmt. Öffnet sich die 
Union aber neuen Politikbereichen (außenpolitisch, innenpolitisch etc.) werden auch andere 
gesellschaftliche Gruppen ihre Interessen auf der europäischen Ebene einbringen.121 Da 
dies aber noch nicht geschehen ist, sieht der liberale Intergouvernementalismus die EU nur 
                                                 
115 MORAVSIK Andrew (1993): S.480 
116 MORAVSIK Andrew (1998): S.18 
117 BIELING Hans-Jürgen (2006): S.174 
118 Siehe dazu: MORAVSIK Andrew (1993): S.481 
119 POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.62 
120 Siehe dazu: MORAVSIK Andrew (1993): S.483 –S.485 
121 Vgl. RITTBERGER Bethold/ SCHIMMELFENNIG Frank (2005): S.28 
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als „ […] ein sehr erfolgreiches und weit entwickeltes internationales Regime zum 
Management ökonomischer Interdependenzen durch verhandelte policy-Koordination (sic) 
[….] “122 
 
Diese Verhandlungen werden frei von militärischen oder anderen Formen von Druck 
geführt, denn hohe Kosten durch Konflikte sollen vermieden werden. Die Verhandlungen 
sind informationsreich und die Kommunikation verursacht niedrige Kosten. Es besteht die 
Option, eine ganze Reihe von Vorschlägen und Gegenvorschlägen einzubringen, sowie 
auch Side-payments und Linkages. Die Transaktionskosten sind dabei ebenfalls niedrig. 
Generell wird der Wille zur Kooperation durch die jeweilige Interessenkonvergenz der 
Staaten bestimmt, doch ist die relative Machtposition in diesen Verhandlungen 
entscheidend. Sie gründet sich auf die jeweilige Präferenzintensität innerhalb der Staaten 
und diese wiederum ist davon abhängig, wie stark der innenpolitische Druck ist, Ergebnisse 
zu erzielen: 
 
„ […] je stärker eine Regierung auf eine zwischenstaatliche koordinierte Politik 
angewiesen ist und damit die Kosten für eine autonome Politik als hoch 
veranschlagt, desto intensiver ist ihre Präferenz, desto schwächer ihre relative 
Machtposition und desto größer ihre Bereitschaft zu Konzessionen.“123 
 
Das aber nicht nur die innenpolitische Stärke eines Staates bei Verhandlungen zum Tragen 
kommt, zeigen nach der Ansicht des liberalen Intergouvernementalismus deutlich die 
Ergebnisse im Rahmen der EEA, welche den kleinsten gemeinsamen Nenner der „großen 
Drei“ (Deutschland, Frankreich und Großbritannien) widerspiegelt. So kann man die 
Impulse und Grenzen der Entwicklung der EU bis 1992 nach dem liberalen 
Intergouvernementalismus bestimmen: „ […] the relative power of member states and the 
convergence of their national policy preferences.“124 
 
                                                 
122 WOLF Dieter (1999): S.62 
123 STEINHILBER Jochen (2006): S.180 
124 MORAVSIK Andrew (1991): S.49 
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Dass man dennoch zu Ergebnissen kommt, die mehr als der kleinste gemeinsame Nenner 
sind, wird durch zwei Faktoren möglich gemacht:125 
 
1. Koalitionen durch Staaten, die andere Staaten, die nicht kooperieren, mit einer 
Ausschlussdrohung unter Zugzwang setzen, um zusätzliche Kosten durch eine 
Isolierung zu verhindern. 
 
2. die Verknüpfung von unterschiedlichen Verhandlungsgegenständen im Sinne von  
linkages, package deals oder side payements. Diese Option ist aber nur sehr 
begrenzt möglich. 
 
Bei diesen Verhandlungen haben supranationale Akteure nach dem liberalen 
Intergouvernementalismus kaum Einfluss. 
 
Auch der Intergouvernementalismus blieb nicht frei von Kritik, einige zentrale Punkte 
beider Varianten sollen hier kurz genannt werden: Die Einteilung von „high“ und „low“ 
politics beim klassischen Intergouvernementalismus wurde stark angegriffen als nicht 
ausreichend gerechtfertigt oder zu statisch.126 Beim liberalen Intergouvernementalismus 
wird die Präferenzbildung ganz besonders in Zweifel gezogen, da viele Faktoren eines 
politischen Systems nicht berücksichtig werden. 127 Am vehementesten wird beim 
klassischen und liberalen Intergouvernementalismus die staatszentrierte Perspektive 
kritisiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
125 Vgl. STEINHILBER Jochen (2006): S.182 
126 Siehe dazu: HAAS Ernst. B. (1970) und O´NEILL Michael (1996) 
127 Siehe dazu: STEINHILBER Jochen (2006): S.190 f. 
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2.3.3  Multi-Level-Governance-Ansatz 
 
 
Wenn man sich mit dem Multi-Level-Governance-Ansatz beschäftigt, muss man sich 
zuerst den Begriff der Governance ansehen. Beim Governance-Konzept handelt es sich um 
eine vielschichtige und in unterschiedlichen Kontexten verwendete Analyseperspektive.128  
Der Begriff Governance wurde in der Ökonomie geprägt. In der Wirtschaftswissenschaft 
wird inzwischen von corporate governance (Institutionsökonomie) gesprochen. Die 
Existenz von Regeln und die Art und Weise der Regeldurchsetzung im Wirtschaftsprozess 
werden mit dem Governance-Begriff erfasst. In der Politikwissenschaft wurde der Begriff 
zuerst im Teilgebiet „Internationale Beziehungen“ verwendet. Von dort aus breitete sich 
der Governance – Begriff auf andere Felder kollektiven Handelns aus, und zwar auf solche 
innerhalb und außerhalb des Staates.129 Von Governance wird vor allem dort gesprochen, 
wo individuelle Interaktionen und soziale Transaktion systematischen Handlungsmustern 
und Regeln folgen.130 
 
Governance meint somit nicht nur die bloße Tätigkeit des Regierens, Lenkens bzw. 
Steuerns und Koordinierens, sondern auch die Art und Weise, wie dies geschieht. Der 
Begriff verweist neben den prozessualen Aspekten des Regierens hinaus auf strukturelle, 
funktionale und instrumentale Elemente. Somit kann der Begriff für die Politikwissenschaft 
den Gesamtzusammenhang von politiy (Institutionen), politics (Prozesse) und policy 
(Politikinhalte) erfassen.131 In der wichtigsten politischen Organisationsform „Staat“ ist das 
Zusammenwirken mit der Zivilgesellschaft bei der Regelung kollektiver Sachverhalte im 
gemeinschaftlichen Interesse das besondere Kennzeichen von Governance. Dieses 
„Zusammenwirken“ heißt hier aber nicht, dass kollektive Sachverhalte nur in direkter 
Kooperation von staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren stattfänden. Das Neben- und 
Miteinander von Regelungsformen, die von rein staatlichen bis hin zu rein 
zivilgesellschaftlichen reichen, machen Governance im modernen Staat aus. Die 
                                                 
128 Vgl. KNODT Michèle/ HÜTTMANN Martin G. (2006): S.228 
129 Vgl. BENZ Arthur (2004): S.15 ff. 
130 Vgl. GEIGER Stephanie (2005): S.25 
131 Vgl. BRÖCHLER Stephan / BLUMENTHAL Julia von (2006b): S.9 
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wichtigsten Komponenten von Governance, geordnet auf einem Kontinuum von rein 
staatlichen zu rein zivilgesellschaftlichen Regelungen, sind:132 
 
(a) staatliche Bürokratien (horizontale und vertikale Politikverflechtung), 
(b) Politiknetzwerke (Staat primus inter pares/ Neokorporatismus), 
(c) Selbstregelung (Private Regierung), 
→ Für alle drei Komponenten haben Verhandlungen eine entscheidende Bedeutung.  
 
Die Folge: „Governance becomes organized through multiple jurisdictions and can no 
longer be understood as a central state monopoly.“133 
 
Der Multi-level-Governance-Ansatz (MLG) schließt an den Governance Begriff an und 
ein: 
 
„Es ist kaum überraschend, dass der […] Governance-Begriff auf die Europäische 
Union angewandt worden ist, scheint doch das Wesen von European Governance, das 
sich mit >>Regieren im Europäischen Mehrebenensystem<< übersetzen lässt […], am 
ehesten zu erfassen.“134  
 
Der gedankliche Ausgang vom Governance-Begriff ermöglicht somit einen anderen 
analytischen Zugang zur europäischen Integration als die klassischen Ansätze. Der MLG-
Ansatz geht davon aus, dass die Europäische Union ein eigenständiges politisches System 
und nicht ein intergouvernementalistisches Verhandlungsregime ist.135 Nach Tömmel zeigt 
die Struktur der EU, dass es ein Mehrebenensystem sein muss:  
 
„Insgesamt ist die EU […] als ein Verflechtungssystem par excellence zu werten, 
wobei die Politikverflechtung zwischen den Ebenen sowohl die zentralen Organe der 
EU strukturiert als auch deren gesamte Substruktur ebenso wie die erweiterte 
                                                 
132 Vgl. MAYNTZ Renate (2004): S.68 ff. 
133 BACHE Ian/ FLINDERS, Mattew (2004): Foreword 
134 Vgl. BÖRZEL Tanja A. (2005): S.79 
135 Vgl. KNODT Michèle/ HÜTTMANN Martin G. (2006): S.229 
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Systemstruktur durchzieht. Dieses Verflechtungssystem bildet die strukturelle 
Grundlage des Verhandlungssystems der EU.“136 
 
Daraus ergibt sich nach Tömmel weiter: 
 
„ […], dass die EU in ihrer Struktur auch ein Mehrebenensystem sein muss; sind 
doch Verflechtungs- und Verhandlungssystem inhärent mit einer 
Mehrebenenstruktur verknüpft.“137 
 
Dieses Mehrebenensystem bedeutet in seiner Konsequenz, dass die Kompetenzen der EU 
auf verschiedenen Ebenen angesiedelt sind.138 Der staatszentrierte Ansatz wird durch 
einen akteurzentrierten Ansatz ersetzt:  
 
„Die Regierungen der Mitgliedstaaten verfolgen auf europäischer Ebene 
natürlich weiterhin ihre nationalen Interessen und Ziele, stehen dabei aber in 
Konkurrenz zu ökonomischen, gesellschaftlichen und vor allem auch 
supranationalen Akteuren wie der Kommission oder auch Vertretern des 
Europäischen Parlaments.“139 
 
Damit hat der Staat zwar immer noch eine zentrale Rolle im europäischen 
Mehrebenensystem, aber er kann nicht ohne die Unterstützung anderer Akteure 
seinen Funktionen nachkommen:  
 
„In short, the locus of political control has changed. Individual state sovereignty 
is diluted in the EU by collective decision-making among national governments 
and by the autonomous role of the European Parliament, the European 
Commission, and the European Court of Justice.“140 
 
Der Multi-Level-Governance-Ansatz konstituiert jedoch keine geschlossene 
Integrationstheorie. Es geht dabei weniger um eine Erklärung der institutionellen 
                                                 
136 TÖMMEL Ingeborg (2006): S.251 
137 ebd.: (2006): S.251 
138 Vgl. JACHTENFUCHS, Markus/ KOHLER-KOCH, Beate (2004): S.91 
139 KNODT Michèle/ HÜTTMANN Martin G. (2006): S.226 
140 MARKS Gary/ HOOGEHE Liesbet/ BLANK Kermit (1996): S.342 f. 
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Entwicklung der Union als vielmehr um die Prozesse und Auswirkungen europäischer 
Politik. Supranationale und nationale Politik können dabei nicht mehr als exklusive 
voneinander unabhängige Sphären verstanden werden, sondern müssen vielmehr in ihrem 
vielfältigen Zusammenspiel analysiert werden.141 
 
Die verschiedenen Theorien zu einem solchen Mehrebenensystem bestehen aus 
Beobachtungen und Vermutungen. Katharina Holzinger fasst diese auf neun Hypothesen 
zusammen:142 
 
1. Durch die Zahl der Akteure, Handlungsebenen, unterschiedlichen Traditionen 
(Recht u.a.) und Stile (Verwaltung, Politik u.a.) der Mitgliedstaaten usw., ist der 
Umfang und die Notwendigkeit von Koordination im europäischen 
Mehrebenensystem größer als in anderen politischen Systemen 
 
2. Neuartige Typen von Akteuren entstehen an den Schnittstellen der 
Handlungsebenen im Mehrebenensystem. Sie sind „Gatekeeper“ zu den 
Politikarenen, Schlüsselfiguren beim Informationstransfer und Repräsentanten ihrer 
Organisationen auf europäischer Ebene. Erhebliche Macht ist bei diesen 
Schnittstellen konzentriert und verleiht den „Schnittstellenakteuren“ einen hohen 
Einfluss. 
 
3. Das Mehrebenensystem ermöglicht zusätzliche Strategien gegenüber der oberen 
Ebene, um Verhandlungsmacht zu gewinnen oder Forderungen der Wählerschaft 
bzw. anderer Akteure abzuweisen. 
 
4. Besonders die Bildung „advocacy coalitions“ ist eine Option, die das 
Mehrebenensystem auszeichnet. Es werden damit Koalitionen mit anderen 
Mitgliedstaaten sowie in ihrer Erweiterung auch mit gesellschaftlichen Akteuren 
möglich. 
 
                                                 
141 BENZ Arthur (2003): S.319 
142 Vgl. HOLZINGER Katharina (2005): S.141 f. 
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5. Es gibt eine erhöhte Zahl von Zugängen zum politischen System der EU. Der 
Nationalstaat kann als Ebene von Interessengruppen, Regionen oder Organen der 
EU umgangen werden. Der Staat verliert damit seine zentrale Mittlerrolle. 
 
6. Probleme, negative Nebeneffekte oder Verantwortung können von einer Ebene auf 
die andere verwiesen werden („blame shifting“). 
 
7. Intermediäre Akteure stehen im Mehrebenensystem vor Strukturproblemen, die eine 
vertikale Differenzierung erfordern, die den politischen Handlungsebenen 
entsprechen. Damit sind Dachorganisationen der Interessensverbände oder von 
Parteien u.a. gemeint - der Erfolg dabei ist bisher ernüchternd. 
 
8. Im Mehrebenensystem sind die Interessen der jeweiligen Wählerschaft dominant 
gegenüber den kollektiven Interessen der EU, wenn diese direkt konfrontiert 
werden. Dies ist der Fall, wenn Entscheidungen durch die Mitgliedstaaten ratifiziert 
werden müssen oder die jeweiligen Verhandlungsführer einer anderen Kontrolle 
durch die Wählerschaft unterworfen sind. Verhandlungen erhalten einen 
strategischen Charakter anstatt einer kollektiven Problemlösungsorientierung. 
 
9. Mehrebenensysteme weisen mehr Veto-Punkte auf als Einebenensysteme. Je mehr 
Konsens gefordert ist, desto schwieriger werden die Verhandlungen. Die Forschung 
hat aber auch gezeigt, dass die Diffusion und der Transfer von erfolgreichen 
Politiken, sowohl vertikal und horizontal zwischen den Mitgliedstaaten erfolgt. Sie 
bieten günstige Rahmenbedingungen für „Policy-learning“ und können zusätzlich 
einen Wettbewerb um Problemlösungen zwischen den Mitgliedstaaten auslösen. 
 
Eine Mehrebenenverflechtung entsteht im Sinne des MLG, wenn Akteure aus 
verschiedenen Ebenen darauf angewiesen sind, ihre Aufgaben gemeinsam zu koordinieren 
und gemeinsame Entscheidungen zu erreichen. Diese Koordinationsleistung ist durch 
Anpassung, Wettbewerb oder durch hierarchische Steuerung möglich. Verflechtungen von 
Ebenen entstehen durch ausgehandelte Entscheidungen. Mehrebenenverflechtungen sind 
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somit im Kern Verhandlungssysteme.143 So können Europäische Akteure bei der 
Durchsetzung verbindlicher Regeln nur begrenzt auf hierarchische Koordinationsformen 
zurückgreifen, da eine sanktionsbewehrte Zentralmacht fehlt.144  
 
Die EU muss flexibel sein, um mögliche Probleme zu erörtern und zu lösen. Diese 
Flexibilität ermöglicht erst den subnationalen Akteuren den Einfluss auf die Politik und 
lässt ein komplexes Mehrebenensystem entstehen. Man kann es auch als „Network 
Governance“ bezeichnen, ein System, welches sich durch flexibles Handeln auf mehreren 
Ebenen auszeichnet, im Gegensatz zu statischen Konzepten wie dem Pluralismus.145 Dies 
bedeutet: 
 
„Multi-Level governance is thus not controlled from above as tends to be rule in 
hierarchical systems. This absence of authority, coupled with the search for the 
definition of competencies, or the management of overlapping competencies and 
jurisdictional boundaries, creates institutional exchange that are typically ad hoc and 
designed differently for each specific matter.”146 
 
Folglich sind damit die staatlichen Akteure nicht mehr alles entscheidend, und die 
Dominanz einer staatszentrierte Sicht muss aufgegeben werden. Eine mehr oder weniger 
große Anzahl von Akteuren ist je nach Entscheidungsgegenstand an den verschiedenen 
Politikfeldern beteiligt. Die Regierungen der Mitgliedstaaten verfolgen zwar weiter ihre 
nationalen Interessen im europäischen Entscheidungsprozess, aber sie stehen dabei in 
Konkurrenz zu ökonomischen, gesellschaftlichen und vor allem auch supranationalen 
Akteuren wie Kommission oder Europäischem Parlament.147 
 
Damit resultiert aus dem Integrationsprozess der EU eine substanzielle Abgabe von 
politischer Macht für die nationale Exekutive. Die Regierung ist dann freiwillig dazu 
bereit, wenn bei ihr eine Einsicht in die effizientere Problemlösungskapazität der 
supranationalen Ebene besteht oder unpopuläre Entscheidungen auf die EU abgewälzt 
                                                 
143 BENZ Arthur (2003): S.319 
144 Vgl. BÖRZEL Tanja A. (2005): S.79 
145 Vgl. KOHLER-Koch, Beate/ RITTBERGER Berthold (2006): S.9 f. 
146 PETERS Guy/ PIERRE Jon (2004): S.83 
147 Vgl. KNODT Michèle/ HÜTTMANN Martin G. (2006): S.230 
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werden können. Ist die Übertragung von Zuständigkeiten einmal erfolgt, so haben die 
Mitgliedstaaten nur mehr geringe Einflussmöglichkeiten im täglichen 
Entscheidungsprozess.148 Zusätzlich bringen die supranationalen Entscheidungssysteme 
einen weiteren deutlichen Machtverlust für die Mitgliedstaaten mit sich. Entscheidungen 
mit Einstimmigkeit sind nur noch auf wenige Bereiche beschränkt. Es gibt immer mehr 
Mehrheitsentscheidungen, die damit eindeutige Gewinner und Verlierer im Sinne des 
„Nullsummen-Spiels“ generieren.149 
 
Nach dem MLG kann man sagen: „Weder sind Staaten die alleinigen Herren des 
europäischen Politikprozesses, noch sind sie durch supranationale Organe 
fremdbestimmt.“150 Europäische Politikgestaltung wird damit zu einem Prozess mit  
verschiedenen  Steuerungslogiken und kollektiver Interessensabstimmung durch 
Verhandlungen in einem System mit „variabler Geometrie“. Dies macht das Konzept des 
„Regierens im Mehrebenensystem“ zu einem dynamischen System.151 Eine umfassende 
und allgemeine Theorie, wie die Steuerung in einem solchen Mehrebenensystem erfolgt, 
gibt es bisher allerdings nicht.152Außerdem zeigt der Mehrebenen-Ansatz keine 
integrationspolitische Finalität auf: „MLG is about fluidity, the permanence of uncertainty 
and multiple modalities of authority – suggesting an association with postmodernity“153 
Auch der MLG-Ansatz ist nicht frei von Kritik. So wird ihm vorgeworfen, nichts 
theoretisch Neues zu sein und nur bestehende theoretische Annahmen verschmolzen zu 
haben. Außerdem bietet der Ansatz keine kausalen Faktoren zur Erklärung der 
europäischen Integration als solche. Auch wird die Rolle der subnationalen Akteure durch 
den MLG überschätzt, und der Blick wäre auf das Gebiet der „low politics“ beschränkt. 
Die Bedeutung der internationalen Ebene, Sicherheits- und Verteidigungspolitik werden 
ausgeblendet. Zu guter Letzt wird dem MLG eine top-down Perspektive vorgeworfen, die 
den Regionen und subnationalen Akteuren eine passive Rolle zuweist.154 
 
                                                 
148 Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.65 
149 Vgl. KNODT Michèle/ HÜTTMANN Martin G. (2006): 233 
150 Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.65 
151 Vgl. IMIG Doug/ TARROW Sidney  (2003): S.130 
152 Vgl. HOLZINGER Katharina (2005): S.142 
153 ROSAMOND Ben (2000): S.111 
154 Vgl. KNODT Michèle/ HÜTTMANN Martin G. (2006): S.235 ff. 
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Abbildung 3: Übersicht Integrationstheorien – eigene Tabelle 
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3. Ursprung und Definition Lobbyismus 
 
 
Wenn man von Lobbyismus spricht, spricht man auch immer von Interessen. Bernhard 
Claußen erfasst Interesse als ein zentrales Moment der Menschheit: 
 
„Das menschliche Interesse ist eine Konstellation aus triebmäßigen wie 
kultivierten Strebungen, Neigungen, Aufmerksamkeiten, Willensbekundungen 
und Ansprüchen emotionaler, intellektueller und aktionaler Art. Es konstituiert 
sich im Spannungsfeld von individuellem Ausstattungsgefüge, 
sozioökonomischer Lage, politisch-kulturellen oder pädagogischen Anregungen 
und individuellen Lebensumständen. So gerät es zum zentralen Moment der 
Entwicklung der Persönlichkeit, des Gruppenlebens und des 
Geschichtsverlaufs.“155 
 
Interessen sind so alt wie die Menschen und begleiten sie durch die Zeitläufe. Die Art und 
Weise der Vertretung dieser spiegelt immer auch eine Phase der Menschheitsentwicklung 
und seiner jeweiligen Gesellschaftsform wieder.156 
 
Frank J. Farnel verweist darauf, dass es schon im Altertum Vorläufer des modernen 
Lobbyismus gab.157 Man denke dabei nur an die attische Demokratie und später den 
römischen Senat.158 In diese Entwicklungsgeschichte reihen sich auch die Gilden und 
Zünfte des Mittelalters, die Kammerdeputationen und Börsenvereine der Kaufleute, die 
Höflinge der absolutistischen Herrscher mit ihren Cliquen und Kamarillen ein.159 
 
Als ein konkretes Beispiel einer frühen Blüte der Interessenvertretung kann man das 
Zeitalter der Fugger anführen. Ein Mann erlangte als eine der „ […] abschreckendsten 
Figuren in der Kirchengeschichte“160 Berühmtheit: Johannes Zink, der „Cheflobbyist“ von 
Jakob Fugger. Er besaß ausgezeichnete Beziehungen zum Heiligen Stuhl, zum ungarischen 
                                                 
155 CLAUßEN Bernhard  (1999): S.462 
156 Siehe dazu: KÖPPL Peter (1998): S.7 
157 Vgl. FARNEL Frank J.( (1994): S.19; Siehe auch JOST Klemens(1998): S.25 
158 Siehe dazu:STURN Richard (1998): S.40 
159 Vgl. KÖPPL Peter (2005): S.192 f. und BEYME Klaus von (1970): S.20 ff. 
160 OGGER Günther (1978): S.102  
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Königshof und zur Republik San Marco (Venedig). Seine Methoden reichten von der 
Hohen Schule der Diplomatie bis hin zum niederen Ränkespiel.161 Auch weitere Autoren 
weisen auf frühere und spätere historische Vorläufer der modernen Lobbyisten hin (Solon, 
Demosthenes, Cicero, Machiavelli, Père Joseph, Comte de Vergennes, Friedrich List 
u.a.).162  
 
Der Begriff Lobbyismus selber leitet sich vom lateinischen Wort „labium“ ab und bedeutet 
soviel wie Vorhalle oder Wartehalle.163 Der historische Ursprung dieser Bezeichnung ist in 
der modernen Geschichte zu suchen, es gibt zahlreiche Versionen dazu.164 Meistens wird 
dessen Entstehung in das britische oder das amerikanische System verortet.165 Klemens H. 
Fischer glaubt, dass der Ausdruck Lobbyismus in England entstanden ist, als 
Interessensvertreter in den Räumen, der sogenannten Lobby, vor den Sitzungssälen die 
politischen Entscheidungsträger beeinflussen wollten.166 In eine ähnliche Richtung 
argumentiert Heinz Sahner. Er weist darauf hin, dass ein Gang des britischen Unterhauses 
„lobium“ genannt wurde.167 Die bekannteste Ursprungsgeschichte kommt aus den USA, 
wo der Lobbyismus schon im 19. Jahrhundert berufsmäßig ausgeübt wurde.168 Präsident 
Ulysses Grant (1869-1877) musste provisorisch im „Hotel Willard“ residieren, nachdem 
das erste Weiße Haus einem Brand zum Opfer fiel. Die Interessensvertreter belagerten ihn 
dort in der Hotel-Lobby, und entnervt beschimpfte der Präsident sie schließlich als „those 
damned lobbyists“.169  
                                                 
161 Vgl. OGGER Günther (1978): S.102 f. 
162 Siehe dazu: BUHOLZER René P. (1998): S.5; SCHENDELEN Rinus van (1993): S.64; NONON 
Jaqueline/ CLAMEN Michel(1991) S.20f.; BEYME Klaus von (1970): S.94 
163 Vgl. KÖPPL Peter (2005): S.191; Siehe dazu: PFEIFER Georg (1995): S.12f. 
164 Köppel führt das Jahr 1789 als das „Geburtsjahr“ des modernen Lobbyismus an, mit der Verabschiedung 
des ersten US-Zollgesetzes. Siehe dazu: KÖPPL Peter (1998): S.9 – siehe dazu auch: BEYME Klaus von 
(1970): S.21.  
165 Siehe dazu: TEUBER Jörg (2001): S.117 
166 FISCHER Klemens H. (2005): S.55; Richard Sturn verweist auf einen Brief von Adam Smith an den Duc 
Le Rochefoucauld in dem er sich über den „ […] aufkommenden kammerartigen“ Lobbyismus auslässt. 
Siehe dazu: STURN Richard (1998): S.40 - Brief vom 1.11.1785. In: Correspondence of Adam Smith: S. 
286 f. 
167 SAHNER Heinz (1993): S.44; Zusatz: „Lobium“ war ursprünglich eine Bezeichnung für einen 
Klostergang 
168 ebd. S.44 Siehe dazu auch: KÖPPL Peter (1998): S.9. In Deutschland gab es zum Beispiel in dieser Zeit 
kein Pendant zu diesen frühen amerikanischen  Berufslobbyisten. Funktionale Äquivalente waren 
höchstens die Kamarillen und die stark ideologisch engagierten Propagandisten. Vgl. BEYME Klaus von 
(1970): S.94 
169 Vgl. / Zitiert nach KÖPPL Peter (2005): S.116 
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Blickt man auf die Entwicklungsgeschichte des Lobbyismus, dann sammelten die frühen 
Lobbyisten nicht nur beim damaligen amerikanischen Präsidenten Grant wenig Sympathie. 
Ihre Methoden waren oft zweifelhaft (wie die eines frühen Johannes Zink), was zu dem 
schlechten Ruf der Lobbyisten sicherlich nicht unwesentlich beitrug. Ganz besonders 
negativ fiel das goldene Zeitalter des amerikanischen Lobbyismus in der Zeit des 
Eisenbahnbaus auf.170 Rückblickend wundert es nicht, dass es zu einem: „ […] 
fundamentalen Missverständnis [...], an dem die historisch ersten Interessenvertreter zum 
Großenteil Schuld tragen […] “171, gekommen ist.  
 
Spätestens mit Jean-Jaques Rousseau wurde die Vertretung von Einzelinteressen auch 
intellektuell mit dem Beigeschmack des Unmoralischen versehen oder sogar ideologisch in 
Kontinentaleuropa abgelehnt.172 So stellt z.B. Ulrich von Alemann für den Status des 
Lobbyismus in Deutschland fest: 
 
„Der Begriff weckt immer noch pejorative Assoziationen – wie manipulierte 
Machenschaften von Interessenvertretern, illegitime Einflussnahme in 
Hinterzimmern, wenn nicht gar Anklänge an Patronage und Korruption.“173 
 
Diese Vorstellungen sind nicht nur in Deutschland, sondern auf dem ganzen europäischen 
Kontinent verbreitet. Im angelsächsischen Raum ist dies nicht ganz so negativ besetzt, 
obwohl sich in den USA mit Präsident Obama ein Wandel im Umgang mit Lobbyisten 
andeutet. 
 
Lobbyismus kann aus Sicht des jeweiligen Betrachters deshalb sehr unterschiedlich 
beurteilt und abgegrenzt werden. Ob man bestimmte Lobbyisten zum Beispiel im 
amerikanischen eine „interest group“, „cause group“ oder eine „pressure group“ nennt, 
stellt eine bestimmte Wertung her. Dasselbe gilt bei Definitionen im Falle des Lobbyismus, 
                                                 
170 Vgl. BEYME Klaus von (1970): S.21 
171 KÖPPL Peter (1998): S.3; Siehe dazu auch die düstere Darstellung des Lobbyismus in den USA im 19. 
Jahrhundert S.9 f.  
172 Siehe dazu: PFEIFER Georg (1995): S.15 
173 ALEMANN Ulrich von (2000a): S.1 
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welche Gefahr laufen, ebenfalls eine solche Wertigkeit zu beinhalten.174  Deswegen war es 
nicht überraschend, dass die meisten Interviewpartner bei einem eigenen 
Definitionsversuch diese zuerst mit einer Klarstellung und Positivierung des Lobbyismus 
gegenüber dem negativen Image von Lobbyismus einleiteten, so Patrick Voller, 
Generalsekretär der SME Union of the EPP: 
 
„Lobbyismus hat meiner Meinung nach einen sehr schlechten Ruf, und mit dem Wort  
Lobbyismus verbinden die meisten Leute Intrigen und unfaire Beeinflussung. Für 
mich heißt es nichts anderes als Interessenvertretung […] Amnesty International, 
Attac und Greenpeace betreiben genauso Lobbying wie riesen (sic) Ölmultis auch. 
Interessensvertretung ist deshalb ganz neutral zu sehen. […] sie versuchen Einfluss 
auf die Politik, aber vor allem auf die Gesetzgebung zu erwirken.“175 
 
Paul Rübig MdEP bringt es politisch pragmatischer auf den Punkt. Für ihn sind Lobbyisten 
in der besonderen Kritik, da sie vor allem in Konfliktfeldern arbeiten.176 Buholzer nennt 
diese moralische Vorverurteilung auch eine der Ursachen, warum das Europäische 
Parlament Probleme hatte, eine einheitliche Definition zu formulieren und zu 
bestimmen.177 Inzwischen hat sich das Europäische Parlament der Kommission 
angeschlossen, die Lobbying als „ […] alle Tätigkeiten, mit denen auf die Politikgestaltung 
und den Entscheidungsprozess der europäischen Organe und Einrichtungen Einfluss 
genommen werden soll“ definiert. Dies ist eine sehr einfache (europäische) Formulierung. 
Ähnlich, aber auf die Akteure bezogen, erfasst Klemens H. Fischer Lobbying generell 
Lobbyismus „ […] als der Versuch der Beeinflussung von Entscheidung von 
Entscheidungsträgern durch Dritte.“178 Ebenso knapp Manfred Strauch: „Lobbying ist [...] 
das Einwirken auf Entscheidungsträger und Entscheidungsprozesse durch präzise 
Information.“179 Neu ist hierbei, dass in diesem Ansatz das Mittel genannt wird zur 
Einflussnahme - Information.  
 
                                                 
174 Siehe dazu: PFEIFER Georg (1995): S. 23 f. 
175 Interview VOLLER Patrick, Generalsekretär, SME UNION of the EPP ( 03.04.2008) 
176 Interview RÜBIG Paul MdEP/ ÖVP ( 03.06.2008) 
177 BUHOLZER René P. (1998): S.7 
178 FISCHER Klemens H. (2005): S.55 
179 STRAUCH Manfred (1993): S.19 
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Näher beschreibt Farnel die Einwirkung oder  Beeinflussung der Tätigkeiten des 
Lobbyismus:  
 
„Lobbying ist eine Tätigkeit, die darin besteht, Einfluss zu nehmen, um direkt 
oder indirekt auf Prozesse der Ausarbeitung, Anwendung oder Auslegung 
gesetzlicher Maßnahmen, Normen und Vorschriften oder ganz allgemein auf jede 
Intervention oder Entscheidung öffentlicher Stellen hinzuwirken“180 
 
Die Wirtschaftskammer Österreich bringt bei ihrem Definitionsversuch den Aspekt des 
Timings ein und versteht „diplomatisch“ unter Lobbyismus: „ […] in erster Linie den 
Versuch der rechtzeitigen Mitgestaltung europäischer Regelungsvorhaben.“181 
 
Analysiert man nun diese ganzen Definitionen und fügt man ihre einzelnen Faktoren 
zusammen, so kommt man für einen umfangreicheren Definitionsansatz auf folgende 
Punkte: Wer beeinflusst wen bei was, wodurch/ womit, wie, wann und mit welchem Ziel? 
Als Grundgerüst kann man die Definition von Peter Köppel heranziehen und abklopfen. Sie 
beinhaltet schon viele der genannten Kriterien: 
 
„Beeinflußt werden legislative Entscheidungen von Behörden und offiziellen 
Institutionen und zwar 
-  durch Personen, die selbst nicht Teil des Entscheidungsprozesses sind. 
-  Diese Beeinflußung muß gewollt und beabsichtigt sein und wird 
-  über spezielle Kommunikationsinstrumente bewerkstelligt. 
-  Lobbying zielt auf die punktuelle Beeinflußung spezifischer Sachentscheidung 
ab, nicht jedoch auf anhaltende Mitgestaltung der (staats-) politischen 
Rahmenbedingungen.“ 182 
 
„Womit“ oder „wodurch“ dieser Einfluss zustande kommt wird von Köppel nicht genannt. 
Meist wird bei diesen Aspekten nur die Vermittlung von Informationen der Lobbyisten als 
Einflussgut genannt. Informationen sind sicher ein zentrales Element, doch muss man auch 
die Tauschgüter „Wahlstimmen, Monetäre Leistungen und Verzicht auf wirtschaftliche 
                                                 
180 FARNEL Frank J. (1994): S.22 
181 WKÖ (Hrsg.) (02.2007): S.4 
182 KÖPPEL Peter (1998): S. 2f. 
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Machtausübung“ nennen.183 Auch kann man bei der Zielsetzung ergänzen, dass Lobbyisten 
für sich oder Dritte bei Entscheidungen von Behörden und Institutionen Vorteile erlangen 
oder Nachteile verhindern wollen.184 Geht man noch einen Schritt weiter ins Detail, kann 
man sogar durch die Zielsetzung des Lobbyismus, ihn in „legislatives Lobbying“ 
(Beeinflussung von staatlichen Normen), „anwendungsorientiertes Lobbying“ 
(Beeinflussung individueller Einzelentscheidungen von öffentlichen Instanzen) und Fonds-
Lobbying (Erlangung von EU-Geldern) unterscheiden.185 Lobbyismus wirkt eben nicht nur 
bei legislativen Entscheidungen. Weitere ergänzende Anmerkungen äußert Jörg Teuber zu 
Köppels Definition. Er weist zu Recht daraufhin, dass man nicht in allen Fällen klar 
zwischen den Lobbyisten und den sonstigen beteiligten Personen am Entscheidungsprozess 
unterscheiden kann. Anfügen kann man dabei auch, dass es staatliches und privates 
Lobbying gibt. Des Weiteren zielt Interessenvertretung nicht immer auf eine spezifische 
Sachentscheidung ab. Teuber führt dafür die Rolle von Interessenverbänden bei der 
Vertiefung der Integration der Europäischen Union in verschiedenen Bereichen an.186 
 
Eng abgeleitet aus den vorangegangen Definitionen und Ausführungen kann man 
Lobbyismus versuchen zu erfassen als eine: 
 
Tätigkeit durch Akteure, die in der Regel nicht direkt oder indirekt Teil des 
Entscheidungsprozesses sind, die darin besteht, rechtzeitig Einfluss zu nehmen, 
um direkt oder indirekt auf Prozesse der Ausarbeitung, Anwendung oder 
Auslegung gesetzlicher Maßnahmen, Normen und Vorschriften oder ganz 
allgemein auf jede Intervention oder Entscheidung öffentlicher Stellen 
hinzuwirken. Die Mittel können dabei Wahlstimmen, monetäre Leistungen, 
Informationen (der bedeutendste Faktor) und Verzicht auf wirtschaftliche 
Machtausübung sein. Lobbying zielt auf die punktuelle Beeinflussung  von 
Entscheidungen ab. Ziel ist es, für sich selbst oder Dritte bei spezifischen 
Einzelentscheidungen, in seltenen Fällen auch bei Entscheidungen, die System -
                                                 
183 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.103 
184 Siehe dazu: JOOS Klemens (1998): S.27 
185 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.8; Anmerkung: Buholzer bezeichnet die Tätigkeit des Lobbyismus  
als dessen Kern, nicht die Kategorien bestimmter Akteure oder Adressaten 
186 Siehe dazu: TEUBER Jörg (2001): S.117 ff. 
66 
 
verändernd oder stabilisierend sind, Vorteile zu erlangen oder Nachteile zu 
verhindern.187 
 
Diese Definition erfasst nun alle genannten Kriterien, beinhaltet aber ein Kernproblem bei 
der Erfassung von Lobbyismus. Der Begriff wandelt sich, man kann ihn umfassend 
benutzen, und er verschwindet immer zwischen einer Generalisierung oder einer 
Spezifizierung. Die Generalisierung macht ihn schwammig und die Spezialisierung ist 
wieder mit Ausnahmen gespickt. Darum wird es wahrscheinlich auch nie eine allgemein 
anerkannte Definition geben - nur bessere oder schlechtere, zeitgemäße oder veraltete.188 In 
diesem Sinne hat der Begriff Lobbyismus durchaus eine naturgegebene Gemeinsamkeit mit 
dem Begriff der Integration der Europäischen Union. 
                                                 
187 Diese Definition enthält Formulierungen und Gedanken der vorangegangenen genannten Definitionen. 
188 Siehe dazu: BUHOLZER René P. (1998): S.6 
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4. Der Integrationsprozess aus dem Fokus der Interessenvertretung 
 
 
Spricht man von den Anfängen der europäischen Integration, wird als Erstes meistens das 
Ende des Zweiten Weltkriegs als Ausgangspunkt genannt. Bewegungen für ein geeintes 
Europa gab es aber bereits nach dem I. Weltkrieg, wie die der Paneuropa-Union189 von 
Graf von Coudenhove-Kalergi und während des Krieges von Vertretern von 
Widerstandsbewegungen gegen das Dritte Reich. Forscht man weiter, ist die Idee einer 
europäischen Einigung noch viel älter und reicht mindestens bis ins 14./ 15. Jahrhundert 
zurück.190 Trotzdem überraschte Winston Churchill die Weltöffentlichkeit am 19.9.1946 in 
seiner berühmten „Rede an die akademische Jugend“ an der Züricher Universität: 
 
„Yet all the while there is a remedy which, if it were generally and spontaneously 
adopted, would as if by a miracle transform the whole scene, and would in a few 
years make all Europe, or the greater part of it, as free and as happy as Switzerland 
is today. What is this sovereign remedy? It is to re-create the European Family, or 
as much of it as we can, and provide it with a structure under which it can dwell in 
peace, in safety and in freedom. We must build a kind of United States of 
Europe”.191 
 
Churchill sprach von einem ähnlichen Gebilde wie dem eines Bundesstaates Europas, 
dessen Vorbild im gewissen Sinne die USA sein sollten. Von den Hörern wurde das mit 
größter Skepsis aufgenommen: Nach dem Schrecken des II. Weltkrieges, der soviel Hass 
und Leid erzeugte, war dies kaum vorstellbar. Doch gerade durch diesen Schrecken, 
gepaart mit der sehr schlechten Versorgungslage Europas und dem aufkommenden Kalten 
Krieg bekam die Idee einer Europäischen Union eine echte Chance. Im Folgenden wird die 
Entwicklung dieser Idee in der Praxis dargelegt und, parallel dazu, die des Lobbyismus. 
 
                                                 
189 Die Paneuropa-Union wurde 1922 gegründet und ist heute noch aktiv. Mitglieder u.a.: Aristide Briand, 
Konrad Adenauer, Bruno Kreisky u.a. 
190 Siehe dazu: BRUNN Gerhard: S.20 – S.33 (2002) und POLLACK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): 
S.17 
191 CHURCHILL Winston (1949) 
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Es folgten nach den Überlegungen Churchills entscheidende Weichenstellungen für die 
Entstehung der Europäischen Union: der Marshallplan 1948 bis 1952, die Gründung der 
Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OECC) 1948 und der 
Europarat 1949. Bereits mit der Gründung des OEEC beginnt auf der europäischen Ebene 
eine Interessenvertretung. Die Hauptaufgabe des OEEC war die Festlegung von Kriterien 
für die Verteilung amerikanischen Gelder aus dem Marshallplan. Es wurden 90 
Organisationen gegründet, um Interessen bei der Kriterienfindung des OEEC zu vertreten. 
Sie besaßen lockere Strukturen, ihr Hauptziel war der Informationsaustausch sowie die 
Förderung des Dialogs mit den nationalen Mitgliedsorganisationen.192 Großbritannien 
erwies sich als ein Hemmklotz einer weitergehenden Integration, so dass die OEEC und der 
Europarat enttäuschen mussten.193 Als Churchill von einem europäischen Bundesstaat 
sprach, dachte er wohl nicht an eine Beteiligung Großbritanniens. Dieses hatte ja sein 
Commonwealth und pflegte zu Kontinentaleuropa ein distanziertes Verhältnis. 
 
Doch nicht die Haltung Großbritanniens zur europäischen Idee war ausschlaggebend, 
sondern der Gegensatz zwischen Frankreich und Deutschland – die sogenannte 
„Erbfeindschaft“. Beide Länder mussten zu einem Kern und Motor Europas zusammen - 
wachsen. Jede der beiden Nationen hatte für eine solche Entwicklung handfeste Interessen, 
um diese Vision Wirklichkeit werden zu lassen. Deutschlands Ziel war die 
Wiedereinbindung in die Völkergemeinschaft und Wiedergewinnung seiner Souveränität, 
Frankreichs Ziel war Deutschland einen weiteren Krieg gegen Frankreich unmöglich zu 
machen. Unter dem Eindruck des Verlustes des Atommonopols der USA und der daraus 
zwangsläufigen Wiederbewaffnung Westdeutschlands präsentierte Jean Monnet dem 
französischen Außenminister Robert Schuman die Idee einer europäischen Montanunion. 
Sie mündete in den sogenannten Schumanplan, der 1950 der Öffentlichkeit kundgegeben 
wurde. Dieser beinhaltete, die Gesamtheit der französisch-deutschen Kohle- und 
Stahlproduktion unter eine gemeinsame Aufsichtsbehörde zu stellen. Eine Solidarität der 
Produktion zwischen Frankreich und Deutschland sollte hergestellt und damit ein Krieg 
zwischen ihnen materiell faktisch unmöglich gemacht werden. Die Idee war offen 
konzipiert, so dass jedes Land, welches an diesem Vorhaben Interesse hätte, sich an dieser 
                                                 
192 Vgl. MATYIA Miroslaw (2007): S.150 
193 Siehe dazu: BRUNN Gerhard (2002): S.73 f. 
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Produktionsgemeinschaft beteiligen konnte. Der Schumanplan war sicher auch von 
europäischen Idealen bestimmt, aber man muss auch sagen:  
 
„ […] dass der Plan gleichermaßen eine Instrumentalisierung der Europapolitik 
für nationale Zwecke beinhaltete […] Er war eine Fortsetzung der nationalen 
Politik mit europäischen Mitteln.“194 
 
1952 wurde die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) mit den sechs 
Gründungsstaaten Deutschland, Frankreich, Italien und den Benelux-Ländern gegründet. 
Die Institution war geprägt durch eine bestimmte Erwartung, die sich in ihren Strukturen 
niederschlug durch: 
 
„ […] die Hohe Behörde als technokratische, durch Expertise charakterisierte 
und zentralisierte Institution, umrahmt von korporatistischen Strukturen zwischen 
Produzenten und Interessengruppen. Die Erwartung war, dass im Verbund von 
Technokraten und (ökonomischen) Interessengruppen eine Beförderung des 
europäischen Gemeinwohls sich gerade zwingend ergeben musste.“195 
 
Diese Erwartungshaltung und das Vertrauen in technokratische wie auch in ökonomische 
Kräfte wurden zumindest für den Prozess der Integration prägend. Dies lag vor allem auch 
im Erfolg der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und der sehr positiven Rolle, die die 
EGKS dabei spielte. Ihre Grenzen zeigten sich aber in der ersten Kohlekrise 1958, als sie 
als supranationaler Krisenmanager sich nicht gegen die national orientierte Politik 
durchsetzen konnte.196 Dass die Strukturen und Möglichkeiten der EGKS auch von 
Interessengruppen angenommen, für wichtig erachtet und genutzt worden sind, zeigt sich 
darin, dass bis 1957 59 Verbände und Interessengruppen gegründet wurden, wie zum 
Beispiel die Föderation christlicher Gewerkschaften der EGKS im Jahre 1955 oder 
EUROCOTON (Europäischer Baumwollverband) im Jahre 1957.197 Diese neugegründeten 
europäischen Interessenverbände versuchten nun, auch konkret Einfluss auf den 
                                                 
194 BRUNN Gerhard (2002): S.77 
195 POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.27 
196 Vgl. BRUNN Gerhard (2002): S.86 
197 Vgl. PFEIFER Georg (1995): S.34 
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Entscheidungsfluss der Montanunion zu nehmen und beschränkten sich nicht mehr nur auf 
einen Informationsaustausch. Sie waren immer noch locker organisiert mit einem kleinen 
administrativen Unterbau, ihre strikt nach dem Konsensprinzip geführten Zusammenkünfte 
waren sporadisch.198 Die EGKS institutionalisierte die Anhörung von organisierten 
Interessen früh und wurde darin zu einem maßgeblichen Vorbild für die entstehende 
Europäische Gemeinschaft.  
 
Sehr viel schwieriger als die Schaffung einer Montanunion waren die Bemühungen um 
eine Europäische Verteidigungsgemeinschaft und eine Europäische Politische 
Gemeinschaft. Sie scheiterten im Jahre 1954, doch wurde dies verhältnismäßig schnell 
überwunden – durch wirtschaftliche Integration. 1957 unterzeichneten Deutschland, 
Frankreich, Italien, Belgien, die Niederlande und Luxemburg in Rom die Verträge zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen 
Atomgemeinschaft (Euratom/ EAG), welche zum 1. Januar 1958 in Kraft traten. 
Großbritannien blieb mit seiner Ablehnung einer Zollunion außen vor. Die Präambel der 
Römischen Verträge gibt mit der Bestrebung „ […] die Grundlage für einen immer engeren 
Zusammenschluss der europäischen Völker zu schaffen.“ deutlich den Willen wieder, in 
der Zukunft über intergouvernementale Zusammenarbeit hinauszugehen.199 Die Struktur 
der EWG orientierte sich eng am EGKS. Neu wurde der Wirtschafts - und Sozialausschuss 
(WSA) als beratendes Organ zusätzlich geschaffen. Die Mehrzahl aller 
Verbandsgründungen erfolgte nach Abschluss der Römischen Verträge innerhalb von zwei 
Jahren.200 Die wichtigsten Verbände, wie COPA (Ausschuss der berufsständischen 
landwirtschaftlichen Organisationen - 1958), UNICE (Union der Industrie- und 
Arbeitgeberverbände in Europa - 1958), EUROCHAMBRES (Europäischer Dachverband 
der Industrie- und Handelskammern - 1958); COGEECA (allgemeiner Verband der 
landwirtschaftlichen Genossenschaften - 1959), CEEP (Europäischer Zentralverband der 
öffentlichen Wirtschaft – 1959) und BEUC (Dachverband der nationalen 
Verbraucherverbände - 1962) entstanden alle in dem Zeitfenster der 50er und 60er Jahre. 
Rein quantitativ entstanden in den Jahren 1958 32, 1959 60, 1960 23, 1961 25, 1962 18 
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199 Siehe dazu: POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.32 
200 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.79 
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und 1963 15 professionelle Interessengruppen auf europäischem Niveau. 201 Die 
Dachverbände, die in dieser Phase gegründet wurden, vertraten die wichtigsten 
wirtschaftlichen und sozialen Bereiche. Dies geschah zum Teil auch auf Initiative der 
Kommission. Das Ziel dieser Verbände war die Beeinflussung der neuen 
Gemeinschaftsorgane und der gegenseitige Informationsaustausch.202 Während die 
Römischen Verträge das Fundament „ […] auf dem eines in der europäischen Geschichte 
beispiellose(s) Einigungswerk errichtet werden konnte.“203 bildete, folgte ihm in den 60er 
Jahren mit General Charles de Gaulle ein „Go and Stop“204 in der Europäischen 
Integration. Die von de Gaulle initiierten Fochepläne im Sommer 1960 strebten eine 
Europäische Politische Union unter Führung Frankreichs im Sinne eines „ […] Europa der 
Staaten, aber kein Europa über den Staaten.“ an.205 Seine Vorstellungen konnte er aber 
gegen die kleinen Länder nicht durchsetzen, die eine Art Protektorat durch Frankreich 
fürchteten und weitere Verhandlungen an die anstehende Aufnahme Großbritanniens 
knüpften. Im Mai 1962 reagierte er darauf öffentlich mit einer bitterbösen Kritik am 
supranationalen Europa und zog seine Konsequenzen. In Folge lehnte der General 1963 
den britischen Aufnahmeantrag ab, wie auch die Verhandlungen mit Dänemark und Irland 
unterbrochen wurden. Positiv zu benennen ist an dieser Entwicklung nur die daraus 
resultierende Abschließung des „Französisch-Deutschen Freundschaftsvertrages“. Dieser 
sogenannte Elysée-Vertrag beinhaltete den Kern der Fouchepläne, machte aber auch klar, 
dass die BRD am Bestand ihrer atlantischen Partnerschaft mit den USA festhielt. Der 
Vertrag zwischen Paris und Bonn sollte sich später positiv für die europäische Entwicklung 
in den 70ern auswirken.206  Am 8. April 1965 wurde dann der Fusionsvertrag, eine 
Initiative von Monnet, unterzeichnet. Nach dem Scheitern der Pläne de Gaulles freundete 
er sich mit der Idee von Jean Monnet an, mit der Voraussetzung, dass damit nicht der 
Anschein erweckt werden könnte, die Grundlage für eine Europäische Regierung zu 
legen.207 Mit dem Inkrafttreten des Vertrages 1967 wurden die Organe der EGKS, der 
                                                 
201 Siehe dazu: MATYIA Miroslaw (2007): S.150; TEUBER Jörg (2001): S.79; Zahlen und Daten von 
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202 Vgl. MATYIA Miroslaw (2007): S.150 
203 BRUNN Gerhard (2002): S.118 
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EWG und EAG zusammengelegt. Für die drei Gemeinschaften gab es nun nur noch eine 
Kommission, einen Ministerrat, einen Gerichtshof und eine Versammlung. Der Ausschuss 
der Ständigen Vertreter wurde zum ersten Mal primärrechtlich erwähnt und enger definiert. 
Die allgemein angespannte Lage in Folge des Konflikts um die Fouchepläne verschärfte 
sich durch die Verhandlungen um die Agrarfinanzierung und den Versuch, durch eigene 
Einnahmen die EWG unabhängiger zu machen. Schließlich zieht Frankreich am 1. Juni. 
1965 aus Protest gegen die Mehrheitsentscheidungen seinen Vertreter im Ministerrat ab 
und untersagte seinen Repräsentanten eine weitere Teilnahme an Sitzungen des 
Ministerrates. Erst durch den „Luxemburger Kompromiss“ am 28. Januar 1966 beendet de 
Gaulle seine „Politik des leeren Stuhls“. Dieser beinhaltet, dass grundsätzlich ein Konsens 
zwischen den Mitgliedstaaten anzustreben sei, was praktisch ein Vetorecht in den 
entscheidenden Fragen festlegte und in den folgenden Jahren zu einer Stagnation des 
Integrationsprozesses, bekannt als „Eurosklerose“208, wesentlich beitrug. Parallel zu dieser 
Entwicklung ging die Etablierung von neuen Interessenorganisationen auf nicht mehr als 
10 pro Jahr zurück. Dies lag einerseits an einer „Sättigung nach den Boom-Jahren im 
Anschluss an das In-Kraft-Treten der Römischen Verträge“209, andererseits war es die 
Folge des „Luxemburger Kompromisses“. Dieser Kompromiss versetzte den Nationalstaat 
in eine Position, welche nicht durch eine europäische Ebene übergangen werden konnte. 
Deshalb war es sehr effektiv, Interessen über ihn in Europa zu vertreten.210 Durch die Veto-
Politik war der Lobbyismus im Wesentlichen nicht gestaltender Natur, sondern von 
blockierendem Wesen, da dies schlicht einfacher war, und man sich dies leisten konnte. 
Die Gemeinschaftsorgane hatten aus mangelnder Machtbefugnis nur wenig 
Aufmerksamkeit in diesem Zeitraum. Diese Phase kann man auch als „préhistoire du 
lobbying européen“211 bezeichnen. 
 
Am 27. Oktober 1970 beschlossen die sechs Mitgliedstaaten die Europäische Politische 
Zusammenarbeit (EPZ), welche bereits mit dem Yom-Kippur-Krieg als zentrales 
Instrument der Koordinierung der Außenpolitik scheiterte. Basierend auf dem Werner-Plan 
bekundete man eine Integration durch eine Wirtschafts- und Währungsunion bis zum Jahre 
                                                 
208 Der Begriff „Eurosklerose wurde von dem deutschen Nationalökonomen Herbert Giersch geprägt. 
209 PFEIFER Georg (1995): S.35 
210 Vgl. ebd.: (1995): S.35  
211JEAN Thierry (1992): S.18 - zitiert nach: PFEIFER Georg (1995): S.37  
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1980. Das sogenannte Eigenmittelsystem wurde ebenfalls 1970 eingeführt und bedeutete 
eine Stärkung der Finanzautonomie der EWG. Die „traditionellen“ Eigenmittel sind 
Agrarabschöpfungen, Zölle, sowie eine auf eine Mehrwertsteuer (MwSt.) basierende 
Einnahme. Dies ist ein wesentlicher Unterschied zu anderen internationalen 
Organisationen, die sich aus Beiträgen ihrer Mitglieder finanzieren. Mit der 
„Währungsschlange“ werden 1972 die Wechselkursschwankungen begrenzt. Es ist ein 
erster Schritt hin zur gemeinsamen Währung. Die erste Erweiterungsrunde erfolgt 1973 mit 
Dänemark, Irland und Großbritannien. Die „Eurosklerose“, die sich von der zweiten Hälfte 
der Siebziger bis zur Mitte der Achtziger hinzog, hatte ihre Ursachen auch in dieser 
Erweiterungsrunde, da Großbritannien und Dänemark später als „Bremsmächte“ 
wirkten.212 Auf Initiative des deutschen Bundeskanzlers Helmut Schmidt und des 
französischen Präsidenten Valéry Giscard d`Estaing wurde der Europäische Rat 1974 
eingerichtet, der die Grundlinien der EWG - Politik festlegen sollte. Erst 1978 wurde 
schließlich das Europäische Währungssystem (EWS) beschlossen. Die Siebziger endeten 
mit der Parlamentarisierung der Europäischen Integration. Das Europäische Parlament 
konnte am 07. 06. 1979 erstmals direkt gewählt werden. In diesem Zuge organisierten sich 
nationale Parteien zu Parteifamilien wie die Europäische Volkspartei (EVP) und die 
Sozialdemokratische Partei Europas (SPE). Die Direktwahl war unmittelbar kein 
Schlüsselerlebnis für das Eurolobbying und die Verbandsstruktur auf europäischer Ebene, 
hatte aber wahrscheinlich einen indirekten „ […] nicht zu unterschätzenden 
psychologischen Effekt.“213. Die Ursache lag in den beschränkten bis nicht vorhandenen 
Machtbefugnissen des Europäischen Parlamentes. Insgesamt wurde in den 70ern keine 
echte Übertragung von nationalen Kompetenzen in den notwendigen Bereichen 
vollzogen.214 In diesem Jahrzehnt lassen sich drei wesentliche Entwicklungen bei den 
Verbänden erkennen. Erstens werden überwiegend spezialisierte Branchen- oder 
Produktionsverbände in diesem Zeitabschnitt gegründet. Zweitens stärken viele Verbände 
ihre Organisation durch neue Statuten oder interne Reformen und drittens nehmen sie nun 
auch neue Mitglieder aus Nicht-EG-Mitgliedsländern auf.215 Die neu eingeführte 
Wirtschaftspolitik in den westlichen Industrienationen stellte eine strukturelle 
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Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit gegenüber einer konjunkturellen 
Stabilisierung in den Vordergrund. Im Zuge dieser Entwicklung rückte eine 
korporatistische Einbindung der Verbände zur Bewältigung von Strukturkrisen in den 
Vordergrund.216 Individuelles Firmenlobbying spielte bis in die späten 70er bzw. 80er noch 
keine wichtige Rolle in der europäischen Interessenvertretung.217 Mit Kommissar Étienne 
Davignon218 erhielten die Firmen, unter dem Eindruck der wirtschaftlichen Rezession, 
einen direkten Zugang zur Kommission. Weiter wirkte die  „Vredeling-Initiative“219 als 
Katalysator für die Koalitionsbildung von multinationalen Firmen. Sie merkten erstmalig, 
dass die Kommission ihre Arbeitsbedingungen regulieren kann.220 
 
Die 80er gelten als das Jahrzehnt, in dem das heute bekannte europäische Lobbying im 
Wesentlichen entstand.221 Entscheidend dafür sind vor allem zwei Ereignisse. Der 
Kommissionspräsident Jacques Delors gibt ein „Weißbuch“ zur Schaffung eines 
gemeinsamen Binnenmarktes 1985 heraus. Wenig später tritt die Einheitliche Europäische 
Akte 1987 in Kraft. Die Integrationsförderung der EEA kann auf drei Ebenen erfasst 
werden. Erstens erhielt die Gemeinschaft neuen wirtschaftspolitischen Antrieb, denn bis 
Ende 1992 sollte ein gemeinsamer Binnenmarkt mit den vier Freiheiten für Personen, für 
Güter, für Kapital und für Dienstleistungen installiert werden. Zweitens wurde eine größere 
institutionelle Effizienz der gemeinschaftlichen Organe geschaffen. Im Rat wurde der 
Übergang vom Prinzip der Einstimmigkeit zu qualifizierten Mehrheitsabstimmungen 
beschlossen, die Rolle des Europaparlaments wurde aufgewertet durch die Einführung des 
Kooperationsverfahrens sowie die Ausweitung der EWG-Kompetenzen auf neue Bereiche 
wie Umwelt -, Forschungs- oder Sozialpolitik. Außerdem wurde der Europäische Rat zum 
ersten Mal im Primärrecht erwähnt. Drittens wurde ein integrativer Fortschritt im Bereich 
der Außenpolitik gemacht.222 Die EEA war die Grundlage für den Vertrag von Maastricht 
1992 und die dritte Erweiterungsrunde mit Schweden, Österreich und Finnland 1995. In 
                                                 
216 Vgl. MATYIA Miroslaw (2007): S.151 und CZADA Roland (1994): S. 37 - S.64. 
217 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): S.58 
218 Von 1977 bis 1985 war Davignon Kommissar für Binnenmarkt, Verwaltung der Zollunion und der 
industriellen Angelegenheiten. 
219 Institutionalisierung arbeitnehmerischer Mitbestimmung in multinationalen Betrieben. 
220 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): S:58 
221 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.119 
222 Vgl. PFETSCH Frank R. (2005): S.55 ff. und POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.39 
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den 80ern erfolgten auch die Beitritte Griechenlands 1981, sowie Spaniens und Portugals 
1986 mit der sogenannten Süderweiterung, welche belastet war mit einem Nord-Süd-
Konflikt (besonders in der Agrarpolitik). Das Ende der Achtziger und der Beginn der 
neunziger Jahre wurden dann vom Fall des „Eisernen Vorhangs“ geprägt, der „Auslöser 
einer tiefgreifenden Transformation des europäischen Kontinents“223 war. Die Phase in den 
80ern wird als „formative stage“ bezeichnet, in der es besonders wichtig war, sich als 
Lobbyist zu etablieren und das europäische System zu verstehen. Erst jetzt etablierte sich 
europäisches Lobbying auf professionellem Niveau im System der Europäischen Union. 
Gleichzeitig wurden Kommission und Europäisches Parlament verstärkt das Ziel von 
Interessensvertretern. Die Einheitliche Europäische Akte führte zu einem erneuten 
spürbaren Anwachsen der Interessengruppen in Brüssel. 1986 nahm das Ausmaß 
europäischen Lobbyings dramatisch zu, die Zahl der Lobbyisten vervierfachte sich von 
1985 bis 1990. Im Vergleich mit den Zahlen in den 70er Jahren wuchsen sie sogar um den 
Faktor 10 an. 1990 gab es eine Jahreswachstumsrate der Lobbybranche um 100%.224 So 
kommt Pfeifer auch zur folgenden Bewertung: 
 
„Das von der Kommission im Jahre 1985 publizierte Weißbuch und die am 1.Juli 
1987 in Kraft getretene Einheitliche Europäische Akte (EEA) bilden eine 
Initialzündung für das Eurolobbying in beiden Dimensionen, sowohl quantitativ 
als auch qualitativ.“225 
 
Gleichzeitig schränkt er ein, dass der „ […] quantitative Evolutionssprung des 
Eurolobbying […] “ schwierig ist und „ […] große Diskrepanzen und Ungenauigkeiten 
[…] “226 herrschen. Offizielle Angaben der Kommission lassen keinen relevanten Anstieg 
der Zahl der Verbände verzeichnen. Der Anstieg wurde primär durch Akteure verursacht, 
die nicht im Verzeichnis der Kommission erfasst wurden. Darauf kann man durch ein 
anderes, privates Verzeichnis, dem „European Public Affairs Directory“ von 1991 
schließen.227 Eine Präsenz, die sich deutlich erkennbar verstärkte, war die der 
                                                 
223 POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.40 
224 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.79 und  S.119 f. 
225 PFEIFER Georg (1995): S.39 
226 ebd.: S.39 f.; Siehe dazu auch: LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001): S.37 
227Vgl. PFEIFER Georg (1995): S.39 f. 
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angelsächsischen professionellen Lobbyisten. Waren 1988 nur fünf britische und praktisch 
keine amerikanischen Lobbyisten in Brüssel angesiedelt, erhöhte sich ihre Zahl 1990 
bereits auf dreißig britische und achtzehn amerikanische Büros.228 Die Reformen gaben 
auch starke Impulse bezüglich der Strukturen der lobbyistischen Organisationen. So trieb 
die Realisierung des europäischen Binnenmarktes eine Integration innerhalb der 
europäischen Dachverbände voran.229 Vier wesentliche Entwicklungen sind in den 80ern 
festzuhalten: 230 
 
 Eine Zunahme der Zahl der Interessensvertreter 
 Das Auftreten neuer Akteure neben den Verbänden 
 Veränderungen in den Lobbyingstrategien 
 Eine strukturelle Integration der Verbände 
 
Die deutsche Wiedervereinigung beschleunigte die Wirtschafts- und Währungsunion und 
verstärkte den Willen, eine politische Union zu schaffen. Dies sollte Deutschland stärker in 
die EG einbinden und wurde insbesondere von Frankreich mit seinen klassischen Sorgen 
bezüglich eines übermächtigen östlichen deutschen Nachbarn vorangetrieben. 1992 wurde 
in Maastricht der Vertrag, der die Europäische Gemeinschaft zur Europäischen Union 
ausbaute, unterzeichnet. Mit ihm wird die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion 
gegründet, eine Reihe von Kompetenzerweiterungen und institutionelle Reformen werden 
eingeleitet. Neue Policy-Felder wie z.B. Umwelt, Forschung oder Konsumentenschutz 
kommen unter die Entscheidungskompetenz der EG-Institutionen. Zusätzlich wurden die 
Europäische Politische Zusammenarbeit in der Außenpolitik formal festgeschrieben sowie 
die Gemeinsame Innen- und Justizpolitik vereinbart. Bei den institutionellen Reformen sind 
besonders die europäische Staatsbürgerschaft, das Prinzip der Subsidiarität231 und das 
Verfahren der qualifizierten Mehrheitsentscheidung im Ministerrat im Bereich der 
Binnenmarktpolitik zu nennen. Des Weiteren wurde die Position des Europäischen 
                                                 
228 Vgl. LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001): S.37 
229 Vgl. MATYIA Miroslaw (2007): S.151 
230 Vgl. PFEIFER Georg (1995): S.41; letzter Punkt erweitert durch den Verfasser 
231 Subsidiarität (lat. „subsidium“: Hilfe, Reserve): bei einer staatlich zu lösenden Aufgabe sind  zuerst die 
untergeordneten, lokalen Glieder wie Stadt, Gemeinde oder Kommune für die Umsetzung zuständig. 
Wenn diese von ihnen nicht oder nur unzureichend bewältigt werden kann, übernehmen die übergeordnete 
Glieder die Lösungssuche. 
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Parlamentes u.a. dadurch gestärkt, dass die Möglichkeit eines Vetos gegenüber legislativen 
Vorschlägen im Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens nun gegeben ist, sowie einer 
Stärkung des Verfahrens zur Zusammenarbeit insbesondere in Bezug auf das Funktionieren 
des Binnenmarktes. Außerdem wurde der Ausschuss der Regionen eingerichtet und die 
Kapazitäten des Gerichtshofes erweitert.232 1995 treten Finnland, Österreich und Schweden 
der EG bei. Im gleichen Jahr folgt das Schengener Abkommen, welches die 
Grenzkontrollen zunächst zwischen Belgien, Deutschland, Frankreich, Luxemburg, den 
Niederlanden, Portugal und Spanien aufhebt. Bezüglich der Entwicklung des europäischen 
Lobbyismus in den 90ern ermöglichte der Vertrag von Maastricht eine gewisse  
Institutionalisierung des Lobbyismus im EU-Rahmen. Zudem wurden die 
Wirtschaftsverbände aus den mittel- und osteuropäischen Staaten Mitglieder der 
europäischen Dachverbände.233 Der Anfang der Neunziger ist auch gekennzeichnet durch 
den Beginn der Diskussion über die Regulierung und Reglementierung des europäischen 
Lobbyismus.  
 
Das erste Jahrzehnt des 21.Jahrhundert wurde durch den Maastrichter und dem 
Amsterdamer Vertrag eingeleitet, sowie durch die Verwirklichung der Währungsunion und 
die gemeinschaftliche Währung (Euro) 2002, der darauf folgenden größten 
Erweiterungsrunde der Europäischen Union seit ihrer Gründung und dem Tauziehen um 
eine Verfassung für Europa bestimmt. Der Amsterdamer Vertrag von 1999 verfolgte die 
Entwicklungsstränge des Maastrichter Vertrages weiter. Besonders hervorzuheben ist die 
Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens, wodurch das Europaparlament erheblich 
aufgewertet wurde. Wichtige Fragen der Handlungs - und Entscheidungsfähigkeit ließ er 
aber weiterhin im Hinblick auf die anstehende Osterweiterung ungeregelt.234 2000 wurden 
in Nizza Reformen auf den Weg gebracht, die die Funktionsfähigkeit der EU erhalten 
sollen, wie z.B. bei der Stimmgewichtung oder der Verkleinerung der Kommission. Die 
Resultate waren bezüglich einer institutionellen Reform wiederum mehr als dürftig.235. 
2004 treten Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, 
Ungarn und Zypern bei. 2007 folgen der Osterweiterung Bulgarien und Rumänien. Der von 
                                                 
232 Vgl. Lahusen Christian/ JAUß Claudia (2001): S.35 f. 
233 Vgl. MATYIA Miroslaw (2007): S.151f. 
234 Vgl. BRUNN Gerhard (2004): S.303 
235 ebd.: S.306 
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einem Europäischen Konvent 2003 erarbeitete Verfassungsentwurf für die EU wurde 2005 
von Frankreich und den Niederlanden per Volksabstimmungen abgelehnt. Ihm folgte 2007 
der Vertrag von Lissabon. Nach Artikel 6 des Vertrags heißt es: „Dieser Vertrag tritt am 1. 
Januar 2009 in Kraft, sofern alle Ratifikationsurkunden hinterlegt worden sind, oder 
andernfalls am ersten Tag des auf die Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde 
folgenden Monats.“ Alle 27 Mitgliedstaaten haben den Vertrag nach vielen heiklen 
Situationen des möglichen Scheiterns letztendlich angenommen. Er wird am 01.12.2009 in 
Kraft treten. Folgende wesentliche Änderungen, Neuerungen und Ziele werden dann für die 
EU gültig sein: 
 
 eine weitere Stärkung des Europäischen Parlamentes 
 eine stärkere Einbeziehung der nationalen Parlamente 
 ein stärkeres Mitspracherecht der Bürger 
 eine eindeutigeren Zuordnung der Kompetenz und Aufgaben zwischen 
Mitgliedstaaten und der EU 
 erstmals die offizielle Option des freiwilligen Austrittes aus der Union 
ein transparenteres und demokratischeres Europa 
 eine Verbesserung der Entscheidungsfindung durch Ausdehnung der 
qualifizierten Mehrheit im Rat auf neue Politikbereiche, soll Europa 
effizienter machen. Die qualifizierte Mehrheit wird ab 2014 mit einer 
doppelten Mehrheit, also 55 % der Mitgliedstaaten, die gemeinsam 
mindestens 65 % der europäischen Bevölkerung auf sich vereinen, 
erreicht werden können 
 die Institutionen stabiler und schlanker werden u.a. durch die Wahl eines 
Ratspräsidenten auf zweieinhalb Jahre 
 die Handlungsfähigkeit der EU in verschiedenen politischen Bereichen 
verbessert werden, wie in der Energiepolitik, öffentlichen Gesundheit, 
im Zivilschutz und administrativer Zusammenarbeit etc. 
 mit dem Vertrag wird eine Charta der Grundrechte für Europa in Kraft 
treten 
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 eine Zusammenfassung aller außenpolitischen Instrumente soll Europa 
als Global Player gefestigt werden. 
 
Einen guten und knappen Gesamtüberblick über die Geschichte des EU-Lobbyismus im 
Zusammenhang des europäischen Integrationsprozesses liefert Daniel Guéguen. Er  
unterteilt die Entwicklung des europäischen Lobbyismus in 4 Hauptzyklen, in denen sich 
mit der Integration auch die Techniken der Lobbyisten sowie die Art des Lobbyismus 
wandeln:236 
 
1. Times of construction (1957 – 1970): fusional Lobbying 
In dieser Phase Europas stehen eine gemeinschaftlichen Agrarpolitik, die 
Schaffung einer Zollunion und die Gründung von gemeinsamen 
Marktorganisationen (GMO – Fleisch, Zucker etc.) im Vordergrund.237 Es 
findet ein ständiger Austausch zwischen Vertretern der Kommission und der 
Agrarwirtschaft statt – man arbeitet sozusagen „Hand in Hand“. 
 
2. The low tide (1971 – 1987): diplomatic lobbying 
Diese Phase ist durch einen Stillstand der Integration Europas 
gekennzeichnet. Es entsteht ein neuer Typ von Lobbyist: der Diplomat. 
Viele europäische Verbände sitzen in Paris. In dieser Zeit wird der Kontakt 
zu den eigenen Mitgliedern und hochrangigen offiziellen Vertretern in 
Brüssel, Genf (GATT) und Rom (FAO) ausgebaut. Man ist überall, wo 
Nationalstaaten gemeinsame Entscheidungen treffen, als eine Art Diplomat 
tätig. Brüssel war ein diplomatisches Parkett von vielen. Die 
Kommunikation wurde gleichzeitig effektiver und vertraulicher - man 
konsolidiert sich quasi. 
 
3. The single market (1988-2005): strategic lobbying 
Als einer der ersten Europäischen Verbände realisierte der europäische 
Zuckerverband die Folgen des EEA mit seiner Rückkehr zur qualifizierten 
                                                 
236 Vgl. GUÉGUEN Daniel (2008): S.13 ff. 
237 Siehe dazu: EUROPÄISCHES PARLAMENT (12.10.2000) 
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Mehrheit, dem alleinigen Initiativrecht der Kommission und der 
Vervollständigung des Binnenmarktes. Er schloss sein Büro in Paris und 
eröffnete es 1989 neu in Brüssel. Es folgte eine ganze Reihe von Verbänden 
aus Paris in die belgische Hauptstadt. Die Zahl der Lobbyisten explodierte 
in kurzer Zeit. Eine Revolution der Lobbyingtechniken folgte, der 
diplomatische Lobbyismus war obsolet. Der Einfluss der europäischen 
Verbände ging zurück, was auch verbunden ist mit der ständigen 
Erweiterung der EU. Dies führte zu einem Anstieg der Zahl der Mitglieder 
der europäischen Verbände. Die Folge war, dass es innerhalb dieser 
Organisationen immer schwerer wurde, schnelle und einheitliche 
Entscheidungen zu treffen. All diese Faktoren zusammen führten zur 
Entstehung des heutigen europäischen Lobbyismus. 
 
4. The 30 nations Europe (2006- …): transversal Lobbying 
Die Erweiterung erforderte nach Meinung von Guéguen eine radikale 
Modifizierung der Lobbyingtechniken im Sinne eines transversalen 
Lobbying. Damit ist der Aufbau von Partnerschaften zwischen 
Konsumenten und Produzenten gemeint. Sektoraler Lobbyismus soll durch 
eine Kette der Wertschöpfung abgelöst werden. 
 
Diese Zykleneinteilung verdeutlicht gut, wie der Charakter des Lobbyismus von politischen 
Wandel abhängig und wie feinfühlig er auf die verschiedenen Integrationsimpulse reagiert. 
Die geschichtliche Betrachtung des Integrationsprozess zeigt, dass die Art und Weise von 
europäischem Lobbyismus direkt daran gekoppelt ist. 
 
Bewertung: „In der Tat bedeuten das Weißbuch und die EEA für das Eurolobbying eine 
erneute Initialzündung sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht.“238Die 
Betrachtung der geschichtlichen Entwicklung des Integrationsprozesses im Kontext des 
Lobbyismus lässt die 80er mit der Schaffung des Binnenmarktes und der Einheitlichen 
Europäischen Akte als einen wichtigen, vielleicht sogar als den wichtigsten Scheitelpunkt 
                                                 
238 LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001): S.37 
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des europäischen Lobbyismus hervortreten. Mit diesen Ereignissen erlangte die 
Europäische Union eine neue politische und wirtschaftliche Qualität, die erstmals nicht nur 
Verbände, sondern neue Akteure wie Firmen und Konzerne aus allen wirtschaftlichen 
Bereichen nach Brüssel zog und noch zieht: In den 50ern ging in der ersten Phase noch ein 
rasanter Aufbau der Verbändestrukturen voraus, der durch die Politik durchaus forciert und 
gefördert wurde. Ihr folgte dann in einer zweiten Phase eine Ausdifferenzierung der 
Interessenvermittlungsstrukturen.239 Die Verbände verlieren als Interessenvertreter der 
Wirtschaft ihre dominierende Position auf europäischer Ebene. Auf ziviler Seite werden die 
Akteure damit vielfältiger im Rahmen des EU-Levels. Ein solcher Anstieg war aber nicht 
nur möglich, durch eine Aufwertung der EU bei der Gesetzgebung (insbesondere durch die 
Schaffung des Binnenmarktes), sondern durch ein grundsätzlich offenes politisches 
System, was durch den Anstieg der Zahl der Akteure noch weiter ausdifferenziert wurde 
und so seinen komplexen Charakter eines Mehrebensystems weiter ausgeprägt hat. Diese 
Entwicklung muss regelrecht zu einer Explosion von Verflechtungen, Interaktionen, 
informellen Tätigkeiten und Überlappungen in den Ebenen geführt haben. 
 
Es zeigen sich aber auch unterschiedlich ausgeprägte Entwicklungstendenzen im EU-
Lobbyismus. Nicht alle Bereiche wurden vom Umbruch in den 80ern gleich erfasst bzw. 
gleich schnell verarbeitet. Dies lag daran, dass verschiedene Sektoren frühzeitiger auf 
europäischer Ebene tätig waren und spezifische Strukturen, sowie Verhaltensweisen bzw. 
Kooperationsmuster herausgebildet haben. Ein gutes Beispiel dafür ist der Agrarsektor.240 
Die Kooperationsstrukturen in diesen „klassischen“ Sektoren befinden sich aber auf dem 
Rückzug auf europäischer Ebene.241. 
 
Des Weiteren ist auffällig, dass die Aufwertung Brüssels und die Erweiterung der EU den 
Einfluss der europäischen Verbände verminderten oder zumindest nicht stärkte, so dass 
sich eine Vielzahl von Interessenvertretern etablieren konnte bzw. es sich für sie auszahlt, 
ihre Interessen selbst vor Ort zu vertreten. Beide genannten Entwicklungen stehen 
                                                 
239 Vgl. LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001): S.37 
240 Siehe dazu: PFEIFFER Georg (1995): S.54 – S.57; TEUBER Jörg (2001): S.76; MICHALOWITZ Irina 
(2007a): S.33 
241 Siehe dazu: SCHÄFER Armin/ STREECK Wolfgang (2008); WOLL Cornelia (10.04.2006); ALEMANN 
Ulrich (2000b) 
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anscheinend einer zentralen Organisation von Interessen entgegen, anderseits werden 
Interessen der verschiedensten Akteure dadurch zusammengeführt. Hervorzuheben ist, dass 
feste Strukturen nach korporatistischen Muster weichen pluralistischen Arenen mit 
flexiblen und unterschiedlichen Akteuren. Unterstrichen wird diese Entwicklung durch die 
Ermutigung von Interessenvertretern durch die Kommission, sich in losen Foren zu 
organisieren, um sich auf individuelle Probleme besser fokussieren zu können, als dies die 
schwerfälligen Dachverbände können.242 Feste hierarchische Strukturen werden somit 
zugunsten von Ergebnissen durch flexible unhierarchische Strukturen abgelöst bzw. 
ergänzt. Die geschichtliche Entwicklung des Lobbyismus ab den 80er Jahren weist somit 
insgesamt auf den ersten Blick die Wirkung eines Katalysators auf die Bildung, oder 
zumindest starke Förderung, einer Multi-Level-Struktur in der heutigen EU hin.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
                                                 
242 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): S.58 f. 
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Abbildung 4 . Geschichte des europäischen Integrationsprozesses und Phasen des europäischen Lobbyismus – 
eigene Darstellung 
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5. Grundlagen zum EU- Lobbyismus im politischen System der EU 
 
Die politische Arena des Lobbyismus wird, abgesehen vom politischen System, 
maßgeblich durch die formellen Spielregeln, sprich durch den rechtlichen Rahmen und die 
administrativen Abläufe sowie durch die Akteure (wie auch deren Anzahl und hier im 
Speziellen die verschieden Arten von Lobbyisten), die auf diesem Spielfeld antreten 
(können), vorgegeben. Zu diesem formellen Rahmen treten dann die informellen Regeln 
hinzu. Die Akteursrolle, die der Lobbyismus in einer solchen Arena einnimmt, und die 
Frage, wie er diese (gegebenenfalls verschieden) in der Interaktion mit anderen 
Teilnehmern ausübt, ist Gegenstand verschiedener theoretischer Konzepte. Zusammen 
bilden diese Aspekte die Grundlagen für die weitere Analyse des Lobbyismus in den 
verschieden Arenen des politischen Systems der Europäischen Union in dieser Arbeit und 
werden in diesem Kapitel aufgearbeitet. 
 
 
 
Abbildung 5: Arena des Lobbyismus – eigene Darstellung 
 
 
 
Formeller Rahmen: 
primäres‐ und sekundäres 
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5.1 Theoretische Konzepte 
 
 
Um das Phänomen des Lobbyismus auf europäischer Ebene bezüglich der Organisations- 
und Konfliktfähigkeit von Interessengruppen, ihrer Handlungsweise und Rolle im 
politischen System zu erfassen, sind die Großtheorien der europäischen Integration nicht 
geeignet. Daher wurden bisher Theorien mittlerer Reichweite zur Erforschung der 
europäischen Interessensvermittlung angewandt.243 
 
Zwei der ersten und bedeutendsten Theorien sind der (Neo-) Korporatismus und der 
Pluralismus. Beide waren eine Reaktion auf den liberalen Kapitalismus Mitte / Ende des 
19. Jahrhunderts.244 Sie waren später die Paradigmen der Interessenforschung der 50/ 60er. 
In den 70ern folgte der Neo-Korporatismus als vehemente Kritik am Pluralismus. 
 
Im Zuge eines Wandels des starren Staatsverständnisses wurde immer mehr die 
Politiknetzwerkanalyse Ende des 20. Jahrhunderts bedeutsam, da sie das europäische 
Mehrebenensystem mit parallelen Entscheidungs- und Steuerungsstrukturen besser erfassen 
konnte.245  
 
Durch die Verschiebung der Interessenschwerpunkte der Forschung hin zu handlungs- und 
demokratietheoretischen Fragen werden die oben genannten Theorien kaum mehr als 
theoretischer Analyserahmen zur Erforschung von Interessenvermittlung herangezogen. An 
ihre Stelle traten verschiedene Varianten des Rationalismus, die stärker der politischen 
Ökonomie zuzuordnen sind. Zu nennen sind hierzu die tauschtheoretischen Ansätze, 
spieltheoretische Analysen und der rationalistische Neo-Institutionalismus.246 Allen 
Theorien der europäischen Interessenvermittlung gemein sind die Grundfragen: „Welche 
Akteure beeinflussen politische Entscheidungen in welchem Maß und welchem Verhältnis 
zu anderen Akteuren?“247 
                                                 
243 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a):S.29 
244 Siehe dazu: PFEIFER Georg (1995): S.21 f. 
245 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a):S.35 
246 Vgl. ebd.: S.37 f. 
247 ebd.: S.37 f. 
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5.1.1 (Neo-) Korporatismus und (Neo-) Pluralismus 
 
 
Korporatismus ist nach der Definition von Philippe C. Schmitter (ein führender Vertreter 
des Neo-Korporatismus): 
 
“Corporatism can be defined as a system of interest representation in which the 
constituent unities are organized into a limited number of a singular, compulsory, 
noncompetitive, hierarchically ordered and functionally differentiated categories, 
recognized or licensed (if not created) by the state and granted a deliberate 
representational monopoly within their respective categories in exchange for 
observing certain controls on their selection of leaders and articulation of 
demands and supports.”248 
 
Man muss an dieser Stelle festhalten, dass dieser Definitionsversuch nur einer aus einer 
ganzen Reihe von Versuchen ist, die Unschärfe des Konzeptes zu klären: Dies gelang 
bisher nicht, im Gegenteil: „ […] Dimensionen und Varianten des Konzeptes wurden 
immer vielfältiger.“249 Hilfreich ist hier die sehr konkrete Beschreibung der Kernaussagen 
des Korporatismus in der Praxis von Georg Pfeifer: 
 
„Der Korporatismus ist eine Theorie, die die Perspektive auf eine zunehmende 
Institutionalisierung von Interessengruppen im Prozess staatlicher 
Entscheidungen lenkt. Es handelt sich also um eine Restrukturierung der 
Beziehung zwischen Staat und Interessengruppen. Diese Gruppen werden mit 
staatlicher Anerkennung oder Lizenz bedacht und bedürfen einer hierarchischen 
Struktur sowie gegenseitiger Abgrenzung nach funktionalen Kriterien, um 
ausgehandelte Interventionen oder Maßnahmen in gewünschtem Maße mittragen 
zu können. Dazu bedarf es aber auch Mechanismen, die sicherstellen, daß sich 
keines der Mitglieder dieser Intervention entzieht. Die Interessengruppen können 
dann regulatorische Aufgaben im Auftrage und Namen des Staates übernehmen, 
genannt `Intermediation´, das Maß an Korporatismus steigt mit der Intensität der 
                                                 
248 SCHMITTER Phillippe C. (1979): S.13 
249 CZADA Roland (1994): S.40 
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Aufgabendelegation. Die Interessengruppen nehmen dadurch direkt an der 
Implementation von Politik teil.“250 
 
Der Neo-Korporatismus konzentriert sich im Sinne dieser Kernaussagen auf Steuerungs- 
und Output-Aspekte. Der Staat gestaltet aktiv seine Beziehungen zu den Interessengruppen, 
indem er Interessen auswählt, sie in konkrete Prozesse einbezieht, so zu homogenen Ideen 
des Gemeinwohls führt und damit effiziente Ergebnisse sicherstellt. Der Kerngedanke ist, 
dass selektiv einbezogene Gruppen, die dem Staat untergeordnet sind, zwischen 
individuellen und staatlichen Positionen vermitteln.251 Korporatistische Politikmuster 
werden hauptsächlich im Konfliktfeld „Arbeit und Kapital“ beobachtet.252 
 
Der Pluralismus ist wie der Korporatismus eine weite und sich wandelnde Theorie der 
Interessenvertretung. Die Grundlage bildet die Idee, dass jedem organisierten Interesse 
stets ein Gegeninteresse gegenüber steht.253 Pluralismus baut auf Vielfalt, Heterogenität, 
Freiwilligkeit und Konkurrenz zwischen den Interessen. Der Staat ist dabei der 
Schiedsrichter und stellt die Arena, in der alle Gruppen mit gleichen Rechten am 
politischen Prozess partizipieren können.254 Den Interessengruppen werden indirekte und 
nicht-bindende Beiträge zur Entscheidungsfindung und Willensbindung zugeschrieben. Der 
Wettbewerbscharakter stellt die Diskussionen sicher, trägt so zu den Debatten bei und 
beeinflusst diese, ohne aber letztendlich die Entscheidungen zu bestimmen.255 Sehr wichtig 
ist hierfür, dass der Einfluss zwar weit gestreut ist, gleichzeitig aber ungleichmäßig verteilt 
ist.256  
 
Alexander Vieler fasst den Pluralismus in diesem Sinne auf folgende wesentliche Punkte 
zusammen:257 
                                                 
250 PFEIFER Georg (1995): S.27 
251 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): S.32 
252 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.75 
253 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): S.30 
254 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.71 und vgl. PFEIFER Georg (1995): S.25 
255 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): S.25 f. und vgl. PFEIFER Georg (1995): S.24 
256 Siehe dazu: PFEIFER Georg (1995): S.24 
257 VIELER Alexander (1986): S.16 f. 
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 „Die Grundeinheit der Gesellschaft sind Gruppen. Interessengruppen bestehen 
aus interagierenden Individuen, die gemeinsame Einstellungen haben und  
Ansprüche an die Gesellschaft stellen. 
 Neben organisierten Gruppen gibt es potentielle Gruppen. Die Einstellung 
ihrer Mitglieder bezieht sich auf gesellschaftliche Grundwerte; sie werden bei 
Bedrohung dieser Grundwerte aktiv. 
 Politik ist der Prozess des Gruppenwettbewerbs, politische Entscheidungen 
lassen sich auf den Druck der betroffenen Gruppe zurückführen. 
 Jedes Individuum gehört einer Mehrzahl von Gruppen an. Aus gegenseitig 
überlappenden Mitgliedschaften ergibt sich, dass die Individuen von 
Gruppenkonflikten nur in einer Rolle, z.B. der des Arbeitnehmers, erfasst 
werden, und Individuen mit verschiedenen konkurrierenden 
Mitgliedschaften mäßigend auf die Forderungen der jeweiligen Gruppen 
einwirken. 
 Besteht ein ‚Ungleichgewicht der Kräfte’, so bilden sich Gegengruppen 
heraus, die dieses Ungleichgewicht beseitigen. 
 Organisierte Gruppen, potentielle Gruppen und Gegengruppen bewirken, 
dass der politische Prozess trotz aller Konflikte immer wieder zu einem 
Gleichgewicht führt, in dem politische Entscheidungen zumindest mittel - 
und langfristig den Interessen der Betroffenen entsprechen.“ 
 
Der besondere Reiz des Pluralismus liegt darin, dass aus der Konkurrenz um Einfluss sich 
ein Gemeinwohl herausbildet und organisierte Interessen damit das Recht haben, ihre 
Ressourcen zur Einflussnahme zu verwenden, während die politischen-staatlichen 
Adressaten die Möglichkeit haben, ein Minimum an Fairness und Transparenz bei der 
Interessenvertretung festzulegen.258  
 
Durch empirische Beobachtungen kam jedoch bald Kritik am Pluralismus auf, denn nicht 
jedes Interesse wurde von einem Gegeninteresse begleitet. Die Interessengruppen waren 
zudem durch die Präsenz von Eliten dominiert. Außerdem fällt es kleinen 
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Interessengruppen leichter, ihre Interessen durchzusetzen, da sie selektive Anreize 
entwickeln und Nicht-Mitglieder ausgrenzen können. Kleine Gruppen  vertreten eher 
wirtschaftliche als öffentliche Interessen, welche im Gegensatz dazu Schwierigkeiten 
haben, sich einzubringen. Der daraufhin entstandene Neo-Pluralismus ist gegenüber dem 
Pluralismus in jener Hinsicht modifiziert, dass nicht alle Gruppen in gleicher Weise in der 
Lage sind, ihre Interessen einzubringen, aber ein pluralistisches System der 
Interessenvermittlung dennoch offen für die Mobilisierung und Beteiligung aller Gruppen 
ist.259 Außerdem kann man hinzufügen, dass Pluralismus, begriffen als notwendiger 
Bestandteil in einer Wettbewerbsdemokratie, keine politische Systemswidrigkeit ist, 
sondern ein gewolltes Produkt.260  
 
Für beide Theorien, Neo–Korporatismus und Pluralismus, gibt es Belege in der 
Europäischen Union, doch können beide die Realität alleine nicht abdecken, da sie sich 
ihnen durch ihre Komplexität einfach entziehen.261 
 
Neo-Korporatistische Beziehungen, mit ihren quasi-institutionellen Konsultationen von 
Interessengruppen zu Beginn von legislativen Prozessen kann man bei der Kommission 
finden. Außerdem fördert die Kommission bestimmte europäische Dachverbände und ist 
nicht selten Begründer für deren Entstehung.262 Sie stehen in der besonderen Gunst der 
Kommission: 
 
„Europäische Verbände erfahren, verglichen mit anderen Formen der 
Repräsentation, bevorzugte Berücksichtigung, und es existieren unterschiedliche 
Gremien mit Interessengruppenbeteiligung.“263  
 
Als Beispiel ist auch der Europäische Wirtschaft - und Sozialausschuss (WSA) zu nennen, 
der in seiner Zusammensetzung der Theorie des Korporatismus entspricht und in seiner 
Funktion auch so angedacht war. Nur erfüllte er nie wirklich die von ihm erwarteten 
                                                 
259 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): S.31 f. 
260 Vgl. KLEINFELD Ralf/ WILLEMS Ulrich/ ZIMMER Annette (2007b): S.8 
261 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.93 
262 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): S.32 
263 ebd.: S.32 f. 
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Aufgaben. Der Korporatismus wurde zwar in der EU angestrebt, ließ sich aber mit den 
bestehenden Realitäten nicht vollständig umsetzen, denn ein: „Theoretisch erwünschter 
Korporatismus, sieht sich oft einem praktisch existenten Pluralismus von Akteuren, 
Interessen und Organisationen gegenüber.“ 264. Bei empirischen Befunden stellten sich die 
Beziehungen zwischen europäischen Institutionen und Verbänden eher vage als quasi-
korporatistisch oder als pluralistisch mit korporatistischen Einsprengseln dar.265 Abhängig 
von Branchen und Sektoren kann die Art der Einbindung variieren: „Es gibt wenige 
Bereiche mit korporatistischen Strukturen, einige mit pluralistischen, sowie viele, in denen 
keine der beiden Formen dominiert.“266 Christian Lahusen und Claudia Jauß sehen darin 
die Herausbildung einer neuen Mischform: „ […] Pluralismus und Neo-Korporatismus 
treten nicht nur parallel auf, sondern (können) durchaus eine Verbindung eingehen […] 
“267. Das muss kein Widerspruch sein:  
 
„Die beiden Ansätze stehen sich einem empirischen Sichtwinkel nicht 
unversöhnlich gegenüber. Pluralismus und Korporatismus lassen sich etwa 
hinsichtlich des Zugangs der Interessengruppen zu den Entscheidungsträgern als 
idealtypische Extremfälle eines Kontinuums auffassen.“268 
 
Insgesamt spricht aber generell die fehlende direkte Partizipation von Interessengruppen in 
bindenden Entscheidungen eher für einen pluralistischen Charakter der Europäischen 
Union.269 Zudem weist überhaupt das Vorhandensein von Lobbyismus und dessen 
Bedeutungszuwachs seit den 80ern auf ein politisches System mit überwiegend 
pluralistischen Strukturen hin.270 
 
Bewertung: Aus diesen beiden theoretischen Versuchen, den Lobbyismus zu erfassen, 
sowie deren Anwendung auf die EU, kann man interessante Tendenzen und Annahmen 
ableiten. Zunächst stehen der (Neo- ) Korporatismus und der Pluralismus nicht im direkten 
                                                 
264 PFEIFFER  Georg (1995): S.56 f. 
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Gegensatz zu den beiden klassischen Integrationstheorien: Neo-Funktionalismus und 
Intergouvernementalismus. Der Neo-Funktionalismus braucht zwar zu Beginn ein 
pluralistisches Umfeld bei den Mitgliedstaaten zu seiner Initiierung, doch nicht unbedingt 
in seiner Systementwicklung. Die Geschichte des EGKS zeigt sogar erfolgreiche 
kooperatistische Strukturen eingebettet in neo-funktionalistische Arbeitsmechanismen. Für 
den Mehrebenenansatz ist dagegen das Staatsverständnis der beiden Interessenstheorien, 
also ihre Staatsbezogenheit,  zumindest problematisch. 
 
Generell kann man aber davon ausgehen, dass korporatistische Strukturen auf europäischer 
Ebene die supranationalen Institutionen, insbesondere z.B. die Kommission, stärken 
würden. Hier ist sicherlich auch ein Motiv für die Kommission zu finden (neben vielen 
weiteren, wie z. B. Effizienz, Repräsentativität etc.), diese Art von Strukturen zu fördern 
oder sie indirekt zu etablieren, wie dies zum Teil durch die regelmäßige Durchführung von 
Konsultationen von Interessenvertretern geschieht. Die Interessengruppen hätten mittels 
korporatistischer Strukturen durch die Kommission ausgewählt werden können (soweit sich 
die Mitgliedstaaten kein Mitspracherecht gegebenenfalls eingeräumt oder sich einen 
Einfluss informell gesichert hätten), die sich dann weit enger an die institutionellen 
Spielregeln und Kanäle hätten binden lassen können. Die Kommission hätte damit ihre 
Rolle beim Gesetzgebungsprozess maßgeblich formell gestärkt und ihren Kontroll -, wie 
auch Lenkungseinfluss über den Zugang von Akteuren zum europäischen 
Gesetzgebungsprozess, sowie beim Management von Informationen institutionalisieren 
können. Die Existenz eines ausgeprägten Neo-Korporatismus auf der Ebene der EU wäre 
somit eine Stärkung des Neo–Funktionalismus gewesen, der von einflussreichen 
supranationalen Institutionen auf europäischer Ebene ausgeht. Dass nun pluralistische 
Strukturen in der EU vorherrschen, ist ein Beleg für die mögliche Existenz einer 
europäischen Mehrebenenstruktur mit ihren Verflechtungen, da sie für diese eine 
notwendige Voraussetzung bildet. Des Weiteren macht der Pluralismus einen offenen 
Zugang für eine Vielzahl von Akteuren auf allen Ebenen potentiell möglich und baut auf 
Vielfalt, Heterogenität, Freiwilligkeit und Konkurrenz. Damit hat der Pluralismus viele 
gemeinsame Grundlagen mit dem Multi-Level-Governance-Ansatz und behindert die 
Entstehung eines Mehrebensystems nicht bzw. steht nicht im Widerspruch dazu. Doch 
muss man nochmals betonen, dass der Pluralismus mit seiner Staatsauffassung nicht mit 
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dem MLG-Ansatz konform geht. Der Neo-Korporatismus ist nicht nur nicht-konform, 
sondern aufgrund seiner Geschlossenheit und staatlichen Exklusivität mit dem MLG-
Ansatz nur schwer vereinbar. Für den Intergouvernementalismus ist dagegen im 
Wesentlichen für beide Theorien nur entscheidend, ob der Staat im Neo-Korporatismus 
oder Pluralismus die letztendliche Kontrolle gegenüber den anderen Akteuren besitzt (sieht 
man nun von den innenpolitischen Gruppen als nationale Akteure beim Liberalen 
Intergouvernementalismus ab). Ansonsten gibt es keinen theoretischen Widerspruch von 
den beiden Theorien zum Intergouvernementalismus - die Staatsbezogenheit beider 
Interessenstheorien deckt sich sogar mit ihm. 
 
Dass nun sich Korporatismus und Pluralismus in der Europäischen Union vermischen, auch 
wenn letzterer dominant ist, lässt als Rückschluss die Vermutung zu, dass die 
Integrationstheorien sich ebenfalls nicht gänzlich auf die EU umlegen lassen und dass hier 
ein Systemzusammenhang bestehen könnte. Dabei muss man aber die mittlerweile 
gesunkene Aussagekraft beider Theorien bedenken, insbesondere für das europäische 
System:  
 
„Noch immer fehlt ein theoretischer Rahmen, welcher die Einzigartigkeit der 
Europäischen Union erfassen könnte. Folglich kann auch das Lobbying in diesem 
politischen System nicht mit den staatlichen fixierten Modellen der 
Interessensvermittlung (Pluralismus versus Korporatismus) adäquat beschrieben 
werden.“271 
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5.1.2 Politiknetzwerkanalyse 
 
 
Mit der Abkehr von einem starren Staatsverständnis, wie sie im Korporatismus und im 
Pluralismus herrschen, wand man sich der Politiknetzwerkanalyse zu. Der Wandel wurde 
dadurch bedingt, dass die EU als ein europäisches Mehrebenensystem mit parallelen 
Entscheidungs- und Steuerungsstrukturen sich einer klassischen Staatsauffassung entzog. 
Korporatismus und Pluralismus konnten die Beziehung zwischen politischen 
Entscheidungsträgern und Interessengruppen nicht mehr ausreichend darstellen. 272  
 
Die Netzwerkanalyse ist eine empirisch-analytische Forschung, die sowohl quantitativ als 
auch qualitativ arbeitet. Sie erhebt rationale Daten, die über Strukturen von Netzwerken 
Auskunft geben und damit die Handlungsbedienungen der Akteure aufdecken sollen.273 Die 
Politiknetzwerkanalyse untersucht in diesem Sinne die Staat-Interessengruppen-
Beziehungen, sowie die internen Bedingungen des Politiknetzwerks: 
 
„Der allgemeinste Nenner aller Politiknetzwerkanalysen ist, dass Policy-Making 
nicht mehr nur auf dem Handeln des Staates als singulärem, monolithischem 
Akteur zurückführbar ist, sondern aus der Interaktion vieler unterschiedlicher 
Akteure heraus entsteht. Der staatliche Bereich selbst wird als System multipler 
Akteure begriffen. An der Formulierung und Implementation öffentlicher 
Politiken sind neben vielen öffentlichen Akteuren auch private Akteure aus 
unterschiedlichsten gesellschaftlichen Sektoren und Teilbereichen beteiligt. Der 
Netzwerkbegriff selbst verweist auf relativ dauerhafte direkte und indirekte 
Verbindungen, über welche die beteiligten Akteure in das Policy-Making 
integriert sind. Obwohl viele Akteure mittel- und unmittelbar an der 
Politikproduktion beteiligt sind, gibt es zwischen diesen Macht- und 
Einflussunterschiede. Macht- und Einflusspositionen sind nicht allein durch den 
formellen politisch-institutionellen Status, sondern auch durch informelle 
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273 Vgl. SCHUBERT Klaus (2005b): S. 609 
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Zusammenhänge (z.B. Kommunikation, Ressourcentausch, strategische 
Interaktion) bestimmt.“274 
 
Eine Politiknetzwerkanalyse erforscht dabei auch die Stabilität des Netzwerkes, 
Regelungsumfang, Offenheit der Mitgliedschaft, Stärke des Staates, Akteursbeziehungen 
und Machtverhältnisse. Vermittelnde Verfahren von Untereinheiten von Staat und 
Interessen, bei denen das Vorhandensein von Tauschbeziehungen angenommen ist, stehen 
dabei im Fokus. Die Beziehung der Akteure ist je nach Thema unterschiedlich und das 
Interesse spezifischer Art. Auch die Politiknetzwerkanalyse ist der Kritik unterworfen, die 
sich insbesondere im Vorwurf des Reduktionismus und der Trivialität äußert. Außerdem 
lässt sie auch die Frage offen, ob sich die Beziehungen innerhalb der Netzwerke eher 
korporatistisch oder pluralistisch gestalten. So konnte sie den Korporatismus und den 
Pluralismus nicht vollständig ablösen und darf nicht als eigenständige Theorie, sondern nur 
als analytisches Modell verstanden werden, welches einen losen Rahmen für empirische 
Analysen bietet. Der besondere Beitrag der Politiknetzwerkanalyse ist die Definition der 
Komponenten der Lobbyingstrukturen und Hypothesenbildung bezüglich der 
Machtverhältnisse der Akteure.275 An dieser Stelle soll darauf hingewiesen sein, dass die 
Kommission als ein „Motor der Netzwerkbildung und der Organisation von Interessen“276 
gilt. 
 
Bewertung: Die Politiknetzwerkanalyse steht im engen Bezug zum Multi-Level-
Governance-Ansatz. Beide haben die gleichen Ausgangspunkte: ein Mehrebenensystem, 
mit einer Vielzahl von Akteuren, wobei der Staat einer von diesen Akteuren ist und dabei 
nicht als geschlossene Einheit aufgefasst wird. Mit einem solchen Staatsverständnis steht 
die Politiknetzwerkanalyse stark im Widerspruch zum Intergouvernementalismus. Man 
kann aber durchaus Bezüge zum liberalen Intergouvernementalismus finden. Doch findet 
diese Netzwerkbildung im Wesentlichen innenpolitisch statt und bestimmt dann die 
Präferenzen eines Staates auf europäischer Ebene. Der Neo–Funktionalismus kann sich 
weit besser als der Intergouvernementalismus mit dieser Analyseart arrangieren, stellt man 
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die Politiknetzwerkanalyse in Zusammenhang mit der Vorstellung des Neo–
Funktionalismus über die treibende Kraft beim Integrationsprozess durch Eliten der 
Bürokratie, Politik und Ökonomie. Die Aussagekraft, die man von der 
Politiknetzwerkanalyse letztendlich ableiten kann, ist aber bezüglich der 
Integrationstheorien sehr eingeschränkt zu bewerten, da sie mehr ein analytisches Modell 
ist. 
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5.1.3 Rational Choice-Theorien: Rationalistischer Neo-Institutionalismus, Spiel -  
und Tauschtheorie 
 
 
Ideengeschichtlich sind die Wurzeln der Theorien der rationalen Wahl bei Thomas Hobbes, 
dem Utilitarismus, Adam Smith und der neo-klassischen Wirtschaftstheorie zu finden.277 
Rational Choice-Theorien versuchen politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Realität aus rationalen Handlungen der Akteure zu erklären, bei denen angenommen wird, 
dass sie durch Kosten-Nutzen-Überlegungen bestimmt sind.278 In den 50ern fanden diese 
ökonomischen Modelle Eingang in die Politikwissenschaft und wurden bald bei fast allen 
Themengebieten angewandt. Sie bilden seit den 70ern einen der dynamischsten 
Theoriestränge.279 Durch den Wandel der Interessenschwerpunkte der Forschung hin zu 
handlungs - und demokratietheoretischen Fragen traten nun Modelle des Rational Choice 
bei der Erforschung von Interessenvermittlung in den Vordergrund. Tauschtheoretische 
Ansätze, spieltheoretische Analysen und Ansätze des rationalistischen Neo-  
Institutionalismus sind bei Rational Choice-Theorien besonders hervorzuheben.280 
 
Der rationalistische Neo- Institutionalismus analysiert das Verhalten der Akteure im Bezug 
zu den institutionellen Gegebenheiten und nicht unabhängig von ihnen. Grundlage für 
diesen Analyseausgangspunkt ist die Annahme, dass der institutionelle Rahmen wichtige 
Bedingungen für die politische Organisation von Gruppen setzt und Einfluss auf 
spezifische Politikinhalte nimmt bzw. politische Institutionen Handlungspotenziale und – 
restriktionen schafft. Damit nimmt der rationalistische Neoinstitutionalismus zusätzlich 
politisch-soziologische sowie behavioristische Ansätze auf und macht die Genese von 
politischen Entscheidungen und Staatstätigkeit zu seinem Gegenstand.281 Die Akteure des 
rationalistischen Neoinstitutionalismus sind zielorientiert, planen strategisch ihre 
Handlungen und setzten die bestgeeigneten Mittel ein. Für den Erfolg passen sie sich 
soweit wie nötig den Normen und Regeln des jeweiligen politischen Systems an. 
                                                 
277 Siehe dazu: BRAUN Dietmar (1999): S. 29 ff. 
278Vgl. HOLZINGER Katharina (2005): S.816 
279 Siehe dazu: BRAUN Dietmar (1999): S. 17 f. 
280 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): S.37 f. 
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Lobbyfallstudien der EU zeigen analog auf, dass das politische System und seine 
Entscheidungsträger eine Anpassung privater Akteure bewirkt und damit ihr Verhalten wie 
auch ihre tauschartigen Verhandlungen beeinflusst. Dazu muss man bemerken, dass 
empirische Studien europäischer Interessenvermittlung oft der Annahme von Ansätzen des 
rationalistischen Neo-Institutionalismus zugrunde liegen.282 
 
Die Spieltheorie ist eine mathematisch formulierte Theorie sozialer Interaktion und  ein 
Teilgebiet der Entscheidungstheorie. Sie geht von einem individuell-rationalen Verhalten 
der Entscheider aus und verwendet die moderne kardinale Nutzungstheorie. Sie befasst sich 
mit strategischen Situationen, welche bestimmt sind durch die eigene Entscheidung, eine 
nicht beeinflussbare Umwelt, sowie dem Verhalten rational handelnder Gegenspieler.283 
Vereinfacht dargestellt besteht ein solches „theoretisches Spiel“ aus mindestens zwei 
Akteuren, die sich an Spielregeln halten, und am Ende eines solchen Spieles gibt es 
Gewinner respektive Verlierer. Das bekannteste Spiel ist wohl das Gefangenendilemma. 
Das Interesse der Spieltheoretiker bei der Erforschung des Lobbyismus gilt der 
theoretischen Modellierung von Lobbying verhalten. Spieltheoretische Studien von 
Interessengruppenlobbying haben beginnend mit der Entwicklung des Konzeptes des Rent-
Seekings in den 80ern und einer weiteren Verfeinerung zugenommen.284 Den Rent-
Seeking-Ansatz kann man folgendermaßen erläutern: 
 
„Versuche von Akteuren zur Einflussnahme auf gesellschaftliche 
Entscheidungen werden begründet durch das individuelle Interesse an jeglicher 
Erhöhung von Einkommen und Vermögen, unabhängig von ihrer Ursache. Das 
Ziel der individuellen Nutzungsmaximierung kann deshalb sowohl unter den 
gegebenen institutionellen Bedingungen des Marktprozesses (profit-seeking) als 
auch durch eine vorteilhafte Veränderung staatlich determinierter 
Rahmenbedingungen über den politischen Entscheidungsprozess (rent-seeking) 
verfolgt werden. Da Eigentumsrechte an Ressourcen nicht vollständig und 
endgültig zugeordnet sind, werden Einflussnahmen einzelwirtschaftlich sinnvoll. 
Eine Neuverteilung von Eigentumsrechten führt zu Einkommen (Renten). In 
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283 Vgl. HOLZINGER Katharina (2005): S.938 
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diesem Fall spricht man von ´politischen Renten` da sie Einkommen darstellen, 
denen keine produktive Leistung gegenübersteht. Vielmehr sind sie durch 
produktive Leistungen anderer Wirtschaftssubjekte finanziert […] Die Kontrolle 
über diese politischen Renten üben Regierungen, Parlamente und öffentliche 
Verwaltung aus. Sie können von diesen gezielt geschaffen oder angedroht 
werden. Die Möglichkeit zum Erhalt von Renten gibt  ebenso wie die 
Möglichkeit zur Erwirtschaftung von Gewinn Anreize zur Investition.“285 
 
Die politische Tauschtheorie stellt den Austausch von Leistung und Gegenleistung 
jeglicher Art in den Mittelpunkt der Analyse. Zu unterscheiden sind dabei drei Formen des 
Tauschhandels: 286  
 
1. der implizierte Tauschhandel, welcher die gegenseitige Anpassung der 
eigenen Vorstellungen und Forderungen ohne ausdrückliche Vereinbarung 
bezeichnet 
 
2. der explizite Tauschhandel, der  sich aus schriftlich fixierten Absprachen 
ergibt z.B. Verträgen 
 
3. der generalisierte Tauschhandel, der auf  Dauer in einer institutionalisierten 
Kooperation von Akteuren angelegt ist. Übergeordnete bzw. gemeinsame  
Ziele lassen divergierende Interessen überbrücken. Leistung und 
Gegenleistung können zeitlich auseinanderfallen oder können für 
nachfolgende Entscheidungen verrechnet werden 
 
Abgeleitet ist die Tauschtheorie vom rationalistischen Neo-Institutionalismus. Der 
Austausch von Gütern ist nach dem Gesetz „Angebot und Nachfrage“ geregelt. Der EU-
Lobbyismus kann durch die Tauschtheorie weitestgehend ein Verständnis für die 
Handlungen der beteiligten Akteure herstellen, und die Beziehungen der Akteure können 
                                                 
285 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.81 f. 
286 Vgl. SCHUBERT Klaus (2005b): S.1014 
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durch den Tausch von Informationen rationalistisch erklärt werden.287 Danach folgend 
stellt Buholzer die These auf, dass Lobbying ein Tausch ist, und die Beziehungen der 
Interessengruppen und der EU auf Gegenseitigkeit aufbauen. Dieser Tausch wird innerhalb 
der institutionellen Rahmenbedingungen maßgeblich durch die einzelwirtschaftlichen 
Kosten-Nutzen-Kalküle der Interessengruppen, wie auch der politischen und 
bürokratischen Akteure, bestimmt. Er benennt für diesen „Handel“ vier Tauschgüter der 
Interessengruppen:288  
 
1. Informationen  
2. Monetäre Leistungen, 
3. Verzicht auf wirtschaftliche Machtausübung  
4. Stimmen 
 
Des Weiteren müssen die Tauschgüter Eigenschaften aufweisen wie:  
 
 Bedürfnisgerecht 
 Glaubwürdigkeit 
 Kostengünstig 
 Konkurrenzfähigkeit 
 
Dies kann durch genaue Kenntnisse über die Ansprüche von Politikern und Beamten an die 
Tauschgüter erreicht werden. Diese Kenntnisse werden durch informelle Beziehungen 
gewonnen.289 Bei nicht rationalem Verhalten wird aber die Tauschtheorie problematisch. 
Außerdem garantieren politische Verfahren keine Entlohnung, und vor allem private 
Akteure streben in politischen Tauschbeziehungen nicht zwingend eine 
Gewinnmaximierung an, wie es die Tauschtheorie annimmt.290 Zudem kann das 
Tauschverhalten bei den Institutionen verschieden sein. Ein formelles Tauschmodell kann 
jedenfalls nicht alle Lobbyinginteraktionen erfassen: „Der Tauschansatz kann daher 
                                                 
287 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): S.39 f. 
288 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.55 
289 Vgl  ebd.: S.130 f. 
290 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): S.40 
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höchstens als Metapher für die Interaktion von privaten und öffentlichen Akteuren dienen 
[…]. “291 
 
Bewertung:  Rational-Choice-Theorien geben kaum konkrete Hinweise auf die drei 
Integrationstheorien. Am ehesten kann man oberflächlich einen Bezug zum technischen 
Verständnis von Politikprozessen durch Experten zum Neo–Funktionalismus ausmachen, 
doch kann man das Tauschmodell ohne Probleme, technisch wie auch politisch, in den 
Multi-Level-Ansatz integrieren, und auch der Intergouvernementalismus steht nicht im 
Widerspruch dazu – solange Lobbyismus im Wesentlichen aus rein technischen Prozessen 
besteht bzw. sich auf politischen Einfluss in der Innenpolitik der Mitgliedstaaten bezieht. 
Anders ist dies der Fall, wenn auch politische Aspekte bei der Interessenvertretung 
einfließen würden. Dies muss aber zunächst erst noch geklärt werden. 
                                                 
291 ebd.: S.40 
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5.2 Rechtliche Aspekte des EU-Lobbyismus 
 
 
Mit der Gründung der EGKS wurde bereits der Grundstein gelegt für den Brüsseler 
Lobbyismus: „Die Organe der Gemeinschaft erledigen diese Aufgaben mit einem 
möglichst kleinen Verwaltungsapparat in enger Zusammenarbeit mit den Beteiligten“ (Art. 
5 EGKS). Unter den Beteiligten verstand man auch die Interessenvertreter.292 Weiter heißt 
es bezüglich des generellen Austausches zwischen der Kommission und den Beteiligten: 
 
„Die Kommission kann jederzeit die Regierungen, die verschiedenen Beteiligten 
(Unternehmen, Arbeitnehmer, Verbraucher und Händler) und ihre Verbände 
ebenso wie Sachverständige anhören. Die Unternehmen, die Arbeitnehmer, die 
Verbraucher und Händler und ihre Verbände sind berechtigt, der Kommission zu 
den sie angehenden Fragen Anregungen oder Bemerkungen jeder Art 
vorzulegen.“ (Art. 46 EGKS) 
 
Auch wurde bereits ein Vorläufer für den späteren EWSA im EGKS-Vertrag geschaffen: 
 
„Bei der Kommission wird ein Beratender Ausschuss gebildet. Er besteht aus 
mindestens vierundachtzig und höchstens einhundert acht Mitgliedern, und zwar 
aus einer gleichen Anzahl von Vertretern der Erzeuger, der Arbeitnehmer sowie 
der Verbraucher und Händler.“ (Art.18 EGKS) 
 
Mit dieser Einrichtung wurde die Interessenvertretung bei der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl institutionalisiert. Klemens H. Fischer spricht wegen dem Artikel 46 
auch beim Dialog mit Interessensvertretern außerhalb des Ausschusses von einer 
Institutionalisierung.293 Die Römischen Verträge enthalten dagegen keine direkten 
Vorschriften für die Europäischen Organe bezüglich der Zusammenarbeit mit europäischen 
Interessenverbänden. Die Kommission knüpfte aber an die EGKS an und erklärte kurz nach 
dem Inkrafttreten der Verträge, dass sie über die Konsultierung der Interessenvertreter 
hinaus auf die Zusammenarbeit mit ihnen angewiesen ist. Als institutionalisierte 
                                                 
292 Vgl. MATYIA Miroslaw (2007): S.152  Siehe dazu auch: FISCHER Klemens H. (2005): 55 f. 
293 Vgl. FISCHER Klemens H. (2005): S.55 
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Interessenvertretung ist in den Römischen Verträgen allerdings der Wirtschafts- und 
Sozialausschuss anerkannt.294 
 
Im Rechtsrahmen der Europäischen Union wurde die Zusammenarbeit  mit den 
Interessenvertretern im Rahmen des Sozial Dialog (Artikel 138 EGV) verankert: „(1) Die 
Kommission hat die Aufgabe, die Anhörung der Sozialpartner auf Gemeinschaftsebene zu 
fördern, […] “ und „(2) […] hört die Kommission vor Unterbreitung von Vorschlägen im 
Bereich der Sozialpolitik die Sozialpartner […] “, sowie durch die Verpflichtung der  
Kommission, allgemein umfassende Anhörungen durchzuführen, gemäß Protokoll Nr.7 
zum Vertrag von Amsterdam, welches besagt dass: „ […] die Kommission […] 
umfassende Anhörungen durchführen und in jedem geeigneten Fall 
Konsultationsunterlagen veröffentlichen“295 sollte. So betont die Kommission, dass, 
obwohl es die institutionalisierten Interessenvertretungen - die beratende Gremien des 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses und der Ausschuss der Regionen296 - 
gibt, dies nicht ausschließt „ […], dass es zu direkten Kontakten zwischen der Kommission 
und Interessengruppen kommt. Umfassende Anhörungen sind gemäß den Verträgen eine 
der Aufgaben der Kommission und helfen, zu gewährleisten, dass die der Legislative 
vorgelegten Vorschläge solide sind.“297 
  
Mit dem „dramatischen“ Anstieg des europäischen Lobbyismus im Zuge der Einheitlichen 
Europäischen Akte 1986 stiegen auch die Klagen über die Lobbyisten. Insbesondere das 
Europäische Parlament beklagte wachsende Missstände.298 Durch den Wettbewerbsdruck 
im Lobbyismusbusiness kam es laut Buholzer zum stundenlangen Blockieren von 
Faxmaschinen, unangemeldeten Besuchen bei Parlamentariern und Beamten bis hin zu 
Diebstählen von Dokumenten und anderen unlauteren Methoden.299 Noch 2003 beschreibt 
                                                 
294 Vgl. MATYIA Miroslaw (2007): S.152 
295 Vertrag von Amsterdam: 7. Protokoll (9) über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit 
296 An dieser Stelle kann man festmachen, dass sich der Begriff Lobbyismus bereits auf staatliche Vertreter 
ausdehnt hat. Siehe: WAGNER Bernd (2006): Lobbyismus als Instrument kommunaler Europapolitik 
297 Kommission (11.12.2002): S.4 
298 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.120 
299 Siehe dazu: BUHOLZER René P. (1998): S.18 
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die Europaparlamentarierin Catherine Stihler ähnliche Klagen ihrer Kollegen in einem 
Arbeitspapier des Europäischen Parlaments:  
 
„MEPs are phoned by lobbyists demanding urgent meetings or find them 
knocking on the office door without an appointment; sometimes Members 
wonder how a lobbyist got there in the first place. However, some tactics are 
more disturbing than others. For instance, during the debates on Parliament's 
reports on the biotechnology directive, some MEPs complained about the 
bombardment of letters and phone calls from companies such as SmithKline 
Beecham, Boehringer, Hoechst, or Ciba-Geigy.”300 
 
Doch auch die Kommission kann durch Briefe und Anrufe praktisch lahmgelegt werden, da 
ja oft nur drei Beamte an einem bestimmten Fall arbeiten. Dabei haben sie die Pflicht, diese 
Anfragen in einer gewissen Frist zu beantworten und kommen so nicht zu ihrer 
eigentlichen Arbeit.301 Im Zuge dieser Entwicklung begannen Überlegungen über 
Regulierungsmaßnahmen und Reglementierungen des europäischen Lobbyismus. 1989 
leitete ein Abgeordneter des Europäischen Parlamentes mit zwei schriftlichen Anfragen die 
Diskussion ein. Die Europäische Kommission begann 1992 mit Überlegungen und 
Schritten, welche im November 2005 in die EU-Transparenzinitiative mündete. 302 Diese 
Transparenzinitiative beinhaltet u.a. Maßnahmen für mehr Transparenz der 
Lobbytätigkeiten. Die Kommission strebte in diesem Prozess eine offene Kommunikation 
mit den Interessenvertretern an und setzt von Anfang an auf die Freiwilligkeit und 
Selbstregulierung. 1993 formulierte die Kommission einen Verhaltenskodex mit 
Minimalanforderungen, die von den Interessenvertretern selbst formuliert wurden. 1994 
kam es aber erst nach neuerlichen Aufforderungen der Kommission zur Selbstregulierung 
von Interessengruppen. So entstanden drei Organisationen, welche verschiedene 
Interessengruppen repräsentieren: die „European Round Table Association and Federation“ 
(ERAF), die „Fédération européenne du Lobbying & Public Affairs“ (FELPA) und die 
„Society of European Affairs Practitioners“ (SEAP). Alle drei sind aber relativ klein und 
                                                 
300 STIHLER Catherine - In: EUROPEAN PARLIAMENT (04.2003) 
301 Interview SEEFELD Horst, Ehrenmitglied des EP und Lobbyist (20.05.2008) 
302 Siehe dazu: GREENWOOD Justin (2007): S.44 ff. 
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unbedeutend.303 Seit 2008 hat die Kommission ein freiwilliges Register für Lobbyisten 
eingerichtet, welche die Lobbyisten in drei Hauptkategorien einteilt: professionelle 
Beratungsfirmen und Anwaltskanzleien, Unternehmens-Lobbyisten und Berufsverbände 
sowie NGOs und Think Tanks. Mit der Registrierung ist auch die Annahme eines 
Verhaltenskodexes verbunden. Die Aufnahmeanforderungen sind je nach Kategorie 
unterschiedlich.304 Das Europäische Parlament ging und geht einen anderen Weg wie die 
Kommission und baut nicht auf die Freiwilligkeit der Zusammenarbeit der 
Interessenvertreter zur Regulierung des Lobbyismus. Der erste Bericht des Europäischen 
Parlaments wurde vom Sozialisten Marc Galle 1991/1992 erstellt. Er scheiterte am internen 
Widerstand und der Kommission. Vor allem die Definition, was ein Lobbyist ist, erwies 
sich als ein schwieriges Hindernis. Dem Galle-Bericht folgte 1994 der sogenannte Ford-
Bericht des Abgeordneten Glyn Ford, der einen Minimalkonsens ansteuerte. Durch die 
weitere Befassung im Parlament wurde der Bericht aber mit Ergänzungen überladen und 
scheiterte ebenfalls. Angenommen wurde dann ein neuer Antrag, der in Teilen auf dem 
Ford-Bericht beruhte. In der Diskussion im Parlament drückte sich auch ein ideologischer 
Konflikt zwischen linken Fraktionen gegenüber christdemokratischen und liberalen 
Fraktionen aus.305 Ergebnis sind ein Verhaltenskodex und eine obligatorische 
Registrierung, die beide 1996 eingeführt wurden.306 Buholzer bezeichnet die „Methoden 
der Zähmung der Interessengruppen […] als Enthüllung (und nicht Kontrolle) […] “307 Der 
neueste Bericht zu diesem Thema wurde am 8. Mai 2008 angenommen. Der verabschiedete 
Bericht des finnischen Abgeordneten Alexander Stubb (Stubb-Bericht) spricht sich für ein 
zentrales, Institutionen übergreifendes und verbindliches EU-Lobby-Register aus. 
Außerdem sollen Lobbyisten ihre Einkünfte und Auftraggeber offenlegen.308 Gerade 
Letzteres ist bei den Interessenvertretern umstritten.309  
 
Katharina Ahrens bringt es in ihrer Analyse des Kommissions-Ansatzes und des 
Parlamentsansatzes auf den Antagonismus der „Selbstregulierung“ versus der „formellen 
                                                 
303 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.20 
304 Siehe dazu: EurActiv (8. 01.2009) 
305 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.121 f. 
306 Siehe dazu: BUHOLZER René P. (1998): S.19 
307 BUHOLZER René P. (1998): S.18 
308 Siehe dazu: Europäisches Parlament (02.04.2008) 
309 Siehe dazu: EurActiv (8.01.2009) 
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Regulierung per Plenumsentscheid“ oder kurz „Dialog“ gegenüber „Kontrolle“ auf einen 
Scheitelpunkt zwischen den beiden Organen. Sie weist bei diesen beiden unterschiedlichen 
Ansätzen darauf hin, dass diese hilfreichen Rückschlüsse bei der Zuordnung des political 
Designs einen Erklärungsansatz liefern könnten.310 
 
Bewertung:  Dass in den 80ern in der Europäischen Union ein Handlungsbedarf gesehen 
wurde, den Lobbyismus gesetzlich zu reglementieren, zeigt dass:311 
 
1. die Lobbyisten neu oder anders wahrgenommen wurden im 
Meinungsbildungsprozess, 
2. weist darauf hin, dass sich diese „neuen Lobbyisten“ nicht an korporatistischen 
Strukturen hielten, frei „wildernd“ auf Informationsjagd gingen und unorthodox ihre 
Interessen vertraten – und dies heute noch tun, 
3. sie entzogen sich staatlicher und supranationaler Kontrolle, 
4. das sie Einfluss generieren konnten - ansonsten hätte man sie ignorieren können, 
5. die unterschiedliche Reaktion von Kommission und Europäischen Parlament weißt 
auf den unterschiedlichen Charakter beider Institutionen hin – die Kommission 
technisch und effizient geprägt; das EP politisch ausgerichtet im Spannungsfeld von 
Idealismus und Systempragmatismus.  
 
Diese fünf Punkte zeigen eine Etablierung von Interessenvertretung, die im Gegensatz zu 
den Vorstellungen des (Liberalen) Intergouvernementalismus stehen. Der 
Intergouvernementalismus sieht ja die Europäische Union eher als ein internationales 
Verhandlungsregime zwischen Staaten. Die Regulierungen des Lobbyismus stützen 
dagegen tendenziell Annahmen des Neo–Funktionalismus wie auch den Mehrebenen–
Ansatz, die einen Einflussverlust des Staates voraussagen bzw. feststellen. 
Interessenvertreter scheinen sich jedenfalls auf eine neue Machtebene in großer Zahl und 
intensiv auszurichten. Die Notwendigkeit einer umfassenden Regulierung des Lobbyismus 
scheint dies formell als Indiz zu belegen. 
  
                                                 
310 Vgl. AHRENS Katharina (2007): S.132 
311 Siehe dazu auch: ebd. 125 f.; TEUBER Jörg (2001): S.119 ff. und PFEIFER Georg (1995): S.54 ff. 
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5.3 Art und Typen der Lobbyakteure 
 
 
Die Brüsseler Lobbylandschaft ist mit der Entwicklung der Europäischen Union nicht nur 
gewachsen, sie ist auch breiter und heterogener geworden. Es gibt viele Möglichkeiten, 
Lobbyisten zu klassifizieren, doch müssen diese Klassifikationen immer wieder der 
jeweiligen Entwicklung angepasst werden. Ganz wesentlich ist dabei die Definition, was 
ein Lobbyist ist bzw. wo Lobbyismus anfängt oder aufhört. Diese Definition ist nicht 
einfach, und deshalb haben sich auch die Organe der EU bei der Definition von 
Lobbyismus schwer getan. Sie wurde immer wieder verändert und konnte sich nie ganz 
einer negativen Kritik von der einen oder anderen Seite entziehen. Das EU-Parlament nennt 
nach der Definition von Lobbyismus folgende Akteure im „Bericht über den Aufbau des 
Regelungsrahmens für die Tätigkeit von Interessenvertretern (Lobbyisten) bei den Organen 
der Europäischen Union“ (kurz: Stubb-Bericht) als Lobbyisten: 
 
„ […] professionelle Lobbyisten, interne Unternehmenslobbyisten, 
nichtstaatliche Organisationen, Denkfabriken, Berufsverbände, Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände, gemeinnützige und nicht gemeinnützige 
Organisationen sowie Anwälte, deren Tätigkeit in erster Linie darauf abzielt, 
Einfluss auf die Politikgestaltung zu nehmen und weniger darauf, in 
Rechtssachen als Rechtsbeistand und Verteidiger aufzutreten oder 
Rechtsauskünfte zu erteilen.“312 
  
Der Versuch, als Antrag Kirchen, philosophische und nicht konfessionell gebundene 
Organisationen an dieser Stelle ebenfalls anzuführen, scheiterte. Generell wurden aber 
festgestellt: „Auch die ideellen Lobbyisten sind Lobbyisten, weil sie Politik beeinflussen 
wollen.“313 Trotzdem gibt es weitere Ausnahmen. So wurden auch Regionen und Städte der 
MS, politische Parteien, sowie Körperschaften, die nach den Verträgen einen Rechtsstatus 
verfügen, im Stubb-Bericht explizit von der Bezeichnung Lobbyismus ausgenommen.314 Jo 
Leinen MdEP - wirkte als Mitglied der Arbeitsgruppe für Transparenz und die Aktivitäten 
                                                 
312 Europäisches Parlament (02.04.2008): S.5 f.; siehe auch: KOMMISSION (03.05.2006): S.5 
313 LEINEN Jo MdEP/ SPD als Redner beim Seminar “What ever happend to Democracy? Corporate 
Influence on EU Policies.” (15.04.2008) 
314 Siehe dazu: Europäisches Parlament (02.04.2008): S.6 
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von Lobbyisten des Europäischen Parlaments und der Europäischen Kommission mit - 
meinte zu dieser Entscheidung nachträglich bei einem Seminar der Grünen Fraktion: „Nach 
langer Debatte haben wir die Regierungen und die Regionen und die Kommunen aus der 
Definition des Lobbyismus ausgenommen- man muss sich fragen, ob das richtig ist.“315 
 
Trotz dem Versuchen einer Eingrenzung der Vielfalt der Interessensvertreterlandschaft, 
bleiben deren Grenzen oft sehr fließend, welche durch viele Grauzonen der 
Interessensvertretungen begleitet werden (siehe z.B. Anwälte oder Kirchen). In diesem 
Sinne gibt es auch eine Vielzahl von Möglichkeiten, diese einzuteilen und zu strukturieren. 
So führt Georg Pfeifer aus: „Das Feld privater Akteure ist derartig komplex, daß 
Kategorisierungen nur eine bedingte Übersicht bieten können.“316 
 
Diese komplexe Vielfalt des Lobbyismus (mit oder ohne öffentliche Akteure) bedarf einer 
Ordnung, um den Überblick zu wahren. Justin Greenwood kategorisiert die Akteure des 
Lobbyismus nach der organisatorischen Form: 317 
 
-  “Individual firm 
-  Coalition (industry, territorial) 
-  National trade association 
-  National federation 
-  European specic coalition (e.g. direct firm membership, 
informal collective) 
-  European federation of national federation (`super 
federation`) “ 
 
Dieser Katalog führt keine kommerziellen Lobbyisten oder staatliche Akteure. Erstere 
fallen als indirekte Akteure unter die Matrix der ´Repräsentation`. Sie vertreten selber keine 
Interessen, sie agieren im fremden Auftrag und entfallen deshalb in der Aufzählung.318 
                                                 
315 LEINEN Jo MdEP/ SPD als Redner beim Seminar “What ever happend to Democracy? Corporate 
Influence on EU Policies.” (15.04.2008) 
316 PFEIFER Georg (1995): S.64 
317 GREENWOOD Justin (1995a): S.5 
318 Siehe dazu: PFEIFER Georg (1995): S.65 
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Andere beziehen auch die staatlichen bzw. hoheitlichen Akteure mit ein in ihrer 
Klassifizierung. Fischer teilt Lobbying in zwei Formen ein: das private – nicht-staatliche - 
Lobbying und das öffentliche – staatliche – Lobbying.319 Die Akteure können auch als 
nicht-hoheitliche und hoheitliche Lobbyisten bezeichnet werden.320 Letztere vertreten die 
wirtschaftlichen Interessen der Mitgliedstaaten sowie die verschiedenen Körperschaften 
des öffentlichen Rechts.321 Diese Unterteilungen von Lobbyisten, sowie die 
Miteinbeziehung bzw. Ausschluss von Akteuren als Lobbyisten, haben einen hohen 
Aussagewert über die Auffassung von Lobbyismus und Staatlichkeit des jeweiligen 
wissenschaftlichen Ausgangspunktes. Eine solche Einteilung ist deshalb nicht unumstritten, 
dies nicht zuletzt auch bei den Betroffenen selbst. Als gutes Beispiel dient die Einstellung 
von Michael H. Freericks, Vertreter des Landes Niedersachsen. Er würde seine Tätigkeit 
nicht als Lobbyismus bezeichnen, denn seine Landesvertretung betreibt für ihn keinen 
klassischen Lobbyismus, da sie dem Allgemeinwohl der Bürger der Landes Niedersachsen 
und dem Deutschen Staat dient. Also eine Sichtweise, wie man sie bei Rousseaus aus dem 
„volonté général“ ableiten könnte.322 Andere, wie Fischer, meinen im Gegensatz bei  
vergleichbaren öffentlichen/ staatlichen Akteuren, wie den Ständigen Vertretungen:  
 
„Kratzt man aber an dieser Schale, so stellt sich die Tätigkeit der Ständigen 
Vertretung in bestimmten Bereichen sehr wohl als öffentliches Lobbying dar.“323  
 
Auch Professor Ludwig Krämer zählt die Mitgliedstaaten und die regionalen Vertreter zu 
den Lobbyisten.324 Eine Umfrage von Burson-Marsteller kommt sogar zum Ergebnis, dass 
die Regierungen der Mitgliedstaaten als die effizientesten Lobbyisten in Brüssel bei den 
verschiedenen Akteuren wahrgenommen werden.325 Im Prinzip ist öffentliches Lobbying 
                                                 
319 Siehe dazu FISCHER Klemens H. (2005): S.55 
320 Siehe dazu: KÖNIG Johann-Günther (1999): S.194 
321 Lobbyismus kann für öffentliche Körperschaften eine Möglichkeit sein, sich gehör zu verschaffen. In 
diesem Sinne hat Bernd  Wagner die Arbeit „Lobbyismus als Instrument kommunaler Europapolitik“ 
verfasst. 
322 Interview FREERICKS Michael H., Vertreter des Landes Niedersachsen bei der EU ( 07.05.2008) 
323 Vgl. FISCHER Klemens H. (2005): S.72 
324 KRÄMER Ludwig als Redner beim Seminar “What ever happend to Democracy? Corporate Influence on 
EU Policies.” (15.04.2008) 
325Siehe dazu: GALBRAITH Jeremy (2007): S.170 ff. 
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eine Glaubensfrage in ihrer Definition, die Methoden ähneln sich aber mit denen privater 
Lobbyisten, da sie denselben Regeln in Brüssel unterworfen sind. 
 
Etwas abgewandelt unterteilt Teuber, aber mit demselben Grundkonflikt, in interne und 
externe Lobbyisten. Als interne Lobbyisten führt er Abgeordnete des Europäischen 
Parlaments, die gleichzeitig einem Verband angehören.326 Diese sogenannten internen 
Lobbyisten üben öffentliche Ämter aus, können aber unter gewissen Umständen als 
Interessensvertreter auftreten oder eingespannt werden. Anscheinend ist dies keine 
Seltenheit, so dass Abgeordnete und deren Assistenten sich zusätzlich als Lobbyisten 
betätigen.327 Horst Seefeld, Ehrenmitglied des Europäischen Parlamentes, sagt dazu aus 
seiner langjährigen Erfahrung heraus: 
 
„Man darf sich beim Thema Lobbyismus nicht auf die nur konzentrieren, 
die das von Berufswegen hier machen. Lobbyisten sind auch Parlamentarier, 
Lobbyisten sind auch Beamte in den Institutionen […] und ich habe den 
Eindruck, manch einer, der eine wichtige Funktion in der Kommission hat, 
ist ein härterer Lobbyist und für viele ein interessanterer als die, die das 
Thema und Beruf Lobbyist ausüben.“328 
 
In diesem Sinne spricht Monica Frassoni MdEP von einem Problem, dass Lobbyisten als 
MdEP selbst im Parlament sitzen und nennt als Beispiel die Mitglieder im Agrarausschuss. 
Dort sind Bauern als Parlamentarier Ausschussmitglieder, die selber von der Gesetzgebung 
profitieren würden, an der sie beteiligt sind.329 Diese Auffassung muss man nicht teilen, da 
in einem Parlament ja durchaus Interessensvertretung bzw. Wettbewerb der Interessen 
gewollt ist. Ein Parlamentarier kann ja von einer ländlichen Wählerschaft gewählt werden, 
weil er Bauer ist und übt so in diesem Ausschuss auch seine Funktion im Sinne seiner 
Wähler aus – die allerdings ein Einzelinteresse darstellen. Doch welcher Abgeordnete 
                                                 
326 Siehe dazu: TEUBER Jörg (2001): S. 131f. : siehe dazu auch  JOOS Klemens (1998): „Das Lobbying von 
innen geschieht aus den Institutionen heraus.“: S.95 f. 
327 Vgl. SCHABER Thomas (1997): S.3; Siehe dazu auch: BUHOLZER René P.: S.17 
328 Interview SEEFELD Horst, 1970-1989 Mitglied des Europäischen Parlament und von 1984 dessen 
Vizepräsident bis 1989, danach beruflich in verschiedenen Lobbytätigkeiten,  
329 FRASSONI Monica MdEP/ dei Verdi (Die Grünen) als Rednerin beim Seminar “What ever happend to 
Democracy? Corporate Influence on EU Policies.” (15.04.2008) 
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macht dies nicht? Eine weitere Möglichkeit ist die Einteilung der Lobbyisten nach der Art 
der Interessen. Diese werden in sektorale und horizontale (Sektor übergreifende) eingeteilt. 
Ergänzt wird dies mit der Differenzierung nach individuellen oder multilateralen 
Interessen. Andererseits werden sie in individuelle (also das Interesse einer einzelnen 
Organisation) und multilaterale / kollektive (einer Gruppe von Organisationen) aufgeteilt. 
330 
 
 
 
 
 
Abbildung 6: Typologie von Interessensgruppen nach René P. Buholzer (1998): S.15 
 
 
 
                                                 
330 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.14; siehe dazu auch: MATYJA Miroslaw (2007): S.154 
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● Gemeinnützige Interessen  z.B. ● Gemeinnützigen Interessen z.B. 
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von 
 ●  Industriebranchen (‚FEBIS‘) ●  Industrie und Arbeit z.B. 
  (Fédération européennes par  EGB, UNICE, Eurochambres 
branche d’industrie) z.B. CEFIC, ●  Gemeinnützigen Interessen z.B. 
COPA/COGECA Paneuropajugend, EEB, BEUC 
 ●  Berufsgruppen z.B. Standing ●  Regionen z.B. Assembly of Eu- 
Committee of European Doctors ropean Regions  
 ●  Europäischen Zusammen-  
 schlüssen von Grossunter-  
  nehmen z.B. ERT 
 
multilateral 
individuell 
sektoral horizontal 
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Irina Michalowitz teilt die Lobbyisten (oder Lobbyagenten) in drei Hauptkategorien ein, 
welche in dieser Arbeit im Wesentlichen ebenfalls verwandt wird: 331 
 
 Kollektive Interessenswahrung entweder auf dem nationalen und / oder dem 
europäischen Level (Bsp. UEAPME, CIF, BEUC)  
 Direktes Lobbying durch individuelle Interessenvertretung, d.h. durch eigene In-
Haus-Lobbyisten (Bsp. Telekom Austria, Evonik, Novartis, Siemens)  
 Nutzung von kommerziellen Lobbyisten (Bsp. BSMG Adamson, Kovar&Köppel, 
GPC, EUTOP) 
 
Diese Kategorisierung ist wohl die meist etablierte (mit kleineren Abweichungen). Bei den 
kollektiven Interessen lässt sich noch die sinnvolle Unterscheidung einbringen zwischen 
„ideell vs. ökonomisch“ und „öffentlich vs. privat“.332 
 
Jede Variante hat ihre Vor- und Nachteile. Je nach Vorgehensweise und Ansatz bietet sich 
jeweils eine davon an. In den Katalogen wurde nun eine Vielzahl von Lobby-Akteuren 
oder Lobbyagenten genannt. An dieser Stelle sollen sie näher beleuchtet werden, da sie 
jeweils eine spezifische Funktion bzw. Nische ausfüllen. Sie besitzen jeweils Vor- und 
Nachteile für die Vertretung von Interessen.  
 
Kollektive Interessen können sehr weit nach ihren Akteuren ausdifferenziert werden. Justin 
Greenwood und Grant Jordan zählen dabei folgende auf:  
 
“ […] the European level association of national associations (the European 
Federation); direct member associations of companies at the Euro level (e.g. the 
Association of European Automobile Constructors); federations of national 
associations and EU federations; federations of business and non-business (such 
as scientists); `clubs` based on narrow product ranges; groupings of 
multinationals which are able to ignore some of the national interest problems 
that weaken many Euro bodies; non-associational but other collective groupings 
                                                 
331 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007b): S.172; MICHALOWITZ Irina (2007a): S.73 f. 
332 Vgl. LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001): S.57 und siehe dazu auch: S.58 
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(usually informal coalitions of large companies); and individual activities, which, 
in the case of large firms, ought to be regarded as `collective actors` by virtue of 
their size (and can thus be self-sufficient in lobbying terms).” 333 
 
Reduziert man diese Vielfalt, kann man die kollektiven Interessen grundsätzlich nach 
nationaler und europäischer Ebene unterscheiden. Auf der europäischen angesiedelt sind 
die sogenannten Eurogruppen, wie die europäischen Verbände bezeichnet werden. Sie sind 
als Organisationsform Dachverbände von nationalen oder anderen 
Mitgliederorganisationen, wie zum Beispiel auch marktbestimmende Unternehmen.334  
 
Die Vorteile einer Eurogruppe für Mitglieder sind die Repräsentativität, Bereitstellung von 
gefilterten Informationen, Verschaffung von Zugang zu Entscheidungsträgern, 
Vermittlungsdienste und die Hilfe bei der aktiven Interessenvertretung. Auch dienen sie 
einerseits  als Diskussionsplattform und andererseits als Informationsquelle über 
konkurrierende Unternehmen. Außerdem können Unternehmensinteressen unter dem 
Deckmantel des Verbandes vertreten werden und so elegant verschleiert werden. Die 
Schwäche dieser Dachverbände ist, dass Kompromisspositionen auf der Ebene des 
kleinsten gemeinsamen Nenners gefunden werden müssen. Lange Verhandlung und 
bürokratische Strukturen erschweren die Lobbyarbeit.335 Nur bei großer Homogenität der 
Interessen der Verbandsmitglieder lassen sich individuelle Unternehmensinteressen 
umsetzen.336  Bekannte Eurogruppen verschiedenster Intention sind COPA/COCEGA 
(Bauern- und Agrarverband), EGB (Europäischer Gewerkschaftsbund), 
EUROCHAMBRES (Handels- und Wirtschaftskammern), CIF (Internationaler 
Beamtenbund), EWL (Frauenlobby), SME UNION of the EPP (Klein- und 
Mittelstandsverband der EVP/ EPP)337 oder ACEA (Automobilindustrie).338  
 
                                                 
333 GREENWOOD Justin/ JORDAN Grant (1994): S.82 
334 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): S.78; JOOS Klemens (1998): S.98 
335 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): S.79; MICHALOWITZ Irina (2004): S.123f. 
336 Vgl. JOOS Klemens (1998). S.100 f. 
337 Die SME UNION ist ein politischer Interessenzusammenschluss. Nach Klemens  Joos ist eine gezielte 
Verfolgung von Einzelinteressen in aller Regel bei dieser Art Verband wegen seiner Mitgliederstruktur 
ausgeschlossen - JOOS Klemens (1998): S.103 -  Dies kann aus eigener Erfahrung in dieser Deutlichkeit 
nicht bestätigt werden. Es gibt hier einige Möglichkeiten. 
338 Kategorien für Euro-Verbände bzw. Eurogruppen kann man u.a. finden bei: PFEIFER Georg (1995):  67 
ff. 
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Neben den europäischen Verbänden konnten die nationalen Verbände ihre Bedeutung 
bewahren. Die europäischen Dachverbände ergänzt die Lobbyarbeit der nationalstaatlichen 
Verbände in Brüssel, die gleichzeitig eigenständige Aktivitäten (mit Vertretern oder sogar 
eigenen Büros) auf europäischer Ebene betreiben.339 Dies hat im Wesentlichen zwei 
Gründe: Erstens wegen der schwierigen Entscheidungsfindung in einer Eurogruppe und 
zweitens, um Abhängigkeiten zu vermeiden.340 Teuber beschreibt die Entstehung dieser 
„Doppelstrategie“ der nationalen Verbände so: 
 
„Es entwickelte sich eine Europäisierung der materiellen Interessen und 
strategischen Orientierung der nationalen Verbände, allerdings nicht im Sinne 
eines Kompetenztransfers auf die europäischen Dachverbände, sondern einer 
Erweiterung des eigenen Aktionsrahmens.“341 
 
An dieser Stelle soll noch auf die Vertretung von nationalen Verbänden von nicht EU-
Staaten wie z.B. die einflussreiche AMCHAM EU (American Chamber of Commerce to 
the EU) hingewiesen werden.342 Sie hat einen ausgezeichnet Ruf in Brüssel und ist das 
direkte Bindeglied zwischen der USA und der EU in Wirtschafts- und Handelsfragen.343  
 
Im Vergleich spricht man oft von einer relativen Schwäche der europäischen Verbände 
gegenüber den nationalen Pendants. Dies stimmt aber nur bedingt, da diese Schwäche vom 
jeweiligen Sektor abhängt und in einigen Bereichen überhaupt nicht zutrifft.344 Rainer 
Eising misst den EU-Verbänden eine Funktion als bedeutende Verhandlungsforen zu und 
stützt sich dabei auf die Ergebnisse des EUROLOB-Projektes von 2004.345 Man sollte 
vielleicht weniger von Schwächen bei den europäischen Verbänden sprechen, sondern von 
einer Arbeitsteilung zwischen EU-Verbänden und nationalen Verbänden. Erstere 
konzentrieren sich bei der Kommission stark auf die Agendabildung und 
Politikformulierung, während zweitere erst bei der Implementation von europäischer 
                                                 
339 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.112 f.;. JOOS Klemens (1998). S.101 f. 
340 Vgl. JOOS Klemens (1998). S.101 f. 
341 TEUBER Jörg (2001): S.113 
342 Siehe dazu: PFEIFER Georg (1995): S.107 f.; siehe dazu auch: GREENWOOD Justin (2007): S.58 f.  
343 Vgl. FISCHER Klemens H. (2005): S.68 
344 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.113 
345 Siehe dazu: EISING Rainer (2004): S.515 
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Politik viele ihre Aktivitäten beginnen. Dieser Umstand wird bei der Führungsebene der 
Kommission und den stärker national orientierten EU – Institutionen, Rat und 
Europaparlament aufgehoben.346 Vergleicht man zudem die personelle Ausstattung von 
nationalen Verbänden und Firmen, hatten diese im Durchschnitt weniger als fünf 
Mitarbeiter im Jahre 2001. Dagegen hatten 10 EU-Wirtschaftsverbände 20 Angestellte oder 
mehr. Dies relativiert sich etwas auf dem zweiten Blick, da sich nationale Verbände und 
Firmen nur sehr spezifischen oder nationalen Themen zuwenden müssen und damit anders 
mit ihren Ressourcen haushalten können.347 
 
Eine Sonderstellung nehmen zudem ideelle europäische und internationale 
Einzelorganisationen ein wie Amnesty International, Caritas Europa oder der WWF. Sie 
sind angesiedelt im Graubereich zwischen Einzel- und Kollektivstruktur bzw. Interesse.  
 
Abbildung 7: Tabelle EU Wirtschaftsverbände mit 20 oder mehr Angestellten 2001 - übernommen von Justin 
Greenwood (2007): S.53 
 
Diese ideellen Lobbyisten sind in der Professionalität der Lobbywelt angekommen, mit 
ihren spezifischen Stärken beim EP und Schwächen bei der Kommission. 
 
                                                 
346 Vgl. EISING Rainer (2004): S.515 
347 Vgl. GREENWOOD Justin (2007): S.52 
Name  Akronym  Personal ca. 
European Chemicals Industry Association  CEFIC  80 
Family of chemical associations under CEFIC 
umbrella 
  120 
Committee of Agricultural Organizations in the 
EU/ General Committee of Agricultural 
Cooperation in the EU 
COPA/ COGECA  55 
Union of Industrial and Employers` Employers` 
Confederations of Europe   
UNICE  48 
European Federation of Pharmaceutical 
Industry Associations 
EFPIA  34 
Association of European Insures  CEA  32 
EURELECTRIC – Union of the Electricity Industry  EURELECTRIC  30 
Association of European Automobile 
Constructors 
ACEA  25 
European Confederation of Iron and Steel 
Industries 
EUROFER  23 
European Cement Industry Association  CEMBUREAU  20 
EU Committee of the American Chamber of 
Commerce 
AMCHAM‐EU  20 
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Abbildung 8 : Ideelle Interessenvertreter mit Personal - eigene Tabelle. Zahlen nach Frank Schwalba-Hoth 
(04.11.2006) 
 
Auf eine interessante Entwicklung bzw. neuen Trend soll hier auch noch hingewiesen 
werden. Die European Modern Restaurant Association (EMRA) mit Mitgliedern wie 
McDonalds, Burger King und Pizza Hut ist eine neuartige virtuelle Organisation. Sie nutzt 
moderne Technologien, um Kosten zu sparen, wie sie bei einer traditionellen Infrastruktur 
entstehen (z.B. Gebäude oder Ständiges Sekretariat).348 
 
Manchmal können gerade kleine Verbände enge Bindungen zu unvermuteten Partnern 
haben. So ist der Konzern Novartis offizieller Kooperationspartner der SME Union, was 
eigentlich überrascht, da dieser Verband ja klein- und mittelständische Betriebe vertritt.349 
Die SME UNION of the EPP ist mit Novartis in dieser Hinsicht aber sicher kein Einzelfall 
in Brüssel. 
 
Grundsätzlich muss klar gesagt werden, dass die Verbände keine exklusive 
Vormachtstellung in der Interessenvertretung in Brüssel haben.350 Dies ermöglicht die 
Präsenz weiterer Akteure in Brüssel. Dieser Zustand widerspricht damit im Grundsatz dem 
Neo- Korporatismus. 
 
Direkt ihre (privaten) Interessen in Europa wahrnehmen können nur wenige Einzelakteure, 
wie die sogenannten „rich firms“, „large firms“, „big business“, „pan-european firms“, 
„große Firmen“ oder „Multis“ genannt werden.351 Die Bezeichnung „large firms“ für 
                                                 
348 Vgl. GREENWOOD Justin (2002): S.8 
349 Interview DEACONU RUSU Cleopatra, Policy Advisor der SME UNION of the EPP (08.06.2009) 
350 Vgl. JOOS Klemens (1998): S.105 
351 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.103 f. 
Name  Akronym  Personal ca. 
World Wide Fund For Nature  WWF  32 
Europäischer Verbraucherverband  BEUC  27 
Friends of the Earth    25 
Europäisches Umweltbüro    EEB  20 
Greenpeace    13 
Amnesty International    10 
Climate Action Network    8 
Human Rights Watsch    6 
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diesen Typus wird am häufigsten in der gängigen Literatur verwendet. In der Regel 
verfügen nur  große Firmen über genügend Ressourcen, um als eigenständiger Akteur im 
europäischen politischen System aufzutreten, denn der Ressourcen Aufwand für eine 
eigene Vertretung in Brüssel ist erheblich.352 Hinzu kommt, dass multinationale Firmen den 
Vorteil haben, Erfahrungen zu besitzen, sich in verschiedenen regulativen nationalen 
Umfeldern zu bewegen. Dies kommt ihnen in Brüssel zu Gute.353 Eine Definition der 
„large firms“ ist schwierig, so dass vor allem die Eigenschaft im politischen System mit 
ihren Ressourcen, ihrer Funktion als Partner der Kommission und der Tatsache, dass ihre 
Bedeutung im politischen Prozess zunimmt.354 Der größte Vorteil gegenüber Verbänden 
liegt in der unverwässerten Vertretung der eigenen Interessen, der Zugriff auf gezielte 
Informationen ohne Zeitverzögerung, wie auch deren aktive Weitergabe durch die eigene 
Vertretung in Brüssel und die schnelle Handlungsmöglichkeit.355 Außerdem ermöglicht das 
eigene Engagement die Etablierung dauerhafter Kontakte zu den europäischen 
Institutionen, und man kann durch die eigenen detaillierten Kenntnisse der Ziele natürlich 
ein nachhaltigeres Lobbying betreiben – und, was man nicht vergessen darf: man behält 
alleine die Kontrolle über den Lobbyingprozess. Der Nachteil sind die hohen Kosten.356 
Die Industrie scheint sich aber in diesem Bereich stark zu engagieren. So haben laut 
Klemens H. Fischer über 80% der dreißig deutschen DAX-Konzerne (Stand 2005) 
sogenannte Corporate Diplomacy Units eingerichtet. Diese neue Art von Management ist 
aber nur ein neuer Name für das bekannte Lobbying und den üblichen Business-
Government-Relations.357 
 
Durch die Heterogenität der Verbände ergeben sich Probleme für die Kommission, die 
durch diese „large firms“ zum Teil umgangen werden können.358 Zudem können sie über 
exklusives Spezialwissen verfügen und so ein wichtiger Ansprechpartner werden. Diese 
„großen Firmen“ komplementieren aber nicht nur den Informationsbedarf der Europäischen 
                                                 
352 Vgl. KOTZIAN Peter/ QUITTKAT Christine (10.2003): S. 19 
353 Vgl. LEHMANN Wilhelm/ TUSAR Anita/ BOSCHE Lars (04.2003): S.13 
354 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.104 
355 Vgl. JOOS Klemens (1998): S.104 f. 
356 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.133; So berechnet Klemens Joos für eine Unternehmensrepräsentanz einen 
jährlichen Gesamtkostenansatz von ca. DM 1.130.000 / Stand 1998. Siehe dazu: JOOS Klemens: 
S.129 – S.134 
357 Vgl. FISCHER Klemens H. (2005): S.13 
358 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.105; siehe dazu auch: MAURER Leopold (1994): S.103 f. 
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Institutionen, sondern können auch in Konkurrenz zu ihrem jeweiligen eigenen Verband 
stehen.359 Trotz ihres Einflusses oder einer Oppositionsrolle in ihrem jeweiligen Verband 
verzichten diese „Multis“ nicht auf eine Mitgliedschaft in den Verbänden. Die Nicht-
Mitgliedschaft übersteigt die Kosten der Mitgliedschaft; das Fehlen von Informationen und 
Netzwerken durch den Verband, der Verlust der Glaubwürdigkeit vor europäischen 
Institutionen, und dass man im Alleingang nicht mehr auf die verschieden Gruppen 
Einfluss ausüben kann, treibt die Kosten hoch.360 Gerade Großkonzerne können in nicht 
unerheblichem Maße mittels ihrer Strategie die Repräsentativität und Handlungsfähigkeit 
nationaler wie europäischer Verbände der Privatwirtschaft beeinflussen.361 Dieses 
Instrument zu verlieren wäre für eine „large firma“ nicht wirtschaftlich. Daneben schließen 
sich diese „großen Firmen“ zu „Runden Tischen“ zusammen. Sie dienen als Foren und 
Plattform, um Allianzen zu bilden. Einer dieser „rich firm clubs“362 ist der European Round 
Table of Industrialist (ERT). Gegründet wurde er 1983 als Interessensgruppe und Think 
Tank. Der damaligen Volvo-Vorstand Pehr Gyllenhammar war Initiator und wurde dabei 
vom Industriekommissar Etienne Davignon stark unterstützt.363 Er besteht heute aus 45 
Vertretern bedeutender europäischer Firmen.364 Als offizielles Mitglied ist eine führende 
Persönlichkeit des jeweiligen Unternehmens vertreten. Die Unternehmen können selbst 
nicht ein reguläres Mitglied werden, wie auch Verbände nicht zugelassen sind.365 Der 
Anspruch des ERT wurde von Wisse Dekker, ehemaliger Vorstandschef von Philips und 
Vorsitzender des ERT von 1988 bis 1992, sehr selbstbewusst formuliert: „Wenn wir darauf 
warten, das die Regierungen etwas unternehmen, dann warten wir für eine lange Zeit. Die 
Industrie muss die Initiative ergreifen, daran führt kein Weg vorbei“.366 Der Einfluss des 
ERT ist enorm. So präsentierte Jacques Delors z.B. 1993 einen Bericht, der für die 
Beschäftigungspolitik höchste Priorität in der EU fordert – der Bericht war fast eine exakte 
Kopie der Vorschläge des ERT. Der große Einfluss auf die Programmentwicklung und die 
Agenda der EU wird erklärbar, wenn man sich vor Augen führt, dass der ERT mit seinen 
                                                 
359 Vgl. GREENWOOD Justin (2007): S.72 
360 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.115 
361 Vgl. PLATZER Hans-Wolfgang (1992): S.268 
362 GREENWOOD Justin (2000): S.292 
363 Vgl. GRASSER Sebastian (2004) (Abgerufen: 03.02.2009) 
364 Bayer, Lufthansa, E.ON, Thyssen Krupp, VW, Telekom, Fiat, Pirelli, Cofide-Cir, STM, Nokia, OMV, 
Carlsberg, Volvo, Rolls-Royce, BP und Nestlé u.a. 
365 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.105 
366 Zitiert nach: GRASSER Sebastian (2004) (Abgerufen: 03.02.2009) 
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Unternehmen (bei der es auch schweizerische oder türkische Mitglieder gibt) einen 
Jahresumsatz von 950 Milliarden € und über 4 Millionen Beschäftige (Stand: 2004) 
repräsentiert.367 
 
Auch nicht ungewöhnlich ist die Entsendung von eigenen Mitarbeitern in die EU-
Institutionen. Unternehmen stellen dabei der Kommission oder dem Europäischen 
Parlament Experten zur Verfügung. Der Zeitraum kann sich über mehrere Jahre hinziehen 
und der Experte wird meist von den Unternehmen weiter bezahlt. Dies können sich damit 
nur „large firms“ leisten.368 Ein Skandal in Deutschland, ausgelöst durch Experten der 
Privatwirtschaft, die quasi als Beamten in den Behörden arbeiteten, führte auch zu 
Nachforschungen bei der Kommission und zur Aufdeckung von ähnlichen Zuständen in der 
Kommission. So deckte Journalist und Autor Kai Schlütter auf, dass 2008 34 
„institutionalisierte Lobbyisten“ in der Kommission tätig waren.369 Darunter auch eine 
Vertreterin von KPMG370, die an einer Unternehmungsbesteuerungsrichtlinie mitgearbeitet 
habe und ein Vertreter der Deutsche Ruhrkohle AG an einem Grundsatzpapier über Kohle 
mitgeschrieben hat.371 
 
Die Gruppe der externen Lobbyisten, die „Hired Guns“372, ist sehr vielschichtig, da es auch 
kein gesetzlich geregeltes Berufsbild gibt. Gemeinsam ist Ihnen allen ihr kommerzielles 
Interesse an einem Auftraggeber. Die Vorteile sind die externen Kenntnisse und Kontakte 
zu den EU-Institutionen, die der Dienstleister mitbringt und nicht erst langwierig aufgebaut 
werden müssen, was wiederum weniger Ressourcen benötigt als für In-house –
Lobbyingabteilungen notwendig werden, er ist von Fall zu Fall einsetzbar, kann eigene 
Kapazitäten aufstocken oder auf Kernkompetenzen sich konzentrieren, kollektive 
Ressourcen (Bsp. Verband) können durch widersprechende Interessenslagen gebunden sein 
und müssen kompensiert werden. Außerdem kann man am Ende des Projektes oder bei 
                                                 
367 Vgl. GRASSER Sebastian (2004) (Abgerufen: 03.02.2009) 
368 Siehe dazu: JOOS Klemens (1998): S.1098 f. 
369 SCHLÜTTER Kai als Redner beim Seminar “What ever happend to Democracy? Corporate Influence on 
EU Policies.” (15.04.2008) 
370 Wirtschaftsprüfungs- und Beratungsunternehmen 
371 SCHLÜTTER Kai als Redner beim Seminar “What ever happend to Democracy? Corporate Influence on 
EU Policies.” (15.04.2008) 
372 BUSCH-JANSER Florian: S.104 
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schlechter Leistung sofort kündigen.373 Je nach Anbieter sind die Fähigkeiten verschieden 
ausgeprägt (Bsp. Kontakte - Kenntnisse) bzw. sind die Schwerpunkte verschieden gesetzt 
(Bsp. Kommission oder Parlament; Öffentlichkeitsarbeit – Politische Kommunikation). In 
der „make-or-buy“ –Diskussion setzen gerade kleinere Interessensgruppen besser auf 
externe Beratung.374 
 
Der klassische Lobbyist ist, wohl als eine Einzelperson mit einem Netzwerk aufgebaut aus 
persönlicher und privater Verflechtung, das am tiefsten verankerte Bild von einem 
Interessenvertreter bei der Öffentlichkeit. Greenwood bezeichnet diesen Einzelberater sehr 
treffend als „one-man bands“375. Dieser hat in aller Regel früher für die EU-Institutionen 
gearbeitet, im politischen Bereich, für Verbände oder für ein Mitgliedsstaat auf 
europäischer Ebene.376 Eine besondere, aber nicht seltene, Form von solchen klassischen 
Lobbyisten wird „revolver door“ genannt– das sind ehemalige europäische Beamte und 
Politiker, die nach ihrer Amtszeit als Lobbyisten tätig werden.377 Einer der bekanntesten 
Fälle ist Martin Bangemann, ehemaliger Kommissar, der beim spanischen Telefónica-
Konzern in den Vorstand aufgenommen wurde. Diese Einzelberater zeichnen sich durch ihr 
internes Wissen und ein exklusives Netzwerk aus: 
 
 „ […] kennt den normalen Entscheidungsablauf in dieser Institution aus erster 
Hand und verfügt regelmäßig über einen breiten Bekanntenkreis. Der 
Einzelberater kann Partikularinteressen des Unternehmens gezielt vertreten.“378 
 
Der „klassische“ Lobbyist Alexander Sondermann führt folgende weitere Vorteile von 
„one-man bands“ auf:379 
 wenige Themen 
 länger in einer Thematik/ spezialisiert 
 Persönlichkeit 
                                                 
373 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.132; BUHOLZER René P. (1998) S.200. Siehe auch: MICHALOWITZ 
Irina (2007a): S.94 f.;  Siehe dazu auch: JOOS Klemens (1998) 
374 Vgl. BUHOLZER René P. (1998) S.200 
375 GREENWOOD Justin - zitiert nach: TEUBER Jörg (2001): S.130 
376 Siehe auch: TEUBER Jörg (2001): S.130 und JOOS Klemens (1998):  S.108 
377 HOLMAN Craig als Redner beim Seminar “What ever happend to Democracy? Corporate Influence on 
EU Policies.” (15.04.2008) 
378 JOOS Klemens (1998): S.108 
379 Interview SONDERMANN Alexander, selbständiger Lobbyist (09.06.2008) 
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 Authentizität 
 unbürokratisch 
 Netzwerk (individuell) 
 Diskretion → Begrenztes Umfeld 
 
Gerade Letzteres kann durchaus ein entscheidendes Argument für manche Kunden ein. 
Denn auch Horst Seefeld weist daraufhin, dass man als private Einzelperson nicht gleich 
als Vertreter von Firmen - oder Verbandsinteressen wahrgenommen wird und „unauffällig“ 
Informationen gewinnen kann.380 Eine „one-man band“ hat natürlich ein begrenztes 
Repertoire und die nötigen Kapazitäten sind für eine effektive, dauerhafte und breite 
Interessensvertretung zu klein.381 Sie werden deshalb als ergänzende Dienstleistung für die 
eigene Lobbystrategie herangezogen. Als Kunden haben diese Einzelkämpfer „large firms“ 
wie auch bedeutende Verbände.382  
 
Sicherlich auch Vertreter eines klassischen Lobbyismus sind Anwaltskanzleien 
(Sozietäten), die sich auf das Feld der Interessenvertretung spezialisiert haben oder nur ab 
und zu sich in diesem Feld bewegen. Sie beraten und lobbyieren - besonders Anwälte aus 
Belgien, aber es gibt auch Niederlassungen aus großen Mitgliedstaaten wie Frankreich, 
Deutschland oder Großbritannien. Ihre Stärke liegt aber in der Rechtsberatung.383 Wo aber 
Lobbyismus beginnt und die Rechtsberatung endet, ist umstritten und ist Stoff für 
reichhaltige Debatten.384 
 
Es existieren auch Accounting Firmen, welche ebenfalls Lobbydienstleistungen anbieten. 
Ihr breites Spektrum beinhaltet Monitoring des legislativen Prozesses, strategische 
Planung, generelle Informationen zum politischen System der EU und Vertretung ihres 
Klienten durch „Insider“ (eben der Einzelberater) und weiteren Lobby-Consultants.385 Sie 
betreiben: 
 
                                                 
380 Interview SEEFELD Horst, Ehrenmitglied des EP und Lobbyist (20.05.2008) 
381 Vgl. JOOS Klemens (1998) S.108 
382 Vgl. TEUBER Jörg: S.130 
383 Vgl. ebd.: (1998): S.131; Siehe dazu auch JOOS Klemens (1998): S.107f. 
384 LEINEN Jo MdEP/SPD als Redner beim Seminar “What ever happend to Democracy? Corporate 
Influence on EU Policies.” (15.04.2008) 
385 Vgl. TEUBER Jörg (1998): S.131 
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„ […] eine indirekte Art von Lobbying. Entweder agieren sie förmlich als 
Strohmänner (nicht im schlechten Sinne des Wortes!) oder aber sie arbeiten aktiv 
für ihre Klienten.“386 
 
Doch wird dies nicht immer positiv bewertet: „Man kann nicht immer sicher sein, wen ein 
Lobbyist wirklich vertritt.“387 
 
Im Bereich der Consultantsfirmen gibt es eine ganze Reihe von verschiedenen 
spezialisierten Akteuren: politische Consultants, Wirtschaftsconsultants, Management 
Consultants, Consultants mit dem Schwerpunkt Öffentlichkeitsarbeit.388  
 
Letztere werden heute eher als Public Affairs Berater bezeichnet und sind seit Ende der 
90er vermehrt aufgetreten. Ihre Arbeit ist durch eine starke Komponente des klassischen 
PRs geprägt:  
 
„Public Affairs (PA) betreibt das Management der Kommunikation mit allen an 
politischen Prozessen beteiligten Akteuren. PA bedient sich dabei der Methoden 
von klassischer PR (Presse- und Öffentlichkeitsarbeit), Lobbying und Issues 
Management.“389 
 
Da die Arbeit der Consultings und Rechtsanwaltskanzleien sehr ähnlich ist, subsumiert 
Irina Michalowitz alle unter dem Begriff Public Affairs-Berater (Public Affairs und 
Consulting sind beliebte Trendbezeichnung für die Lobbyisten- aus eigenem Interesse, da 
diese Bezeichnungen nicht negativ belastet sind). Sie weist speziell auf nicht spezifische 
Lobbyprodukte der Public Affairs Akteure hin, wie Krisenmanagement, Hilfe bei der 
Einrichtung eines Public-Affairs-Büros für den Kunden (die oft dann später begleitend 
betreut werden), übernehmen Schulungen der Mitarbeiter von In-House-Lobbyisten- oder 
Verbandbüros, entwickeln Lobbystrategien und erstellen politische Profile im Auftrag ihrer 
Kunden, wie sie z.B. bei den Adressaten der EU-Institutionen wahrgenommen werden und 
                                                 
386 Siehe dazu: FISCHER Klemens H. (2005): S.69 
387 HASSI Satu MdEP/ Grüne als Rednerin beim Seminar “What ever happend to Democracy? Corporate 
Influence on EU Policies.” (15.04.2008) 
388 FISCHER Klemens H. (2005): S.69; Fischer zählt auch die Anwaltskanzleien zu den Consultants 
389 MILINEWITSCH Mirko (2005): S31; Siehe dazu auch JEUTTER Peter (2003): S.243 f. 
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wie die eigene Lobbyarbeit in Folge der Ergebnisse weiter verbessert werden kann. Diese 
Agenturen betreuen aber nicht nur Akteure der Wirtschaft, sondern auch idealistische 
NGOs.390  
 
Kurz sollen noch die Think Tanks erwähnt werden. Zuerst- was sind Think Tanks auf EU-
Ebene eigentlich: 
 
„ [...] unter derartigen Denkfabriken können privat oder öffentlich finanzierte 
Forschungsinstitute verstanden werden, die wissenschaftlich fundiert 
politikbezogene und praxisrelevante Fragestellungen behandeln und - so im 
Idealfall - in mehreren Formen und mit verschiedenen Funktionen im EU-
Politikzyklus ohne eigene Machtmittel "sanft" mitwirken. Keine Kriterien für 
Think Tanks sind hingegen die Intensität und Bandbreite ihrer thematischen und 
policy-spezifischen Ausrichtungen.“391 
 
Beispiele dafür sind: Nationale Büros wie die Hanns-Seidel Stiftung (HSS); "Institut 
Francais pour les Relations International" (IFRI); Spezifische EU-orientierte Think Tanks; 
"Friends of Europe"; "European Policy Center" (EPC) oder industrienahe Think Tanks wie 
zum Beispiel das "Phillip Morris Institut". Es gibt auch Zusammenschlüsse nationaler 
Think Tanks auf europäischer Ebene wie das "Trans European Policy Studies Association" 
(TEPSA).392 Man könnte hier auch den oben schon genannten European Round Table of 
Industrialists einordnen.393 Insgesamt wird zunehmend die Forschung im Zusammenhang 
mit Forschungsgeldern aus der Wirtschaft kritisch in ihrer Unabhängigkeit gesehen.394 
 
Auch Journalisten haben einen festen Platz im Lobbyismus. Sie sind aber mehr Objekt als 
selber Lobbyisten. Interessensvertreter versuchen sie vor allem als Meinungsmacher zu 
nutzen bzw., zu benutzen. In Ausnahmefällen wird aber auch von Journalisten Lobbying 
                                                 
390 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): S.94 f. 
391 WESSELS Wolfgang/ SCHÄFER Verena (2007): S.198 
392 Siehe dazu: ebd.: S.207 
393 Siehe dazu: FISCHER Klemens H. (2005): S.67 
394 KRÄMER Ludwig als Redner beim Seminar “What ever happend to Democracy? Corporate Influence on 
EU Policies.” (15.04.2008) 
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direkt betrieben.395 Aussagen zu letzterem werden wohl schwer eindeutig zu belegen sein. 
Jedenfalls ist Brüssel mit ca. 1400 akkreditierten Journalisten und ca. 390 Presseagenturen 
– und - Organisationen, das weltgrößte Pressecenter.396 Natürlich betreiben die Medien 
ebenfalls selber Lobbying in der „EU-Hauptstadt“. So hat die BBC neben ihrem 
Berichterstattungsteam ein eigenes Büro, um die EU-Institutionen zu lobbyieren.397 
 
Wenn man von öffentlichem Lobbyismus in der EU spricht, muss man natürlich in erster 
Linie von den Mitgliedstaaten (MS) sprechen. Ob dies überhaupt Lobbyismus ist, darüber 
kann man streiten. Doch selbst Dr. Jochen Grünhage, Stellvertretender Ständiger Vertreter 
Deutschlands bei der EU von 1987 bis 2001, stellt fest: „Staatliche und nichtstaatliche 
Interessenvertretung in wirtschaftsnahen Bereichen unterscheiden sich in der Substanz 
nicht grundlegend voneinander.“398 Macht man eine Aufzählung der staatlichen Akteure, 
müsste sie die ständigen Vertretungen der MS, Regionenvertreter (Landeshauptleute, 
Ministerpräsidenten etc.) und sonstige öffentliche Vertreter der MS beinhalten. Grennwood 
zählt unter gewissen Umständen dazu auch Vertretungen von Nicht-EU-Ländern, sowie die 
EU – Institutionen.399 Dass aber die öffentlichen Akteure als Interessenvertretern agieren, 
ist kein neues Brüsseler Phänomen - schon Klaus von Beyme spricht 1970 im Rahmen der 
Bundesrepublik von deren Gliedstaaten als Lobbyisten.400  
 
Buholzer kommt in seiner funktionalistischen Betrachtungsweise der Interessensgruppen 
zu der Feststellung, dass alle Gruppen sich ähnlich verhalten.401 Sie passen sich 
zwangsmäßig den Erfordernissen des Systems an. Dies ist eine wichtige Erkenntnis, da 
man bei der Interessensvertretung die verschiedenen Lobbyisten in diesem Sinne 
gleichsetzen kann. Als Beispiel kann man die Bayerische Landesvertretung anführen, die 
das sog. EFA Projekt iniziierte. Es ist ein Frühwarnsystem der deutschen 
Landesvertretungen in Brüssel. Dieses dient dazu, gemeinsam mit den verschiedensten 
Akteuren, unter anderem den Vertretungen der anderen deutschen Länder, das 
                                                 
395 Vgl. FISCHER Klemens H. (2005): S.70f. 
396 Vgl. GUÉGUEN Daniel (2008): S.89 und siehe dazu auch: GUÉGUEN Daniel (2002): S.48 
397 Vgl. LEHMANN Wilhelm/ TUSAR Anita/ BOSCHE Lars (04.2003): S.3 
398 GRÜNHAGE Jochen (2007): S.120 
399 Siehe dazu: GREENWOOD Justin (2007): S.10 
400 Siehe dazu: BEYME Klaus von (1970): S.69 
401 Vgl. BUHOLZER René P. (1998) S.11 
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Arbeitsprogramm der Kommission auszuwerten und frühzeitig Dossiers zu identifizieren, 
bei denen erste Eckpunkte für Positionen oder Beiträge zu Folgenabschätzungen der 
Kommission ausgetauscht und erarbeitet werden können. Eine verbindliche Koordinierung 
von Länderpositionen erfolgt allerdings nur über den Bundesrat und über die Konferenz der 
Europaminister. Dies ist beispielsweise zuletzt bei der Überprüfung der Kohäsionspolitik 
oder der Haushalts- und Finanzordnung so geschehen.402 Das letzte Beispiel des EFA-
Projektes zeigt, dass tatsächlich alle Akteure den gleichen oder sehr ähnlichen Grundregeln 
des Lobbyismus unterworfen sind und auch darum wissen. 
 
 
Abbildung 9: Typen von Lobbyisten – eigene Tabelle 
 
Bewertung: Die Vielzahl der verschiedenen Typen und Arten von Interessenvertretern vom 
Europäischen Verband über die Nationale Handelskammer zu einem internationalen 
Konzern oder Naturschutzverband wie auch hoheitlichen Vertretern spiegelt das Bild von 
schattierungsreichen Verhandlungsarenen wider. Festzustellen ist, dass die Akteure des 
                                                 
402 Nach Anfrage bei: GÜBNER Frank: Politischer Referent der Landesleitung JU-Bayern (2008) 
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europäischen Lobbyismus selber aus den verschiedensten Ebenen der Zivilgesellschaft 
stammen und sich dabei überlappen oder miteinander verflochten sind. Dies ist nur mit 
einem offenen politischen System in der EU möglich, das allen zumindest einen relativen 
Zugang zum Gesetzgebungsprozess gewährt und damit dieser Vielfalt den Nährboden 
liefert.  
 
Des Weiteren ist es interessant, dass mittlerweile Staaten und andere hoheitliche Akteure 
als Lobbyisten eingeordnet werden. Der Landesvertreter von Nordrhein-Westfalen, 
Michael H. Freericks, lehnt dies zwar ab, gleichzeitig bedient er sich aber ähnlicher 
Methoden wie Lobbyisten und räumt dies auch offen ein.403 Man könnte daraus folgern, 
dass die Anwendung gleicher Methoden eine Sonderstellung einschränkt und dass 
öffentliche Akteure denselben Methoden unterworfen sind. Dies würde bedeuten, dass sie 
Akteure unter vielen wären – wenn auch mit herausgehobener Position. Als Einwand kann 
man einbringen, dass regionale Vertreter nur untergeordnete Einheiten des Nationalstaates 
darstellen. Doch auch dieser Umstand ist beachtenswert, da diese untergeordneten bzw. 
sekundären Einheiten sich nun zusätzlich auf eine höhere, europäische Ebene, orientieren.  
 
Dieses Sammelsurium von staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren entspricht ganz dem 
Bild des verflochtenen Mehrebenensystems. Anzumerken ist, dass dabei die Erwartung des 
Multi-Level-Governance-Ansatzes, dass sich europäische Dachorganisationen im 
Mehrebenensystem bilden, um die vertikale Differenzierung zu meistern, sich zwar 
bestätigt hat – doch führt ihre Existenz weder zu einer Reduktion der Akteure, noch 
beschränkt sie die Existenz von nationalen Verbänden auf EU – Ebene. Dies liegt vor allem 
daran, dass sie funktional nicht die Systemansprüche von Effizienz und Output erfüllen 
können. Daraus kann man schließen, dass große heterogene politische Systeme nicht 
zwangsläufig zu größeren (und damit meist starren) Strukturen in der Zivilgesellschaft 
führen müssen, sondern (im Sinne von Koalitionen) möglichst flexible benötigen. 
 
Für den Intergouvernementalismus ist besonders hervorzuheben, dass hoheitliche Akteure 
wie z.B. das Land Bayern lobbyieren – man könnte dies als eine Unterlaufung des 
                                                 
403 Interview FREERICKS Michael H., Vertreter des Landes Niedersachsen bei der EU (07.05.2008) 
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Nationalstaates werten, was die Mitgliedstaaten als einheitlich handelnde Akteure in Frage 
stellen würde. Dies muss aber näher geprüft werden. 
 
Besonders interessant ist bei der Untersuchung der Akteure des Lobbyismus die Diskussion 
über die Einordnung öffentlicher Akteure. Im Hinblick auf den Neo–Funktionalismus ist 
hervorzuheben, dass sich gesellschaftliche und sekundäre öffentliche Akteure direkt an  die 
europäische Ebene richten. Die jeweiligen Mitgliedstaaten verlieren so das Monopol der 
Mittlerrolle zwischen europäischer und nationaler Ebene für ihre nationalen oder auch 
internationalen Akteure. Diese neue Art von staatlichem Pluralismus der Akteure entspricht 
Erwartungen des Neo-Funktionalismus im Sinne eines „spill-overs“, der neue Akteure 
erreicht und sie in den Sog des Integrationsprozesses zieht. 
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5.4 Anforderung und Berufsbild eines Lobbyisten 
 
 
Das Berufsbild bzw. die Anforderung an einen Lobbyisten sind in der Literatur hoch und 
seine Fähigkeiten sehr umfangreich. Die Eigenschaften eines Lobbyisten zeigt Buholzer 
auf: 404  
 
 Multidisziplinär ausgebildet und denkend → Kenntnisse in Recht, Politik, 
Wirtschaft, Diplomatie und Kommunikation. Beherrschung der 
sozialwissenschaftlichen Disziplinen in der Theorie und der Praxis, sowie 
verknüpfen und vermitteln können 
 
 Fundiertes Fachwissen → Vertieftes Detailwissen in der Thematik der vertretenen 
Interessen besitzen und ein guter Verkäufer sein 
 
 profunder Kenner des kollektiven Entscheidungsprozesses sein 
 
 Erfahrung im politischen Umgang →  weitgespanntes Beziehungsnetz zu 
Politikern, Beamten und Verbänden besitzen 
 
 Kenntnis der Basis besitzen → starke Akzeptanz und Verankerung in seiner 
Interessengruppe verfügen 
 
 schriftliche Ausdruckstärke, sollte mehrsprachig sein und über interkulturelle 
Kommunikationsfähigkeiten verfügen 
 
 erstklassige Mainieren, Allgemeinbildung und rhetorische Begabung→ über ein Set 
von persönlichen Eigenschaften verfügen : Eigenmotivation, Vertrauenswürdigkeit, 
Ausdauer, Zähigkeit verbunden mit Höflichkeit und  Zuvorkommenheit, rasche 
Auffassungsgabe, nervenstark und belastbar, Fähigkeiten zur Improvisation, eine 
Prise Charisma/ Ausstrahlung/ einnehmendes Wesen, Sinn fürs Detail , 
Dialogfähigkeit 
 
 Beherrschung von Argumentations- und Präsentationstechniken 
 
Nicht minder hoch sind die Erwartung von politischen Akteuren: „Ein guter Lobbyist ist 
für mich wie ein guter Universitätsprofessor, weiß alles und kann das Thema schnell auf 
den Punkt bringen.“405 Solch ein Idealbild setzt sehr hohe Anforderungen an einen 
                                                 
404 Vgl. BUHOLZER René P. (1998) S.35 f. und  S.49 – Aussagen zusammengeführt 
405 Interview RÜBIG Paul MdEP/ ÖVP (03.06.2008) 
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Lobbyisten und so meint Marco Althaus: „Der Allzwecklobbyist, der jedes Interesse 
kompetent und glaubwürdig vertreten, jeden Kontakt macht und jedes Problem lösen 
könnte – das ist eine realitätsferne Karikatur“406. Buholzer räumt selber ein, dass ein 
solcher „Super-Lobbyist“407 nur schwer zu finden ist und sieht in diesem Dilemma für das 
Lobbying nur eine konzeptionelle Lösung.408 Agenturen können dies durch Teams 
kompensieren.409 
 
Ein guter Lobbyist muss auch dem Kunden die Grenzen von Lobbying aufzeigen, ihn daran 
hindern über das Ziel hinauszuschießen und ihm auch klar machen, wenn der Zeitpunkt 
einer Einflussnahme verpasst wurde.410 Dies ist nicht immer einfach, da die Kunden oft 
über wenig Wissen über die EU verfügen und falsche Vorstellungen besitzen.411 
 
Lobbyisten haben kein festes Berufsbild und damit auch keine verbindlichen Standards.412 
Gleichzeitig müssen sie über vielfältiges Wissen und Fähigkeiten verfügen. Qualität ist 
aber ein Schlüssel des Lobbyismus, und so kann man eine Zunahme an Ausbildungsgängen 
für EU-Lobbyisten verzeichnen. Eine der ersten Schulen wurde bereits 1994 gegründet - 
das European Institute for Public Affairs and Lobbying (EIPAL). Es bietet mehrmonatige 
Kurse für Lobbyarbeit an. Einer der größten Anbieter dieser Art ist das European Training 
Institute (ETI) welches 2005 etabliert wurde. Als eine Ausbildungsstätte für Lobbyisten hat 
sich auch das Europa-Kolleg in Brügge etabliert, welches Grundlagenwissen über die EU 
vermittelt. Es hat zwar nicht das Ziel, Lobbyisten auszubilden, aber wird von Consultants 
und Verbandsvertreten als Teil ihrer Ausbildung besucht. Zudem bieten die 
Berufsverbände Aus- und Fortbildung an. Als Beispiel kann man hier die Conféderation 
Européenne des Relations Pulques (CERP) nennen.413 Auch Universitäten haben das 
„Fach“ Lobbyismus in ihr Programm aufgenommen. So bietet die Universität Maastricht 
                                                 
406 ALTHAUS Marco (2006): S.323 
407 BUHOLZER René P. (1998) S.36 
408 Vgl. ebd. S.36 
409 Siehe dazu: MILINEWITSCH Mirko (2005): S.79 
410 Interview SEEFELD Horst, Ehrenmitglied des EP und Lobbyist (20.05.2008) 
411 Interview RAISCH Manfred, Repräsentant UPEI (20.05.2008) 
412 Siehe dazu: LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001): S.116 
413 Vgl. ebd.: S.114 f. 
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einen Ein-Jahres-Kurs in „European Public Affäre“ an, der mit einer Master-Prüfung 
abschließt. 
 
Trotzdem kann nicht alles Wissen der Lobbyisten einfach durch Kurse vermittelt werden. 
Dies zeigt sich auch im Gespräch mit Vertretern aus der Politik, die ein mangelndes 
politisches Verständnis bei den Lobbyisten beklagen. Damit meinen sie das Wissensdefizit 
von vielen Lobbyisten über interne politische Abläufe und Kultur oder besser: Ihnen fehlt 
eine politische Sozialisierung. Es wundert deshalb auch nicht, dass erfolgreiche Lobbyisten 
nicht selten aus dem Umfeld der Politik stammen:  
 
„Sie haben auch die Regeln gelernt, die nirgendwo niedergeschrieben sind, und 
die man nur kennen und anwenden lernt, wenn man sie im Apparat absorbieren 
konnte.“414  
 
Sie sind also erfolgreich nicht alleine wegen Ihrem Netzwerk, sondern durch ihr besonderes 
Verständnis und Gespür für die Bedürfnisse und Gefahren der Politik. Hier liegt wohl auch 
ein besonderer Streitpunkt zwischen Vertretern eines reinen technischen Lobbyismus und 
denen eines politischen Lobbyismus. Als gute Beispiele für Vertreter des politischen 
Lobbyismus kann man Klemens Joos, Horst Seefeld oder Frank Schwalba-Hoth anführen. 
Klemens Joos ist Geschäftsführer der Lobbyfirma Eutop, einer der größten ihrer Art im 
deutschsprachigen Raum. Er gehörte von 1991 bis 2003 dem Vorstand der bayerischen 
Jungen Union (JU) an, zuletzt als Landesschatzmeister. Zudem war er von 1988 bis 1992 
persönlicher Assistent eines MdEP (CSU). Horst Seefeld (SPD), ehemaliger Vizepräsident 
(MdEP von 1970-1989) und Ehrenmitglied des Europäischen Parlaments, ist heute tätig als 
freier Lobbyist für Unternehmensinteressen. Frank Schwalba-Hoth (Die Grünen/ Bündnis 
90) war MdEP von 1983 bis 1987. Danach war er langjähriger Leiter des EU-Büros von 
Greenpeace. Mit Silvana Koch-Mehrin (FDP) gründete er 1998 die Beratungsfirma 
Conseillé+Partners. Seit 2002 ist er als freier Lobbyist in den Themen nachhaltige 
Entwicklung, Energiepolitik u.a. tätig. 
 
                                                 
414 ALTHAUS Marco (2006): S.323 
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Bewertung: Das Berufsbild des Lobbyisten zeigt schon vor welchen hohen Wissens- und 
Soft-Skills – Herausforderungen die Interessenvertretung bei der EU steht - ohne die Frage 
von Ressourcen nur zu berühren. Der moderne Lobbyist lässt einen schnell an die 
Vorstellung des Neo–Funktionalismus von einem „geführten“ Integrationsprozess von 
Europa durch Experten und Eliten denken. Bevor man sich an der Problemlösung oder dem 
Meinungsbildungsprozess beteiligen kann, steht schon ein riesiges Hindernis alleine im 
Systemwissen davor. Auf diese Tatsache weist auch Professor Ludwig Krämer hin, der es 
für demokratisch bedenklich hält, wenn nur spezialisierte Lobbyisten in Brüssel gehört 
werden, und der unbedarfte Bürger in der EU nicht durchkommt.415 
 
                                                 
415 KRÄMER Ludwig als Redner beim Seminar “What ever happend to Democracy? Corporate Influence on 
EU Policies.” (15.04.2008) 
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5.5 Zahlen über Lobbyisten und Interessengruppen 
 
 
Wenn man zu den Zahlen der Lobbyisten in Brüssel kommt, betritt man eine nebelige 
Grauzone. Jo Leinen SPD MEP, der im Parlament die Neufassung der Lobbyismus-
Richtlinie betreute, sagte über die Anzahl der Lobbyisten: „Genaue Zahlen gibt es nicht, 
weil sie nirgendwo erfasst werden.“416. Die bekannteste Zahl über Lobbyisten ist wohl 
10.000 und wurde in einem Kommissionsbericht 1992 publiziert. Es wird dort auch von ca. 
3000 Interessensgruppen gesprochen.417 Heutige Schätzungen bewegen sich  um die 15.000 
Lobbyisten.  
 
Abbildung 10:  Registerstatistik der Kommission vom 02.11.2009 
                                                 
416 Zitiert aus: DREWES Detlef (2008)- In: NÜRNEBRGER NACHRICHTEN (28.03.2008) 
417 KOMMISSION (0.2.12.1992); Siehe dazu auch: BUHOLZER René P. (1998): S.12; LAHUSEN 
Christian/ JAUß Claudia (2001): S.15 
Professionelle Berater und Anwaltskanzleien, die in der EU‐Lobbyarbeit tätig sind  123
Anwaltskanzleien   11 
Beratungsunternehmen für öffentliche Angelegenheiten  66 
unabhängige Berater für öffentliche Angelegenheiten  30 
Organisationen ähnlicher Art   16 
 
Unternehmenslobbyisten und Wirtschaftsverbände  1.169
Unternehmen   285 
Wirtschaftsverbände   681 
Gewerkschaften   58 
Organisationen ähnlicher Art   145 
 
NRO und Denkfabriken („think‐tanks“)   591
Nichtregierungsorganisationen und deren Verbände 459 
Denkfabriken („think‐tanks“)   55 
Organisationen ähnlicher Art   77 
 
Andere Organisationen  225
akademische Organisationen und deren Verbände 48 
Vertreter von Religionen, Kirchen und Glaubensgemeinschaften  9 
Regierungsverbände   37 
Organisationen ähnlicher Art   131 
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Diese Zahl wurde nicht zuletzt von Kommissar Kallas immer wieder genannt, findet sich 
auch im Stubbe-Bericht des EP und wurde auch immer wieder von selbsternannten 
Kontrollorganisationen des Lobbyismus veröffentlicht.418 An diesen Zahlen hegt Justin 
Greenwood allerdings starke Zweifel.419 So waren im April 2006 nur 4435 akkreditierte 
Lobbyisten beim Europäischen Parlament verzeichnet, im Februar 2009 waren es nur 2997 
Lobbyisten, die sich grob gesagt auf 1584 Organisationen verteilen. Im Stubbe-Bericht 
vom April 2008 wird noch von rund 5000 akkreditierten Lobbyisten gesprochen.420 Bei der 
Kommission haben sich 2108 Interessenvertreter angemeldet. Das Register ist auf 
freiwilliger Basis und gilt als nicht sehr erfolgreich, obwohl es den kursierenden Zahlen 
recht nahe kommt.421 Greenwood kommt bei seinen Zahlen von 2000 auf ca.1450 
Organisationen. Im Vergleich kommt die „European Public Affairs Directory “ (Landmark 
2005) auf max. 1300. 422 1996 konnte man bei „European Public Affairs Directory“ über 
1800 europäische Interessensgruppen zählen. Auf Grundlage der Zahlen von Public Affairs 
Directory 2006 von Landsmark kommt Daniel Guéguen auf ca. 3000 Lobbygruppen und 
ca. 15.000 -16.500 Lobbyisten. Davon arbeiten 1/3 in Brüssel und 2/3 in den MS. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 11: Typen und Mitarbeiter der Interessensvertreter. Schätzung von Daniel Guéguen (2008): S.20 – 
basierend auf der Statistik von Public Affairs Directory (2006) 
                                                 
418 Siehe dazu: GREENWOOD Justin (2007): S.11; EUROPÄISCHES PARLAMENT (02.04.2008) und 
Corporate Europe Observatory (2005): S.8;  
419 Siehe dazu: GREENWOOD Justin (2007): S.11 
420 Zahl von 2006: GREENWOOD Justin (2007): S.11; Zahl 2009 abgerufen beim Europäischen Parlament. 
421 Zahlen der Kommission vom 02.11.2009. Siehe dazu:  KOMMISSION: (02.11.2009): 
422 GREENWOOD Justin (2007): S.12; Die Zahl von Landmarks Publication wurde von Greenwood gezählt. 
Die Publikation gilt als führendes Lobbyisten-Verzeichnis von Brüssel. 
Akteure Anzahl Mitarbeiter 
Europäische und Nationale Handelsorganisationen +/‐ 
1200
5000 
Firmenrepräsentationen + 500 2000 
Anwaltskanzleien  +/‐ 
200
2300 
Europäische Consultans  + 150 1300 
Europäische Handelsverbände +/‐ 20 100 
Städte –und Regionalevertretungen +/‐ 
200
1500 
NGOs  + 750 4000 
Think Tanks  +/‐ 50 300 
Total  +/‐ 
3000
ca. 16500 
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Bei seinen Schätzungen geht er weiter davon aus, dass es ca. 100.000 „part-time 
Lobbyisten“ gibt.423 
 
Die Zahlen gehen aber auch deshalb auseinander, da nicht immer dieselben Akteure als 
Lobbyisten gezählt werden und deshalb schon immer schwanken lassen.424 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 12: Kalkulation von Justin Greenwood (2007): S.11 – basierend auf Public Affairs Directory (2005) 
 
Auch schon Buholzer weist in seinem Werk von 1998 darauf hin, dass Schätzungen von 
damals schon 13.000 bis 15.000 Lobbyisten zum damaligen Zeitpunkt zu hoch waren. 
Besonders wichtig ist sein Hinweis, dass die Zahl der Lobbyisten nach der Vollendung des 
Binnenmarktes absank, so dass sie sich immer noch um 10.000 Lobbyisten Ende der 90er 
bewegte.425 Mit der Erweiterung ist sicher ein Schub gekommen, doch allgemein gelten die 
neuen Mitglieder in der Lobbylandschaft noch nicht als angekommen. Es stellt sich also die 
Frage, ob sich die Zahl der bis zu 15.000 Lobbyisten halten lässt oder man sich eher 
Richtung 10.000 Lobbyisten in Brüssel orientieren sollte. Ähnliches gilt für die Zahl der 
Interessensgruppen. Auch wenn man sich über die jetzigen Zahlen streiten kann - doch 
eines scheint sicher – die Zahl der Lobbyisten wird weiter anwachsen. So schätzt Horst 
                                                 
423 Vgl. GUÉGUEN Daniel (2008): S.20 f. 
424 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.13 
425 Vgl. ebd.: S.12 f. 
Akteure Anzahl 
Corporates  295 
EU Trade Associations & EU Associations of the Professions 843 
National Associations based in Brussels:  
Trade & Professional  122 
            Employers` Federations 38 
            Chambers of Commerce 40 
            EU& Global Trade Unions 24 
Citizen Interest Associations 429 
Regions 198 
International Organizations 118 
Think Tanks & Training Organizations 103 
Law Firms  115 
Public Affairs Consultants 153 
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Seefeld, dass sich die Zahl der Lobbyisten in den nächsten 10 bis 15 Jahren verdoppeln 
wird.426 
 
Bewertung: Der rasante Anstieg der Zahl der Interessenvertreter nach der Europäischen 
Einheitsakte belegt, dass die europäische Ebene eine neue Qualität erreicht hat. Sie hat 
dazu geführt, dass Brüssel neben Washington das größte Zentrum von Interessenvertretern 
der Welt ist. Die Anzahl von mindestens 10.000 Lobbyisten in Brüssel zeigt, auch 
quantitativ, dass Interessen nicht mehr nur auf nationaler Ebene vertreten werden. Die 
alleinige Mittlerrolle des Nationalstaates zwischen europäischer Ebene und nationaler 
Ebene scheint unter dieser Masse von Lobbyisten überholt zu sein. Der 
Intergouvernementalismus muss sich hier faktisch die Kritik gefallen lassen, dass der 
Nationalstaat für zumindest einen Teil der Interessengruppen seine zentrale  (oder besser: 
alleinige) Rolle verloren hat. Diese Entwicklung ist im Erwartungshorizont des Neo-
Funktionalismus, der eine Neuorientierung der gesellschaftlichen Gruppen hin zur 
europäischen Ebene voraussagt. Die Vielzahl der Akteure entspricht auch dem Bild einer 
komplexen und verflochtenen EU, wie sie im Multi-Level-Governance-Ansatz beschrieben 
wird, welcher ebenfalls auch den Rückgang des Einflusses der Staaten feststellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
426 Interview SEEFELD Horst, Ehrenmitglied des EP und Lobbyist (20.05.2008) 
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6. EU - Institutionen aus dem Fokus des Lobbyismus 
 
 
Die formalen Strukturen eines politischen Systems  und seiner Organe sind wichtige 
Bezugspunkte für jede Art von Lobbyismus. Gerade für einen Lobbyisten im politischen 
System der EU sind genaue Kenntnisse über „Adressaten“ und Prozesse entscheidend. 
Eingeschränkt oder ergänzt wird der Einfluss von formalen Vorgaben durch informelle 
Strukturen. Es kann zum Phänomen einer Entkoppelung von formalen Strukturen und 
tatsächlichem Verhalten kommen. Informelle Strukturen bilden sich  aus den alltäglichen 
Interaktionen, die von einer Formalisierung nicht erfasst werden. Sie entsteht nicht, um 
Strukturen zu umgehen, sondern um auf spezifische Folgeprobleme der Formalisierung zu 
antworten.427  
 
Dies zeigt sich auch beim politischen System der EU und des EU-Lobbyismus in der 
späteren Analyse. Die Informalität nimmt zwar auch hier eine wichtige Funktion ein, findet 
aber ihre Grenzen in den vorgegebenen formellen Strukturen:  
 
“ […] - there is no doubt that institutional and structural factors are also of very 
considerable importance in determining the role of groups in the policy process“.428  
 
Man muss als EU-Lobbyist nach den formellen Strukturen arbeiten und nach den 
informellen Regeln spielen. 
 
Die Hauptakteure im politischen System der EG sind die Verfassungsorgane: 
 
 Rat der Europäischen Union 
 Europäische Kommission 
 Europäisches Parlament 
 Gerichtshof der EG 
 Europäischer Rechnungshof 
                                                 
427 Siehe dazu: HOLZER Boris (2006) 
428 MAZEY Sonia/ RICHARDSON Jeremy J. (1993/2004): S.9 
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Dazu treten noch ergänzende Einrichtungen, von denen vier „Hilfsorgane“ 429 einen 
hervorgehobenen Stellenwert besitzen: 
 
 Wirtschafts- und Sozialausschuss 
 Ausschuss der Regionen 
 Europäische Investitionsbank 
 Europäische Zentralbank 
 
Das politische Lenkorgan, der Europäische Rat, wird an dieser Stelle wegen der 
Vollständigkeit genannt. 
 
Als (Lobby-) relevante Organe und Institutionen werden in der wissenschaftlichen und 
praxisbezogenen Fachliteratur die Kommission, der Rat der Minister und das Europäische 
Parlament (EP) genannt – sehr selten dagegen nur der Wirtschafts-und Sozialausschuss 
(WSA), sowie der Ausschuss der Regionen (AdR).430 Besonders wird die Bedeutung der 
Kommission für die Arbeit der Lobbyisten hervorgehoben, dagegen der WSA oder AdR oft 
als wenig oder unbedeutend bezeichnet und vernachlässigt. Dies wurde auch in den 
Interviews in der Regel bestätigt. Patrick Voller, Generalsekretär der SME Union, 
bezeichnet den WSA und den AdR schlicht als „Papiertiger“431. Professor Krämer spricht 
deshalb von einem totalen Fehlschlag, die Interessen in der EU zu institutionalisieren.432 
Nur ein Interviewpartner von der WKÖ - Martina Martelanz - nannte den WSA als 
sinnvolle Ergänzung zur Lobbyarbeit. Relevante Unterschiede gab es bei der Bewertung 
des EP und dem Zugang zum Rat der Minister. So sehen Patrick Voller, Generalsekretär 
der SME UNION of the EPP, und Horst Seefeld, Ehrenmitglied des EP und Lobbyist, das 
Europäische Parlament als wichtiger oder zumindest gleichwertig für Lobbyisten an wie 
die Kommission. Dagegen würde Patrick Clerens, Lobbyist und Verbandsvertreter, nur 
35% seiner Arbeitszeit dem EP widmen und 65% der Kommission, welche er als 
                                                 
429 BORCHARDT Klaus-Dieter: S.83 
430 Siehe dazu: MATYJA Miroslaw (2007): JOOS Klemens/ WALDENBERGER Franz (2004); LAHUSEN 
Christian/ JAUß Claudia (2001); TEUBER Jörg (2001); BUHOLZER René P. (1998); u.a. 
431 Interview VOLLER Patrick, Generalsekretär, SME UNION of the EPP (03.04.2008) 
432 KRÄMER Ludwig als Redner beim Seminar: “What ever happend to Democracy? Corporate Influence on 
EU Policies.” (15.04.2008) 
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entscheidender ansieht. Das Parlament ist nur ein zweiter Weg für ihn, falls man noch 
einige Punkte durchbringen möchte, die man nicht bei der Kommission unterbringen 
konnte.433 
 
Buholzer weist zusätzlich zu den klassischen Lobbying-Zielen auf die Bedeutung des 
Europäischen Gerichtshofes EuGH für den Lobbyismus hin. Er sieht in ihm eine 
Möglichkeit, gegebenenfalls eine Korrektur der Gesetzgebung nach dessen Implementation 
noch zu erreichen. Außerdem führt Buholzer Musterprozesse an, die den politischen 
Prozess beeinflussen können. Die direkte Beeinflussung ist zwar selten möglich, aber 
indirekt kann auch über die wissenschaftlichen Gremien im Feld des Europarechts Einfluss 
auf die Rechtsprechung und Rechtsentwicklung genommen werden.434 
 
Wichtig ist festzuhalten, dass die Beziehung zwischen Lobbyisten und EU-Institutionen 
komplexer ist als scheinbar auf den ersten Blick festzustellen ist. Interessant ist 
insbesondere, dass die Institutionen der EU sich häufig Verbündete außerhalb des 
institutionellen Systems suchen, um sich im Entscheidungsprozess zu behaupten.435 
Insbesondere im Integrationsprozess setzen die europäischen Institutionen auf 
Interessensvertreter: 
 
„So weist insbesondere die Kommission, z.T. auch das Europäische Parlament, 
ein ausgeprägtes institutionelles Eigeninteresse an der europäischen Integration 
auf, das sie allerdings gegenüber den Regierungen der Mitgliedstaaten, die 
wiederum an der Konservierung von Souveränitätsrechten interessiert sind, 
durchsetzen muß. In diesem Dauerkonflikt, in dem es häufig weniger um 
materielle Politikinhalte als um die Machtverteilung im europäischen 
Entscheidungssystem geht, sind die supranationalen Akteure durchaus an 
politscher Unterstützung durch nicht – gouvernementale Akteure aus den 
Mitgliedstaaten interessiert, die sich gegen die eigenen nationalen Regierungen 
richten.“436 
                                                 
433 Aus den Interviews mit: VOLLER Patrick, SEEFELD Horst und CLERENS Patrick (2008) 
434 Siehe dazu: BUHOLZER René (1998): S.191 f.; Siehe dazu auch: LEHMANN Wilhelm/ TUSAR Anita/ 
BOSCHE Lars (04.2003): S.42 
435 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.157 
436 EICHNER Volker/ VOELZKOW Helmut (1994): S.14 
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das ein Beleg, der für den Neo–Funktionalismus  im Bereich des Loyalitätentransfers 
sprechen würde.  
Die Institutionen, speziell Kommission und Europäisches Parlament, verfolgen eigene 
Interessen auf europäischer Ebene und treten scheinbar als eigenständige (konkurrierende) 
Akteure  gegenüber den Mitgliedsstaaten (und auch untereinander) auf.  Dieser Umstand 
würde auch zum Teil erklären, wie sich ein ausgeprägtes Mehrebenensystem in der EU 
etablieren konnte. Ein solches System würde den Bemühungen um mehr Einfluss durch die 
europäischen Institutionen entgegenkommen und könnte deshalb  im aktiven Interesse der 
supranationalen Akteure sein. Dies alles würde dem Intergouvernementalismus 
widersprechen. Die zentrale Rolle des Staates würden diese Schlussfolgerungen zwar nicht 
gänzlich absprechen, aber deutlich weniger dominierend erscheinen lassen als vom 
Intergouvernementalismus behauptet. Die nähere Untersuchung der Institutionen im 
Verhältnis zum Lobbyismus soll darüber genaueren Aufschluss geben, ob sich diese 
Annahmen bestätigen lassen. 
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6.1  Rat der Europäischen Union 
 
 
Der Rat der Europäischen Union wird auch Rat oder Ministerrat genannt.441 Er besteht aus 
je einem Vertreter eines Mitgliedstaates auf Ministerebene (Art. 203 EGV). Der Rat ist ein 
widersprüchliches Organ der EU, da es eine Versammlung der nationalen Exekutive ist und 
gleichzeitig in der EG eine Legislativfunktion ausübt.442 Der Rat ist wie die Kommission 
oder das Europäische Parlament ein Ziel von Lobbyisten. So stellt Jo Leinen MdEP/ SPD 
fest: „ […] auch der Rat hat das Lobbying“443 
 
Der Ministerrat vertritt in erster Linie mitgliedstaatliche Interessen, seine 
Zusammensetzung besteht analog dazu nur aus mitgliedstaatlichen Vertretern: 
 
"Die Befriedigung von Partikularinteressen gehört zu den wichtigsten Funktionen 
des Rates. Die Verhandlungen sind voll von Äußerungen darüber, was im 
Interesse eines Mitgliedstaates ist oder gerade nicht ist, und  von Versuchen, 
Partikularinteressen als allgemeines Interesse der Gemeinschaft zu verkaufen."444 
 
Etwas milder formuliert kann man den Rat auch als „Scharnier“ bezeichnen, in dem die 
nationalen Regierungen ihre Positionen mit denen der EU-Arena eng verknüpfen.445   
 
Der Rat stellt sich formal aus den Fachministern der Mitgliedsländer zusammen, in der 
Praxis werden inzwischen auch Staatssekretäre akzeptiert.446 Für Belgien, Deutschland, 
Österreich u.a. gibt es Bereiche, die in ausschließliche Länderkompetenz fallen (z.B. 
Kultur). Diesem Umstand wurde mit dem Art. 203 EGV Rechnung getragen, so dass auch 
Landesminister die Positionen dieser Bundesländer vertreten können. In der Praxis ist diese 
                                                 
441 Häufig kommen Verwechslungen vor mit dem Europäischen Rat und dem Europarat.  
442 Vgl. KOHLER-KOCH Beate/ CONZELMANN Thomas/ KNODT Michèle (2004): S.117 
443 LEINEN Jo MdEP/ SPD: als Redner beim Seminar : “What ever happend to Democracy? Corporate 
Influence on EU Policies.” (15.04.2008) 
444 WALLACE Helen (2006): S.270 
445 Vgl. WESSELS Wolfgang (2008): S.191 
446 Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter: S.74 
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Art der Mitwirkung von (Bundes-) Ländern selten zu beobachten."447 Der Rat tagt somit in 
verschiedener personellen wie fachliche Zusammensetzung, so dass es auch keine 
ständigen Ratsmitglieder gibt. An den Beratungen des Ministerrates kann auch die 
Kommission teilnehmen (Art.5 Abs.2 GOR) - sind jedoch politisch heikle Themen auf der 
Tagesordnung, kann der Rat die Kommission ausschließen.  
 
Zusammen mit dem Europäischen Parlament ist der Rat das gesetzgebende Organ in der 
EU, doch sind seine Kompetenzen ungleich größer und machen den Ministerrat zum „ […] 
zentralen Entscheidungsorgan und [er] spielt damit eine dominierende Rolle […] “448. Man 
kann den Rat als das „Hauptorgan“449 der Europäischen Union bezeichnen. Als 
Rechtsetzungsorgan kann er aber erst wirken, wenn die Kommission einen Vorschlag 
vorlegt. Der Rat hat aber die Möglichkeit, die Kommission aufzufordern, einen solchen zu 
tätigen, wenn er dies zur Verwirklichung der gemeinsamen Ziele der Gemeinschaft für 
notwendig erachtet (Art. 208 EGV). 
 
Neben der Rechtsetzung erfüllt der Rat weitere Aufgaben in der EU. Er stimmt die 
Wirtschaftspolitik der Mitglieder aufeinander ab (Art. 202 EGV). Dies kann von 
unverbindlichen Beschlüssen bis hin zu „Abmahnungen“450 (Art 104 Abs. 4 EVG) und 
„Sanktionen“451 (Abs. 104 Abs.11 EGV) reichen. Des Weiteren stellt der Ministerrat den 
Haushaltsplan nach Vorlage eines Entwurfes der Kommission auf (Art.272 Abs. 3 EGV) 
und empfiehlt dem EP gegebenenfalls die Entlastung der Kommission bezüglich dessen 
Durchführung des Haushaltsplanes (Art.207 Abs.1 EGV). Durch nationale Beamte kann 
der Rat zudem die Arbeit der Kommission kontrollieren (Art.202 EGV). Der Rat hat auch 
Ernennungsrechte bezüglich dem Wirtschafts-und Sozialauschuss(Art. 263 Abs. 3 EGV) 
und dem Ausschuss der Regionen (Art. 258 Abs.2 EGV), sowie des Rechnungshofes 
(Art.247 Abs. 3E EGV). Gleichzeitig ist der Rat die oberste Dienstbehörde aller Beamten 
und Bediensteten der EG. Weiter ist der Ministerrat verantwortlich für Außenbeziehungen 
(Art.300 und 310 EGV) und die Durchführung des EU-Vertrages (Art. 13 – 15 EGV). 
                                                 
447 Vgl. WESSELS Wolfgang (2008): S.198f. 
448 KOHLER-KOCH Beate/ CONZELMANN Thomas/ KNODT Michèle (2004): S.117 
449 HALTERN Ulrich (2007): S.95 
450 BORCHARDT Klaus-Dieter (2002): S.89 
451 ebd.: S.89 
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Der Vorsitz im Rat wird jeweils durch einen der Mitgliedsstaaten für 6 Monate 
übernommen und wird als Ratspräsidentschaft bezeichnet.452 Wie einflussreich die 
Ratspräsidentschaft ist, und wie stark ein Mitgliedstaat die Position für eigene Interessen 
nutzen kann, ist umstritten. Pollak und Slominski weisen darauf hin, dass eine Verfolgung 
von eigenen Interessen mittels der Ratspräsidentschaft bei den Mitgliedstaaten nicht 
geschätzt wird. Es kann zur Folge haben, dass durch dieses Verhalten die Glaubwürdigkeit 
des präsidierenden Mitgliedstaates sinkt oder dauerhaft beschädigt wird. In diesem Sinne 
muss ein Mitgliedstaat abwägen, ob er sich solche Kosten auch leisten kann bzw. ob sich 
dies wirklich lohnt. Des Weiteren hat die Präsidentschaft zwar die Möglichkeit, Akzente zu 
setzten, sie ist dabei aber durch verschiedene Faktoren erheblich eingeschränkt. So legte 
der Europäische Rat in Sevilla (2002) fest, dass ein mehrjähriges Strategieprogramm 
verabschiedet werden soll. Damit wollte man verhindern, dass jede Präsidentschaft neue 
Schwerpunkte setzt. Auf dieser Grundlage wird ein operatives Jahresprogramm von beiden 
im jeweiligen Jahr amtierenden Ratspräsidentschaften erarbeitet und vom Rat für 
„allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen“ beschlossen.453 Hinzu kommt, dass 
die Präsidentschaft nicht das Monopol besitzt, alleine Abstimmungen einzuberufen 
(Geschäftsordnung des Rates Artikel 11 (1)). Man kann aber auch Beispiele eines solchen 
„egoistischen“ Verhaltens aufführen, bei dem sich mögliche Nachteile durch solch ein 
Verhalten rechnen. So zeigt Tallberg auf, wie Frankreich die Vorteile einer 
Ratspräsidentschaft konsequent für seine Interessen bei den Verhandlungen des Vertrages 
von Nizza auszunutzen wusste.454 Frankreich ist da sicher in einer anderen Position (es hat 
sich in diesem Sinne auch einen gewissen Ruf erworben) als Österreich. Aber auch 
Frankreich kann es sich nicht ernsthaft dauerhaft mit den anderen Mitgliedstaaten 
verscherzen, um nicht später bei anderen Verhandlungen / Interessen den Preis für 
unkonformes Verhalten zu bezahlen. Interessant ist, dass die Kommission durchaus auch 
inoffiziell als Ghostwriter für die Ratspräsidentschaft wirkt. Dies geschieht aus 
                                                 
452 Die Reihenfolge wird durch den Rat einstimmig beschlossen. Der Wechsel erfolgt jeweils am 1.Januar und 
am 1.Juli eines Jahres. Den Vorsitz haben jeweils abwechselnd ein großer und dann ein kleiner 
Mitgliedstaat. 
453 Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMISNKI Peter (2006):  S.81 f. 
454 Siehe dazu: TALLBERG Jonas (2004). S.1017 ff. 
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strategischen Überlegungen, wenn die Ratspräsidentschaft glaubt, ein Anliegen wird besser 
vom Rat aufgenommen, wenn es von der neutralen Kommission kommt.455 
 
Seit 1992 wurde mit den Beschlüssen von Edinburgh auch die langsame Öffnung des Rates 
beschlossen. Damit soll die Beseitigung der Intransparenz bei der Ratsarbeit durch den 
Zugang zu Dokumenten und Abstimmungsergebnissen erreicht werden – so werden 
Handlungen der Regierungen nachvollziehbarer. 
 
Der Rat setzt sich aus neun verschiedenen Formationen zusammen: 
 
 Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen 
 Wirtschaft und Finanzen („ECOFIN“) 
 Justiz und Inneres (JHA) 
 Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz 
 Wettbewerbsfähigkeit 
 Verkehr, Telekommunikation und Energie 
 Landwirtschaft und Fischerei 
 Umwelt 
 Bildung, Jugend und Kultur 
 
Die wichtigste Zusammensetzung des Rates ist die für „Allgemeine Angelegenheiten und 
Außenbeziehungen“. Es werden dort nicht nur die Beziehungen der EU zu anderen 
Ländern behandelt, sondern auch allgemeine politischen Fragen, welche meistens fach- und 
ressortübergreifend sind. Er tritt gewöhnlich einmal im Monat zusammen, die 
Fachministerräte ca. achtzigmal im Jahr.456 Es gibt aber auch insgesamt eine inoffizielle 
Ratshierarchie bei den Ratformationen. Sie richtet sich nach der Wichtigkeit der jeweiligen 
Ressorts. So hat der Agrarrat seit 1960 eine eigenständige Rolle entwickelt, mit dem 
Maastrichter Vertrag sind der Rat der Wirtschaft und Finanzen, sowie der Rat für Justiz 
                                                 
455 Interview VOLLER Patrick, Generalsekretär SME UNION oft he EPP (03.04.2008) 
456 Vgl. BORCHARDT Klaus-Dieter (2002): S.87 
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und Inneres ebenfalls politisch aufgewertet worden.457 Die unterste Ebene der Hierarchien 
nehmen Formationen ein wie z.B. Arbeit und Soziales, Umwelt und Verkehr. Sie tagen 
auch nur etwa zweimal pro Ratspräsidentschaft. 458 Die wichtigsten Räte tagen dagegen 
ungefähr einmal im Monat in Brüssel sowie dreimal im Jahr auch in Luxemburg.459 Die 
Arbeitsfelder dieser Ratsformationen sind aber nicht immer strikt getrennt: 
 
„Weil es sich de jure immer um ein- und dasselbe Organ handelt, können auf der 
Tagesordnung etwa des Rats Umwelt auch Beschlüsse zur Außenpolitik der 
Union stehen.“460 
 
 
 
 
Abbildung 14: Der Rat – eigene Darstellung 
 
                                                 
457 Nach Tömmel ist der ECOFIN Rat der wichtigste und traditionsreichste der verschiedenen 
Ratsformationen; Siehe dazu: TÖMMEL Ingeborg (2006): S.65 
458 Vgl. WESSELS Wolfgang (2008): 201; Siehe auch: BORCHARDT Klaus-Dieter (2002): S.91 
459 Vgl TÖMMEL Ingeborg (2006): S.65 
460 FRITZLER Marc (2007b): S.56 
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Der Rat wird formell durch die Ratspräsidentschaft oder auf Antrag der Kommission 
einberufen. Die Präsidentschaft stellt auch die vorläufige Tagesordnung auf und informiert 
die Kommission zwei Wochen vorher über diese. Die Sitzungen des Rates sind häufig 
Großveranstaltungen, bei der bis zu 180 Personen (inklusive Beamte)  anwesend sein 
können. Es können aber auch kleinere Aussprachen und vertrauliche Verhandlungen im 
kleinen Kreis oder bei einem Ministertreffen stattfinden.461 Gelegentlich finden bei 
besonders umfassenden Problemen auch sogenannte „Jumbo-Räte“ statt, an denen zwei 
oder mehr Ressortminister jedes MS teilnehmen.462 In der Woche trifft sich der Rat in 
unterschiedlicher Besetzung zweimal mit einer Arbeitsproduktivität von ca. 3 bis 5 
Rechtsakten pro Sitzung.463  
 
Die Ratssitzungen, auf denen diese Beschlüsse fallen, werden durch zwei ständige 
Einrichtungen vorbereitet, den Ausschuss der Ständigen Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten oder kurz AStV464 und das Generalsekretariat. 
 
Der AStV unterstützt die Arbeit des Rates, bereitet dessen Arbeiten inhaltlich vor und die 
vorläufige Tagesordnung auf. Er führt auch Aufträge für den Rat aus (Artikel 207 Abs.1 
EGV; Art.19 Abs. 1 GOR.). Der Ausschuss ist in zwei ständigen Einrichtungen organsiert: 
 
AStV I: beschäftigt sich mit fachspezifischer Materie und bereitet eher 
technische Fragen der Fachminister auf. Er besteht aus den Stellvertretern 
der Ständigen Vertreter. Die Arbeit des AStV I wird von entsprechenden 
Mitarbeitern der 1993 eingerichteten Mertens-Gruppe465 vorbereitet. Hier 
erfolgen erste Einschätzungen der politischen Positionen und 
organisatorische Details werden erarbeitet.466 Die Leiter dieser Vertretungen 
sind praktisch die Botschafter ihrer Länder bei der EU. 
 
                                                 
461 Vgl. WESSELS Wolfgang (2008): S.201 
462 Siehe dazu:  ebd.: S.199 
463 Siehe dazu: ebd.: S.195 f. 
464 In Brüssel wird allgemein die französische Abkürzung verwandt: COREPER für Comité des représentants 
permanents 
465 Benannt nach Vincent Mertens de Wilmars (Belgien) 
466 Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMISKI Peter (2006): S.78 
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AStV II: besteht aus den Ständigen Vertretern der Mitgliedstaaten im 
Botschafterrang. In ihm werden im Wesentlichen alle politischen Fragen 
behandelt. Ausgenommen sind die meisten Landwirtschaftsfragen, die vom 
Sonderausschuss Landwirtschaft (CSA= Comité spéciale l’ Agriculture)467 
behandelt werden. Auch für den AStV II gibt es bereits seit 1975 eine 
Zuarbeitungsgruppe, die Antici-Gruppe.468  Diese Antici-Gruppe übernimmt 
eine wichtige Funktion bei den Tagungen der Staats- und Regierungschefs.469 
 
Die wesentliche Aufgabe des AStV ist, bereits auf seiner Ebene einen möglichen Konsens 
für die vorläufige Tagesordnung zu erreichen. Die nationalen Ministerien entsenden 
Sachbearbeiter zur Unterstützung der Ständigen Vertretungen. Die Zahl der Mitarbeiter 
steht jedem Mitgliedstaat frei, auch welche Gebietskörperschaft, Interessensgruppe oder 
sonstiger innerstaatliche Akteur Repräsentanten entsenden darf. Die Ständigen Vertreter470 
selber garantieren dabei die Kontinuität der Arbeitsweise des Rates. Die von der 
Kommission zugewiesenen Gesetzesentwürfe werden an einzelne Arbeitsgruppen 
überwiesen. Kommen die Arbeitsgruppen zu einem mehrheitsfähigen Ergebnis, wird dieses 
als sogenannte „Roman I points“ an den AStV weitergeleitet. Kommt es zu keiner 
Einigung in der jeweiligen Arbeitsgruppe, wird der Kommissionsentwurf als „Roman II 
points“ auf die Ebene der Ständigen Vertreter zurückverwiesen. Kann hier ein Konsens 
erzielt werden, wird die Frage als „A-Punkt“ auf die Tagesordnung des Rates gestellt. Kann 
keine Einigung erzielt werden, wird das Ganze mit neuen Anweisungen wieder an die 
Arbeitsgruppen zurückverwiesen. Kann dann immer noch nicht auf beiden Ebenen ein 
positives Resultat erzielt werden, wird der Kommissionsentwurf als „B-Punkt“ bei der 
Sitzung des Rates behandelt.471 Die A-Punkte können ohne Aussprache durch den Rat 
angenommen werden, was auch meistens so erfolgt.472 Wenn dies einmal nicht geschieht, 
kann ein A-Punkt auf einer späteren Sitzung als B-Punkt wieder auf der Tagesordnung 
                                                 
467 1960 eingerichtet. Übernimmt die Rolle des AStV in landwirtschaftlichen Fragen. 
468 Benannt nach Paolo Massimo Antici (Italien) 
469 Vgl. FRITZLER Marc (2007b): S.58 
470 Üblicherweise ein Diplomat des Außenministeriums; Siehe dazu: KOHLER-KOCH Beate/ 
CONZELMANN Thomas/ KNODT Michèle (2004): S.117 
471 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.47 f. 
472 Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMISKI Peter (2006): S.79 
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erscheinen.473 Unterhalb der AStV bearbeiten seit Beginn 2000 über 300 Arbeitsgruppen 
mit Mitgliedern aller MS die Vorschläge der Kommission.474  
 
Ebenfalls eine unterstützende Funktion hat das Generalsekretariat. So hilft es bei Sitzungen 
des Rates (und des Europäischen Rates) sowie der Ausschüsse und Arbeitsgruppen.475 
Darüber hinaus unterstützt es den Rat bei der Formulierung von Rechtstexten und 
politischen Texten. Es ist eine feste und dauerhafte Organisationsstruktur in diesem 
Konglomerat von Ausschüssen und Arbeitsgruppen. Das Generalsekretariat koordiniert und 
berät in seiner Funktion. Zudem nimmt es eine ausgleichende Rolle ein. In seiner Arbeit 
hat das Generalsekretariat auch zunehmend auch eine politische Funktion entwickelt. Vor 
allem durch seine Erfahrung mit zwischenstaatlichen Verhandlungen kann es 
Ratspräsidentschaft bei Kompromissen unterstützen.476 Das Generalsekretariat untersteht 
einem Generalsekretär / Hohen Vertreter für die GASP. Er wird mit qualifizierter Mehrheit 
ernannt (Art.2 Abs. 2 EGV; Art. 23 GOR). 
 
Die Beschlussfassung des Rates erfolgt auf drei Arten, wobei grundsätzlich die 
Mehrheitsregel vorgesehen ist: 
  
1. Einfache Mehrheit: jedes Ratsmitglied hat eine Stimme, falls nicht explizit 
etwas anderes bestimmt ist.477 
2. Qualifizierte Mehrheit: Nach Artikel 205 (Absatz 2) des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft wurde eine Stimmengewichtung 
festgelegt, die die Bevölkerungsgröße der Mitgliedstaaten berücksichtigt und 
damit den größeren Staaten mehr Gewicht verleiht. Dieses Verfahren wird 
angewandt, wenn die Beschlüsse nach dem EGV auf Vorschlag der 
Kommission zu fassen sind. Nach „qualifizierter Mehrheit“ wird somit 
grundsätzlich abgestimmt, wenn der Rechtsvorschlag nach dem 
                                                 
473 Vgl. BORCHARDT Klaus-Dieter (2002): S.92 
474 Siehe dazu: WESSELS Wolfgang (2008): S.213; Siehe dazu auch: TÖMMEL Ingeborg (2006): S.108 
475 Es umfasst ca. 3000 Mitarbeiter; Stand 2004: 3184. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft, C 105 vom 
30.04.2004: S.109; gleiche Angabe: POLLACK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.80 
476 Vgl. TÖMMEL Ingeborg (2006): S.108 f.; Siehe dazu auch: POLLACK Johannes/ SLOMINSKI Peter 
(2006): S.80 
477 Bsp. Geschäftsordnung des Rates (Art. 207 Abs.3 EGV). 
148 
 
Mitentscheidungsverfahren abgewickelt wird. Eine solche Mehrheit wird 
erreicht mit 255 Ja-Stimmen von 345 Stimmen, also 73,91% der Stimmen.478 
Gleichzeitig muss auch eine „tatsächliche“ Mehrheit der Mitgliedsländer 
erreicht werden. Außerdem, kann ein einzelnes Mitglied darauf bestehen, dass 
zusätzlich überprüft wird, ob die qualifizierte Mehrheit mindestens 62 Prozent 
der Gesamtbevölkerung der Europäischen Union entspricht (Art.205 Abs. 4 
EGV).479 
3. Einstimmigkeit: alle Mitglieder müssen in diesem Falle zustimmen. 
Enthaltungen werden neutral gewertet. De fakto hat damit jeder Staat ein 
Veto-Recht. Diese Art von Beschlüssen wird nur bei besonders sensiblen 
Politikbereichen angewendet, wie z:B..: Steuern, Wahlrecht der Unionsbürger 
 
Dabei ist es naiv zu glauben, dass die Abstimmungen nicht durch machtpolitische Faktoren 
beeinflusst werden, welche sich informell zeigen: 
 
„Nur de facto ist es dann doch immer noch [so, d.Ver.], vor allem wenn es 
um informelle Entscheidungen geht, dass sich die drei großen 
Mitgliedstaaten untereinander absprechen, das hat dann schon mal sehr 
viel Gewicht.“480 
 
Der Rat steht mit seinen Abstimmungen einer wachsenden Zahl von Politikfeldern mit 
komplexen Aufgaben gegenüber. Um die Funktionalität des Rates zu gewährleisten, 
werden bereits 80% oder mehr der Entscheidungen im Rahmen der A-Punkte vom AStV 
getroffen.481 Dies birgt aber auch Probleme, so ist: „ […] die Spezialisierung auf dieser 
Ebene […] sehr stark fortgeschritten und birgt die Gefahr zunehmender Verselbständigung 
                                                 
478 Enthaltungen wirken damit wie Nein-Stimmen; 29 Stimmen: Deutschland, Frankreich, Italien, 
Großbritannien - 27 Stimmen: Polen, Spanien - 14 Stimmen: Rumänien -13 Stimmen: Niederlande - 12 
Stimmen: Belgien, Griechenland, Portugal, Tschechien, Ungarn- 10 Stimmen: Bulgarien, Österreich, 
Schweden - 7 Stimmen: Dänemark, Finnland, Irland, Litauen, Slowakei - 4 Stimmen: Estland, Lettland, 
Luxemburg, Slowenien, Zypern - 3 Stimmen: Malta 
479 Anmerkung: Früher kam noch der sog. „Kompromiss von Ioannina“ zum tragen. Siehe dazu: Kompromiss 
von Ioannina - http://europa.eu/scadplus/glossary/ioannina_compromise_de.htm (Abgerufen: 01.12.2008) 
480Interview WEINBERGER Christian, Entrepreneurship and SME Policy Adviser, Direktion E Förderung 
der Wettbewerbsfähigkeit der KMU (13.05.2008) 
481 Vgl. EDWARDS Geoffrey (2000): S.69 
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in sich und erhöht den Koordinierungsbedarf.“482 Dies führt zum Vorwurf, dass nicht mehr 
der Rat, sondern die Ständigen Vertreter die legislativen Entscheidungen treffen.483 Dies 
macht den AStV natürlich für Lobbyisten sehr interessant, doch ist dieser kein einfaches 
Ziel und  beansprucht sehr viel Arbeitszeit. 
 
Im Zusammenhang der Entscheidungsfindung des Rates ist eine Äußerung von Ingo 
Friedrich, damals MdEP und Quästor, bei seiner Wiederwahl zum Präsidenten der 
Europäischen Bewegung Bayern im Dezember 2008 in München, interessant. So sagte er, 
dass der Rat dazu übergegangen wäre, sehr strikte Fragen dem EP zu überlassen, um eine 
grundlegende Einigung für die Mitgliedstaaten zu erarbeiten. Damit würde das EP eine 
wichtige Verhandlungsarena darstellen bzw. Verhandlungskompetenz einnehmen, die 
einen bedeutenden Beitrag zur Effizienz und Kompromissfähigkeit des Rates leistet.484 
 
Das Verhältnis zwischen Rat und Lobbyisten gestaltet sich im Vergleich zu den beiden 
anderen Institutionen, Kommission und Europäisches Parlament, anders. Der Rat hat 
konkrete Handlungsanweisungen der jeweiligen Regierungen und ist deshalb ist nicht auf 
Informationen von Lobbyisten angewiesen.485 Die Ansprechpartner der Lobbyisten sind 
das Ratssekretariat, die Ständigen Vertreter, sowie nationale Regierungen und 
Ministerien.486 Folgt man der Einschätzung der Mehrheit der nationalen und Euroverbände, 
so ist aber der Zugang zum Rat schwierig, so dass die Einflusswege über die nationalen 
Regierungen beschritten werden. Den Mitgliedstaaten wird von den Verbänden in der 
Regel eine große Offenheit zugesprochen.487 Eine weitere Ursache für die Schwierigkeit 
für Interessensvertreter, den Rat zu lobbyieren, liegt in seiner Intransparenz bei den 
Verhandlungen der Regierungen und den dabei ausgehandelten package-deals, zudem kann 
das Verhalten der Beamten und Minister nicht nachgeprüft werden.488 So fällt eine 
Bewertung der Verhandlungsprozesse im Rat für die Interessensvertreter äußerst schwer.  
                                                 
482 KÖPPL Peter (1995): S.164 - zitiert nach: TEUBER Jörg (2001): S.48 f.  
483 TEUBER Jörg (2001): S.49 
484 FRIEDRICH Ingo MdEP und Quästor, bei der Wiederwahl zum Präsidenten der Europäischen Bewegung 
Bayerns in München (01.12.2008) 
485 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.125 
486 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.88 
487 Vgl. KOTZIAN Peter/ QUITTKAT Christine (Oktober 2003): S.18 
488 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.185 
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Die Beziehungen zum Rat gestalten sich deshalb primär indirekter Natur und laufen über 
die nationalen Ministerien.489 Der direkte Weg zum Ratssekretariat und den Ständigen 
Vertretern ist weit aufwändiger, aber dennoch nicht zu unterschätzen: 
 
„At present, lobbyists tend to neglect the Council and privilege the Commission 
and the Parliament, which is a serious mistake. In this respect, it is astonishing to 
note to what extent the Secretariat of the Council, where 3000 officials work, is 
deserted by lobbyist. This is key observatory for analysing the positions of the 
Member States and the room for manoeuvre.”490 
 
Nicht nur das Ratssekretariat ist ein wichtiger Kontakt, sondern auch der AStV. Da der 
direkte Zugang zum Rat für Lobbyisten begrenzt ist, kann man erheblich über einen 
„Insider“ in einer Arbeitsgruppe zur Erlangung von Informationen profitieren.491 Deborah 
Nash und Lucile Vareine sehen darin den wesentlichen Wert des AStV, einen wirklichen 
Zugang zur Einflussnahme auf den Rat sehen sie dagegen aber nur über die 
Mitgliedstaaten.492 Dagegen sieht Patrick Clerens durchaus das Potential der 
Einflussnahme beim AStV und versucht diesen zu nutzen, um Informationen zu erlangen 
und im Vorfeld das jeweilige Thema vorzubereiten.493 Die Aussage von Clerens wird 
bestätigt am Beispiel der guten und regelmäßigen Kontakte deutscher Interessenvertreter 
zur Ständigen Vertretung bei der sogenannten Folgerechtslinie.494 Dabei sind die 
Informationen durch Interessenvertreter nützlich für die AStV um allgemein gehaltene 
Weisungen mit konkreten Fragenstellungen zu füllen und diese gegenüber eigenen 
Behörden zu stellen und sich damit kundig zu machen. Hierzu ist auch der Bericht von 
Jochen Grünhage über die Lobbying-Bemühungen der US-Administration bei der 
Richtlinie zum Schutz gegen Lärmemissionen von Flugzeugen interessant. In diesem 
Rahmen veranstalteten die Amerikaner ein umfangreiches Lobbying bei den europäischen 
Institutionen (auch beim AStV) und in allen Mitgliedstaaten. Hierbei entstand beim AStV 
                                                 
489 Siehe dazu: PFEIFER Georg (1995): S.88 
490 GUÉGUEN Daniel (2008): S.104 
491 Vgl. TEUEBR Jörg (2001): S.126 
492 Interview NASH Deborah/ VAREINE Lucile, Senior Consultants, Cabinet DN (26.02.2008) 
493 Interview CLERENS Patrick, Clerens Consulting , (20.05.2008) 
494 Diese Gesetzgebung aus den 90ern sah vor Künstler am Weiterverkauf ihrer Werke zu beteiligen. 
Großbritannien verwässert diese Richtlinie erheblich mittels politischen Drucks. Siehe dazu: 
GRÜNHAGE Jochen (2007): S.116 ff. 
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eine heftige Diskussion über die Frage, ob der AStV als solcher überhaupt Außenkontakte 
haben dürfe oder haben sollte. Man einigte sich auf einen Kompromiss, der eine freiwillige 
Teilnahme an einer Promotionsveranstaltung als ein rein informelles Gespräch vorsah. Die 
Teilnehmer sollten dabei nur erläuternde Stellungnahmen der US-Seite entgegennehmen 
und gegebenenfalls Verständnisfragen stellen dürfen. Das Gespräch mit den AStV - 
Mitgliedern hatte jedoch aus amerikanischer Sicht das Ziel, bei den Beteiligten durch 
technische Erläuterung Verständnis für die US- Position zu wecken. Die US-Seite 
erwartete wohl, dass sich die Anwesenden bei dem Gespräch gegenüber ihren 
Weisungsgebern für flexiblere Instruktionen einsetzen würden. Dies wurde scheinbar nicht 
erreicht, trotzdem setze sich die US-Seite im Endergebnis mit ihren Forderungen mittels 
Druck auf Frankreich und Großbritannien durch.495 An diesem Beispiel zeigt sich, dass 
dem AStV auch eine wirksame Rückkoppelung an die nationalen Regierungen zugetraut 
wird und nicht nur als ausführendes Organ angesehen wird.496  
 
Der fortlaufende Kontakt zum Rat ist nicht nur wegen seines Einflusses wichtig. Er ist wie 
schon gesagt auch eine bedeutende Informationsquelle, denn der Ministerrat wird schon 
vor der Veröffentlichung eines Vorschlags der Kommission von dieser konsultiert, um den 
folgenden Prozess zu beschleunigen.497 Dies kann einen entscheidenden 
Informationsvorsprung darstellen. Eine ganz wichtige Voraussetzung dabei ist die 
Identifizierung der zuständigen Expertengruppe und ihrer Mitglieder. Dies kann schwierig 
sein, da man jede Ständige Vertretung oder gegebenenfalls nationale Administrationen 
kontaktieren muss. Ein wichtiger Schlüssel ist dabei die Einbringung von technischer 
Expertise, welche als Türöffner fungieren kann.498 Beim AStV sind zudem zwei 
Besonderheiten für die Interessensvertretung festzuhalten:  
 
„In der Regel […] findet Interessenvertretung, gekleidet in die Form der 
Politikberatung durch Darlegung von technischen, ökonomischen oder 
politischen Argumenten und deren Verknüpfung zu zielführenden 
                                                 
495 Vgl. GRÜNHAGE Jochen (2007): S.114 ff. 
496 Es zeigt sich hier auch das einzelne Mitgliedstaaten stark ins Verhandlungsgeschehen eingreifen können. 
Dabei ist die tatsächliche Machtverteilung zwischen der Union als solche und den Mitgliedsstaaten, wie 
auch zwischen den MS untereinander schwer einzuschätzen.  
497 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.126 
498 Vgl. GUÉGUEN Daniel (2008). S.108 
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Zusammenhängen gegenüber den einzelnen Mitgliedern, nicht gegenüber dem 
AStV als Kollegium statt. Grundsätzlich wenden sich die Politikberater an die 
AStV-Mitglieder ihres Mitgliedstaates.“499 
 
Scheinbar kommen beim AStV besonders der informelle Charakter und die nationale Karte 
als Zugang zum Tragen. Letztere Komponente hat aber nicht nur beim AStV Einfluss. So 
bietet die Ratspräsidentschaft die Gelegenheit für nationale Institute oder Experten, für die 
Ausarbeitung von Diskussionspapieren oder Stellungnahmen beauftragt zu werden. Dies 
stellt eine sehr gute Möglichkeit dar, sich über die Ratspräsidentschaft als 
Interessensgruppe zu positionieren. Zwar ersetzt dies nicht die europapolitische 
Politikberatung: „Allerdings gibt es eine starke Komponente der Beratung von und für 
nationale Regierungen zu europapolitischen Themen.“500 Allgemein kann man sagen, dass 
der Wechsel der Ratspräsidentschaft generell eine gute Gelegenheit für Lobbyisten bietet, 
auf sich und ihre Themen aufmerksam zu machen.501 Nationale Verbände haben die größte 
Gelegenheit auf eine erfolgreiche Einflussnahme, wenn ihr eigenes Land den Vorsitz 
übernimmt.502 Es gibt sogar Fälle, bei dem ein enger Kontakt zwischen Minister und 
Lobbyisten besteht: „It is not uncommon to see Ministers hurry downstairs during breaks in 
Ministerial level discussions at the Council of Ministers to brief waiting lobbies in the 
Council ante-rooms”503. Gelegentlich treffen die europäischen Verbände die 
Ratsmitglieder. Sie sind sporadisch und den großen Verbänden, wie COPA, UNICE oder 
EGB, vorbehalten. 504 Ganz besonders enge Beziehung zum Rat scheinen COPA und 
COGECA zu besitzen, dies ist sicher eine Ausnahme statt die Regel:  
 
„.[…] the President of COPA, the President of COGECA, the Secretary of COPA-
COGECA and their specialised colleagues used to have behind-closed-doors 
meetings before each session of the Agriculture Council with the President of the 
Council and his principal colleagues to go over each point on the agenda and to try 
                                                 
499 GRÜNHAGE Jochen (2007): S.116 
500 GRETSCHMANN Klaus (2007): S.87 
501 Vgl. LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001). S.40 
502 Vgl. MATYJA Miroslaw (2007): S.162 
503 GREENWOD Justin (1997); zitiert nach TEUBER Jörg (2001): S.126 
504 Vgl. MATYJA Miroslaw (2007): S.161 
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and reconcile their opinions. These meetings still take place, but not as regularly as 
before.”505 
 
Zudem überreichen die europäischen Interessenverbände im Rahmen ihrer Fachbereiche 
Positionspapiere während der Sitzungen des Rates.506 
 
Den Rat zu lobbyieren ist insgesamt schwierig, besonders aus Brüssel heraus, da die 
Fachminister in Wien, Paris oder Budapest sitzen. Trotzdem ist der Rat wegen seiner 
zentralen Bedeutung ein wichtiger Bestandteil einer Lobbystrategie. Fasst man das 
Lobbying beim Rat zusammen, muss man besonders drei Einflusswege berücksichtigen:507 
 
 interest groups lobby the Permanent Representation  
in Brussels (national delegations) 
 interest groups lobby the Council Working Groups 
 via national gouvernements 
 
Erfolgreich kann dies nur geschehen, wenn man die europäische Ebene und die nationale 
Ebene perfekt koordiniert.508 Diese beiden Kontakte zu verbinden, erhöht deutlich die 
Einflusschancen, ist aber sehr ressourcenaufwändig, so dass diese Strategie nur wenige 
Akteure verfolgen können. Dazu gehören Verbände und europäische Firmen, die mit ihren 
Mitgliedern bzw. Niederlassungen oder Partnern parallel zum AStV auch mehrere 
Mitgliedstaaten lobbyieren zu können. Es gibt auch Consulting-Firmen, die sich auf diese 
Art Lobbying spezialisiert haben. 509  
 
Bewertung: Der Rat ist eindeutig und in konsequenter Weise durch seine Konstruktion ein 
im Sinne des Intergouvernementalismus angelegtes europäisches Organ. Für Lobbyisten ist 
es sehr schwierig, ihn auf europäischer Ebene zu lobbyieren – aber nicht unmöglich. Will 
man den Rat lobbyieren, muss man auf die nationale Karte setzen und auch am besten das 
                                                 
505 GUÉGUEN Daniel (2008): S.108 
506 Vgl. MATYJA Miroslaw (2007): S.161 
507 Interview DEACONU RUSU Cleopatra, Policy Advisor, SME UNION of the EPP (08.09.2008) 
508 Vgl. GUÉGUEN Daniel (2008). S.108 
509 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.126 
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Lobbying bei den nationalen Regierungen ansetzen. So kommt Pfeifer zum Resümee über 
die Beziehungen zwischen Rat und Interessengruppen: „ […] diese sind primär indirekter 
Natur und spiegeln daher auch den intergouvernementalen Charakter und weniger einen 
supranationalen wider.“510 Dies ist sicher auch einer der Gründe (unter anderen), warum 
sich nationale Verbände auf europäischer Ebene behaupten und nicht, wie beim 
Mehrebenen-Ansatz erwartet, Europäische Verbände dominierend auf europäischer Ebene 
durchgesetzt haben. Falls Europäische Verbände wirklich eine Rolle spielen beim Rat, 
dann als Vermittler oder als Argumentationsverstärker einer Position einer Gruppe von 
Mitgliedstaaten, wie sich das auch bei der Zusammenarbeit mit der Kommission oder dem 
EP zeigt. Zumindest zeigt die Entwicklung von komplexen Verhandlungsstrategien im Rat, 
dass die Mitgliedstaaten nicht alleine auf nationalen Positionen mehr verharren können – 
wollen sie das System nicht dauerhaft beschädigen. Dazu müssen sie 
Kompromissbereitschaft entwickeln, welche immer geprägt ist auch von Abgabe von 
Spielraum. Im Sinne des Neo–Funktionalismus ein Anfang, wenn auch ein weiter Weg. 
                                                 
510 PFEIFER Georg (1995): S.88 
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6.2 Kommission 
 
 
Die Kommission ist verankert in Art. 211 – 219 EGV. Sie wird als „Hüterin der Verträge“ 
bezeichnet und als der unabhängige „Anwalt Europas“ angesehen. Der Grund dafür liegt 
darin, dass die Mitglieder der Kommission „ihre Tätigkeit in voller Unabhängigkeit zum 
allgemeinen Wohl der Gemeinschaft ausüben“ sollen (Art.213 Abs. 2 EGV) und  dass sie 
zusammen mit dem EuGH die Einhaltung der Verträge und die Umsetzung des 
Gemeinschaftsrechts kontrollieren (Art. 226 EGV). Die Kommissare dürfen von einer 
Regierung oder anderen Stelle keine Weisungen entgegennehmen. Ausdruck fand diese 
Unabhängigkeit dadurch, dass der Kommissar von der Opposition der jeweiligen 
Regierung gestellt wurde. Dies wird aber nicht mehr eingehalten. Dass die Unabhängigkeit 
aber nicht immer in der Praxis gilt, zeigt das Beispiel von Lord Cockfield. 511 Patrick Voller 
spricht von der Kommission nicht von ungefähr vom „Spiegelbild des Rates“ als eine Art 
Momentaufnahme der politischen Konstellation in den jeweiligen Mitgliedstaaten. Die 
Kommissare selber sind nach seiner Erfahrung starke Politiker mit nationalen Interessen, 
die dies offiziell natürlich bestreiten.512 Da die Unabhängigkeit der Kommissare eben nicht 
immer so 100% sicher ist, behalten die Lobbyisten durchaus Nationalität und politische 
Herkunft der jeweiligen Kommissare im Hinterkopf und beziehen diese bei ihren 
Überlegungen mit ein. 
                                                 
511 Vgl. TÖMMEL Ingeborg (2006): S.62; Siehe dazu : Fall Lord Cockfield – NUGENT Neill (1994): S.87; 
„Cockfield zog sich das Missfallen in London zu, weil er die indirekten Steuern in der Weise 
harmonisieren will, daß Großbritannien zum ersten Mal Mehrwertsteuer auf Güter wie Lebensmittel, 
Zeitungen, Energie und Kinderschuhe erheben müsste. Außerdem plädiert er dafür, den Binnenmarkt der 
zwölf EG-Mitglieder nach 1992 ‚so schnell wie möglich durch eine gemeinsame Währung zu 
vervollkommnen’ […] Das ist für Frau Thatcher einfach zuviel. Was immer der Amtseid eines EG-
Kommissars besagen mag, in ihrer Vorstellung verdankt der Kommissar seine Berufung der britischen 
Regierung, und das soll er gefälligst niemals vergessen. Der 71jährige Lord des Binnenmarktes hatte ganz 
offensichtlich seine Verpflichtung als Mitglied der Kommission ernst genommen.“ In: KRATZ Wilfried 
(29.07.1988): Eine gegen alle. Margaret Thatcher sperrt sich gegen die europäische Integration. In: Die 
Zeit Nr. 31; In diesem Zusammenhang führt auch ein Interviewpartner ein Beispiel in diesem Rahmen für 
französische Direktoren an, die „Montags angetreten sind zu Gesprächen mit ihrer Regierung in Paris und 
am Dienstag dann wieder  nach Brüssel gekommen sind mit einem Packen von Vorschlägen und 
Wünschen und Vorderungen und allem möglichen.“  Man muss aber an dieser Stelle  anmerken, dass dies 
keine primäre Quelle ist. 
512 Interview VOLLER Patrick, Generalsekretär, SME UNION of the EPP (03.04.2008) 
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Die Kommission nahm von Beginn der EG eine zentrale Position ein mit ihrer Funktion 
und zugeteilten Aufgaben: 513 
 
 Initiativrecht 
 Rechtsetzung 
 Kontrolle 
 Exekutive 
 Außenbeziehung 
 Gerichtliche Vertretung 
 Durchführung des EU-Vertrages 
 
Das Initiativrecht ist eines der wichtigsten Rechte der Kommission und macht sie zum 
„Motor der Integration“ oder „Motor der Gemeinschaftspolitik“. Dieses Initiativrecht muss 
die Kommission anwenden, wenn das Gemeinschaftsinteresse dieses verlangt.514 Rat (Art. 
208 EGV) und Europäisches Parlament (Art.197 Abs. 2 EGV) üben ihre 
Legislativkompetenz im Grunde nur auf Vorschlag der Kommission aus, können diese aber 
auffordern, entsprechende Vorschläge einzubringen. Für Lobbyisten ist das Initiativrecht 
der Kommission von besonderer Bedeutung im Gesetzgebungsprozess der EU, denn hier 
beginnt der Gesetzesgebungsprozess und dessen Start darf man nicht verpassen. 
Zukunftsweisend sind auch die von der Kommission erstellten Grün- und Weißbücher 
sowie Stellungnahmen, Empfehlungen und Mitteilungen. Diese sollten von 
Interessenvertretern sehr aufmerksam gelesen werden, denn sie lassen Aussagen für 
zukünftige Projekte zu. Bei der Rechtsetzung selber hat die Kommission nur wenige 
Befugnisse (z.B. Wettbewerbsrecht oder Finanzmaßnahmen).515  
 
Die Kommission ist in drei Ebenen gegliedert: das Kollegium der Kommissare, die 
Kabinette der Kommissare und dann die 36 Generaldirektionen (auch Eurostat, Juristischer 
Dienst, Presse und Informationsdienst und das Generalsekretariat sind GDs), sowie 
Juristischer Dienst und Politischer Beraterstab. Die Generaldirektionen sind in vier bis 
                                                 
513 Siehe dazu: BORCHARDT Klaus-Dieter (2002): S.97 ff. 
514 Vgl. ebd.: S.98 
515 Siehe dazu: ebd:S.98 
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sechs Direktorate und diese in drei oder vier Abteilungen gegliedert. Die organisationelle 
Struktur der GDs ist nicht starr und wird bei Bedarf jeweils angepasst. Im Rahmen der 
Implementierung von Gesetzen kommt noch ein kompliziertes Ausschusswesen, die 
sogenannte Komitologie zum Tragen.  
 
 
 
Abbildung 15: Die Kommission – eigene Darstellung 
 
Die Kommission besteht momentan aus 27 Kommissaren (je Mitgliedstaat ein Vertreter 
seit der jüngsten Erweiterung nach der Regelung des Vertrags von Nizza; Art. 213 EGV) 
mit einem Präsidenten und fünf Vizepräsidenten. Der Präsident ist „primus inter pares“ und 
die Kommission übt ihre Funktion unter seiner Führung aus. Bei der Ernennung der 
Kommissare auf fünf Jahre haben die Mitgliedstaaten eine erhebliche „Machtposition“, 
obwohl das Europäische Parlament den Präsidenten als auch in Folge die 
Gesamtkommission bestätigen muss. Zuerst einigen sich die Regierungen auf einen 
Präsidenten und dann werden in enger Abstimmung mit diesen die übrigen Mitglieder 
bestimmt. Das Parlament kann dabei seine Zustimmung an gewisse Präferenzen 
festmachen, aber der Einfluss ist beschränkt.516 Man darf diesen aber auch nicht 
unterschätzen, wie sich 2004 zeigte, als das EU-Parlament zum ersten Mal eine 
Kommission verhinderte und damit ein deutliches Zeichen setzte.517 Die Amtszeit der 
Kommissare beträgt 5 Jahre, eine Wiederernennung ist zulässig (Art.214 Abs.1 EGV). 
                                                 
516 Vgl. TÖMMEL Ingeborg (2006): S.59 f. 
517 Präsident Barroso musste eine ganze Reihe von Kandidaten austauschen – die strittigste Person war der 
Italiener Rocco Buttiglione. Siehe dazu: BESTE Ralf/ KNAUP Horand/ KOCH Dirk/ LEICK Romain/ 
SCHLAMP Hans-Jürgen (2004) 
27 Kommissare 
darunter ein 
Kommissionspräsident 
Kabinette
Generalsekretariat 
38 Generaldirektionen Juristischer Dienst 
Ausschüsse 
Komitologie 
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Jedes Mitglied der Kommission kann seines Amtes durch den EuGH enthoben werden, 
wenn die Voraussetzungen des Amtes nicht mehr erfüllt werden oder eine schwere 
Verfehlung vorliegt und ein Antrag durch den Rat oder der Kommission vorliegt (Art. 216 
EGV). Auch hat das EU-Parlament die Möglichkeit, mit einem von einer 2/3 - Mehrheit 
bestätigten Misstrauensvotum gegen die Kommission diese als Kollegium abzuberufen, 
jedoch nicht einzelne Kommissare (Art. 201 EGV.). Dies kann jedoch der Präsident der 
Kommission einleiten, indem er einen einzelnen Kommissar zum Rücktritt auffordert und 
dies vom Kollegium gebilligt wird (Art. 217 Abs. 4 EGV). Jeder Kommissar ist 
verantwortlich für einen Fachbereich, dabei sind politische Aspekte und Proporzfragen 
bestimmend bei der Besetzung des Amtes und nur begrenzt durch die fachliche 
Qualifikation.518 
 
Sie treffen sich üblicherweise einmal pro Woche unter der Leitung des 
Kommissionspräsidenten. Die Entscheidungen werden üblicherweise konsensual getroffen. 
Kommt es trotzdem zu einer Abstimmung, entscheidet die absolute Mehrheit (Abwesenheit 
und Enthaltung werden negativ gewertet), bei Gleichstand  entscheidet die Stimme des 
Kommissionspräsidenten. Die Abstimmung ist nicht geheim und wird im Protokoll 
festgehalten, nach außen wird aber eine gemeinsame Linie vertreten.519 Das gezielte 
Lobbying bei den Kommissaren gilt als eine der wirksamen Möglichkeiten der 
Einflussnahme. Sie ist aber sehr schwierig und setzt voraus, dass die Kommissare nicht 
selber schon als Interessenvertreter handeln.520 
 
Auch bei den Kabinetten der Kommissare gilt dasselbe für die Lobbyisten, wie bei Ihren 
„Chefs“. Jeder Kommissar verfügt über ein eigenes Kabinett von in der Regel sieben 
eigenen Mitarbeitern, der Kommissionspräsident über ca. 12. Die Kabinette sind durch 
Landsleute des jeweiligen Kommissars dominiert, aber in heutigen Tagen deutlich 
aufgelockert mit anderen Nationalitäten.521 Deshalb ist die Advokatenrolle, die Neill 
Nugent den  Kabinettsmitgliedern für das Herkunftsland des Kommissars zuschreibt, 
vielleicht nicht mehr so ausgeprägt: 
                                                 
518 Vgl. NUGENT Neill (2006): S.158 
519 Vgl. HALTERN Ulrich (2007): S.81 
520 Vgl TEUBER Jörg (2001): S.46 
521 Siehe dazu auch: TÖMMEL Ingeborg (2006): S.103 
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„ […] they gather information and seek to keep their Commissioner informed of 
developments within and outside his or her allocated policy areas; they liaise 
with other parts of the Commission, including other cabinets, for purposes such 
as clearing up routine matters, building support for their Commissioner´s policy 
priorities, and generally trying to shape policy proposals as they come up the 
Commission system; and they act as a sort of unofficial advocate/ protector in the 
Commission of the interests of their Commissioner´s country.”522  
 
Die Kabinette haben sich zu “wahren Substrukturen unterhalb des Kollegialorgans der 
Kommission“ entwickelt und wurden im Laufe der Zeit zu Knotenpunkten für inhaltliche 
Diskussionen. Sie dienen so als politische Antenne, als Filter für Forderungen von Partei 
und Interessengruppen, als Politikberater, als Gegengewicht zum Einfluss der Beamten der 
GDs, als Koordinatoren und Moderatoren und kontrollieren die Generaldirektionen.523 Sie 
treffen sich in wöchentlichen Sitzungen der „Chefs de cabinet“, die zur Vorklärung dienen 
und teilweise auch wichtige Vorentscheidungen dabei treffen.524 Diese Machtposition wird 
auch insofern deutlich, da die Posten der Kabinettschefs hochrangig besetzt werden.525 Bei 
diesen Sitzungen, die jeweils Montag stattfinden, klären die Kabinettsmitglieder die 
meisten inhaltlichen Fragen im Vorfeld der am Mittwoch stattfindenden Sitzung der 
Kommissare. So müssen nur noch strittige oder politisch relevante Themen durch diese 
bearbeitet werden.526 Es kommt im Zuge dieses Einflusszuwachses der Kabinette zu 
Kompetenzkonflikten und Friktionen zwischen Kabinettsmitgliedern und 
Generaldirektoren.527 Festzuhalten ist, dass die Kabinette politisch hoch sensibel sind und 
über die Positionen der Mitgliedstaaten, wie auch des Europäischen Parlamentes, in der 
Regel sehr gut informiert sind. Die Ebene steht gleichzeitig auch am Ende der 
Entscheidungsprozesse und ist somit die letzte Möglichkeit im Rahmen der EU, aktiv auf 
Beschlussvorlagen einzuwirken: „ […] wenn es über die chef-de-cabinet-Sitzung hinaus 
                                                 
522 NUGENT Neill (2006): S.158 
523 Vgl. HIX Simon (2005): S.43 
524 Vgl. TÖMMEL Ingeborg (2006): 102 
525 Vgl. HALTERN Ulrich (2007): S.82 
526 Vgl. HIX Simon (2005): S.43 
527 Vgl. TÖMMEL Ingeborg (2006): S.103; siehe dazu auch: WESSELS Wolfgang (2008): S.249 und 
SPENCE David (2006): S.69 f. 
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geht, dann wird die Vorlage von der Kommission auch verabschiedet“.528 Die Kabinette 
sind somit zentrale Schlüsselziele beim Lobbyieren in der Kommission. Dies gilt aber als 
sehr schwierig.529  
 
Als nächste Ebene sind die Generaldirektionen angesiedelt, deren Themen breit gestreut 
sind. Sie reichen dabei von weiten Handlungsfeldern wie ‚Wirtschaft und Finanzen’ bis hin 
zu ganz spezifischen Themen wie ‚Fischerei’. Einige GDs befassen sich auch nur mit 
internen Angelegenheiten der EG, so zum Beispiel mit Verwaltungsaufgaben. Zu 
berücksichtigen ist, dass auch für 27 Kommissare Arbeitsfelder geschaffen werden mussten 
und dies nicht unproblematisch für die Arbeit der Kommission ist. Einzelne Themen 
berühren oft verschiedene Kompetenzbereiche der jeweiligen Generaldirektionen - dies 
liegt zwar in der Natur vieler Fragen, welche oft mehrere Arbeitsfelder beinhalten, es liegt 
aber auch an der Vielzahl von Generaldirektionen. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
nur 14 Ministerien und hat verglichen mit den 38 GDs der Kommission deutlich weniger 
Arbeitseinheiten. So kann ein Umweltschutzgesetz die Generaldirektionen ‚Umwelt’, 
‚Unternehmen und Industrie’, ‚Gesundheit und Verbraucher’, ,Wettbewerb’ und 
‚Landwirtschaft und ländliche Entwicklung’ berühren. Dies kann zu Konflikten bei den 
Kompetenzen führen und Streitigkeiten zwischen den GDs auslösen. Hinzukommen die 
schon genannte Konkurrenz mit den Kabinetten und die möglichen Missstimmungen mit 
den Kommissaren.530 Spätestens hier muss jedem klar sein, dass man: „Die Kommission 
nicht als black box bzw. homogener Akteur […] “531 missverstehen darf. So kann es denn 
vorkommen, dass eine Generaldirektion eng mit den Verwaltungsapparaten des Rates oder 
des Europaparlamentes zusammenarbeitet, welche vorteilhafterweise ähnlich strukturiert 
sind wie die Kommission, sich gleichzeitig aber im Dissens mit einem oder mehreren 
hausinternen GDs befindet.532 Dies wird von Lobbyisten interessiert verfolgt und 
ausgenutzt. Besonders zu erwähnen ist im Rahmen der GDs und des Rechtsprozesses der 
                                                 
528 Vgl. LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia: S.42 und Hans Glatz (Daimler Chrysler) – Interviewpartner 
von LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia: ebd. S.42 
529 Siehe dazu: GUÉGUEN Daniel (2008): S.106 und GREENWOOD Justin (2007): S.32 f. und TEUBER 
Jörg (2001): S.46 und S. 124 f. 
530 Kommissar Günter Verheugen beklagte sich 2006 mehrmals in den Medien über Konflikte mit 
Kommissionsbeamten  
531 POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.84 
532 Vgl. ebd.: S.84 f. 
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Juristische Dienst. Er prüft jeden Vorschlag auf seine Konformität mit den bestehenden 
Verträgen und wird dadurch zu einem Nadelöhr und zur zentralen Schaltstelle.533 
Lobbyisten verfolgen ein Dossier durch alle Instanzen des jeweiligen zuständigen DG und 
den jeweiligen anderen betroffenen DGs. Dabei kann dies reichen von einfacher 
Beobachtung (Monitoring) bis hin zur Intervention mittels politscher High-Level-
Unterstützung, Gewinnung von Unterstützung von anderen DGs oder des Juristischen 
Dienstes, Organisierung von Koalitionen (Wirtschaftsverbände, Verbraucherschutz etc.) 
und die Beeinflussung durch die Öffentliche Meinung mittels der Presse. Eine gute Chance 
für eine Intervention bietet sich bei der „intern-service consultation“. Dies bezeichnet die 
Regelung, dass das zuständige DG allen anderen DGs und dem Juristischen Dienst sein 
jeweilig aktuellstes Arbeitspapier auf jeder Stufe des Arbeitsprozesses übermitteln muss. 
Dies ist eine Gelegenheit, das Papier sozusagen in der inter-service-Konsultation 
abzufangen (catch-up).534 Die Generaldirektionen sind naturgemäß stärker technisch 
ausgerichtet, doch sind die Generaldirektoren auch politische Akteure und agieren auch 
so.535 
 
An dieser Stelle tritt auch das Generalsekretariat in Erscheinung, welches unmittelbar dem 
Kommissionspräsident unterstellt ist und mit 600 Mitarbeitern ausgestattet ist. Es nimmt 
eine Schlüsselposition im Arbeitsprozess, insbesondere in der „intern-service consultation“, 
ein: 
 
 „Es koordiniert, hilft, berät und schlichtet und gewährleistet so – über die Grenzen 
von Politikbereichen und Dienststellen hinweg – die Stimmigkeit, Qualität und 
Umsetzung von Strategien, Rechtsvorschriften und Maßnahmen.“536 
 
Es ist zusätzlich für das Kommissionskollegium und einzelne Dienststellen tätig. 
Außerdem steuert das Generalsekretariat die Entscheidungsverfahren im Kollegium und 
achtet darauf, dass die strategischen Prioritäten der Kommission nicht im Widerspruch zur 
Gemeinschaftspolitik stehen. Wichtig ist sie auch als eine Schnittstelle für die Beziehungen 
                                                 
533 Vgl. WESSELS Wolfgang (2008): S.249 
534 Vgl. GUÉGUEN Daniel (2008): S.106 
535 Interview CAMPI Giovanni, Policy Advisor, Eurochambres (10.06.2008) 
536 KOMMISSION (2008b) 
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zu den anderen EU-Institutionen, den nationalen Parlamenten, sowie für nicht staatliche 
Organisationen und Einrichtungen.537 
 
Zu diesen drei Ebenen tritt das sogenannte Komitologie – Verfahren mit seinen 
Ausschüssen hinzu. Die Komitologie soll die Arbeit der Kommission bei der Umsetzung 
der Durchführungsmaßnahmen der jeweiligen angenommenen Rechtsvorschriften 
unterstützen. Eigentlich liegt die Durchführung von Rechtsvorschriften beim Rat, doch 
nutzt er regelmäßig den Art. 202 EGV und delegiert diese Aufgabe regelmäßig an die 
Kommission.538 Die einzelnen Verfahren beruhen auf Modellen, die im „Komitologie"-
Beschluss durch den Rat festgelegt wurden.539 In diesen Ausschüssen werden die 
Mitgliedstaaten durch nationale Beamte vertreten, die sicherstellen sollen, dass 
Durchführungsmaßnahmen „ […] den Gegebenheiten in den betroffenen Ländern 
entsprechen.“540 Es gibt aber gleichzeitig dem Mitgliedstaat die Möglichkeit der 
Überwachung und Beeinflussung: 
 
„Jealous of their national prerogatives, from the outset member states devised a 
complicated committee system, called comitology, to constrain the 
Commission`s exercise of implementing powers.”541 
 
Man kann die Komitologie auch als ein „Rat im Kleinen“ bezeichnen, welcher, wo nötig, 
auch einschränkend wirkt.542 Wessels formuliert dies freundlicher und sieht darin eher ein 
„Geben und Nehmen“, doch: „Die Kommission verliert durch diese 
Durchführungsausschüsse de jure und de facto an autonomem Gestaltungsraum“543, jedoch 
sieht er in der Beteiligung nationaler Beamter auch Vorteile in der Erlangung von 
Informationen und politischer Unterstützung „ […] -auch gegenüber Regierungen und 
Interessenverbänden […] “.544 Dafür muss man sich mit den Beamten der Mitgliedstaaten 
im Komitologie-Ausschuss eben arrangieren, und so ist die Arbeit dort durch 
                                                 
537 Vgl. KOMMISSION (2008b) 
538 Vgl. BDI (Dezember 2006): S.6 
539 DAS PORTAL DER EUROPÄISCHEN UNION (2008) 
540 ebd.; Letzter „Komitologie-Beschluss: Juli 2006 
541 DINAN Desmond (2000): S.67 
542 Vgl. TÖMMEL Ingeborg (2006): S.129 
543 WESSELS Wolfgang (2003): S.372 
544 ebd.: S.372 
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sachorientierte kooperative Problembearbeitung geprägt. Die Delegierten der Ausschüsse 
können je nach Regelungsfeld auch Vertreter von semi-staatlichen Organisationen sein. 
Aus Ressourcenmangel an Personal entsenden gerade kleine Mitgliedstaaten auch „Nicht-
Regierungs-Akteure“. Allerdings sind nur in wenigen Ausschüssen nur externe Akteure 
oder Regierungsakteure vertreten.545 Man bezeichnet die Komitologie auch: 
 
„ […] als ein markantes Beispiel für den Integrationsmodus der Netzwerkkordination ein 
interessensgerechtes und vernünftiges Mittel der Komplexitätbewältigung und des flexiblen 
Politikmangements.“546  Nach Daniel Guéguen ist die Komitologie für Lobbyisten äußerst 
wichtig: „ […] it is impossible to claim any kind of influence in Brussels without a perfect 
understanding of the Comitology measures”547. 
 
Es gibt drei verschiedenen Arten von Komitologie-Ausschüssen mit unterschiedlichen 
Kontrollbefugnissen und Entscheidungsvarianten. Allen Verfahren geht eine einheitliche 
Modalität voran. Zuerst wird dem jeweiligen Ausschuss ein Maßnahmeentwurf vorgelegt, 
dann gibt der Ausschuss eine Stellungnahme ab, welche innerhalb einer Frist erfolgen 
muss, die von der Dringlichkeit der Angelegenheit abhängt und vom Vorsitzenden des 
Komitologie- Ausschusses festgelegt wird:548 
 
1. Beratende Ausschüsse: Die Stellungnahme hat für die Kommission keine bindende 
Wirkung. Die Kommission berücksichtigt diese nur soweit wie möglich und 
informiert den Ausschuss darüber. Dieser Ausschuss befasst sich mit 
Angelegenheiten geringer politischer Tragweite (Beschluss 1999/468/EG, Artikel 
3). 
 
2. Verwaltungsausschüsse: Der Ausschuss kann ein positives Votum (a) oder 
negatives Votum (b) abgeben. Stimmt der Ausschuss mit (a) oder äußert er sich 
nicht weiter, werden die Maßnahmen von der Kommission erlassen. Entscheidet der 
Ausschuss mit (b), müssen die Maßnahmen unverzüglich dem Rat mitgeteilt 
                                                 
545 Vgl. TÖLLER Anette E. (2002): S. 272 und S.372 
546 HALTERN Ulrich (2007): S.145 
547 GUÉGUEN Daniel (2008): S.113 
548 Siehe dazu: BDI (2006): S.9 ff. 
164 
 
werden. Die Kommission kann die Durchführung der Maßnahmen um max. drei 
Monate verschieben, Innerhalb dieser Frist kann der Rat einen anderen Beschluss 
fassen. Das Verwaltungsverfahren kommt insbesondere bei Maßnahmen zur 
Umsetzung der Gemeinsamen Agrar- und Fischereipolitik vor, welche erhebliche 
Auswirkungen auf den Haushalt haben. (Beschluss 1999/468/ EG, Artikel 4). 
 
3. Regelungsausschüsse: Auch ihr gibt es einen (a) und einen (b) Beschluss. Bei (a) 
verhält sich die Angelegenheit wie beim Verwaltungsausschuss. Bei (b) ist es 
zunächst ebenfalls dasselbe wie bei 2. Sollte der Kommissionsentwurf aber auf 
einem Mitentscheidungsverfahren angenommenen Basisrechtsakt beruhen, kommt 
das Europäische Parlament hinzu. Wenn das EP der Meinung ist, dass die 
vorgesehenen Durchführungsbefugnisse überschritten werden, unterrichtet es den 
Rat. Eine Ablehnung des Entwurfs durch das EP muss dieses innerhalb eines 
Monats begründen. In diesem Fall prüft die Kommission den Entwurf und kann 
einen neuen Entwurf auflegen, das Verfahren fortsetzen oder dem EP und dem Rat 
einen Vorschlag für einen Rechtsakt vorlegen. Der Rat entscheidet in der Frist von 
maximal drei Monaten, welche festgelegt wurde. Der Rat kann die 
Durchführungsmaßnahmen innerhalb der Frist erlassen, der Rat äußert sich nicht 
und die Kommission erlässt die vorgeschlagenen Maßnahmen, oder der Rat spricht 
sich gegen den Vorschlag aus. Die Kommission kann nun den ursprünglichen 
Vorschlag wieder vorlegen, einen geänderten unterbreiten oder einen Vorschlag auf 
Grundlage des EG-Vertrages. Das Regelungsverfahren kommt bei Maßnahmen zum 
Einsatz, die wesentliche Bestimmungen von Basisrechtsakten anwenden, wie z.B. 
der Schutz der Gesundheit oder Sicherheit von Menschen, Tieren und Pflanzen, 
oder wenn diese selbst bei Bestimmungen geändert werden sollen, die nicht als 
wesentlich betrachtet werden. (Beschluss 1999/468/EG, Artikel 5). 
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Abbildung 16: Durchführung von Rechtsakten – Angelehnt an BDI (2006) 
 
Komitologieausschüsse können von der Kommission nicht aufgelöst werden und arbeiten 
in der Regel dauerhaft.549 Immer wieder kommt es zwischen der Kommission und dem Rat 
zu erheblichem Streit über die Ausschüsse und deren Befugnisse, welcher sich als 
Machtkampf auf zwei Ebenen abspielt: 550 
 
1. Welche Art von Ausschuss und welche Verfahrensvariante in welcher Situation 
soll eingesetzt werden;  
2. die konkrete Arbeit der Ausschüsse.  
 
Trotzdem wird im schwersten Verfahren, also im Regelungsausschuss, nur in 2 Prozent der 
Fälle die Kommissionsentscheidung von den Ausschüssen abgelehnt. Dies liegt wohl 
daran, dass die Kommission sich im Vorfeld auf die Positionen der Mitgliedstaaten 
                                                 
549 Vgl.: TÖLLER Anette E. (2002): S. 271 
550 Vgl. ebd.: S.244 – 253, siehe auch: TÖMMEL Ingeborg (2006): S.130 
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einstellt.551 Hier besteht auch die Möglichkeit, indirekt über die nationalen 
Ausschussmitglieder Einfluss zu nehmen.552 
In Bereichen, in denen die Kommission über exklusive Kompetenzen verfügt, werden am 
ehesten beratende Ausschüsse eingesetzt. Wo aber starke mitgliedstaatliche Kompetenzen 
herrschen, werden eher Regelungsausschüsse eingesetzt. Insgesamt bleibt das Muster 
jedoch verworren.553 Nicht nur deswegen ist dieses Ausschusswesen schwierig: 
 
„.. […]die Komitologie (ist) aus demokratischer Sicht problematisch. Wer weiß 
genau, wie die Ausschüsse beschickt werden, welche Regeln genau gemacht 
werden, welche Standards genau gesetzt werden, wer die dort regelsetzenden 
Experten sind und wie sie sich legitimieren?“554 
 
Es gibt auch keine genauen Zahlen über deren Anzahl. Schätzungen bewegen sich 
zwischen 400 und 1000 Komitologie-Ausschüssen.555 Nach Wessels gab es 2000 244 
Komitologie-Ausschüsse mit ca. 4000 Konsultationen.556  Für den Lobbyisten ist die größte 
Herausforderung bei der Komitologie die Identifizierung der jeweiligen Ausschüsse, sowie 
über deren Aktivitäten auf dem Laufenden zu sein. Ähnlich wie beim Rat muss man 
entweder von einer internen Quelle eine Liste der Ausschüsse und deren Mitglieder 
erhalten oder sich mit allen 27 Mitgliedstaaten in Kontakt setzen.557  
 
In dem gesamten Verwaltungsapparat der Kommission arbeiten ca. 24.500 Beamte und 
Zeitbedienstete, sowie 9300 andere Mitarbeiter im Jahr 2008.558 Sie wird gerne als 
„Eurokratie“559 oder „Megabürokratie” bezeichnet, was bestimmt ungerecht ist. Vergleicht 
man ihren Verwaltungsapparat mit Städten wie Wien oder München, ist der Apparat der 
Kommission bestimmt nicht überdimensioniert, sondern das Gegenteil besteht.560 Das 
                                                 
551 Vgl. TÖMMEL Ingeborg (2006): S. 131 
552 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.46 
553 Vgl.: TÖLLER Anette E. (2002): S. 276 
554 HALTERN Ulrich (2007): S.145 
555 Vgl. HALTERN Ulrich (2007): S.145 
556 Vgl. WESSELS Wolfgang (2003): S.372 
557 Vgl. GUÉGUEN Daniel (2008): S.114 
558 KOMMISSION (2008a) 
559 Siehe dazu: SPINNELI Altiero (1966) 
560 Wessels merkt hier aber an, dass der Vergleich Kommission und Stadtverwaltung hinkt. Vergleicht man 
die Zahl der höheren Beamten der Kommission mit der Größenordnung von bundesdeutschen Ministerien, 
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macht sich der Lobbyismus auch zu nutzen, da die Beamten unterbesetzt sind und 
Unterstützung brauchen. Doch besteht auch von anderer Seite Kritik an den Brüsseler 
Beamten und der Eurokratie. So äußert sich Kommissar Günter Verheugen über die 
Kommissionsbeamten: „Es gibt einen ständigen Machtkampf zwischen Kommissaren und 
hohen Beamten“ und bezeichnet deren Auftreten als „technisch, arrogant, von oben 
herab“.561 Die Bürokratie der Kommission scheint ein gewisses Eigenleben aufzuweisen, 
welches problematischer scheint, als deren quantitative Größe. Vielleicht trifft bei der 
Kommission auch ein bekanntes Phänomen zu, welches bei staatlichen Verwaltungen zu 
finden ist: 
 
„Man kann feststellen: Je stärker die Besetzung dieser Führungsebene - also z.B. 
die Abteilungsleiter in einem Ministerium - politischem Zugriff unterliegt, desto 
geringer ist das Potenzial für bürokratische Verselbstständigung und 
Beeinflussung politischer Entscheidungen durch bürokratisches Management.“562 
 
Scheinbar ist dieser politische Zugriff nicht so ausgeprägt, wenn man Kommissar 
Verheugen Glauben schenkt: „Manchmal geht die Kontrolle über den Apparat verloren“ 
und es wird „ [….] zu viel von Beamten entschieden“.563 Der Einfluss der Beamten ist hoch 
und der Zugang zum Verwaltungsapparat ist einfach - das haben auch die Lobbyisten 
erkannt. Besonders der Rapporteur, bei der Kommission ein Beamter mittleren Ranges, 
steht bei den Interessenvertretern im Focus. Er ist funktional verantwortlich für ein Dossier 
und erarbeitet ein technisches Strategiepapier. Für den Rapporteur bedeutet diese 
Verantwortung eine enorme Karrierechance und persönliche Herausforderung. Für ihn ist 
es besonders wichtig, mit Interessengruppen zusammen zu arbeiten, um seine Arbeit 
abzusichern. Er ist deshalb normalerweise sehr offen für die verschiedenen Lobbyisten und 
ihrem Expertenwissen.564 Professor Krämer stellt in seinem Vortrag „Lobbying seen from 
inside the commission“ generell fest, dass so unabhängiger ein Beamter ist, umso mehr sein 
eigener Kopf in der Schlinge steckt, und so hängt die Karriere eines Beamten auch von 
                                                                                                                                                    
so sind diese vergleichbar (bei ähnlicher Funktion der Gesetzesvorbereitung). Siehe dazu: WESSELS 
Wolfgang (2008): S.249 
561 VERHEUGEN Günter (05.10.2006). In: Der Spiegel 
562 KORTE Karl-Rudolf (2003): S.33 
563 VERHEUGEN Günter (05.10.2006). In: Der Spiegel 
564 Siehe dazu: GREENWOOD Justin (2007): S.32 
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Lobbyisten ab.565 Was für ein Typus der Beamte darstellt, ob „Eurokrat“ oder nationale 
Zugehörigkeit und Prägung den Charakter bestimmen, ist in der Literatur umstritten.566  Bei 
den Interviewpartnern überwiegt die mehrheitlich Auffassung, dass Sprache und 
Nationalität wichtige Faktoren bezüglich des Wohlwollens gegenüber Interessenvertretern 
darstellen. Des Weiteren berichtet Manfred Raisch, Repräsentant der UPEI, dass auch 
manche Mitgliedstaaten (z.B. Frankreich und Großbritannien gelten hier als aktiv und stark 
vernetzt) versuchen, Einfluss zu nehmen über Kommissionsbeamte, die gleichzeitig ihre 
Staatsangehörigen sind - dagegen hätten Länder wie Deutschland hier einen 
Nachholbedarf.567 Gleiche Eindrücke konnte Patrick Voller, Generalsekretär der SME 
UNION of the EPP sammeln, der besonders Frankreich und Großbritannien als gut darin 
sieht, die Kommission durch wichtige Positionen innerhalb der Behörde zu lobbyieren.568 
Auch Horst Seebald, als langjähriges Mitglied des Europaparlamentes (SPD) und Lobbyist, 
teilt hier die Auffassung von Raisch und Voller bezüglich der inoffiziellen Einflussnahme 
der Mitgliedstaaten auf die Kommission.569 Professor Ludwig Krämer nennt dieses 
Phänomen: „Lobbying via Capitals“ und konnte dies oft schon selber in seinem früheren 
Wirkungsfeld bei der Kommission im Bereich Umwelt erleben.570 Jo Leinen, MdEP drückt 
sich drastisch über die Interventionen der Mitgliedstaaten aus: „ […], härter wie es 
vielleicht eine Multi-national Company machen könnte […] “571. 
 
Neben den drei Ebenen der Leitung und Verwaltung der Kommission gibt es weitere 
Ausschüsse und Expertengruppen, die bereits bei der Erstellung der Gesetzesentwürfe 
(Drafts) konsultiert werden. Die Mitglieder dieser Ausschüsse und Expertengruppen, von 
                                                 
565 KRÄMER Ludwig beim Seminar: „What ever happend to democracy? – A seminar on lobbying“ 
(15.04.2008) 
566 Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.85 
567 Interview RAISCH Manfred, Repräsentant UPEI (20.05.2008) 
568 Interview VOLLER Patrick, Generalsekretär, SME UNION of the EPP (03.04.2008) 
569 Interview SEEFELD Horst, Ehrenmitglied des EP und Lobbyist (20.05.2008) 
570 KRÄMER Ludwig beim Seminar: „What ever happend to democracy? – A seminar on lobbying“ 
(15.04.2008) 
571 LEINEN Jo MdEP/ SPD: Vorsitzender des AFCO – Kommitees beim Seminar: „What ever happend to 
democracy? – A seminar on lobbying“ (15.04.2008) 
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denen es über 1000 geben soll, sind oft Vertreter von Interessengruppen.572 Die 
Kommission unterscheidet dabei drei Gruppen von Experten:573 
 
1. „Mitgliedstaatliche Gruppen, welche nur aus nationalen Experten / Beamten erstellt 
wurden (beschickt durch die einzelnen EU-Mitglieder) 
2. Interessengruppen, welche hauptsächlich aus Wissenschaftlern und / oder 
Vertretern von involvierten Interessengruppen bestehen 
3. Gemischte Gruppen, welche sowohl aus nationalen Experten / Beamten als auch 
Wissenschaftlern / Interessenvertretern bestehen“ 
 
Die Komplexität der Abläufe in der Kommission schafft viele Möglichkeiten der 
Beeinflussung der Gesetzgebung, bringt aber auch Schwierigkeiten mit sich, denn die 
Struktur der Kommission macht Lobbyismus bei dieser Institution außerordentlich 
komplex.574 Sehr wichtig ist es, bereits bei der Entstehung der Gesetzesentwürfe 
einzuwirken, da dies später signifikant schwieriger oder kaum noch möglich ist.575 Ideal ist 
es, bereits beim Agenda-Setting Impulse zu setzen oder auf dem Laufenden zu sein. In den 
letzten Jahren hat sich das Tempo bei der Kommission verlangsamt. So wurden zwar die 
Gesetzesverfahren selber kürzer, doch die Vorbereitungszeit verlängerte sich deutlich. Dies 
liegt vor allem daran, dass versucht wird, schon hier die wesentlichen Konflikte 
auszuräumen.576 
 
Begünstigt wird das Lobbyieren bei der Kommission durch dessen Interesse an 
Informationen und Expertise.577 So berichtet Leopold Maurer aus seinen Erfahrungen als 
Interessensvertreter mit der Kommission:  
 
„ […] die EU-Beamten zeigen Offenheit und Gesprächsbereitschaft in einem 
Maße, das man in einer nationalen Verwaltung nie erwarten würde. Besonders an 
                                                 
572 Siehe dazu: TEUBER Jörg (2001): S.44; sowie LEHEMAN Wilhelm/ TUSAR Anita/ SCHUMAN Robert/ 
BOSCHE Lars (2003): S.3 
573 LARSSON Torbjörn/  MURK Jan (2007): S.77 
574 Interview CAMPI Giovanni, Policy Advisor, Eurochambres (10.06.2008) 
575 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.45 
576 WAGNER Peter, Head of Unit, General Coordination, Kommission der EU, GD Enterprise and Industry 
bei einer Informationsveranstaltung für die Paneuropajugend Bayern in Brüssel (07.05.2008) 
577Vgl. LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001): S.44 
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Fachgesprächen mit Unternehmen sind sie, wenn es fachlich in ihren Bereich 
fällt, besonders interessiert. Dies wurde mir in der Praxis immer wieder 
bestätigt.“578 
 
Dies ist keine neue Entwicklung, denn die Kommission konsultiert traditionsgemäß externe 
Interessengruppen. Dabei hat jede Dienststelle ihre eigenen Konsultationsmechanismen 
und -Methoden für die Anhörung von Interessengruppen.579 Die externen Informationen 
bringen nicht nur neues Wissen, sondern machen die Kommission auch ein Stück vom 
Informationsfluss der Mitgliedstaaten unabhängig, in dem man sie umgeht. Zudem gibt ihr 
die Möglichkeit die Informationen die sie von Mitgliedstaaten erhält zu vergleichen und zu 
überprüfen.580 Die Kommission nimmt deshalb aus kalkuliertem Eigeninteresse die 
Funktion eines „Motor der Netzwerkbildung und der Organisierung von Interessen“581 ein. 
Dies beinhaltet auch, dass die Kommission auf Organisation und Struktur der 
Interessenvertreter zurückgreift und diese spezifisch nutzt.582 Auch hat die Kommission 
selber schon die Gründung europäischer Verbände unterstützt: 
 
„ […], the Europen institutions, especially the Commission, are actively involved 
in the creation and maintenance of these groups.”583 
 
Das Interesse an Verbänden hat auch spezifische Machthintergründe - so hat die 
Kommission in den 70ern und 80ern versucht, ihre Position im Machtgefüge der 
Gemeinschaft mit deren Hilfe zu stärken.584 Generell sieht sich die Kommission 
gezwungen, die eigenen Interessen durchzusetzen: 
 
„Die Kommission kann sich […] die Lobbyisten zunutze machen, indem sie 
Stimmung für ihre Vorschläge produziert. Sollte der Druck der Wirtschaft groß 
genug für einen Kommissionsvorschlag sein, so können dadurch politische 
                                                 
578 MAURER Leopold (1994): S.12; siehe dazu: JOOS Klemens (1998): S.25 f. 
579 Kommission (11.12.2002): S.3 
580 Interview DEACONU RUSU Cleopatra, Policy Advisor der SME UNION of the EPP (08.06.2008) 
581 TÖMMEL Ingeborg (1994): S.278 
582 Vgl. TÖMMEL Ingeborg (1994): S.278 
583 ASPINWALL Mark (1998): S.198; Siehe dazu auch: PFEIFER Georg (1995): S.44 
584 Vgl. PFEIFER Georg (1995): S.44; Siehe dazu auch: BUHOLZER René P. (1998): S.157 
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Entscheidungen der Mitgliedstaaten zumindest – mehr oder weniger leicht – mit 
beeinflusst werden.“585 
 
Insbesondere fördert die Kommission deshalb den Aufbau europäischer 
Interessenorganisationen: „ […], um auch innerhalb der Verbändelandschaft auf eine 
Verschiebung der Machtbalance von der nationalen zur supranationalen Ebene 
hinzuwirken.“586 Auch mittels der Länderregierungen hat die Kommission  durchaus früher 
schon versucht, deutsche Bundesländer in ihre Interessenstrategie mit einzubeziehen und 
die föderale Vielfalt und Verfassungsstruktur Deutschlands in seinen unterschiedlichen 
Positionen auszunutzen. Dies versuchen die Bundesländer nun zu vermeiden - die 
Ländervertretungen haben deshalb auch einen Koordinierungsauftrag zwischen den 
Landesvertretungen und einen Informationsauftrag für die jeweilige Landesregierung.587 
Doch die Mitgliedstaaten versuchen umgekehrt, ebenfalls Einfluss auf die Entscheidungen 
der Kommission mittels Verbänden und Konzernen auszuüben, wie auch über ihre eigenen 
Beamten bei der Kommission.588  
 
Man darf dies jedoch nicht nur als zwei Fronten verstehen, sondern muss die Dinge 
komplexer betrachten. So können inoffizielle Allianzen auch zwischen der Kommission 
und einzelnen Mitgliedstaaten gebildet werden - insbesondere mit der jeweiligen 
Ratspräsidentschaft.589 Bei allen Lobbyaktivitäten bei der Kommission darf man deshalb 
die Rolle der Mitgliedstaaten im Machtgefüge bei der Agendabildung, den 
Arbeitsprozessen der Kommission und der Erarbeitung der Gesetzesvorlagen in den 
Ausschüssen nicht vergessen.590 So meint auch Christian Weinberger von der Kommission 
über das indirekte Lobbyieren über bzw. durch die Mitgliedstaaten gegenüber dem direkten 
Lobbyieren auf europäischer Ebene: 
 
                                                 
585 FISCHER Klemens H. (2005): S.76 
586 EICHNER Volker/ VOELZKOW Helmut (1994): S.14 
587 Interview FREERICKS Michael H., Vertreter des Landes Niedersachsen bei der EU ( 07.05.2008) 
588 Vgl. FISCHER Klemens H. (2005): S.76, sowie Interview Patrick Voller, Generalsekretär, SME UNION 
of the EPP, (03.04.2008) 
589 Interview VOLLER Patrick, Generalsekretär, SME UNION of the EPP, (03.04.2008) 
590 Siehe dazu TEUBER Jörg (2001):S.46 und S.58 – S.62; ebenso Interview SEEFELD Horst, Ehrenmitglied 
des EP und Lobbyist (20.05.2008) 
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 „ […] das muss ich sagen, leider sogar erfolgreicher oft, wirklich problematische 
Änderungen werden oft vor allem durch Lobbyisten bewirkt, die bei großen 
Mitgliedstaaten ein offenes Ohr finden können, denn wenn ein großer Mitgliedstaat 
hier mit Problemen aufwartet, wird dies von der Kommission immer schnell ernst 
genommen.“591 
 
Doch nicht nur die Mitgliedstaaten sind deshalb im Machtkalkül der Kommission, sondern 
auch des Europäischen Parlamentes, denn auch hier müssen Verbündete gefunden und 
Gegner frühzeitig erkannt werden. Ein besonderer Fall stellt bei diesen Versuchen die SME 
Union of the EPP dar. So versuchen Kommissionsbeamte manchmal, Themen über die 
SME UNION of the EPP als Testballon zu lancieren, um die Stimmungslage im 
Europäischen Parlament auszuloten, Hindernisse zu erkennen und auch potentielle 
Verbündete ausfindig zu machen.592 
 
Bewertung: Nach der neo-funktionalistischen Theorie ist die Kommission eine 
supranationale Verwaltungselite. Im Gegensatz dazu sieht der Intergouvernementalismus in 
der Kommission nur ein ausführendes Organ der Mitgliedstaaten. Im Multi-Level-
Governance-Ansatz ist die Kommission ein wichtiger Akteur unter vielen anderen mehr 
oder weniger einflussreichen Mitspielern. 593 Wichtig ist in diesem Zusammenhang mit 
dem MLG-Ansatz festzuhalten, dass die Kommission sich als ein heterogener Akteur 
darstellt, und dies auch von den Interessenvertretern so wahrgenommen wird. Man kann  
zudem eine deutliche Zweiteilung feststellen zwischen der politischen Ebene (Kommissare 
und Kabinette) und einer technokratischen Ebene (bürokratisch geprägt) innerhalb der 
Kommission. Die technokratische ist der politischen Ebene untergeordnet, sie kann aber 
auch eigene Interessen verfolgen und ist im Gesetzgebungsprozess sehr einflussreich. 
Insgesamt versuchen die DGs, möglichst unabhängig zu agieren, und verfolgen ihre 
Interessen und Positionen konsequent innerhalb ihrer Möglichkeiten. Dabei stützen sie sich 
auch auf Akteure außerhalb der Kommission. So suchen sich auch DGs Verbündete und 
versuchen ihre Argumentationen breit abzustützen. Dies wissen Lobbyisten zu nutzen. Des 
                                                 
591 Interview WEINBERGER Christian, Entrepreneurship and SME Policy Adviser, Direktion E Förderung 
der Wettbewerbsfähigkeit der KMU (13.05.2008) 
592 Interview VOLLER Patrick, Generalsekretär, SME UNION of the EPP (03.04.2008) 
593 Siehe dazu: WESSELS Wolfgang (2008): S.227 
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Weiteren wird die Kommission von den Lobbyisten zwar durchaus in ihrer Bemühung 
wahrgenommen, als europäischer Akteur zu agieren, aber trotzdem ist sie erheblichen 
nationalen Einflüssen unterworfen bzw. Teil deren Interessenvertretung. Gleichzeitig 
versucht sich die Kommission, sich diesen Einflüssen zu entziehen und ihre eigene 
Verhandlungs- und Handlungspositionen durch Interessenvertreter zu stärken. Die 
Lobbyisten erhalten so den inoffiziellen Status von Partner oder Verbündete und bringen 
ihren Einfluss, ihre Informationen oder andere Güter in die Verhandlungen ein. Wichtig ist 
jedenfalls festzuhalten, dass die Kommission eigene Interessen verfolgen kann, dabei aber 
der schwächere Akteur gegenüber den Mitgliedstaaten ist. Dass die Kommission als Akteur 
mit eigenem Machtinteresse ausgestattet ist, zeigt sich auch in ihrem Verhältnis zum 
Europäischen Parlament, welches durchaus durch Rivalität geprägt ist. Dieses bietet 
wiederum Lobbyisten Einflussmöglichkeiten, denn aus solchen Rivalitäten entsteht zum 
Teil auch der Bedarf nach Informationsunabhängigkeit, da Informationen auch Macht 
bedeuten, sowie einen Bedarf an externen Koalitionspartnern. 
 
Die Kommission zeigt damit ein uneinheitliches Bild. Sie konnte sich jedenfalls in den 
Jahrzehnten des europäischen Prozesses nicht dem Einfluss bzw. der Abhängigkeit durch 
die Mitgliedstaaten entziehen. Eine eigenständige technokratische Elitenbehörde im Sinne 
des Neo –Funktionalismus ist sie nicht, aber die Beamten haben einen hohen Einfluss im 
technokratischen Bereich und können sich durchaus eine gewisse Eigenständigkeit 
gegenüber politischen Akteuren bewahren, trotz wahrnehmbarer nationaler Einflüsse. Was 
auch für den Neo–Funktionalismus spricht, ist überhaupt die Tatsache, dass die 
Kommission Ambitionen zeigt, als eigenständiger Akteur zu agieren, und dass 
Mitgliedstaaten gezwungen sind, mit den verschiedensten Mitteln indirekt Einfluss zu 
nehmen und damit sich in den Bereich von Akteuren von Interessenvertretern (wenn auch 
sehr einflussreichen) zu begeben. So ist durchaus ein Machtverlust der nationalen 
Regierungen zu verzeichnen. Vielleicht zeigt sich der Konflikt auch darin, dass 
Kommissionsakteure sich zwar schon als europäische Beamte begreifen, dies aber nicht mit 
einem nachhaltigen Loyalitätstransfer bzw. europäischen Bewusstsein verbunden ist. Dies 
stellen jedenfalls die Lobbyisten in ihrer täglichen Arbeit immer wieder fest. 
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Dass die Arbeitsabläufe der Kommission immer wieder durch die Mitgliedstaaten 
beeinflusst (und auch kontrolliert) werden, drückt sich nicht zuletzt in der Komitologie aus 
und zeigt damit auch starke Elemente des Intergouvernemtalismus. Dies wird noch 
bestärkt, da Mitgliedstaaten auch beim Initiativrecht aktiv wirken können. Lobbyisten 
haben in ihrer Arbeit also immer auch die Handlungen und Interessen der MS im Blick. So 
zeigt sich, dass auf die Arbeit der Kommission ständig nationale Faktoren einwirken. 
 
Die Kommission gibt somit ein Bild von unterschiedlichen Akteuren innerhalb der 
Institutionen wieder, die auf verschiedenen europäischen und nationalen Ebenen agieren, 
nicht einheitliche Interessen haben und mehr oder weniger abhängig oder unabhängig sind. 
Da die Politik der Kommission gegen außen offen ist, sind die Einflussmöglichkeiten- und 
-pfade vielfältig. Es entsteht ein internes Mehrebenensystem mit einem dichten 
Beziehungsgeflecht nach außen, in dem eine Vielzahl von Akteuren mit eigenen Interessen  
im Sinne des Multi-Level-Ansatzes operieren. Dabei sind diese Ebenen und Akteure eine 
Mischung aus neo-funktionalistischen und intergouvernementalistischen Elementen, die 
sich in ständiger Konkurrenz befinden. Zwar dominiert der Neo–Funktionalismus, aber er 
ist starken intergouvernemtalistischen Einflüssen ausgesetzt. 
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6.3 Europäisches Parlament 
 
 
Das Europäische Parlament hat seine Wurzeln in der Montanunion, 1979 wurden die ersten 
Wahlen für diese Institution durchgeführt. Sein offizieller Sitz ist Straßburg, obwohl sich 
Brüssel als das eigentliche Wirkungsfeld der Parlamentarier entwickelt hat. In Straßburg 
treffen sich die Abgeordneten nur zwölfmal monatlich zu Tagungen, die Arbeit der 
Ausschüsse findet in Brüssel statt, wie auch die zusätzlichen Tagungen. Hinzu kommt als 
Dienstort noch Luxemburg, welches auch der offizielle Sitz des Generalsekretariats ist.  
 
Auch wenn das EP nicht vergleichbar ist mit nationalstaatlichen Parlamenten, so hat es seit 
seiner Gründung als „Versammlung“ durch den 1. Fusionsvertrag von 1957 stark an 
Bedeutung gewonnen.594 Spätestens mit der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) 
wurden die Befugnisse des EP stetig ausgeweitet und so zu einem wichtigen Mitspieler im 
politischen System der EU: 
 
„Ausgehend von einer Liste an parlamentarischen Rechten und Aufgaben können 
wir zunehmend beobachten, wie das Europäische Parlament in einem 
institutionellen Dreieck bei Legislativ- und Haushaltsverfahren der EG sowie bei 
zentralen Wahlakten zu einem "starken" Mit- und gegebenenfalls auch 
Gegenspieler des Rats und der Kommission geworden ist.“595 
 
Diese Entwicklung wurde nicht unwesentlich vorangetrieben, um den Umstand der 
direkten Wahl der Europaparlamentarier dazu zu nutzen, den Vorwurf des 
Demokratiedefizites der EU abzuschwächen bzw. zu entkräften.596 Trotzdem fehlen dem 
Europäischen Parlament immer noch wesentliche Merkmale eines Parlamentes: die 
Legislative wird mit dem Rat geteilt, es besitzt keine uneingeschränkte Haushaltshoheit 
                                                 
594 Durch den 1. Fusionsvertrag wurden die Versammlung der EGKS, die Versammlung der EWG und die 
Versammlung der EAG fusioniert. 1958 benannte sich die so entstandene Versammlung in „Europäisches 
Parlament“ selbst um. Die „eigenmächtige“ Namensänderung wurde mit der Neufassung des EG-
Vertrages offizielle nachvollzogen. 
595 WESSELS Wolfgang (2008): S.119 
596 Ein wesentliches Problem ist, dass so mehr Rechte das EP erhalten hat, gleichzeitig die Wahlbeteiligung 
stetig gesunken ist. Bei Wahlbeteiligungen unter 50% (2004) hat das EP selber ein Legitimationsproblem. 
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und es fehlt ihm die Kompetenz-Kompetenz.597 Ein weiteres Problem stellt auch das 
Wahlrecht da, was auch schon das deutsche BVerfG feststellte.598 Die Parlamentarier 
werden zwar direkt auf 5 Jahre gewählt, nach den Wahlrechtsgrundsatz der Allgemeinheit 
und der Unmittelbarkeit (Art. 190 Abs.1 EG), doch der Grundsatz der Gleichheit fehlt, da 
die Stimmen pro Europabgeordneten je nach Mitgliedstaat unterschiedlich gewichtet sind. 
Hier folgt man dem Grundsatz der degressiven Proportionalität (d.h. kleinere 
Mitgliedstaaten sind im Verhältnis zu ihrem Anteil an der Unionsbevölkerung 
überrepräsentiert). Mit dem Beitritt Bulgariens und Rumäniens 2007 ist die Zahl der EP-
Parlamentarier auf 785 Mitglieder angestiegen.  
 
Die wichtigsten Aufgaben und Kompetenzen des Europäischen Parlamentes sind: 
 
 Rechtsetzungsbefugnis 
 Haushaltsbefugnis  
 Ernennungs- und Kontrollbefugnisse gegenüber der Kommission (Art.197 
Uabs. 3 EGV/ Art.200 EGV/ Art.201 EGV)599 
 Außenbeziehungen mit Zustimmungsrecht (Art. 300 Abs.3/ 310 EGV/ Art.49 
EUV) 
 Beteiligung an der GASP und der PJZS (Art.21 und Art.30 EUV) 
 
Das Präsidium des Europäischen Parlamentes besteht aus dem Präsidenten des 
Europäischen Parlaments, 14 Vize-Präsidenten und 6 Quästoren600 (Art. 21 GOEP). Sie 
werden vom Plenum für die Dauer von 2 ½ Jahren gewählt. Einem erweiterten Präsidium 
(„Konferenz der Präsidenten“) gehören noch die Fraktionsvorsitzenden an (Art. 23 GOEP). 
                                                 
597 Kompetenz-Kompetenz ist die Fähigkeit einer Institution Zuständigkeiten festzulegen. Siehe für weitere 
Defizite: WESSELS Wolfgang (2008): S.119 
598 „Das Europäische Parlament ist weder in seiner Zusammensetzung noch im europäischen 
Kompetenzgefüge dafür hinreichend gerüstet, repräsentative und zurechenbare Mehrheitsentscheidungen 
als einheitliche politische Leitentscheidungen zu treffen.“ aus: BUNDESVERFASSUNGSGERICHT 
(30.06.2009): Pressemitteilung Nr. 72/2009 vom 30. Juni 2009 – Urteil vom 30.Juni 2009. 
599 Der Rat unterliegt zwar nicht der offiziellen Kontrolle des EP, aber seit 1973 gestattet der Rat die 
Ausübung einer solchen auch bei ihm: Siehe dazu: THUN-HOHENSTEIN Christoph/ CEDE Franz/ 
HAFNER, Gerhard (2005): S.216 
600 Qästoren sind eine Art „Hausverwalter“. Sie sind für verwaltungstechnische und finanzpolitische 
Angelegenheiten zuständig, die die Abgeordneten unmittelbar betreffen. Zudem verfügen sie über eine 
beratende Stimme im Präsidium. 
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Diese Konferenz ist insofern wichtig, da sie die Organisation der Arbeiten des Parlaments 
und alle Fragen im Zusammenhang mit der Legislativplanung beschließt (24 Art GOEP): 
 
 Zeitplan und Tagesordnung der Plenartagungen 
 Zusammensetzung der Ausschüsse, der Delegationen und Aufteilung 
der entsprechenden Zuständigkeiten 
 Legislativplanung. 
 
Die Parlamentsverwaltung wird unter der Leitung eines Generalsekretärs durch ein 
Generalsekretariat ausgeübt, welches sich in zehn Generaldirektionen601 und den 
Juristischen Dienst gliedert. Es ist in Brüssel und Luxemburg untergebracht, wobei die 
politiknäheren Generaldirektionen sich in der belgischen Hauptstadt befinden. Von den ca. 
5000 Mitarbeitern sind etwa 1/3 Übersetzer und etwa 3500 arbeiten in Luxemburg.602 
 
Die Fraktionen des Europäischen Parlaments nehmen bei der Entscheidungsfindung eine 
dominierende Rolle ein: 
 
 „The real relevance of the EP parties relates to the fact that their leaderships 
determine most of the vital political issues in the EP: the choice of the EP 
leadership, the allocation of committee positions and rapporteur assignments, the 
agenda of plenary sessions and the policy positions of the party groups. If a 
national political party is not a member of a party group it is unlikely to secure 
any office or policy goals for its MEPs”603 
 
2008 gab es sieben Fraktionen, in denen insgesamt 177 nationale Parteien vertreten waren. 
Die Bildung einer Fraktion ist an bestimmte Anforderungen gebunden. Seit 2004 können 
sie nur gebildet werden, wenn sie sich aus 19 Abgeordneten aus mindestens einem Fünftel 
der Mitgliedsländer (derzeit sechs) zusammensetzen (GOA Art.29). Mit der Europawahl 
                                                 
601 GD Präsidentschaft - GD Interne Politikbereiche - GD Externe Politikbereiche - GD Kommunikation - GD 
Personal - GD Infrastruktur & Logistik - GD Übersetzung - GD Dolmetschen & Konferenzen  - GD 
Finanzen - GD Innovation & technologische Unterstützung 
602 Siehe dazu: Europäisches Parlament (04.12.2008a) und Europäisches Parlament (04.12.2008b); sowie 
Europäisches Parlament (04.12.2008c) 
603 HIX Simon (2005): S.91 
178 
 
2009 werden diese Anforderungen erhöht auf  mindestens 25 Mitglieder aus mindestens 
einem Viertel der Mitgliedsstaaten (derzeit wären es sieben).604 Je größer die Partei, umso 
mehr Gewicht hat sie in der jeweiligen Fraktion.605 Die Fraktionen sind aber im Vergleich 
zu den Fraktionen der Nationalparlamente wesentlich heterogener. So kann man nicht nur 
politische und ideologische Divergenzen antreffen. Es kann auch sein, dass man bei der 
EVP die portugiesischen Sozialdemokraten findet und die französischen Zentristen bei den 
Liberalen. Zudem fehlt die Disziplinierung durch Regierungs- und Oppositionsparteien, so 
dass individuelle Positionen der Abgeordneten stärker eingebracht werden können. 
Außerdem gibt es Verbindungslinien zwischen den Parlamentariern durch Nationalität, 
Haltungen zu Grundfragen, Geschlechterfragen usw., welche über die Parteigrenzen zum 
Tragen kommen können, da der Fraktionszwang eben nicht so ausgeprägt ist.606 Dass das 
Verhältnis der MdEPs in Europa entspannt ist, belegen auch die guten Kontakte der SME 
Union of the EPP über alle Parteigrenzen hinweg.607  Die beiden größten Fraktionen im 
Parlament sind mit Abstand die Fraktion der Europäischen Volkspartei (EVP/ EPP) und der 
europäischen Demokraten, gefolgt von der Sozialdemokratischen Fraktion (SPE/ PSE). Sie 
bestimmen hauptsächlich die Entscheidungsprozesse im Europäischen Parlament. 608  
Zusammen vereinen sie weit mehr als die Hälfte der Sitze, so dass in der Regel beide 
Fraktionen gezwungen sind zusammen zu arbeiten.609 Auch die Zusammenarbeit mit 
kleineren Fraktionen bringt meist keine erforderliche absolute Mehrheit, so dass die kleinen 
zu einer Nebenrolle degradiert werden. Meistens schließen sie sich dem Kompromiss der 
beiden großen Fraktionen an, da eine Daueropposition weniger Einflussmöglichkeiten 
bringt, als eine Zusammenarbeit.610 So kann die Linie einer Entscheidung innerhalb eines 
großen Kompromisses doch noch ein wenig verschoben werden, oder der breite Konsens 
im EP kann dessen Position gegenüber den anderen Organen stärken.611 Fraktionslosen 
Mitgliedern steht gemeinsam ein Sekretariat zur Verfügung (GOA 31). Aus dieser 
Situation einer „großen Koalition“ heraus, die sich seit den Wahlen des Europaparlamentes 
                                                 
604 Gemäß einer Entscheidung des Europäischen Parlaments vom 9. Juli 2008 
605 Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMISNKI Peter (2006): S.89 
606 Als gutes Beispiel können dafür auch die Intergoups gelten, die ein parteiübergreifendes Netzwerk bilden 
(dazu später ausführlicher in diesem Kapitel). 
607 Interview DEACONU RUSU Cleopatra, Policy Advisor, SME UNION of the EPP (08.09.09) 
608 Vgl. TÖMMEL Ingeborg (2006): S.117 f. 
609 Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.90 
610 Dies hat sich auch nach der Europawahl 2009 nicht wesentlich verändert. 
611 Vgl. TÖMMEL Ingeborg (2006): S.120 
179 
 
2009 nicht wesentlich geändert hat, ist verständlich, warum besonders MdEPs von SPE und 
EVP von Interesse für Lobbyisten  sind. Gerade die EVP hat den Ruf, einen guten Kontakt 
zu Interessenvertretern zu pflegen. Generell werden aber alle MdEPs jeder Fraktion 
lobbyiert, wenn dies zweckmäßig ist. 
 
 
 
 
Abbildung 17: Das Europäische Parlament – eigene Darstellung 
 
Wie bei jedem Parlament wird die Arbeit des EP durch Ausschüsse vorbereitet. Sie sind 
von besonderer Bedeutung für die politische Meinungsfindung: „If the political groups are 
the Parliament´s life blood, then (the; d. Verf.) […] committees are its legislative 
backbone“612. Den Kern bilden dabei die Ständigen Ausschüsse, von denen es 2008 
zwanzig gab (Art. 174 GOEP und Anlage VI GOEP).613 Sie bestehen aus 28 bis 86 
Abgeordneten, die die politische Zusammensetzung des Plenums widerspiegeln. Sie 
wählen aus ihren Reihen heraus einen Vorsitzenden sowie 4 stellvertretende Vorsitzende 
(ab Juli 2009 nur noch drei)614 für eine Amtszeit von zweieinhalb Jahren (Art. 177 GOEP). 
Jedem Ausschuss steht ein eigenes Sekretariat zur Verfügung. In Brüssel treten die 
permanenten Ausschüsse ein- oder zweimal monatlich zusammen, ihre Debatten sind 
grundsätzlich öffentlich (Art.96 GOEP). Sie prüfen die Legislativvorschläge der 
                                                 
612  WESTLAKE Martin (1994): S.191 
613 Siehe dazu unter EUROPÄISCHES PARLAMENT (05.12.2008a): 
614 Siehe dazu unter: EUROPÄISCHES PARLAMENT (05.12.2008b). 
Plenum 
Straßburg – Brüssel 
736 (751) 
Präsidium
Generalsekretariat 
Ständige Ausschüsse 
Fraktionen 
Delegationen
Intergroups
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Kommission und bringen gegebenenfalls Änderungen ein. Fällt eine Angelegenheit, die 
ihnen vom EP überwiesen wurde in mehrere Zuständigkeitsbereiche, so können höchstens 
drei Ausschüsse mit dem Thema beauftragt werden.615 Sie können gegebenenfalls im 
Rahmen ihres Aufgabenbereiches auch Legislativvorschläge und Initiativberichte 
einbringen. Für zeitlich befristende Arbeitsthemen des Parlamentes gibt es Nichtständige 
Ausschüsse. 2008 war nur einer mit dem Thema Klimawandel (CLIM) vorhanden. Die 
Mandatszeit solcher Ausschüsse ist auf höchstens 12 Monate begrenzt. Ihre 
Zuständigkeiten, sowie Zusammensetzung werden mit ihrer Einberufung festgelegt (Art. 
175 GOA). Des Weiteren können Untersuchungsausschüsse, die eine Art Ad-hoc 
Ausschüsse sind, eingesetzt werden. Sie werden auf Antrag von einem Viertel der 
Parlamentarier im Rahmen ihrer Kontrollbefugnisse einberufen, ihre Aufgabe ist es, 
Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht oder Missstände bei der Anwendung zu prüfen 
(Art.176 GOA).616 Gewöhnlich ist ein Europaparlamentarier Mitglied in zwei Ausschüssen, 
wobei ein Schwerpunkt bei einem von beiden gesetzt wird.617 Kritik kommt immer wieder 
gegen die Parlamentarier in den Ausschüssen auf, selber Lobbyisten zu sein. Dies geschieht 
manchmal sogar aus den eigenen Reihen:  
 
„Wenn wir im Verkehrsausschuss eine Debatte über den Flugverkehr haben, dann 
sprechen nicht der Herr Abgeordnete x und der Herr Abgeordneten y, sondern da 
spricht Lufthansa, British Airways usw. und sofort.“618 
 
Einmal im Monat besprechen sämtliche EP-Ausschussvorsitzende interne organisatorische 
Maßnahmen, um ihre Arbeit effizienter zu gestalten. Damit die Arbeit im jeweiligen 
Ausschuss auch auf eine breite politische Basis gestützt ist, werden die Willensbildungs- 
und Entscheidungsprozesse mit den Fraktionen abgestimmt.619 Ist das Thema weniger 
kontrovers, wird das Votum des Ausschusses übernommen, da intern schon eine politische 
Vermittlung stattgefunden hat. Ansonsten tritt der meist noch „technische Vorschlag“ in 
                                                 
615 Siehe dazu: EUROPÄISCHES PARLAMENT (07.2004). 
616 ebd. 
617 Vgl. TÖMMEL Ingeborg (2006): S.120 
618 LICHTENBERGER Eva MdEP/ Die Grünen: Zuhörermeldung beim Seminar “What ever happend to 
Democracy? Corporate Influence on EU Policies.” (15.04.2008) 
619 Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.92 
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die Phase des politischen Prozesses zwischen den Fraktionen ein.620 Auch das Europäische 
Parlament muss, wie die Kommission bei seiner Arbeit, externes Fachwissen heranziehen. 
Dies hat auch den Effekt, sich von der Informationsabhängigkeit durch die Kommission zu 
lösen.621 Die offiziellen Kontakte zu den Lobbyisten erfolgen durch Hearings oder auch 
durch Meinungsumfragen.622 Besonders die Hearings ermöglichen nach den Erfahrungen 
von  Manfred Raisch, Repräsentant von UPEI, eine erfolgreiche Einflussnahme.623 
 
Eine ganz herausgehobene Position nehmen die Vorsitzenden sowie die Berichterstatter (in 
Brüssel allgemein bekannt als Rapporteur) bei der Ausführung des legislativen Programms 
des Parlaments ein. Diese einflussreichen Meinungsbildner werden nicht umsonst durch die 
Fraktionen bestimmt. Es besteht grundsätzlich die Gefahr, dass der Berichterstatter die 
Interessen seiner Fraktion stärker berücksichtigt. Deshalb benennen die anderen Fraktionen 
selbst einen Vertreter aus ihren Reihen, den man Schattenberichterstatter (Shadow 
Rapporteur) nennt. Sie nehmen keine offizielle Funktion ein, sind aber auf dem gleichen 
Informationsniveau wie der Rapporteur. Besonders bedeutsam ist der Shadow Rapporteur, 
wenn er Angehöriger einer der großen Fraktionen ist. Somit sind der Rapporteur und der 
Shadow Rapporteur zentrale Ansprechpartner der Lobbyisten: 
 
„The Rapporteur exerts an important influence on amendments; they have an 
assistant who carries out the research and produces a draft report including a 
draft resolution an amendments, an explanation of the proposal, and a report of 
the views of other committees. The Rapporteur then presents the draft report, 
which is discussed by each of the political groups who receive advice from 
shadow rapporteurs appointed by the political group to advise them.”624 
 
Idealerweise werden die Kontakte zum Rapporteur noch vor seiner offiziellen Ernennung 
geknüpft. Ein weiteres Ziel sind die Stäbe der verschiedenen Ausschüsse. Sie sind 
                                                 
620 Vgl. TÖMMEL Ingeborg (2006): S.120 
621 Vgl. PFEIFER Georg (1995): S.85. Siehe dazu auch: TEUBER Jörg (2001): S.127 
622 Vgl. MATYIA Miroslaw (2007): S.163 
623 Interview RAISCH Manfred, Repräsentant von UPEI, (20.05.2008) 
624 GILLES Dorothy (1998): S.181; siehe dazu auch: BUHOLZER René P. (1998): S.186 
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personell knapp besetzt und verfügen über mehr Einfluss als ihre Pendants in den 
nationalen Parlamenten.625 
 
Generell sind die Arbeitsphasen der Ausschüsse eine Ansprechphase für Mitglieder und 
Einrichtungen des Parlaments durch Lobbyisten: „During the committee stage, any member 
can propose amendments to it - thus this is a good time to contact MEPs and their 
assistants.”626. Bei kontroversen Themen ist es auch Pflicht, möglichst breite Allianzen 
argumentativ zu bilden und insbesondere die Schattenberichterstatter der Fraktionen, die 
Vorsitzenden und die Berichterstatter anderer relevanter Ausschüsse mit einzubeziehen. 
Auch die wichtigsten MdEP der jeweiligen Fraktionen sollten an dieser Stelle systematisch 
angesprochen werden.627 Generell sind die MdEP in der Regel wenig verschlossen 
gegenüber Interessenvertretern, der Grund ist auch in der hohen Belastung der 
Parlamentarier zu suchen und hat einfach auch praktische Ursachen: „Lobbyisten nehmen 
uns teilweise Arbeit ab […] .“628 Außerdem besteht ein hoher Informationsbedarf, so dass 
Abgeordnete selber aktiv auf Interessenvertreter zugehen: „Es passiert auch, dass ich aktiv 
Informationen nachfrage.“629 Eva Lichtenberg MdEP stellt in diesem Sinne fest: „Je 
komplexer ein Thema, desto offener sind Abgeordnete für Lobbying“630 
 
Man darf bei diesem Vorgehen auch nicht die wichtige Rolle der Assistenten der 
Parlamentarier unterschätzen. Sie sind neben den Sekretariaten der Fraktionen, 
Ausschüssen, Rapporteure und Intergroups ebenfalls dankbare und wichtige Empfänger für 
Informationen.631 Assistenten sind deshalb im besonderen Fokus der Lobbyisten, und nicht 
selten betätigen sich diese selber als Lobbyisten für Spezialinteressen. Einige MdEPs 
lassen sich sogar ihre Assistenten von Interessensgruppen finanzieren.632 Nach einer Studie 
von Burson-Marsteller von 2005 haben Assistenten und Mitarbeiter der 
Parlamentsmitglieder den größten Einfluss in Brüssel: „Vertreter aus der Wirtschaft oder 
                                                 
625 Vgl. TEUEBR Jörg (2001): S.127 
626 GILLES Dorothy (1998): S.181 
627 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.186 
628 Interview RÜBIG Paul,  MdEP/ ÖVP (03.06.2008) 
629 Interview RÜBIG Paul, MdEP/ ÖVP (03.06.2008) 
630 LICHTENBERGER Eva MdEO/ Die Grünen: Zuhörermeldung beim Seminar “What ever happend to 
Democracy? Corporate Influence on EU Policies.” (15.04.2008) 
631 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.186. Siehe dazu auch: GUÉGUEN Daniel (2008): S.109 
632 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S. 17 
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von Nichtregierungsorganisationen, die annehmen, dass diese Helfer lediglich die 
Büroarbeit erledigen, laufen Gefahr, ignoriert zu werden.“633 
 
Bei persönlichen Kontakten werden auch Anfragen von Lobbyisten über MdEPs an die 
Kommission lanciert.634 Es kommt auch nicht selten vor, dass ganze Amendments von 
Lobbyisten für die Abgeordneten geschrieben werden (in Zusammenarbeit mit den 
Assistenten der MdEPS).635 Eva Lichtenberg MdEP kritisiert diesen Umstand und meint, 
dass: „Abgeordnete (die) selber Lobbying betreiben in einem Ausmaß, dass es ganz extrem 
ist.“636 Patrick Clerens dagegen relativiert die Möglichkeit über einen MdEP einen 
Gesetzesvorschlag einzureichen und sagt: „Die Kommission fasst es nur auf, wenn es im 
eigenen Interesse ist […], wenn es vom Rat kommt wird es umgesetzt […], wenn es vom 
Parlament kommt wird es nicht so sehr angenommen“637 Er erklärt dies nicht nur durch die 
reale Machtverteilung, sondern auch durch einen menschlichen Faktor - auch wenn die 
Kommission immer mehr an das Parlament abgeben muss, wird dies nicht immer von den 
Beamten so einfach akzeptiert. Sie lassen deshalb das Parlament durchaus auch mal seine 
Grenzen spüren. 
 
Eine zunehmende Bedeutung für die Legislativarbeit hat die Delegation des 
Vermittlungsausschusses des EP erlangt. 638 Die Anzahl der Mitglieder richtet sich nach der 
Delegation des Rates (momentan 27) und die politische Zusammensetzung entspricht dem 
Kräfteverhältnis der Fraktionen des Europaparlaments. Die Mitglieder werden ausgewählt 
durch die Fraktionen, welche bevorzugt aus den jeweils betroffenen Ausschüssen bestimmt 
werden. Drei Mitgliedern werden als ständige Mitglieder der aufeinanderfolgenden 
Delegationen für einen Zeitraum von zwölf Monaten berufen (GOA 64).  
 
                                                 
633 GALBRAITH Jeremy (2007): S.167. Die Umfrage der Studie umfasste 50 Beamten der Kommission 50 
MdEP und 50 Beamte der Ständigen Vertretung 
634 Interview SEEFELD Horst, Ehrenmitglied des EP und Lobbyist (20.05.2008) 
635 Interview VOLLER Patrick, Generalsekretär der SME Union ( 03.04.2008) 
636 LICHTENBERGER Eva  MdEP/ Die Grünen: Zuhörermeldung beim Seminar “What ever happend to 
Democracy? Corporate Influence on EU Policies.” (15.04.2008) 
637 Interview CLERENS Patrick, Clerens Consulting (20.05.2008) 
638 WESSELS Wolfgang (2008): S.148 
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In der Öffentlichkeit eher unbekannt sind die Intergroups des Parlaments. Wie Ausschüsse 
und Delegationen setzen sich die Intergroups im Europäischen Parlament aus 
Abgeordneten verschiedener Herkunft und politischer Couleur zusammen. Die Intergroups 
sind informelle Gruppierungen, welche sich aus Abgeordneten aller politischen Lagern und 
Nationalitäten zusammensetzen. Das gemeinsame Interesse für ein bestimmtes Thema führt 
die Parlamentarier zusammen, trotz politischer Trennlinien. Die Themen der Intergroups 
 
Abbildung 18: Verteilung von Mitentscheidungsvorgängen nach Ausschüssen (fünfte Wahlperiode 1999-2004) – 
Tabelle von Wolfgang Wessels (2008) übernommen: S.147  
 
sind breit gefächert von Hobbies bis hin zu politischen und gesellschaftlichen Anliegen.639 
Die Intergroups sind in ihrer Arbeit nicht zu unterschätzen, und auch die informellen 
Kontakte der Freizeit Intergroups schaffen nützliche fraktionsübergreifende Netzwerke: 
 
„They enable them to specialise, make contacts with outside interest groups on a 
more informal basis than in committee meetings, and make political contacts 
their own political groups. Intergroups thus not only help to form crossgroup 
                                                 
639 Vgl. GREENWOOD Justin (2007): S.37f. 
Ausschuss  Anzahl Verfahren  % 
     
Konstitutionelle Fragen  2 0.5 
Auswärtige Angelegenheiten  2 0,5 
Landwirtschaft  13  3,2 
Haushalt  10  2.5 
Haushaltskontrolle  2 0,5 
Kultur und Bildung  21  5,2 
Entwicklung  12  3,0 
Wirtschaft und Währung  32  7,9 
Beschäftigung und soziale Angelegenheiten 20  5,0 
Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit 117  29,0 
Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter 5 1,2 
Industrie, Forschung und Energie  39  9,7 
Recht  48  11,9 
Bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres 8 2,0 
Regionalpolitik, Verkehr und Fremdenverkehr 72  17,9 
Gesamt:  403  100% 
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coalitions on specific issues, but to forge wider political friendships which can be 
useful in other circumstances, and can help to build that wider consensus which 
is essential in the European Parliament.”640 
 
Diese interfraktionellen Arbeitsgruppen sind zu wichtigen informellen Akteuren in der 
Willensbildung des EP geworden und interessante Kontakte für Lobbyisten.641 Dabei muss 
man einen Abgeordneten aus drei Faktoren betrachten: Parteilinie, Wirtschaftsorientierung 
und persönliche Einstellung.642 Alleine schon wegen der Parteilinie darf man beim 
Europäischen Parlament dabei den Einfluss des nationalen Elementes nicht vergessen. Eine 
weitere Möglichkeit des Einflusses auf die MdEPs besteht nämlich darin, indirekt über 
Parteigenossen der nationalen Parlamente zu wirken.643 Zudem sind: „Die einzelnen 
Abgeordneten des Parlamentes […] nämlich in vielen Fällen als Vertreter bestimmter 
nationaler Interesen zu betrachten.“644 Eva Lichtenberger MdEP/ Die Grünen mokiert sich 
darüber und drückt dies in einer Überspitzung eines Beispiels aus:  
 
„ Lufthansa muss sich gar nicht hier präsentieren, die haben einen Abgeordneten. 
Der macht das schon. […] es wird akzeptiert als nationales Interesse, dass ein 
Abgeordneter für seine Fluglinie spricht.“645 
 
Bei aller Kritik muss es aber klar sein, dass auch die Parlamentarier des Europäischen 
Parlamentes sich zuerst ihren Wählern gegenüber und deren Interessen verpflichtet fühlen 
müssen. So sagt auch Paul Rübig MdEP/ ÖVP, dass einer seiner Schwerpunkte auf der 
Arbeit in seinem Wahlkreis liegt.646 Dies kann aber auch zur Folge haben, dass 
Politentscheidungen beim Parlamentarier plötzlich kippen können und zu Hause 
entschieden werden.647 Dieses Phänomen kennt man aber auch aus föderalen 
Nationalstaaten. 
                                                 
640 CORBETT, Richard/ JACOBS, Francis/SHACKELTON, Michael (2005): S.177 
641 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.187 
642 Interview CAMPI Giovanni, Policy Advisor, Eurochambres (10.06.2008) 
643 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.127 
644 MATYIA Miroslaw (2007): S.163 
645 LICHTENBERGER Eva MdEP/ Die Grünen: Zuhörermeldung beim Seminar “What ever happend to 
Democracy? Corporate Influence on EU Policies.” (15.04.2008) 
646 Interview RÜBIG PAUL MdEP/ ÖVP (03.06.2008) 
647 Interview SONDERMANN Alexander, selbständiger Lobbyist (09.06.2008) 
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Die Bedeutung des Europäischen Parlamentes wird von den Lobbyisten verschieden 
beurteilt. Nach Teuber hat das Europäische Parlament zwar einen Bedeutungszuwachs in 
den letzten Jahren zu verzeichnen und ist damit auch für die Lobbyisten interessanter 
geworden. Im Vergleich jedoch zur Kommission und dem Rat würde es eine 
untergeordnete Rolle spielen.648 Doch wäre es ein Fehler, das Parlament seit der 
Einführung des Mitentscheidungsverfahrens zu unterschätzen.649 Nach Seefeld ist und wird 
das Europäische Parlament für Lobbyisten immer wichtiger.650 Giovanni Campi sieht es 
zukünftig im Kontext des Lissabon-Vertrages immer mehr im Lobby-Focus: „The 
parlament become more and more the primary target […]“651. Seit dem Vertrag von 
Maastricht 1992 hat das EP einen gleichberechtigten Platz im institutionellen Dreieck 
Kommission-EP-Rat eingenommen.652 Dies zeigt sich in der stark gewachsenen 
Aufmerksamkeit der Lobbyisten für das Parlament: 
 
„Der tatsächliche Bedeutungszuwachs des Europäischen Parlaments im 
Gesetzgebungsprozess der EU lässt sich nirgends schneller und eindrucksvoller 
darstellen wie durch den Zuwachs an professioneller Interessenvertretung durch 
dauerhaft akkreditierte Lobbyisten und die damit verbundene permanente 
Interessenvertretung aller relevanten gesellschaftlichen Kräfte.“653 
 
Nach der Meinung Giovanni Campi ist dabei das Europäische Parlament die Institution, 
welche am offensten für Lobbyismus ist.654 Manfred Raisch bestätigt dies, räumt jedoch 
ein, dass die Nationalität als Faktor eine größere Rolle spielt als bei der Kommission.655 
Insgesamt ist die Lobbyarbeit trotzdem einfacher  als bei der Brüsseler Behörde. 
 
Auch aus der spezifischen Perspektive der Wirtschaftsverbände hat das Europäische 
Parlament neben der Kommission für sie am stärksten an Relevanz gewonnen. Dies liegt 
vor allem an der Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens, welches dem EP seitens der 
                                                 
648 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.49 
649 Vgl. BUHOLZER René P.: S.185 
650 Interview SEEFELD Horst, Ehrenmitglied des EP und Lobbyist (20.05.2008) 
651 Interview CAMPI Giovanni, Policy Advisor, Eurochambres (10.06.2008) 
652 Vgl. SÄCKL Martin (2007): S.160 
653 FLORENZ Karl-Heinz (2007): S.43 
654 Interview CAMPI Giovanni, Policy Adviser, Eurochambres (10.06.2008) 
655 Interview RAISCH Manfred, Repräsentant UPEI (20.05.2008) 
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Lobbyisten einen Bedeutungszuwachs zukommen ließ. Das Verhältnis zwischen EP und 
Wirtschaftsverbänden ist dabei nicht unproblematisch. Sie beklagen, dass das EP ihnen zu 
wenig Aufmerksamkeit schenkt. Gleichzeitig rangiert aber das EP bei Ihnen deutlich hinter 
der Kommission und den nationalen Regierungen. Dies führt zu einer Friktion zwischen 
Einfluss des EP und gleichzeitiger Wertschätzung durch die Wirtschaftsverbände mit 
negativen Folgen für letztere, wie sich dies bei der Einführung von Patenten gentechnischer 
Innovationen zeigte. Hier konnten die Umwelt- und Verbraucherschützer mit ihrer langen 
Erfahrung und ihrer traditionellen Fokussierung auf das EP sich erfolgreich 
positionieren.656   
 
Anscheinend befindet sich die Lobbylandschaft hier in einer gewissen Transformation 
durch die „neue“ Machtposition des EP, die nicht allen gleich gut gelingt: 
 
„Für die Brüsseler Lobbyisten hieß das aber, dass der mühsame Aufbau ihrer 
Netzwerke nur mehr halb so viel wert war. Diese Netzwerke hatten sich fast 
ausschließlich auf die Kommission konzentriert. Das EP blieb so personell wie 
auch funktionell fremd. Einige konnten sich umstellen und das EP in ihre Arbeit 
integrieren. Einige ältere Lobbyisten hatten aber augenscheinlich Schwierigkeiten 
damit. Zu dieser Zeit haben Branchenverbände sogar das EP-Know-how von EU 
Consultancies eingekauft. Andere haben nach wie vor das EP gegenüber ihrem 
Kunden und ihren Vorgesetzten klein geredet, was wahrscheinlich zu einigen 
Fehleinschätzungen geführt hat.“657 
 
Das Europäische Parlament ist damit deutlich mehr geworden als nur eine 
Zusatzversicherung für Lobbyisten: „Man kann es auch anders beschreiben: Lobbyisten 
würden ihre Zeit nicht im Parlament verschwenden, wenn dort nichts Konkreteres zu 
erreichen wäre.“658 Patrick Voller meint dazu, dass gerade beim EP man nochmals im 
Detail einwirken kann.659 Doch auch beim Lobbyieren des EP heißt es: „Lobbyismus ist 
                                                 
656 Vgl. KOTZIAN Peter/ QUITTKAT Christine (Oktober 2003): S. 17 f. 
657 SÄCKL Martin (2007): S.160 f. 
658 SCHULZ Martin (2007): S.25, Siehe dazu auch: BUHOLZER René P. (1998): S.264. Bei Vergleicht man 
den Text beider Verfasser, ist der Wandel der Rolle des EP offensichtlich – so meint Buholzer noch „Das 
EP ist aber nie das eigentliche Ziel der Bemühungen der Interessensgruppen“ S.264  
659 Interview VOLLER Patrick, Generalsekretär, SME UNION of the EPP ( 03.04.2008) 
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keine Einbahnstraße“660, denn auch die Europaabgeordneten versuchen, die 
Interessenvertreter zu beeinflussen. 
 
Bewertung: Das Europäische Parlament hat einen Bedeutungszuwachs erhalten, den auch 
die Lobbyisten deutlich verzeichnet haben. Der Wandel bzw. die Miteinbeziehung des EP 
in eine Lobbystrategie, die auf europäischer Ebene bisher durch die Kommission eindeutig 
dominiert wurde, stellt die Interessenvertreter vor eine große Veränderung. Bisher war 
Lobbyismus in Brüssel technisch und nicht politisch dominiert. So stellt Guéguen noch die 
Faustregel auf: „ […] national lobbying is essentially political, whereas European lobbying 
is largely technical.“661 Mit dem EP wird sich dies wandeln, viele Lobbyisten registrieren 
dies auch bereits.  
 
Obwohl auch bei komplexen Themen der Lobbyismus  technisch geprägt ist und bei den 
Parlamentariern auf besonders fruchtbaren Boden fällt, so spielt der nationale Faktor und 
damit politische Faktoren viel stärker in die jeweiligen Thematiken rein als zuvor bei der 
Kommission. Man hat es nun nicht mit Beamten zu tun, sondern mit Politikern. Außerdem 
sind die nationalen Einflusspfade weit zahlreicher, effizienter und einfacher als bei der 
europäischen Behörde. Nationale Kontakte, wie sie z.B. nationale Verbände besitzen, 
werden aufgewertet. Durch die Aufwertung des EP gerät es aber nicht nur mehr in die 
Aufmerksamkeit der Lobbyisten, sondern auch ihrer Parteien, Wahlkreise und in die 
nationale Öffentlichkeit. Dies wirkt sich direkt auf die Lobbyarbeit aus.  
 
Im Windschatten der Machtlosigkeit konnten die Europaabgeordneten eher europäische 
Entscheidungen treffen, nun müssen sie diese viel eher auch national tragen und sie 
gegenüber nationalen Interessen vertreten können. Es ist also zu erwarten, dass der 
politische Lobbyismus an Bedeutung in Europa zunehmen wird. Dies wird jedenfalls von 
den meisten Interviewpartnern so eingeschätzt. Dies hätte auch zur Folge, dass der 
nationale Lobbyismus wieder an Bedeutung hinzugewinnt, da Politik immer noch erheblich 
an die Mitgliedstaaten gekoppelt ist. Der Lobbyismus wird allerdings nicht in den Zustand 
der 80er zurückfallen. Das wäre auch nicht mehr im Interesse der Lobbyisten, da sie eigene 
                                                 
660 Interview RÜBIG Paul MdEP/ ÖVP (03.06.2008) 
661 GUÉGUEN Daniel (2008): S.96 
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Optionen beschneiden würden, mit denen sie sehr gut leben können. Vielmehr wird sich 
der europäische und nationale Lobbyismus gleichberechtigt etablieren und 
zusammenarbeiten bzw. verschmelzen müssen. 
 
Zunächst kann man diese Entwicklung im Sinne des Neo-Funktionalismus interpretieren, 
dass nach der technischen Phase nun die EU politischer im Sinne eines „spill-over“ wird. 
Dies kann aber nur gelten, wenn sich die Loyalität der Abgeordneten schwerpunktmäßig 
auf die europäische Ebene verlagert hat, und auf lange Sicht der europäische Faktor den 
nationalen sticht. Wenn dies nicht der Fall ist, spricht die Entwicklung eher für eine 
Stärkung der nationalen Ebene und damit des Intergouvernementalismus, insbesondere des 
liberalen Intergouvernementalismus.   
 
Doch zeigt das Europäische Parlament auch Ambitionen auf eine stärkere Eigenständigkeit 
gegenüber den Mitgliedstaaten durch Machtzuwachs: 
 
„Das EP versucht kontinuierlich und hartnäckig seinen politischen Einfluss 
auszudehnen. In der Gesetzgebung kommt ihm ein ausdifferenziertes 
Ausschusswesen und die zunehmende Beachtung durch die Interessengruppen zu 
gute [...] “662 
 
Dieses Bestreben belegt den Willen einer europäischen Institution, sich u.a. gegenüber den 
Mitgliedstaaten als eigenständige Kraft zu behaupten und nicht als bloße Vertreter der 
nationalen Exekutive zu wirken. Diese Entwicklung lässt sich im Sinne des Neo –
Funktionalismus erklären. Sie ist aber wohl begrenzt bzw. gekoppelt an die Entwicklung 
einer politischen europäischen Zivilgesellschaft und ist deshalb sicher noch in naher 
Zukunft deutlich limitiert durch nationale Belange und Einflüsse.  
 
Insgesamt ist die momentane Situation (vor dem Lissabon-Vertrag) des EP, seine 
Interaktionen auf europäischer und nationaler Ebene, seine interessensgeleitete 
Zusammenarbeit mit Interessenvertretern und sein Versuch, seinen politischen Einfluss 
auszudehnen, ohne dabei die Mitgliedstaaten zu überrunden, im Erwartungsbereich des 
                                                 
662 KOHLER-KOCH Beate/ CONZELMANN Thomas/ KNODT Michèle (2004): S.121 
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Mehrebenen-Ansatzes. In diesem Sinne müssen die verschiedenen Interessenvertreter auf 
europäischer und nationaler Ebene agieren, welche zu einer weiteren Verflechtung führt. 
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6.4 Europäischer Wirtschaft- und Sozialausschuss 
 
 
Als eine beratende Institution wurde der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA oder kurz WSA) bereits 1958 eingerichtet. Der Ausschuss besteht aus Vertretern 
der verschiedenen Bereiche der organisierten Zivilgesellschaft (Art. 257 EGV), die sich im 
Wesentlichen im WSA in drei Gruppen gliedern lassen: Arbeitgeber, Arbeitnehmer und 
andere verschiedene Interessen (d.h. Landwirte, Verbraucher, 
Umweltschutzorganisationen, Familienverbände, NGO usw.).663 Der WSA wird auch als 
„Institutionalisierte Interessensvertretung“664 bezeichnet und besteht aus 344 Mitgliedern, 
welche nach einem Schlüssel, der sich nach der Größe der MS orientiert, auf die 27 
Mitgliedstaaten verteilt ist (Art. 258 EGV). Die Ausschussmitglieder werden durch den Rat 
der Europäischen Union auf Vorschlag der Mitgliedstaaten auf vier Jahre gewählt, wobei 
eine spätere Wiederwahl möglich ist (Art. 259 EGV). Eine seiner wichtigsten Aufgaben ist 
es, eine „Brücke“ zwischen den EU-Institutionen und der Zivilgesellschaft mittels des 
„strukturierten Dialogs“ zu schlagen.665 In diesem Rahmen muss der  Rat oder die 
Kommission die Stellungnahmen des WSA zu EU-Legislativvorschlägen (wo dies 
vertraglich vorgesehen ist) und seine eventuellen Initiativstellungnahmen anhören. Auch 
können der Rat und die Kommission den WSA zu einer Stellungnahme auffordern, wo dies 
für sie sinnvoll erscheint (Art. 262 EVG). Gegliedert ist der Ausschuss in sechs 
Fachgruppen:666 
1. Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch – INT 
2. Verkehr, Energie, Infrastrukturen, Informationsgesellschaft – TEN 
3. Landwirtschaft, ländliche Entwicklung, Umweltschutz – NAT 
4. Wirtschafts- und Währungsunion, wirtschaftlicher und sozialer 
Zusammenhalt – ECO 
5. Beschäftigung, Sozialfragen, Unionsbürgerschaft – SOC 
6. Außenbeziehungen – REX 
                                                 
663 Siehe dazu: NUGENT Neill (2006): S.312 
664 Siehe dazu: SIEBEKE Simon (1996); Siehe dazu: Kommission (11.12.2002): S.4 
665 Vgl. WSA (2008a); Siehe dazu auch: Kommission (11.12.2002): S.3 und S.7 f. 
666 Vgl. WSA (2008b) 
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Diese Gruppen erarbeiten die Stellungnahmen des WSA. In diesen Fachgruppen werden 
sogenannte Studiengruppen für die einzelnen Aufgabethemen gebildet, die jeweils einen 
Berichterstatter bestellen. Eine solche Fachgruppe tritt ca. einmal pro Monat zusammen, 
die Studiengruppen bis zu dreimal. Die jeweilige Stellungnahme wird zuerst in der  
Fachgruppe angenommen und danach im Plenum verabschiedet. Es finden neun 
Plenartagungen pro Jahr statt, bei denen insgesamt ca. 150 Stellungnahmen verabschiedet 
werden.667 Pro Jahr werden dazu noch 30 bis 40 Initiativstellungnahmen und 3 bis 4 
Informationsberichte erstellt.668 Der WSA kann auch vom Europäischen Parlament 
angehört werden. Administrativ wird auch der WSA durch ein Generalsekretariat 
unterstützt. 
 
 
Abbildung 19: WSA – eigene Darstellung 
 
Die Lobbyrelevanz des WSA ist gering:  
 
“Let´s face it, the ESC no longer has any influence in Brussels! Previously very 
involved in the social dossiers (European Social Charter), agriculture (CAP 
reform) and food flows, the ESC is today totally ignored. Not through a lack of 
quality, but because the Commission is not interested.”669 
 
Durch die Kompetenzerweiterung des Europäischen Parlamentes hat der WSA nochmals 
an Einfluss verloren. Der WSA bemüht sich zwar, sehr schnell eine Stellungnahme 
                                                 
667 Vgl. WSA (2008b); Siehe dazu: NUGENT Neil (2006): S.313 
668 Vgl. NUGENT Neill (2006): S.315 
669 GUÉGUEN Daniel (2008): S.107 
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abzugeben, doch hat diese eigentlich nur noch einen informativen und fachspezifischen 
Wert. Kaum ein Lobbyist gibt sich mit dem WSA ab, was auch die Interviews bestätigten. 
Sein Einfluss auf die Entscheidungsbildung ist vor allem deshalb so gering, da diese vom 
WSA erst eingeholt wird, wenn die Kommission ihre Haltung bereits festgelegt hat.670 
 
Bewertung: Der WSA konnte sich bisher als institutionalisierte Interessenvertretung nicht 
etablieren. Was dies für den Neo–Funktionalismus und den Intergouvernementalismus 
bedeutet, ist schwer abzuleiten. Wenn man davon ausgeht, dass kooperatistische Strukturen 
auf europäischer Ebene langfristig mehr im Sinne des Neo–Funktionalismus wären (im 
Sinne der Montanunion) und dies trotzdem nicht erfolgte, könnte man diesen Umstand 
zugunsten des Intergouvernementalismus auslegen. Man könnte von seiner Position 
argumentieren, dass nur ein Staat solche Strukturen aufbauen kann, oder dies die 
Mitgliedstaaten auf europäischer Ebene nicht wirklich wollten. Der Neo–Funktionalismus 
kann dagegen auf die EGKS verweisen, wo solche Strukturen aufgebaut werden konnten. 
Je nachdem, wie man die Interpretationen gewichtet, lässt sich trotzdem keine klare 
Aussage erzielen.  
 
Für den Multi-Level-Governance-Ansatz ist das Scheitern des WSA sogar Voraussetzung 
für eine Mehrebenenstruktur mit einer Vielzahl von Akteuren. So ist die Einflusslosigkeit 
des WSA ein weiteres Indiz für ein Mehrebenensystem. 
                                                 
670 Vgl. MATYJA Miroslaw (2007): S.164; Siehe dazu auch: POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006) 
S.97 
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6.5 Ausschuss der Regionen 
 
 
Der Ausschuss der Regionen (AdR) ist wie der WSA ein Konsultationsorgan und besteht 
ebenfalls aus 344 Mitgliedern (angewandt wird bei der Sitzverteilung derselbe 
Verteilungsschlüssel wie beim WSA). Die Mitglieder setzen sich aus den regionalen und 
kommunalen Gebietskörperschaften Europas zusammen und sind gewählte Kommunal- 
oder Regionalpolitiker. Der AdR beansprucht deshalb auch eine besondere Bürgernähe. 671 
Sie werden auf vier Jahre ernannt und sind weisungsunabhängig (Art. 263 EGV). Aus 
seinen Reihen wählt der Ausschuss einen Präsidenten und ein 56-köpfiges Präsidium auf 
zwei Jahre (Art. 264). Er besitzt alle Beteiligungsrechte wie der Wirtschafts- und 
Sozialausschuss (Art.265 EGV). Anders als beim WSA sind auch politische Gruppen als 
Fraktionen im AdV vertreten: die Europäische Volkspartei (EVP), die Sozialdemokratische 
Partei Europas (SPE), die Fraktion der Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa 
(ALDE) und die Europäische Allianz (UEN-EA).672 Der AdR muss vom Rat und der 
Kommission in Fällen angehört werden,  die die kommunale und regionale Verwaltung 
betreffen wie z.Bsp. kulturelle Förderungsmaßnahmen, öffentliche Gesundheit, 
Regionalpolitik, Bildung und Verkehr. Der Ausschuss trifft sich jährlich zu fünf 
Plenartagungen. Seine Stellungnahmen erarbeitet sich das Plenum in Fachkommissionen, 
von denen es 2008 sechs gab.673 
 
1. Fachkommission für Kohäsionspolitik (COTER) 
2. Fachkommission für Wirtschafts- und Sozialpolitik (ECOS) 
3. Fachkommission für nachhaltige Entwicklung (DEVE) 
4. Fachkommission für Kultur und Bildung (EDUC) 
5. Fachkommission für konstitutionelle Fragen und Regieren in  Europa 
(CONST) 
6. Fachkommission für Außenbeziehungen (RELEX) 
 
                                                 
671 Deutschland entsendet von seinen 24 Vertretern drei Kommunale Vertreter auf Vorschlag  der 
kommunalen Spitzenverbände in den AdR. Ihre Rolle als kommunale Interessensvertretung ist schwach 
ausgeprägt im AdR – Siehe dazu: WAGNER Bernd: S.45 f. 
672 Siehe dazu: NUGENT Neill (2006): S.319  
673 DAS PORTAL DER EUROPÄISCHEN UNION (2009) 
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2004 erstellte der AdR 55 Stellungnahmen und drei Resolutionen. 13 Stellungnahmen 
waren verpflichtend für die Gesetzgebung, 39 waren optional und drei gingen auf 
Eigeninitiativen zurück.674 Bei der Erarbeitung der Stellungnahmen gibt es nicht nur 
politische Differenzen, sondern auch zwischen nord- und südeuropäischen Regionen, 
zwischen Vertretern der Kommunen und Regionen sowie den Vertretern von 
„kompetenzstarken“ Regionen mit legislativen Kompetenzen (z.Bsp. österreichische 
Länder) und denen, die solche Rechte nicht besitzen.675 
 
 
 
Abbildung 20:  AdR – eigene Darstellung 
 
Der Einfluss des AdR auf den politischen Gesetzgebungsprozess in der EU ist als sehr 
gering einzustufen.676 So kommt Bernd Wagner zum Schluss über den AdR:  
 
„Auch wenn sich der AdR in den Jahren seit seiner Gründung im 
Institutionengefüge der EU etabliert hat und seine Stellungnahmen in den 
Gemeinschaftsorganen Beachtung finden, so bleibt er doch ein Gremium mit 
beratender Funktion. Einer aussichtsreichen und dem Einfluss der EU auf die 
kommunale Ebene genügenden Beteiligung an europäischen 
Entscheidungsprozessen kann dies nicht gerecht werden.“677 
 
                                                 
674 Vgl. NUGENT Neill (2006): S.320 
675 Vgl. MITTAG Jürgen (2007): S.75 f. 
676 Vgl. POLLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.98 
677 WAGNER Bernd (2006): S.46 
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Für Lobbyisten ist der AdR uninteressant, außer es gäbe einen direkten oder indirekten 
Bezug einer Gesetzgebung mit einer regionalen Dimension.678 Keiner der Interviewpartner 
hat den AdR als ein lobbyrelevantes Organ bezeichnet. 
 
Bewertung: Der Fall ist ähnlich gelagert wie beim WSA. Man kann jedoch festhalten, dass 
das Etablieren von Regionen als relevante politische Akteure auf europäischer Ebene neben 
den Mitgliedstaaten nicht gelungen ist. Damit sind die Mitgliedstaaten die einzigen 
wirklichen relevanten staatlichen Akteure auf europäischer Ebene. Der AdR kann also 
nicht herangezogen werden, um den Intergouvernementalismus zu widerlegen.  
 
Für das Mehrebenensystem gilt dasselbe wie beim WSA, doch zeigt es auch, dass nicht alle 
Ebenen gleichberechtigt sind und nicht alle eine „wirkliche“ Rolle spielen können. Auch 
ein Mehrebensystem ist begrenzt und limitiert. 
 
                                                 
678 Vgl. GUÉGUEN Daniel (2008): S.107; siehe auch: TEUBER Jörg (2001): S.52 
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7.1 Grundlagen des Rechtsystems der EU 
 
Kennzeichnend für das Rechtssystem der Europäischen Union ist die 
Gemeinschaftsmethode, die die Kommission definiert im Weißbuch „Europäisches 
Regieren“:680 
 
 Die Europäische Kommission unterbreitet als einziges Organ der EU 
Vorschläge für Gesetzgebung und Politik. Ihre Unabhängigkeit stärkt 
ihre Fähigkeit, die Politik der EU durchzuführen, Hüterin der Verträge zu 
sein und die Gemeinschaft in internationalen Verhandlungen zu 
vertreten. 
 Legislative und haushaltspolitische Beschlüsse werden vom Ministerrat 
(der die Mitgliedstaaten vertritt) und vom Europäischen Parlament (das 
die Bürger vertritt) gefasst. Ratsbeschlüsse mit qualifizierter Mehrheit 
sind ein wesentliches Element der Wirksamkeit der 
Gemeinschaftsmethode. Die Zuständigkeit für die Durchführung der 
Rechtsnormen wird auf die Kommission und die Behörden der 
Mitgliedstaaten übertragen. 
 Der Europäische Gerichtshof wacht darüber, dass die Rechtsstaatlichkeit 
gewahrt wird. 
 
Abweichungen von der Gemeinschaftsmethode sind nach den jeweiligen Bestimmungen 
des EG-Vertrages möglich und zahlreich.681 
 
Das Gemeinschaftsrecht des Rechtssystems der EU besteht aus primären und sekundären 
Recht. Primärrecht entsteht durch völkerrechtliche Verträge. Das Primärrecht der EU wird 
gebildet durch die Gründungsverträge inklusive aller Anhänge, Protokolle, Ergänzungen 
und Änderungen (wie die Vertragsänderungen von Maastricht, Amsterdam und Nizza). 
Hinzu kommen die Beitrittsverträge und allgemeinen Rechtsgrundsätze. Das Sekundärrecht 
entsteht durch die Organe der EG und darf dem Primärrecht nicht widersprechen. Die 
wichtigsten Handlungsformen sind Verordnungen und Richtlinien. Desweitern zählen dazu 
                                                 
680 KOMMISSION (25.7.2001): S. 11 
681Siehe dazu: POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.119 
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auch Entscheidungen, Empfehlungen und Stellungnahmen. Aus der Praxis sind als 
sekundäres Recht zusätzlich Programme (z.B. SOKRATES) und Geschäftsordnungen, 
interinstitutionelle Abkommen, die von bzw. zwischen den Gemeinschaftsorganen 
beschlossen werden, Schlussfolgerungen, Mitteilungen, Entschließungen, sowie 
Rechtshandlungen im Bereich der zweiten und dritten Säule zu nennen.682 Festzuhalten ist 
an dieser Stelle, dass die EU-Organe nur im Rahmen ihrer zugewiesenen Befugnisse und 
gesetzten Ziele wirken dürfen. Der EU fehlt die Kompetenz-Kompetenz d.h. sie kann sich 
nicht selber Kompetenzen zuordnen. Das Gemeinschaftsrecht, welches nicht auf der 
Rechtsgrundlage der Gemeinschaftsverträge erlassen wurde, ist ungültig. 
 
In der Auslegung und Durchsetzung des Gemeinschaftsrechtes ist wie aus der 
Gemeinschaftsmethode folgt, der Europäische Gerichtshof (EuGH) von entscheidender 
Bedeutung. Das EuGH verfolgt in seiner Rechtsprechung drei Politikziele in der EU: 683 
 
1. Effektivität des Gemeinschaftsrechts (effet utile); 
2. Einheitlichkeit des Gemeinschaftsrechts; 
3. Individualrechtsschutz (der Einzelne als Rechtssubjekt). 
 
Zur Durch- und Umsetzung der Verfassungsprinzipien und Politikziele entwickelte der 
europäische Gerichtshof vier Doktrinen:684 
 
1.  die unmittelbare Anwendbarkeit von Gemeinschaftsrecht  
2.  Verantwortlichkeit der Mitgliedstaaten für die Um- und Durchsetzung 
des Gemeinschaftsrechts auf nationaler Ebene  
3.  Richtlinienkonforme Auslegung durch die mitgliedstaatlichen Organe 
(bestimmte Interpretationspflicht/ Vereitlungsverbot) 
4. die sogenannte Sperrwirkung. Die MS dürfen für den Zeitraum der 
Gültigkeit des Sekundärrechts keine neuen widersprüchlichen 
Rechtsnormen zu diesem erlassen. 
                                                 
682 Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.106 
683 Vgl. HALTERN Ulrich (2007): S.311 ff. 
684 Siehe dazu: ebd.: S.311 ff. 
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Für die Interessengruppen steht die Beeinflussung des Sekundärrechtes hauptsächlich im 
Focus. Die wichtigsten sollen hier kurz beschrieben werden: 685 
 
 Verordnung: hat allgemeine Geltung, ist in allen Teilen verbindlich und wirkt 
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. Es bedarf keines innerstaatlichen 
Umsetzungsaktes. Die Wirkung des Rechtaktes trifft „unmittelbar“ auch alle 
Individuen der Mitgliedstaaten. Im rechtlichen Sinne ist es die weitestgehende Form 
von Gemeinschaftsrecht.686 
 
 Richtlinie: ist für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, in ihrer Zielsetzung 
verbindlich, überlässt aber die Wahl der Form und der Mittel der  Umsetzung. Erst 
durch den Rechtsakt des Mitgliedstaates wird das gemeinschaftliche Ziel 
innerstaatlich verbindlich. Die Richtlinie muss aber in einer bestimmten Frist im 
Sinn der Richtlinie umgesetzt werden. Zu beachten ist, dass eine Richtlinie 
eigentlich keine unmittelbare Wirkung hat, diese unter bestimmten Umständen 
dennoch entfalten kann. Damit will das EuGH das Unterlaufen von Richtlinien 
durch Mitgliedstaaten verhindern. Im politischen Sinne ist die Richtlinie am 
höchsten zu bewerten, da sie sich auf ein wesentlich breiteres Feld von politischen 
Regelungen bezieht und die Transformation von nationalen Gesetzen und 
Regelungssystemen erfordert.687 
 
 Entscheidung: Sie ist in allen Teilen für diejenigen, an die sie gerichtet ist, 
verbindlich und unmittelbar. Sie richtet sich an einen bestimmten Mitgliedstaat und 
an natürliche oder juristische Personen.688 
 
 Empfehlungen und Stellungnahmen: Sind unverbindliche Rechtshandlungsformen, 
die aber trotzdem praktische Auswirkungen haben. Sie werden als „Soft law“ 
bezeichnet und können bei der Auslegung von verbindlichem Gemeinschaftsrecht 
rechtlich relevant werden, da sie dazu heranzuziehen sind. De facto kommt ihnen 
                                                 
685 Art. 249 EGV; Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.106 ff. und S.152 -  S.155 
686 Siehe dazu: TÖMMEL Ingeborg (2006): S.89 
687 Vgl. TÖMMEL Ingeborg (2006): S.90 
688 Vgl. POLLAK Johannes/ SLOMINSKI Peter (2006): S.107; Siehe dazu: Artikel 249 EGV 
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eine sehr wichtige regulierende Funktion zu, da sie die Funktion ausüben können, 
Verordnungen und Richtlinien, das sogenannt „Hard law“ zu ergänzen und zu 
präzisieren. Es kann aber auch vorkommen, dass „Soft law“ selber zu einem 
Steuerungsmedium wird, da kein „Hard law“ zustande kommt oder wegen 
ungewissen politischen und rechtlichen Auswirkungen darauf verzichtet wird. „Soft 
Law“ soll in Zukunft stärker zum Einsatz kommen. Damit soll die Effektivität und 
Legitimation der EU erhöht werden. Zu bemerken ist, dass dieses „Soft law“ 
sowohl von der Kommission als auch vom Ministerrat ohne jeweils andere Organe 
verfasst werden kann.689 
 
Nicht nur das Sekundärrecht steht im Blickpunkt der Interessenvertreter, auch das 
Primärrecht kann auf erhebliches Interesse der Lobbyisten stoßen, wie z.B. bei der 
Verwirklichung der Währungsunion und der gemeinschaftlichen Währung oder der 
Schaffung des grenzenlosen Binnenmarktes. Das beste Beispiel ist der European 
Roundtable of Industrialists (ERT): 
 
„So ist etwa das Konzept des Europäischen Binnenmarkts eng verbunden mit 
einem entsprechenden Konzept, das am Runden Tisch des ERT ersonnen wurde. 
Auch die Einführung der Gemeinschaftswährung wurde maßgeblich vom ERT 
gefördert.“690 
 
Zudem sind Erweiterungsrunden ebenfalls im Blickfeld verschiedener privater Interessen 
und werden dementsprechend positiv oder negativ lobbyiert. Dies konnte man auch bei den 
Interessenvertretern aus Österreich auf europäischer Ebene bei der Osterweiterung 
feststellen. Primärrecht gehört aber nicht zum alltäglichen Geschäft der Lobbyisten. 
                                                 
689 Vgl. TÖMMEL Ingeborg (2006): S.89; Siehe dazu: Artikel 249 EGV 
690 GRASSER Sebastian (2004): (Abgerufen 31.08.2009) 
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7.2 Rechtsetzungsverfahren der EU 
 
 
An der Rechtsetzung interagieren die Kommission und der Ministerrat. Angehört wird dazu 
gegebenenfalls der Wirtschafts- und Sozialausschuss (WSA) und der Ausschuss der 
Regionen (AdR). Sie haben nur eine rein empfehlende Wirkung. Je nach Verfahren, 
welches im Folgenden angewandt wird, kann nun das Europäische Parlament (EP) weiter 
am Rechtsetzungsprozess beteiligt sein. Die Überwachung und Kontrolle bei der 
Anwendung des Gemeinschaftsrechtes übernimmt der Europäische Gerichtshof (EuGH). 
 
Ausgangspunkt des Gesetzgebungsprozesses ist die Kommission mit ihrem Initiativrecht. 
Dies bewirkt alleine schon eine besondere Aufmerksamkeit für die Kommission durch die 
Interessengruppen. Sie kann jedoch auch vom Europäischen Rat, vom Ministerrat oder dem 
Europäischen Parlament dazu aufgefordert werden, die Initiative zu ergreifen. Hier bietet 
sich die Möglichkeit für Lobbyisten, indirekt am Agenda-Setting mitzuwirken. Wenn der 
Rat auf Vorschlag der Kommission aktiv wird, darf er davon nur mit einem einstimmigen 
Beschluss abweichen. 
 
Die EU kennt im Wesentlichen vier Rechtsetzungsverfahren: 
 
 Anhörungsverfahren (Art. 308 EGV):  Der Rat leitet den Kommissionsvorschlag an 
das Europäische Parlament weiter, welches in diesem Verfahren nur das Recht  auf 
Anhörung hat. Bearbeitet wird der Vorschlag durch den zuständigen 
Parlamentsausschuss, erarbeitet einen Entschließungsantrag und wird durch das 
Plenum diskutiert und verabschiedet. Diese Stellungnahme ist zwar nicht bindend für 
den Rat, aber die Kommission kann sie ganz oder teilweise in ihrem Vorschlag 
übernehmen. Danach kann der Rat den Vorschlag verabschieden. Das 
Anhörungsverfahren wird eher bei sensiblen Bereichen der Souveränität  der 
Mitgliedstaaten angewandt z.B. Landwirtschaft, Handelspolitik, Steuern. Auch in 
Bereichen, bei der das Parlament keine Mitwirkungsbefugnisse besitzt, wird es in der 
Praxis regelmäßig konsultiert (fakultative Anhörung: das Luns-Verfahren während 
der gemeinschaftlichen Handels- und Assoziierungspolitiken und das Westerterp-
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Verfahren beim Abschluss internationaler Handelsabkommen). Eine Unterlassung der 
Anhörung kann zu einer Nichtigkeitsklage beim EuGH führen.691 
 
 Verfahren der Zustimmung: bei diesem Verfahren erhält das Europäische Parlament 
eine Vetooption. Je nachdem muss das Parlament mit der Mehrheit der Stimmen (z.B 
Errichtung der Strukturfonds; Art.161 EGV.) oder mit der absoluten Mehrheit seiner 
Mitglieder (Beitritte zur EU; Art. 49 EUV) zustimmen. Stimmt das EP nicht zu, kann 
es durch einen einstimmigen Beschluss des Rates umgangen werden. Das Verfahren 
ist bei 32 (12 Prozent) der Rechtsakte beteiligt. Das EP kann zwar nicht substantiell 
mitwirken, aber eine Vorab-Einflussnahme ausüben.692 
 
 Verfahren der Zusammenarbeit (Kooperationsverfahren, Art. 252 EGV): Das 
Europäische Parlament verfügt hier über ein „suspensives Veto“. Das Verfahren ist in 
zwei Lesungen im Rat und EP gegliedert. Der Rat legt nach dem Vorschlag der 
Kommission und der Stellungnahme des EP einen „gemeinsamen Standpunkt“ fest. 
Äußert sich das EP dazu innerhalb von drei Monaten nicht oder übernimmt es diesen 
Standpunkt, kann der Rat das Verfahren mit einer qualifizierten Mehrheit 
abschließen. Stimmt das EP nicht zu, kann dieses „suspensive Veto“ nur durch einen 
einstimmigen Beschluss des Rates in der zweiten Lesung umgangen werden. 
Änderungsvorschläge können hier von der Kommission ganz oder zum Teil 
übernommen werden. Der Rat hat die letzte Entscheidungsinstanz inne. Wenn die 
Kommission die Änderungsvorschläge des EP übernommen hat, muss sie allerdings 
nur noch mit qualifizierter Mehrheit entscheiden. Seit den Vertragsrevisionen von 
Amsterdam und Nizza hat dieses Verfahren stark an Bedeutung verloren. Anwendung 
findet es nur noch im Rahmen von vier Fällen der Wirtschafts- und Währungsunion 
und ist seit dem Jahre 2000 quasi unbedeutend.693 
 
                                                 
691 Vgl. HALTERN Ulrich (2007): S.125 f. und TÖMMEL Ingeborg (2006). S.91 
692 Vgl. HALTERN Ulrich (2007): S.125 f. ; TÖMMEL Ingeborg (2006). S.91 und WESSELS Wolfgang 
(2008): S.344 
693 Vgl. WESSELS Wolfgang (2008): S.344, HERDEGEN Matthias (2003): S.154 und TÖMMEL Ingeborg 
(2006). S.91 
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 Mitentscheidungsverfahren (Kodezisionsverfahren Art. 251 EGV):  Rat und 
Europäisches Parlament sind hier gemeinsame Rechtsetzer. Es ist ein „stark 
parlamentisiertes Verfahren“694, welches mit dem Maastrichter Vertrag eingeführt 
wurde und mit dem Amsterdamer Vertag wesentlich reformiert wurde. Das Parlament 
verfügt hier über „ein echtes Vetorecht.“695  Das Verfahren spielt als ein 
„Mehrphasenablauf“696 im Zusammenspiel der Organe ab. Es läuft zunächst ähnlich 
ab wie Kooperationsverfahren, besteht aber aus drei Lesungen. 
 
Welches Rechtsetzungsverfahren nun jeweils genau angewandt wird, ist oft nicht so 
schwierig und nicht so eindeutig, sieht man z.B. vom Verfahren der Zusammenarbeit ab:  
 
„Das Nebeneinander unterschiedlicher Verfahrensarten und die komplizierte 
Ausgestaltung der parlamentarischen Mitwirkung machen den 
Rechtsetzungsprozeß auf Gemeinschaftsebene schwer durchschaubar. Hinzu 
kommt, daß die Form der parlamentarischen Mitwirkung von der Wahl der oft 
schwer voneinander abgrenzbaren Regelungsgrundlagen abhängt und deshalb in 
manchen Fällen zufälligen Charakter trägt.“697 
 
Für die Wirtschaft und damit auch für die meisten Lobbyisten ist das 
Mitentscheidungsverfahren das bedeutendste Verfahren, denn es umfasst ein Großteil der 
Binnenmarktgesetzgebung.698 Besonders interessant ist es zudem, da sich hier das ganze 
Zusammenspiel der Organe der EU zeigt. Es soll deshalb genauer betrachtet werden, die 
Entscheidungsprozesse dazu dargelegt werden, und wie sich der Lobbyismus darauf 
eingestellt hat. Zuvor aber sollen die Strategien und Werkzeuge der Lobbyisten untersucht 
werden, welche dann beim Mitentscheidungsverfahren zur Anwendung kommen. 
 
 
 
                                                 
694 HERDEGEN Matthias (2003): S.154 
695 HALTERN Ulrich (2007): S.126 
696 WESSELS Wolfgang (2008): S.344 
697 HERDEGEN Matthias (2003): S.155 
698 Vgl. WKÖ (Hrsg.) (Februar 2007):9 
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7.3 Das Mitentscheidungsverfahren aus dem Blickwinkel der Lobbyisten 
 
 
Das Mitentscheidungsverfahren (Art.251 EGV) ist das wichtigste Rechtsetzungsverfahren 
in der Europäischen Union. Bei diesem Verfahren kann das Europäische Parlament 
mitentscheiden, da es hier ein Vetorecht besitzt und ein Rechtsvorhaben stoppen kann. So 
müssen die von der Kommission vorgeschlagenen Gesetze vom Rat und EP gemeinsam 
angenommen werden. Der Prozess umfasst bis zu drei Lesungen, kann aber bei Einigkeit 
bereits mit der ersten Lesung abgeschlossen werden. 
 
Das Mitentscheidungsverfahren wird nicht nur bei der Binnenmarktgesetzgebung 
angewandt, sondern auch beim Niederlassungsrecht, der gegenseitigen Anerkennung von 
Diplomen, der gemeinsamen Verkehrspolitik, Berufsbildung und Verbraucherschutz, 
Dienstleistungen, sowie der Umwelt - und Sozialpolitik. Als wichtigstes 
Rechtsetzungsverfahren und mit seinen Anwendungsbereichen steht das 
Mitentscheidungsverfahren klar im Zentrum der Aufmerksamkeit und Strategien der 
Lobbyisten in Brüssel. Das Mitentscheidungsverfahren setzt sich aus sieben Etappen 
zusammen, denen ein Agendasetting vorausgeht, und dann die Komitologie, sowie die 
Implementation folgt. Die jeweiligen Etappen dieses Rechtsetzungsverfahrens sind 
gleichzeitig für Lobbyisten Planungsphasen für ihre Lobbystrategie, die man wie folgt 
einteilen kann: 
 
Vorphase: Agenda-setting 
 
Phase 1:  Etappe 1 - Ausarbeitung der Initiative der Kommission 
Phase 2:  Etappe 2 - Erste Lesung im Europäischen Parlament 
 Etappe 3 - Erste Lesung im Rat  
Phase 3:  Etappe 4 - Zweite Lesung im Europäischen Parlament 
 Etappe 5 - Zweite Lesung im Rat 
Phase 4:  Etappe 6 - Vermittlungsausschuss  
Phase 5: Etappe 7 - Dritte Lesung 
 
Nachphase: Komitologie und Implementation 
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Bei der ersten und zweiten Lesung, also in Phase 1 und 2, gibt die Kommission eine 
Stellungnahme ab. Es ist also wichtig, über alle Phasen den Kontakt mit der Kommission in 
dem Rechtsetzungsverfahren aktiv zu gestalten. Zudem steht die Kommission in allen 
Phasen ständig mit dem Rat und dem Parlament in Kontakt und übt so ebenfalls stetigen 
Einfluss aus. Logischerweise müssen nicht alle Phasen auch eintreten. Phase 1 und Phase 2 
bilden bei der Planung einer Lobbystrategie den Schwerpunkt. 
 
Das Agenda-Setting bildet die Vorphase, denn damit ein Rechtsetzungsverfahren in Gang 
gesetzt wird, muss ein politischer Handlungsbedarf erkannt werden. Die Kommission muss 
einen solchen erkennen und kann mit ihrem Initiativrecht das Rechtsetzungsverfahren 
beginnen. Damit die Kommission einen Bedarf erkennt, kann man ihr aber entsprechende 
Impulse geben, dabei sind die Kabinette der Kommissare sehr wichtige Ansprechpartner.699 
Das politische System der Europäischen Union ist ein Paradies für potentielle Agenda-
Setter. Die Kommission bindet bereits hier im Rahmen ihres Prozessmanagements 
Interessensgruppen ein. Es gibt aber auch noch andere Ansatzpunkte, Themen in die EU 
einzubringen, da dies begünstigt wird durch deren nur lose verbundene Institutionen, sowie 
eine herrschende breiten Meinungs- und Interessensvielfalt im politischen System der 
EU.700 So können der Rat und auch das Europaparlament die Kommission auffordern, das 
Initiativrecht wahrzunehmen. Dies können sich Interessengruppen ebenfalls zunutze 
machen und indirekt Themen einbringen.701  
 
Besonders können sie dies durch das Europäische Parlament, aber auch über den Rat kann 
es gelingen, bestimmte Interessen anzuschieben:  
 
„Auch wenn allein der Kommission die Initiation von Gesetzesentwürfen 
(„drafts“) obliegt, so sollte dies nicht darüber hinwegtäuschen, dass die 
Anregungen dazu aus den verschiedensten Bereichen kommen. Dazu zählen 
Anstöße durch den Ministerrat oder das Parlament, durch die Mitgliedstaaten, 
oder internationale wie nationale Interessengruppen.“702 
                                                 
699 Vgl. BUHOLZER René P.(1998): S.167 
700 Vgl. PETERS Guy (2001): S.88 
701 Siehe dazu: BUHOLZER René P.(1998): S.168 
702 TEUBER Jörg (2001): S.58 
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Doch ist dieser Umweg eigentlich nicht nötig, da die Kommission selber offen für 
Initiativen ist. Man darf auch nicht vergessen, dass die Ratspräsidentschaft selber 
Initiativen über die Kommission startet, um den Schein der Neutralität auszunutzen.703 
 
Dabei muss beim Agenda-Setting eingeschränkt werden, dass Themen, welche ein 
positives Image haben, zwar relativ leicht sich auf die Agenda setzen lassen, negativ 
behaftete dagegen sehr schwer.704 In solchen Fällen können Umwege oder mehrere 
Zugänge sinnvoll sein. Außerdem kann es dadurch möglich sein, dass zum gleichen Thema 
verschiedene Akteure auch verschiedene Sichtweisen gleichzeitig einbringen. So macht 
alleine diese Vielfalt es unwahrscheinlich, eine bestimmte Version eines Themas auf der 
Agenda zu verankern.705  
 
Dass ein Anstoß von außen nicht die Ausnahme, sondern die Regel ist, zeigt eine Analyse 
der Kommissionsentwürfe von 1991, welche zeigt, dass 94% aller Gesetzesvorschläge 
ihren Anstoß außerhalb der Kommission hatten. Sie schlüsselten sich auf  wie folgt: 18% 
waren Folgeprodukte von internationalen Abkommen, 13 % auf Initiativen von 
Mitgliedstaaten, 12 % von Weißbüchern und 10% durch interne Verhandlungen, 8 % durch 
den Rat und von Firmen, sowie 2 % durch das EuGH.706 Diese Aufschlüsselung ist schon 
sehr alt, es gab sicher mittlerweilen Verschiebungen – insbesondere durch das Europäische 
Parlament- aber trotzdem zeigt es exemplarisch die Vielschichtigkeit der Einflüsse auf die 
Agendabildung. In dieser Vorphase geht es aber nicht darum, eigene Initiativen 
einzubringen, sondern vor allem zu beobachten und zu wissen, was auf der Agenda-Liste 
ansteht. Dabei stehen nicht nur die Organe (hervorgehoben die Kommission) im Fokus, 
auch eine Ratspräsidentschaft kann gewisse Agenda-Punkte anschieben oder bremsen und 
somit eine eigene Prioritätenliste durchsetzen.707 Insgesamt ist aber der Einfluss beim 
Agenda-Setting der Ratspräsidentschaft als solcher in der Fachwelt umstritten.708 Tatsache 
                                                 
703 Interview VOLLER Patrick, Generalsekretär, SME UNION of the EPP (03.04.2008) 
704 Vgl. PETERS Guy (2001): S.78 
705 Vgl. ebd. (2001): S.80 
706 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.167; Dazu auch: RIPA DI MEANA Carlo (16.10.1992): „In 1991, 
only 6 percent, or 30 of the 535 proposals were put forward by the Commission on is own initaitv [...] “. 
S.17. 
707 Vgl. CHRISTIANSEN Thomas (2001): S.142 und BUHOLZER René P. (1998): S.167 
708 Siehe dazu: SCHALK Jelmer/ TORENVLIED René/ WEESIE Jeron/ STOKMAN Frans (2007); sowie 
TALLBERG Jonas (2004) 
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ist aber, dass die Ratspräsidentschaft bei den Lobbyisten in Brüssel eine sehr hohe 
Beachtung findet. Würde man der Ratspräsidentschaft keinen Einfluss zusprechen, würden 
die Interessenvertreter sie so „ignorieren“ wie den WSA. 
 
Wenn ein Thema nun auf der Agenda-Liste platziert wurde, ist die Vorphase noch nicht zu 
Ende. Zwei Faktoren beeinflussen nun den Agendapunkt weiter. Erstens der 
Subsidiaritätstgrundsatz (Artikel 5 EGV), wonach geklärt wird, ob eine europäische 
Regelung überhaupt nötig ist. Hier können sich Lobbyisten im Diskurs einbringen  und 
einen Gesetzgebungsvorschlag befördern oder gegebenenfalls verhindern. Der andere 
Faktor ist der Vorgang, bei dem die inhaltliche und formale Abgrenzung des Themas 
erfolgt. Hierbei konkurrieren oft nationale Problemsichten miteinander und ein proaktives 
Lobbying kann gute Einflussmöglichkeiten zur Mitgestaltung bieten. Besonders die 
konzeptionelle Arbeit von Think Tanks wird von der Kommission gerne angenommen. Ein 
solches proaktives Handeln bedarf großer Ressourcen, bietet aber die größten 
Erfolgsmöglichkeiten.709 
 
Mit der Ausarbeitung der Initiative durch die jeweiligen zuständigen Dienststellen der 
Kommission beginnt die erste Phase im Mitentscheidungsverfahren für die Lobbyarbeit. 
Die Rechtsvorlage wird durch die Generaldirektionen des für das Thema zuständigen 
Kommissars erarbeitet. Gegebenenfalls werden für die Ausschüsse Experten aus den 
Mitgliedstaaten und unabhängige Sachverständige hinzugezogen. Zudem hält die 
Kommission immer öfter öffentliche Anhörungen oder Konsultationen über das Internet.710 
Für die interne Koordinierung zwischen den Generaldirektionen nimmt das 
Generalsekretäriat eine wichtige Funktion ein, welche extern auch die Beziehungen zu den 
anderen Organen betreut, sowie die Kommissionspositionen zu der Gemeinschaftspolitik 
abgleicht. Rechtlich wird diese Etappe intensiv durch den juristischen Dienst begleitet. 
Zentrale Aufgabe ist es für einen Lobbyisten, nun den zuständigen leitenden Beamten für 
den Kommissionsentwurf zu identifizieren. Dabei ist besonders ein persönliches 
Beziehungsnetz nützlich. Da der Beamte unter Zeitdruck ist und meistens einen 
zwangsläufigen Mangel an technischem Detailwissen aufweist, kann ein Lobbyist Einfluss 
                                                 
709 Vgl. BUHOLER René P. (1998): S.168 f. 
710 Vgl. WKÖ (02.2007): S.10 f. 
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gewinnen durch Hilfe bei der Erstellung eines sachlichen und juristischen Entwurfes. 
Neben der rein sachlichen Ausarbeitung der Initiative versucht die Kommission bereits 
hier, sich auch politisch abzusichern und eine breite Koalition aus Mitgliedstaaten, wie 
auch Interessengruppen für ihren Entwurf im Vorfeld aufzubauen.711 
 
Die Ausschüsse sind das zweitwichtigste Ziel der Lobbyisten in dieser Phase und haben mit 
dem wichtigen Anteil von nationalen Beamten auch immer einen wichtigen Bezug zu den 
Mitgliedstaaten. 
 
Ist die Vorlage ausgearbeitet, wird sie dem Kollegium der 27 Kommissare durch ihren 
jeweiligen Amtskollegen vorgelegt. Die Sitzungen der Kommissare werden durch die 
Kabinettchefs vorbereitet. Sie sind für Lobbyisten wichtige Ansprechpartner, sind aber 
nicht einfach oder kaum zugänglich.712 
 
Wurde nun die ausgearbeitete Initiative durch die Kommission angenommen, wird sie an 
das Europäische Parlament sowie wenn vertraglich vorgesehen oder politisch gewollt an 
den Wirtschaft- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen weiter gereicht, was 
nun die zweite Phase für den Lobbyisten einläutet. Die beiden letzen Gremien, WSA und 
AdR spielen bei den allermeisten Lobbyisten kaum eine oder gar keine Rolle. Das 
Europäische Parlament steht dagegen im genauen Fokus der Interessenvertreter. Im 
Parlament wird die Rechtsvorlage zunächst in dem zuständigen Ausschuss analysiert und 
bewertet. Dieser erarbeitet dann einen Bericht und einen Entschließungsentwurf, welcher 
empfiehlt, den Kommissionsvorschlag unverändert anzunehmen, Änderungen daran 
vorzunehmen oder ihn gänzlich abzulehnen. Wichtig ist zu wissen, dass nach Annahme des 
Berichts durch den Ausschuss einzelne Abgeordnete, Fraktionen oder der Rapporteur selbst 
oder im Auftrag einer Fraktion, noch während der andauernden Debatte im Plenum, 
Änderungen einbringen können. Lobbyisten müssen in dieser Phase so früh wie möglich in 
Erfahrung bringen, wer als Ausschussvorsitzender, Rapporteur und Shadow Rapporteur für 
den zuständigen Ausschuss bestimmt wird und umgehend Kontakt herstellen. Ein 
besonderer Erfolg ist es, wenn Experten einer Interessengruppe zu einer Anhörung eines 
                                                 
711 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.169 ff. 
712 Vgl. WKÖ (02.2007): S.11 und BUHOLER René P. (1998): S.169 
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Parlamentsausschusses eingeladen werden. Außerdem müssen in dieser Phase von 
Interessenvertretern nicht nur die Ausschüsse berücksichtigt werden, sondern auch 
wichtige MdEPs (durch Einfluss oder Kompetenz), gegebenenfalls Vertreter von 
Intergroups, sowie die Schlüsselvertreter von anderen Ausschüssen, die indirekt betroffen 
sind. Nicht vergessen darf man an dieser Stelle die wichtige Rolle der Assistenten der 
MdEPs. Auch muss man im Auge behalten, dass die Kommission meist informell mit 
Beamten der Mitgliedstaaten bei der Erarbeitung des Entwurfs bereits in Kontakt steht.713 
Das Grundfundament zum Erfolg sind gut ausgearbeitet Positionspapiere und der 
persönliche Kontakt. Ergänzend sind gezielte Fachbriefings sinnvoll.714  
 
Wenn das Europäische Parlament seine Stellungnahme abgegeben hat, kann gegebenenfalls 
die Kommission ihren Entwurf noch ändern, sowie auch die Stellungnahme von WSA und 
AdR mit einbeziehen, danach tritt der Rat auf den Plan. Die Ständigen Vertretungen der 
Mitgliedstaaten verfolgen in aller Regel aufmerksam die Entscheidungsfindung des 
Parlamentes. Der Kontakt zum Rat ist für Lobbyisten nicht einfach und sollte also schon 
beim Beginn der Arbeit des Parlaments thematisch hergestellt werden. Der Rat kann nun 
die Stellungnahme des Parlamentsplenums mit qualifizierter Mehrheit billigen und erlässt 
den Rechtsakt. Damit wäre das Rechtsverfahren bereits mit der ersten Lesung erlassen. 
Dies setzt aber eine parallele Beratung von Rat und Europäischem Parlament, verbunden 
mit einer Bereitschaft zur intensiven Koordinierung und Informationsaustausch voraus. 
Lehnt der Rat dagegen das Ergebnis ab, legt er einen gemeinsamen Standpunkt - 
gegebenenfalls mit qualifizierter Mehrheit - fest, welcher dem EP zur zweiten Lesung 
vorgelegt wird. Um beim Rat mitwirken zu können, muss der Lobbyist folgende 
Informationen in Erfahrung bringen:  
 
1. welche Ratsgruppe zuständig ist  
2. die Tagesordnungen  
3. die Verhandlungsschritte 
4. die Verhandlungsergebnisse 
 
                                                 
713 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.169 
714 Siehe dazu: WKÖ (02.2007): S.12 f. 
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Den Ratsarbeitsgruppen sitzt jeweils die Ratspräsidentschaft vor. Wichtige 
Ansprechpartner sind dafür zuständige Beamte der Ständigen Vertretung oder die 
Delegierten aus den jeweiligen Ministerien der Hauptstädte. Auch die Ministerien selber 
sind zentrale Ziele der Lobbyisten, da die Ratsarbeitsgruppen auf Grundlage von 
Weisungen des jeweiligen zuständigen Ministeriums arbeiten. Viele Dokumente und 
Protokolle findet man auf der Homepage des Rates und in der online–Datenbank der 
Ratsdokumente. Außerdem muss man die Schwerpunkte der jeweiligen Ratspräsidentschaft 
im Auge behalten. Ist diese technische Ebene auf die politisch schwierigen Fragen 
abgeschlossen, gelangt der Rechtsakt nun zum Ausschuss der Ständigen Vertreter (AStV/ 
COREPER). Wird auf dieser Ebene eine notwendige qualifizierte Mehrheit erreicht, so 
wird er als sogenannter A-Punkt beim folgenden Ministerrat ohne weitere Diskussion 
formal gefasst.715 Zu beachten ist, dass beim Rat ein Konsens angestrebt wird mittels 
Paketlösungen (`package-deals` resp. `issue linkages`).716 So muss man als Lobbyist sich 
bei den Mitgliedstaaten nicht nur auf eine Thematik konzentrierteren, sondern einen grobe 
Übersicht haben, was insgesamt deren Interessen berührt, um nicht vollständig von solchen 
Deals überrascht zu werden. 
 
Der gegebenenfalls gefasste Standpunkt des Rates geht zur Zweiten Lesung wiederum 
Parlament und den zuständigen Ausschuss. Das EP muss innerhalb von drei Monaten 
reagieren und steht somit unter großem Zeitdruck. Der Ausschuss erarbeitet eine 
Empfehlung, welche die Grundlage zur Entscheidungsfindung im Plenum ist. Dieser kann 
dann durch das EP gebilligt werden (falls das EP nach Ablauf einer Frist keine Position 
bezieht, gilt die Empfehlung ebenfalls als angenommen). Die Ablehnung mit der absoluten 
Mehrheit der Abgeordneten lässt den vorgeschlagenen Rechtsakt scheitern, oder es werden 
Abänderungsvorschläge gefasst, die ebenfalls der absoluten Mehrheit bedürfen. Der 
Handlungsspielraum für Lobbyisten ist nicht mehr so groß wie bei der 1. Lesung. Die 
Bereitschaft, einen gemeinsamen Standpunkt wieder zur Diskussion zu stellen, ist beim 
Berichterstatter nicht besonders groß. 717  
 
                                                 
715 Vgl. WKÖ (02.2007): S.15 f. 
716 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.179 
717 Vgl. WKÖ (02.2007): S.16 f. 
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Die Abänderungen vom Europäischen Parlament müssen durch den Rat innerhalb einer 
Frist von ebenfalls drei Monaten angenommen oder abgelehnt werden. Werden nicht alle 
Änderungen abgelehnt bzw. angenommen, wird der Vermittlungsausschuss einberufen. 
Diesem geht in der Regel ein informelles Dreiertreffen voraus, die sogenannten „Triloge“, 
welche auch bereits bei der ersten Lesung genutzt werden kann. Bei diesem Treffen 
entsenden der Rat, das Europäisches Parlament und die Kommission jeweils eigene 
Vertreter, die den Vermittlungsausschuss wesentlich vorbereiten und frühzeitig 
Kompromisse einleiten.718 
 
Der Vermittlungsausschuss wird vom Präsidenten des Rates im Einvernehmen mit dem 
Präsidenten des Parlaments einberufen. Der Ausschuss wird dann einberufen, wenn man 
davon ausgehen kann, dass die ausstehenden Fragen auch gelöst werden können. Er muss  
innerhalb von 6 Wochen nach der zweiten Lesung des Rates, bzw. 8 Wochen bei 
Fristverlängerung, spätestens formell zusammentreten. Danach hat er noch 6 Wochen Zeit 
bzw. wiederum 8 Wochen um zu einer Gesamtlösung zu gelangen. Die einzelnen Dossiers 
werden auch hier in A-Punkte, welche nicht Gegenstand einer Aussprache sind, und in B-
Punkte eingeteilt, die der Hauptgegenstand der Sitzung sind. Der Vermittlungsausschuss 
kann beliebig häufig innerhalb der Frist zusammentreten. Kommt es zu keiner Einigung, ist 
der gesamte Rechtsvorschlag hinfällig. Der Rat und das Parlament muss dem Kompromiss 
innerhalb von sechs bzw. acht Wochen annehmen719 Der Einfluss von Lobbyisten ist in 
dieser Phase sehr gering, aber trotzdem vorhanden:  
 
„Das Europäische Parlament lehnte am 4. Juli 2001 den Kompromiss des 
Vermittlungsausschusses betreffend die Übernahmerichtlinie ab und brachte 
damit das Vorhaben (nach 12 Jahren Verhandlungsdauer!) zu Fall. Dem 
vorausgegangen war heftiges Lobbying seitens der deutschen Industrie sowie 
deutscher Spitzenpolitiker: Ein Lehrstück wirksamen EU-Lobbyings!“720 
 
                                                 
718 Amtsblatt der Europäischen Union (30.6.2007): Abs. 7 und Abs. 8 
719 Europäisches Parlament (07.2007): S. 21 ff. 
720 WKÖ (02.2007): S.17 -  Es handelt sich um die Richtlinie 2004/25/EG betreffend Übernahmeangebote. 
Sie kam durch betreiben Deutschlands nicht zu Stande. Siehe dazu: ebd. S.17 –S.18 
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Die WKÖ weist deshalb auch besonders auf die Berücksichtigung von politischem Druck 
in EU-Entscheidungsprozessen hin, welcher eine beträchtliche Rolle in der EU spielen 
kann.721 EU-Lobbyismus sollte deshalb nie nur als technischer Vorgang verstanden 
werden, sondern auch als ein politischer. In wie weit jeweils einer dieser beiden Aspekte 
dominiert, hängt vom jeweiligen Gesetzesvorhaben ab. 
 
Insgesamt wurden von Juli 2004 bis Juli 2007 125 Mitentscheidungsverfahren (64% der 
Gesamtzahl) in erster Lesung abgeschlossen, 55 (28%) in zweiter und 16 (8%) in dritter 
Lesung im Anschluss einer Vermittlung. Zum Vergleich von 1999 bis 2004 wurden 115 
Mitentscheidungsverfahren (28%) in erster Lesung abgeschlossen, 200 (50%) in zweiter 
Lesung und 84 (22%) in dritter Lesung im Anschluss an die Vermittlung.722 Die Dauer 
eines solchen Verfahrens mit erster und zweiter Lesung beträgt ca. 2 Jahre, aber 
Ausnahmen bestätigen die Regel, welche sich Beispielsweise von wenigen Monaten bis hin 
zu 12 Jahren bewegen kann.723 
 
Abschließend kann man festhalten, dass die Wirkung eines solchen 
Entscheidungsverfahrens primär darin liegt, dass mit der Dauer des Verfahrens sich der 
komplexe Rechtsetzungsprozess vor allem in einer Kompromiss- und Konsensfndung 
ausgestaltet.724 Gleichzeitig nimmt der Einfluss durch Lobbyisten auf den 
Gestaltungsrahmen des Rechtsetzungsaktes mit seiner Dauer ab, verschwindet aber nicht 
gänzlich und kann sogar bis am Schluss einen entscheidenden Einfluss gewinnen, wie das 
Beispiel der Übernahmerichtlinie von 2001 zeigt (wenn dies auch nicht der Regel 
entspricht). 
 
 
 
 
 
 
                                                 
721 Vgl. WKÖ (02.2007): S.17 f. 
722 Europäisches Parlament (07.2007): S.10 
723 Siehe dazu: WKÖ (02.2007): S.18 
724 Siehe dazu: TÖMMEL Ingeborg (2006): S.95 f. 
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Bewertung: Das Mitentscheidungsverfahren zeigt, wie komplex das 
Gesetzgebungsverfahren in der EU ist. An ihm sind direkt und indirekt eine Vielzahl von 
Akteuren beteiligt. Dabei ist das Verfahren nicht nur von Phasen und Etappen geprägt, 
sondern gekennzeichnet von einem hohen informellen Bereich, der unter anderem auch 
dazu führt, dass der Gesetzgebungsprozess in seinem Verlauf immer schwerer zu 
beeinflussen ist, da die Verhandlungen schon sehr früh auf diese Art geführt werden. Damit 
werden wesentliche Änderungen im späteren Verlauf immer unwahrscheinlicher. 
 
Die Phase 1 ist die wichtigste und die Phase 2 die danach bedeutendste Phase. Durch die 
hohe Bedeutung des informellen Teils vermischen sich die Phasen quasi bzw. werden 
informell vorgezogen. Deshalb ist es sinnvoller, hier nicht die Phasen in den Vordergrund 
zu stellen, sondern die Beteiligung der Ebenen und deren Vernetzung. So stellt sich der 
Gesetzgebungsprozess in der EU als ein komplexes und verflochtenes System im Sinne des 
Multi-Level-Governance-Ansatzes dar. Wichtig ist auch festzuhalten, dass die 
supranationale und nationale Ebene im ganzen Prozess immer aktiv sind und sich nicht 
ablösen oder verdrängen. Was das für Auswirkungen auf den Neo- Funktionalismus und 
den Intergouvernementalismus hat, soll eine nähere Untersuchung der verschiedenen 
Lobbyschritte und- tätigkeiten im nächsten Kapitel zeigen. 
 
  
216 
 
8. Die verschiedenen Lobbyebenen, - Phasen und - Etappen 
 
 
Der Verlauf des Mitentscheidungsverfahrens und das Zusammenspiel der europäischen und 
nationalen Ebene zeigen die verschiedenen Zwänge und Mechanismen des 
Gesetzgebungsprozesses, worauf sich der Lobbyismus einstellen muss. René P. Buholz 
stellt dafür einen idealtypischen Ablauf eines erfolgreichen prozessorientierten 
Lobbyingkonzeptes mit folgenden Punkten dar:725  
 
„(1) Informationsbeschaffung, Analyse und Aufbereitung von Informationen der 
Innen- und Umwelt als Voraussetzung zur Formulierung von tragfähigen 
Lobbying-Strategien. 
 
(2) Konzeptionelle Einbindung der Lobbying Strategien in die 
Managemententscheidungen der Interessengruppen. 
 
(3) Aufbau von langfristigen Beziehungen zu potentiellen Adressaten; 
Etablierung als sachkundiger, glaubwürdiger und zuverlässiger Gesprächspartner. 
 
(4) Bereitstellung von glaubwürdigen, den Bedürfnissen der Politiker und 
Beamten entsprechenden Tauschgütern; in erster Linie Information und 
Legitimität. 
 
(5) genaue Analyse des politischen, wirtschaftlichen, finanziellen, technischen 
und sozialen Umfelds des Lobbyinggegenstandes unter Nutzung eines effizienten 
Informations-und Datenmanagements. 
 
(6) Identifikation des Entscheidungsprozesses und der relevanten Akteure (inkl. 
deren Interessen und Bedürfnisse) auf allen involvierten Ebenen (national und 
europäisch). 
 
(7) Genaue Definition der Grenzen und Möglichkeiten des Lobbyings. 
 
(8) Schmieden von Allianzen mit Trägern verwandter Interessen. Gegebenenfalls 
Bildung gemeinsamer Organisationsstrukturen. 
 
(9) Erstellung von konkreten (Zwischen-) Zielen und eines Handlungsplans. 
Bestimmung des Einflusspfades, ev. Einbezug kommerzieller Lobbyisten, sowie 
die Bestimmung der Adressaten und der einzusetzenden Tauschgüter. 
 
(10) bestmögliche Aufbereitung der Tauschgüter für die jeweiligen Adressaten. 
 
(11) Vermittlung der Tauschgüter durch den Einsatz passender Lobbytechniken 
beim richtigen Adressaten zur richtigen Zeit. 
                                                 
725 BUHOLZER René P. (1998): S.302 f. 
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Konsens erleichtert.728 Mit diesem Vorgehen versucht die Kommission „ […], ihre 
Vorschläge auch politisch abzusichern.“729 Wichtig ist dabei festzuhalten, dass jeder 
Versuch der Einflussnahme, auch Rückkoppelungen zur Folge hat, denn auch die 
Institutionen versuchen umgekehrt selber Einfluss zu nehmen bzw. einen Nutzen über den 
rein technisch-informativen Rahmen hinaus zu ziehen.  
 
Die verschiedenen Ebenen mit ihren möglichen Phasen und informellen Elementen sollen 
im Folgenden dargestellt und analysiert werden. 
 
                                                 
728 BUHOLZER René P. (1998):S.169 ff. 
729 ebd. S.170 
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8.1 Beobachtungsebene: Monitoring – inkl. Vor- und Frühwarnfunktion 
 
 
Eine der wichtigsten Funktionen des Lobbyismus ist die Radarfunktion, das sogenannte 
Monitoring - übersetzt Beobachtung bzw. Überwachung.730 Lobbyisten müssen ständig auf 
dem Laufenden in Brüssel sein, um rechtzeitig handeln oder reagieren zu können – sie 
müssen sozusagen alles Relevante auf dem Schirm haben oder, wie Verena Martelanz sagt, 
„ […] das Gras wachsen hören“731. Es ist eine Grundfunktion des Lobbyismus, das 
politische System mit allen seinen Wahrscheinlichkeiten und Überraschungen zu 
observieren.732  
 
In der Fachliteratur gibt es verschiedene Nuancierungen des Monitorings. Grob kann man 
das Monitoring in zwei Parameter einteilen:733 
 
1. General monitoring: In einem weiten und groben Rahmen wird die 
Informationslandschaft gescreent. Hier kann man  auch die Radar-/ 
Vorwarnfunktion und die Frühwarn-/ AWACS-Funktion von Manfred Strauch 
einordnen. Ersteres beinhaltet die Sammlung allgemeiner globaler Informationen. 
Taucht etwas Interessantes auf dem Schirm auf, setzt die AWACS-Funktion ein und 
man schaut sich die Sache näher an.734 Ist die Sache relevant, beginnt die 
Lobbykampagne mit der gezielten Suche von Informationen, und das Target 
monitoring wird eingeleitet. Im general monitoring werden insbesondere das 
Internet, Printmedien, Pressemeldungen, Newsletter usw. genutzt: „ […] with a 
wider scope of monitoring, the official public information is usually enough.“735 
Generell kann man die ganze Sache auch als Pressemonitoring bezeichnen. Auch 
muss auf die wichtige Bedeutung der Weiß- und Grünbücher hingewiesen werden 
wenn man einen größeren Zeitrahmen im Auge hat:  
                                                 
730 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.44 
731 Interview MARTELANZ Verena, Stellv. Leiterin des EU-Büros der WKÖ, (28.05.2008) 
732 Vgl. PFEIFER Georg (1995): S.75 
733 Vgl. GUÉGUEN Daniel (2008): S.70 f. 
734 Vgl. STRAUCH Manfred (1993): S.21 f.; siehe dazu auch: MICHALOWITZ Irina (2007a): S.74 f. 
735 GUÉGUEN Daniel (2008): S.71 – Gern genutzte Printmedien sind in Brüssel: Financial Times, European 
Voice und nationale Zeitungen. Online wird gerne EurActiv.com als Informationsquelle herangezogen. 
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„Es gibt Aktionspläne, Kommissionspläne, Weißbücher und Grünbücher 
jahrelang im Voraus, aus denen man abschätzen kann, was passieren 
wird [...]. Wir müssen jene, die das Tagesgeschäft auf dem Schreibtisch 
haben, überzeugen, dass sie sich jetzt mit etwas auseinander zu (sic!) 
setzen müssen, das Jahre später Gesetz werden könnte.“736 
 
Parallel pflegt man weiter das Brüsseler Netzwerk. Denn Lobbying setzt nicht erst 
ein:  
 
„ […], wenn ein Bedarf für Intervention gegeben ist. Die Kontakte, die 
für einen erfolgreichen Lobbyingprozess benötigt werden, sind bereits im 
Vorfeld aufzubauen und regelmäßig zu pflegen.“737  
 
Man kann diese Arbeitsphase am besten als eine Art „Stand-bye Mode“738 
bezeichnen, bei dem man wartet, dass irgendetwas passiert. René P. Buholzer weist 
daraufhin, dass auch schon auf dieser Ebene mit einem Filter gearbeitet werden 
muss, um von der Informationsfülle nicht erschlagen zu werden. Hier bietet sich 
bereits eine Strategieplanung an mittels Stärke-Schwäche Analysen, Leitbildern 
usw. Außerdem betont er, dass Monitoring nicht nur dazu dient, vor Gefahren zu 
warnen, sondern auch um Chancen zu erkennen.739 Die besondere Herausforderung 
des General monitoring liegt zusätzlich darin, auch den Beginn von informellen 
Prozessen zu erkennen und zu überwachen. 
 
2. Target monitoring: nun wird der Rahmen eng gesteckt. Informationen werden sehr 
früh und präzise ermittelt.740 Das Thema wird über alle Phasen und Ebenen des 
Lobbyprozesses verfolgt. Hier tritt der Nutzen der persönlichen Kontakte und der 
Netzwerke besonders hervor.741  So stellt Guéguen dazu auch fest, dass: „The 
deeper the monitoring, the more it requires direct contacts with the competent 
                                                 
736 SCHENNACH Barbara, Leiterin des EU-Büro der Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ). Interview mit 
STANZL Eva (2006) (Abgerufen 1.April 2009) 
737 FISCHER Klemens H. (2005): S.110 
738 TEUBER Jörg (2001): S.137 
739 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): 44 f. 
740 Vgl. STRAUCH Manfred (1993): S.22 
741 Siehe dazu auch: BENDER Gunnar/ REULEKE Lutz (2004): S.38 
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officials […] “742 . So kann man zumindest einen Teil des Target monitoring als 
politisches Monitoring bezeichnen.743 Generell sollte und wird auch nicht nur der 
politische Bereich überwacht, sondern auch alle Individuen und 
Interessenvertretungen. Diese beinhalten Konkurrenz, Wissenschaft, Verbände, 
Gewerkschaften – aber auch Kunden, Lieferanten, Standortgemeinden usw. Die 
Erarbeitung eines solchen Gesamtbildes wird durch das Stakeholder-Monitoring 
geleistet744 Im Target Monitoring sind besonders „nicht-öffentliche“ Informationen 
im Focus wie z.B. Berichte der Expertengruppen des Rates, Agenda, 
Teilnehmerlisten und Berichte der Komitologiegruppen, detaillierte Informationen 
über Lobbystrategien der anderen Wettbewerber / Lobbyisten - eben Insider-
Informationen jeglicher Art.745 
 
Gerade beim General monitoring muss man nochmals auf die Bedeutung der Euroverbände 
hinweisen. Sie leisten eine Informations- und Frühwarnfunktion für nationale Verbände 
und deren einzelne Mitglieder. Zudem können sie Kontakte vermitteln und somit eine Art 
Türöffnungsfunktion einnehmen.746  Generell ist Monitoring ein ständiger Arbeitsprozess. 
 
Auch Landesvertretungen haben die Wichtigkeit eines Frühwarnsystems erkannt. In der 
Bayerischen Vertretung wurde das sog. EFA Projekt eingerichtet. Dieses dient dazu, 
gemeinsam mit den verschiedensten Akteuren, unter anderem den Vertretungen der 
anderen deutschen Länder, das Arbeitsprogramm der KOM auszuwerten und frühzeitig 
Dossiers zu identifizieren, bei denen erste Eckpunkte für Positionen oder Beiträge zu 
Folgenabschätzungen der KOM ausgetauscht und erarbeitet werden können. 747  Dieses 
bayerische Projekt ist dabei nicht unumstritten bei den anderen Landesvertretungen.748 Eine 
verbindliche Koordinierung von Länderpositionen erfolgt allerdings nur über den 
Bundesrat und über die Konferenz der Europaminister. Dies ist beispielsweise zuletzt bei 
                                                 
742 GUÉGUEN Daniel (2008): S.71 
743 Siehe dazu: BUSCH-JANSER Florian (2004): S.88f. 
744 Vgl. BUSCH-JANSER Florian (2004): S.89 
745 Siehe dazu: GUÉGUEN Daniel (2008: S.75 
746 Vgl. KOHLER-KOCH Beate/ CONZELMANN Thomas/ KNODT Michèle (2004): S.236 
747 Information erhalten durch MR Dr. Gregor Biebl (2008). Leiter des Büros des Staatsministers für Bundes- 
und Europaangelegenheiten/ Bayerische Staatskanzlei. 
748 Interview FREERICKS Michael H., Vertreter des Landes Niedersachsen bei der EU ( 07.05.2008) 
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von seiner passiven Rolle zu einem Aktivist. Ihm muss es also gelingen, bei der Agenda-
Bildung mitzuwirken. Dies können nicht alle Akteure wirklich leisten. 
 
Bewertung: Das Monitoring in der EU stellt den Lobbyisten vor zwei besondere 
Herausforderungen: Erstens sehr frühzeitig an Informationen zu gelangen und zweitens das 
dabei der informelle Raum von großer Bedeutung ist. Daraus lassen sich drei 
Konsequenzen ableiten: erstens muss ausreichend Wissen über die informellen Abläufe der 
Gesetzgebungsprozesse in der EU vorhanden sein, zweitens braucht der Lobbyist ein 
funktionierendes Netzwerk und drittens muss er ständig vor Ort sein, sprich, sich in Brüssel 
aufhalten. Dies können nur spezialisierte, gute vernetzte und Ressourcen starke zivile 
Akteure. Zum Teil können finanzstarke Akteure eventuelle Nachteile wettmachen, indem 
sie externes Wissen und Netzwerke hinzukaufen können.  
 
Solche Rahmenbedingungen sind Indizien für eine Entkoppelung der europäischen 
politischen und bürokratischen Ebene von der nationalen Öffentlichkeit der 
Mitgliedstaaten. Die Europäische Union ist das Betätigungsfeld von Spezialisten, Experten 
und ressourcenstarken Interessenvertretern – dies entspricht der ersten Entwicklungsphase 
des Neo-Funktionalismus. Diese erwartet aber später ein „spill-over“ und damit eine 
Vertiefung und Verbreiterung der europäischen Ebene. Das Problem ist nur, dass der 
Eindruck entsteht, dass diese Entkopplung eher zu einer Entfremdung führt und der 
gesellschaftliche „spill-over“ ausbleibt. So fehlt bisher eine aufmerksame europäische 
Öffentlichkeit. Gesellschaftliche Öffentlichkeit reduziert sich auf den nationalen Raum, es 
wird sogar immer mehr eine Europa-Verdrossenheit festgestellt. Die Herausforderung im 
monitoring zeigt schon auf dem ersten Blick wie unzureichend sich viele Akteure 
beteiligen können am Gesetzgebungsprozess, oft erfahren viele Akteure von 
Entscheidungsprozessen wenn ein effektives Mitwirken schon ausgeschlossen ist. Dies 
führt zu  einer unzureichenden demokratischen Beteiligung von gesellschaftlichen 
Akteuren. Wirklicher und effektiver Bezugspunkt bleibt so für diese nur der Nationalstaat, 
welcher sich mit den Argumenten des Intergouvernementalismus interpretieren lässt. Auch 
öffentlichen Akteuren bereitet das Agieren auf der europäischen Ebene große Probleme.  
Öffentliche Akteure von Ländern mit föderalen Strukturen drohen bei der Beteiligung von 
Gesetzgebungsprozessen erheblich benachteiligt zu werden. Um dies zu verhindern müssen 
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sie sich selbst auf europäischer Ebene informieren bzw. sogar selber die Prozesse 
überwachen. Ansonsten werden sie unter Umständen zu spät durch ihre nationalen 
Regierungen in Kenntnis gesetzt und können sich nur unter dem „Handicap“ als ein letztes 
Glied der Informationskette am Gesetzgebungsprozess (insbesondere dem informellen) 
beteiligen. Das EEA Projekt Bayerns ist ein gutes Beispiel für Versuche, solche neuen 
Herausforderungen zu managen. Die Schwächung föderaler staatlicher Akteure muss nicht 
den Mitgliedstaat schwächen – diese Entwicklung kann ihn im Sinne eines Zentralstaates 
stärken. Im Sinne des Intergouvernementalismus gewinnt eine nationale Regierung wieder 
Handlungsmacht hinzu, und damit ist diese Entwicklung in ihrem Interesse. Andererseits 
zeigt dies auch, dass staatliche Akteure grundsätzlich Einfluss verlieren können, und ihre 
Rolle nicht festgeschrieben ist – dies könnte auch für einen Nationalstaat gelten. 
 
Es zeigt sich, dass ein Bedeutungszuwachs der europäischen Ebene zivile und öffentliche 
Akteure vor Hürden stellt, die sie nicht alle gleich gut meistern. Die Mehrheit bleibt auf 
den Nationalstaat angewiesen – als Informant, Netzwerk- und Ansprechpartner. Nur 
wenige Akteure können sich im neo-funktionalistischen Sinne am Gesetzgebungsprozess 
beteiligen, die meisten verharren (zwangsläufig) beim Nationalstaat - dessen 
„Überwindung“ wird für diese eine Bedrohung ihrer Mitwirkungsmöglichkeiten. An dieser 
Stelle findet man den Kern des Widerstandes, den man schon bei Globalisierungsgegnern 
finden kann – so bleibt der Intergouvernementalismus trotz des „Wegfalls“ von Grenzen 
aktuell. 
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8.2 Analyseebene: Politische Bewertung und Strategieentwicklung 
 
 
In der Analyseebene entsteht die eigentliche Lobbykampagne. Hier werden alle 
gewonnenen Informationen aus – und bewertet. Dabei laufen durch das Target Monitoring 
ständig neue Informationen ein und verlangen von einem Lobbyisten eine hohe Flexibilität 
ab, da sich damit auch fundamentale Änderungen der Lage ergeben können. Analysiert 
werden aber auch (immer wieder neu) die eigenen Möglichkeiten, d.h. die Ressourcen, das 
Netzwerk, Kooperationen etc. Außerdem müssen neue Freunde, Feinde und  erkannt und in 
die Planungen einbezogen werden.752 All dies fließt ein in eine Gesamtstrategie potentielle 
Koalitionen etc., welche manchmal wie eine militärische Feindlagebeurteilung anmuten 
kann, und so meint van Schendelen auch: „A lobby campaign is, in this respect, not 
different from a military one; only the weapons and the manners have become civilised.“753 
 
Den Analysevorgang von nicht-öffentlichen Informationen nennt Daniel Guéguen 
„Business Intelligence“, er hat eine zentrale Bedeutung bei der Strategiefindung. Definiert 
werden kann Business Intelligence als: „The capacity to obtain non-public information and 
to anticipation, organization, establishment, action (, ; d. Verf.) and influence.“754 Dieser 
Analysevorgang baut auf Informationen auf, die im Wesentlichen durch persönliche 
Kontakte sowie aus den jeweiligen Netzwerken gewonnen werden. Die Herausforderung 
liegt darin, sich aus diesen Informationen ein unverfälschtes Gesamtbild der Lage bzw. 
Arena zu bilden. Diese Art von Informationen haben in der Regel immer auch strategischen 
Informationsgehalt.755 An dieser Stelle können auch viele Fehler gemacht werden, welche 
die gesamte Lobbykampagne gefährden.756 
 
Ausgangspunkt einer Strategie ist immer die Definition von eigenen Zielen und 
Prioritäten.757Wenn nun eine Handlungsstrategie gewählt werden soll, wird diese am besten 
                                                 
752 Vgl. SCHENDELEN Rinus van (2003): S.310 f. 
753 ebd.: S.309 
754 GUÉGUEN Daniel (2008): S.75 
755 Vgl. ebd.: (2008): S.75 
756 Siehe dazu: SCHENDELEN Rinus van (2003): S.311 
757 Siehe dazu: LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001): S.91 
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mittels einer Portfolio-Analyse ermittelt. Diese ermöglicht auch, mehrere Themen 
zueinander nach ihrer Bedeutung bzw. Auswirkung für die Interessengruppe und der 
potentiellen Beeinflussbarkeit zu bewerten.758 So können Prioritäten gesetzt und eine 
angemessene Strategie gewählt werden, was wichtig ist, da die Ressourcen begrenzt sind. 
Spätestens hier muss auch festgestellt werden, ob es nicht schon zu spät ist und die Sache 
zu weit im Gesetzgebungsprozess fortgeschritten ist, um sie noch beeinflussen zu können. 
Einen solchen Fall nennt man „dead horse“ und seine Bearbeitung ist reine 
Ressourcenverschwendung. Berücksichtigen muss man auch den politischen Gehalt eines 
Themas: 
 
„ […] man kann nicht jedes Thema in der gleichen Form angehen, es gibt solche 
Themen, die sind weniger emotional belastet als andere - sind reine  
Sachkundethemen. Es gibt andere, wo gewisse Interessenskreise, schon ehe die 
Diskussion auf europäischer Ebene beginnt, eine gewisse emotionale 
Vorgefasstheit bei der Bevölkerung und natürlich auch bei einem Politentscheider 
entwickeln, da sind naturgemäß die Strategien anders anzugehen, denn der 
Politentscheider ist natürlich immer seinem eigenen Politkreis verantwortlich 
[…]“759 
 
Für die Beurteilung der Beeinflussbarkeit einer Vorlage gilt es deshalb verschiedene 
Punkte zu berücksichtigen. Von diesen Aspekten hängen die Chancen einer Beeinflussung 
ab:760 
 
- „der Phase der Entscheidungsfindung, in der sich die Vorlage befindet (je früher desto 
besser) 
- der Charakteristik der Vorlage (je fachspezifischer desto besser) 
- den verfügbaren Lobbying-Kapazitäten (je adäquater desto besser) 
- dem nutzbaren Beziehungsnetz (je grösser desto besser) 
- der Haltung der öffentlichen Meinung (je unterstützender desto besser) 
                                                 
758 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.46 
759 Interview SONDERMANN Alexander, selbständiger Lobbyist (09.06.2008) 
760 BUHOLZER René P. (1998): S.46 
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- der Übereinstimmung mit den generellen Doktrin der Politiker und Beamten (je identischer 
desto besser) 
- dem Verhalten konkurrierender Interessengruppen (je desinteressierter desto besser) 
- dem Verhalten unterstützender Interessengruppen (je engagierter desto besser) 
- der möglichen Bildung von Allianzen (je umfassender desto besser)“ 
 
Im Wesentlichen kann man die Strategieplanung von Lobbyisten modellhaft in drei Stufen 
einteilen, welche jeweils eigene Strategieentscheidungen beinhalten. Diese jeweiligen 
Strategien können, je nachdem welche Taktiken angewandt werden, sich nochmals 
differenzieren.  
 
A. Stufe: Wahl der Handlungsstrategie:761 
 
1. passive Strategie  
2. aktive Strategie  
 
B. Stufe: Wahl der inhaltlichen Strategie: 
 
1. negative Strategie (defensive Strategie) 
2. positive Strategie (pro-aktive Strategie) 
3. Doppelstrategie (europäische – und nationale Strategie) 
 
C. Stufe: Wahl der Kommunikationsstrategie und der strukturellen Instrumente: 
 
1. multi-voice-Lobbying 
2. grass-roots-Lobbying 
3. strukturelle Instrumente: Allianzen, externe Dienstleister, Verbände usw. 
 
Bei Stufe A ist für die Auswahl der Handlungsstrategien die Bedeutung des Themas für die 
Interessengruppe der entscheidende Faktor. Passive Strategien eignen sich vor allem für 
                                                 
761Siehe dazu.: GUÉGUEN Daniel (2008): S.117; TEUBER Jörg (2001): S.136 und 139 f.; BUHOLZER 
René P. (1998):47; PFEIFER Georg (1995): S.74 f.; STRAUCH Manfred (1993) 43 ff. 
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Themen, bei denen eine erfolgreiche Beeinflussung kaum anzunehmen ist. Trotzdem 
empfiehlt sich eine zumindest passiv – antizipierende Strategie, falls das Thema von großer 
Bedeutung für die Interessengruppe ist. Ansonsten genügt eine passiv - reaktive 
Strategie.762 Eine reaktive Strategie kann aber auch einfach aus einer eigenen 
Handlungsunfähigkeit und einem Mangel an Einfluss resultieren – in diesem Sinne ist sie 
eigentlich gar keine Strategie, sondern nur ein paralysierter Zustand. Davon können gerade 
Verbände betroffen sein.763 Man kann aber auch einfach als Trittbrettfahrer von den 
Aktivitäten anderer Interessengruppen profitieren, wenn entsprechende Absprachen 
erfolgen.764 Aktive Strategien werden angewandt, wenn eine Aussicht auf Einflussnahme 
besteht, doch sollte hier auch trotzdem eine Kosten-Nutzen-Abwägung erfolgen.765  
 
Bei Stufe B gibt es die Auswahl zwischen einer negativen und einer positiven Strategie. 
Die negative Strategie ist: „ […] a strategy of opposing, blocking and refusing, but without 
proposing any credible alternatives“766. Besonders stark verbreitet war diese Strategie, als 
noch ein Veto von einem einzelnen Staat ein Gesetzesvorhaben im Rat aufhalten konnte.767 
Seitdem der Mehrheitsentscheid im Rat dominiert, ist diese Strategie eher kontraproduktiv 
mit ihrer reaktiven bzw. blockierenden Argumentationsweise.768 Als defensive-Strategie - 
Variante kann sie aber aus zwei Gründen sinnvoll sein – es muss Zeit gewonnen werden, 
damit sich die Interessengruppe den neuen Anforderungen anpassen kann - oder jeder Tag, 
der länger den Status qou erhält, bring einen lukrativen Mehrwert/ Gewinn.769 Als Beispiel 
kann man die Europäische Zuckermarktordnung nennen.770 Besonders Sektoren wie die 
Agrarindustrie, Forstwirtschaft, Transportwesen oder Hochseefischen wenden diese 
Strategie eher an. Diese Wahl kann aber auch an der Tradition oder Mitgliederkultur usw. 
des jeweiligen Sektors beeinflusst sein.771 Als Interessengruppe sollte man diese Strategie 
nicht zu oft anwenden, denn niemand mag auf Dauer Blockierer und unkonstruktives 
                                                 
762 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.47 
763 Vgl. GUÉGUEN Daniel (2008): S.123 
764 Vgl. LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001): S.92 
765 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.47 
766 GUÉGUEN Daniel (2008): S.119 
767 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.138 
768 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007b): S.77 
769 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.47 f. 
770 Siehe dazu: GUÉGUEN Daniel (2008): S.121; Die erste einheitliche Zuckermarktordnung trat 1968 in 
Kraft. 
771 Vgl. ebd.: (2008): S.120 
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Verhalten.772 So sind auch ganz schnell die Sympathien verspielt und die Türen 
verschlossen: „Für Interessenvertreter ist damit reaktives Handeln, so wichtig und 
unvermeidbar es im Tagesgeschäft  auch sein mag, immer ein zweischneidiges Schwert.“773 
Mit der Entwicklung der Europäischen Union und der Dominanz der 
Mehrheitsentscheidung ist ein „konstruktives, proaktives `europäisches` Lobbying“774 am 
erfolgversprechendsten. Positives Lobbying oder auch „Pro-active lobbying“775 beinhaltet 
die Methode eines „Yes, but […]“ anstatt eines „No, because […]“.776. Man beeinflusst 
durch Mitgestaltung, man zeigt Alternativen auf und bringt Verbesserungsvorschläge: 
„Eine positive Argumentation bedeutet vor allem, pro aktiv und konstruktiv statt reaktiv 
und/ oder blockierend zu argumentieren.“777 Man kann hier einfach sagen: „Lobbyismus 
will aufgrund von Fakten beeinflussen - Lobbyismus heißt auch Kompromisse machen“778. 
Kompromisse erreicht man dann, wenn man sich einbringt, etwas beiträgt und verzichten 
kann. Dabei entsteht langfristig eine positive Reputation, welche sich vielleicht nicht 
immer gleich auszahlen muss, aber den Ruf eines positiven Verhandlungspartners schafft 
und sich später auszahlt.779 Nicht immer ist aber diese Strategie mit den zu vertretenden 
Interessen vereinbar und doch muss man ihr folgen, um keinen Glaubwürdigkeitsverlust zu 
erlangen und damit Einfluss zu verlieren: 
 
„ […] so werden Interessengruppen in eine proaktive-konstruktive Mitarbeit 
hineingezogen, auch wenn dies ihren eigenen Zielen widerspricht. Denn sie 
müssen nun konstruktiv an Gesetzen mitarbeiten, die sie eigentlich zu verhindern 
suchen.“780 
 
Ein Ausweg kann die konstruktive Oppositionshaltung bieten. Sie will aufzeigen, dass 
bestehende Gesetze ausreichen und nur konsequent angewandt werden müssen.781 Dies 
kann besonders im Rahmen der Anti-Bürokratie-Maßnahmen der EU ein erfolgreiches 
                                                 
772 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.138 
773 LAHUSEN Christian/ JAUß (2001): S.97 
774 BUHOLZER René P. (1998): S.280 
775 GUÉGUEN Daniel (2008): S.123 
776 Nach Kommissar Sir Elon Brittan – siehe dazu: BUHOLZER René P. (1998): S.280 
777 MICHALOWITZ Irina (2007b): S.77 
778 Interview CLERENS Patrick, Clerens Consulting  (20.05.2008) 
779 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007b): S.77 
780 LAHUSEN Christian/ JAUß (2001): S.97 
781 Vgl. ebd.: (2001): S.98 
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Argument sein, denn die Kommission möchte in der Öffentlichkeit nicht mehr als ein 
Problemverursacher, sondern – löser auftreten. Bei der Strategieplanung muss auch die 
nationale Komponente einbezogen werden, welche bei 27 Mitgliedstaaten Ressourcen 
aufwendig ist, aber nötig ist, da: 
 
 „ […] wirksame Interessenvertretung auf eine Doppelstrategie setzen muss: 
Anliegen sind sowohl auf europäischer als auch nationaler Ebene in den 
Gesetzgebungsprozess einzubringen“ 782 
 
Dies ist nicht nur wichtig für den Zugang zum Rat, zu nationalen Beamten, die bei der 
Gesetzgebung der EU mitarbeiten oder den Expertenausschüssen, sondern auch für die 
erfolgreiche Bildung von Koalitionen, die Nationen übergreifend sind.783 Daniel Guéguen 
bezeichnet diese Doppelstrategie „another form of coalition“784 
 
Bei Stufe C, der Wahl der Kommunikationsstrategie, geht es vor allem um die 
Kommunikationskanäle, die man nutzen will. Lobbyisten nutzen möglichst viele Kanäle, 
um sicherzustellen, dass ihre Botschaft ankommt. Diese Maßnahme liegt nicht alleine 
begründet im politischen System der EU mit ihren vielen Adressaten und Einflusspfaden, 
sondern auch in der Konkurrenz der großen Anzahl von Interessenvertretern, in deren 
Masse man leicht untergehen kann.785 René P. Buholzer bezeichnet diese Strategie als 
multi-voice-Strategie, bei der man besonders auf eine kohärente Position achten muss: 
„The more voices you have saying the same thing, the better it is.“786 Es muss in diesem 
Sinne auch entschieden werden, ob und welche zusätzlichen strukturellen Instrumente 
eingesetzt werden, d.h. verpflichtet man externe Dienstleister, soll die Interessenvertretung 
durch einen Verband erfolgen (bei dem man selber Mitglied ist) oder über die eigene 
Unternehmensrepräsentanz etc. Jede der verschiedenen Formen des Lobbyismus hat ihre 
Vor- und Nachteile. Doch sind die Vorteile nicht für sich alleine eingesetzt besonders 
wirkungsvoll, sondern „häufig wird ein Interessenerfolg erst durch das Zusammenwirken 
                                                 
782 WKÖ (Hrsg.) (Februar 2007): S.26; Siehe dazu auch GUÉGUEN Daniel (2008): S.130 f. 
783 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.270 
784 GUÉGUEN Daniel (2008): S.130 
785 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.274 
786 JENNINGS Jeremy (Leiter der englischen Industrievereinigung (CBI)): zitiert nach BUHOLZER René P. 
(1998):S.275 
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mehrerer Interessenvertretungsinstrumente ermöglicht.“787 Zu diesen strukturellen 
Instrumenten kann man auch die Bildung von Allianzen rechnen. Bei den Möglichkeiten 
der Allianzen muss eine Wahl zwischen concentric coalitions, issue management coalition, 
unlikely coalitions oder  Kumpel-Allianzen getroffen werden. Dabei hat man die 
Möglichkeit, entweder auf langfristig angelegte (meist schon bestehende) Allianzen 
zurückzugreifen oder kurzfristig Ad-hoc-Allianzen einzugehen. Eine besondere 
Herausforderung stellt dabei die Koordination und Kommunikation bei der 
Interessengruppe (Unternehmen etc.) dar, welche bei Allianzen noch komplexer sind.788 
Zudem kann man zwischen direkter und indirekter Interessenvertretung wählen. Als direkte 
Interessenvertretung wird der offene Kontakt zu Entscheidungsträgern in Politik und 
Administration bezeichnet. Die indirekte Interessensvertretung bezeichnet Aktionen, die 
sich an die Öffentlichkeit (z.B. durch Pressekampagnen) wenden, und beinhaltet auch 
rechtliche Schritte, wie die Überprüfung eines Gesetzes, Verfahrensweisen oder einen 
Einspruch gegen Entscheidungen von Behörden.789 Die Mobilisierung der Öffentlichkeit 
erfolgt im Zuge von sogenannten grassroots campaigns, die klassisch durch 
Unterschriftenaktionen und Demonstrationen bekannt sind, sowie durch Massenbriefe (-
emails) und Telefonaktionen.790 Sie werden besonders oft von nicht-wirtschaftlichen 
NGO´s angewandt. Der Erfolg ist aber nicht oft gegeben und birgt die Gefahr auf Dauer ein 
hohes Konfliktpotential mit den Europäischen Organen aufzubauen. Eine grassroot 
campaign kann damit zu einem Bumerang für die Interessensgruppe werden.791 
 
In diesen Rahmen gehört auch die Einbeziehung der Medien, welche sich von einfachen 
Presserklärungen, Einladung von Presseleuten zu Veranstaltungen bis hin zu ganzen 
Kampagnen bewegen kann.792 Als indirektes europäisches Lobbying  kann auch der 
Kommunikationsweg über die nationalen Regierungen bezeichnet werden: „ […] wodurch 
ein kaum strukturierbares Netzwerk an Routen entsteht, welche die Europäische Union zu 
dem machen, was sie ist: ein komplexes politisches Mehrebenensystem.“793 Dies ist 
                                                 
787 JOOS Klemens (1998): S.109 
788 Siehe dazu: JOOS Klemens (1998): S.110 ff. 
789 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.139 f.; Siehe dazu auch: FISCHER Klemens H. (2005): S.107 
790 Vgl. FISCHER Klemens H.: S.106 und TEUBER Jörg (2001): S.140 f. 
791 Interview CAMPI Giovanni, Policy Adviser, Eurochambres (10.06.2008) 
792  Siehe dazu: FISCHER Klemens H. (2005): S.70 f. 
793 PFEIFER Georg (1995): S.76 
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Außerdem ist es immer wichtig, einen Krisenplan für unerwartete schnelle Entwicklungen 
oder Ereignisse aufzustellen.797 
 
Nach dem Abschluss dieser Lobbyebene mit den oben dargelegten Arbeitsschritten - der 
Analyse und der strategischen Planung, der Identifizierung von potentiellen 
Allianzpartnern und der Einrichtung der Richtlinien zur Koordination der eventuell zu 
startenden Kampagne - folgt die Ebene des aktiven Lobbyismus. 
 
Bewertung: Der Strategiewandel von einer negativen Position zu einer in der Regel 
positiven Strategie zeigt, dass scheinbar die Auswirkungen des „Luxemburger-
Kompromiss“ überwunden wurden. Dies führte auch zu einer verstärkten europäischen 
Strategie, ohne aber eine nationale Lobbyarbeit zu ersetzen. Eine Ursache liegt sicher auch 
darin, dass es zwar meistens Mehrheitsentscheidungen im Rat gibt, doch dominiert bei den 
Verhandlungen der Konsens. Dabei kann der Einfluss der einzelnen Staaten nicht von den 
Lobbyisten ignoriert werden. Diese Entwicklung ist im Sinne eines „stop and go“ des Neo-
Funktionalismus. Entwicklungsstopps und Rückschritte können zwar vorkommen, aber die 
fortschreitende europäische Integration nur zeitweise aufhalten. 
 
Ergänzt wird diese positive Strategie durch ein multi-voice-channel-Lobbying, die auch die 
nationale Ebene miteinbezieht und sich an alle relevanten EU-Organe wendet. Dieses 
Vorgehen deckt sich mit der Idee des  Multi-Level-Governance-Ansatzes.  
 
Dass nun dagegen grass-roots-Lobbying so selten eingesetzt wird, spricht für den Mangel 
an einer aktivierbaren europäischen Öffentlichkeit. So scheint der liberale 
Intergouvernementalismus Recht zu haben, dass es nur innerstaatlich eine relevante 
Öffentlichkeit gibt. Dies würde den Nationalstaat in seiner Position als Vertreter dieser 
einzigen Öffentlichkeit stark aufwerten.  
                                                 
797 Siehe dazu: BENDER Gunnar/ REULECKE Lutz (2004): S.138 ff. 
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8.3 Ausführungsebene: Aktives Lobbying – Einsatz von Maßnahmen  
 
 
Nach der Beobachtung, der Analyse und der Entscheidungsfindung kommt es in der 
Ausführungsebene zur praktischen Umsetzung des Lobbyismus. Das Handwerk des 
Lobbyisten ist die Kommunikation. Mit der Kommunikation begibt sich der Lobbyist in 
das Feld der Public Relation. Der Lobbyist wird zu einem Informationsmakler und 
Informationen zu einer strategischen Waffe.798. Die schriftliche und persönliche 
Kommunikation sind die wichtigsten Instrumente des Lobbyismus:  „Schriftliche 
Stellungnahmen und Positionspapiere zählen – neben persönlichen Vorsprachen - nach wie 
vor zum grundlegenden Rüstzeug des Interessenvertreters.“799 
 
Lobbyisten nutzen alle schriftlichen Informationsarten und Präsentationsformen. Diese 
reichen von präzisen Detailinformationen, kurzen bis umfangreichen Positionspapieren, 
Studien bis zu umfangreiche Gutachten. In der Regel sollte man sich bei der ersten 
Informationsübermittlung an grundlegende Handlungsanleitungen halten: prompte und 
kurze Übermittlung der Information – der Inhalt muss sachlich, verständlich repräsentativ 
und glaubwürdig dargestellt sein.800 Das Entscheidende ist dabei: „ […] die Information so 
aufzubereiten, dass sie ohne weiteres in den Entscheidungsprozess einfließen kann.“801 Die 
WKÖ nennt für ein ideales Positionspapier folgende Punkte: 802 
 
 „Das Positionspapier sollte von einem Anschreiben begleitet sein und eindeutig 
seine Herkunft (Organisation, Ansprechpartner, Adresse, Telefon, etc.) 
erkennen lassen.  
 Beinhaltet eine Kurzvorstellung der eigenen Organisation, wobei vor allem die 
Repräsentativität herausgestrichen werden sollte.  
 Kurz und prägnant sollen Positionspapiere sein, welche die Anliegen auf den 
Punkt bringen und diese durch eine stichhaltige Argumentation untermauern. 
                                                 
798 Vgl. LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001): S.98 
799 WKÖ (Hrsg.) (02.2007): S.19 
800 Vgl. LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001): S.100 f. 
801 STRAUCH Manfred (1993): S.46 
802 WKÖ (Hrsg.) (02.2007): S.20 
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 Optisch rasch erfassbar, sollte jedem Positionspapier eine 
Kurzzusammenfassung („executive summary“) der wichtigsten Anliegen 
vorangestellt sein.  
 Der Hauptteil des Positionspapiers sollte möglichst übersichtlich die erwähnten 
Punkte aufgreifen und kurz umschreiben. Zu jedem dieser Punkte gehört 
schließlich eine Hintergrunddarstellung.“ 
 
Die gesamte Palette der Kommunikationsinstrumente des Lobbyings zur Vermittlung von 
Tauschgütern / Positionen kann man in zwei Gruppen unterteilen: Erstens monoprozessuale 
Instrumente gegenüber Abgeordneten oder Beamten wie z.B. Telefonat, e-Mail, Besuch, 
Briefing, Stellungnahme/ Positionspapier u.a. und zweitens in polyprozessuale Instrumente 
für mehrere Zielpersonen (auch aus verschiedenen Institutionen) in Form von Workshop, 
Working Breakfast/ Dinner/ Lunch, Parlamentsabend u.a.803 Eine andere Möglichkeit ist 
die Einteilung in direkte Kommunikationsinstrumente (Persönliches Gespräch mit 
Politikern und Beamten; Aussagen/ Auftreten bei Hearings; Assistenzleistungen für 
Beamte oder Sachbearbeiter u.a.) und indirekte Kommunikationsinstrumente (Initiierung 
von Unterschriftensammlungen, eMail-, Massenbrief- oder Telefonaktionen; Beeinflussung 
der Mitarbeiter, Medienarbeit und Public-Relation–Methoden des Grass-Roots-
Lobbying:).804 Wie diese verschiedenen Instrumente genutzt werden, ist durch die jeweilige 
Strategie vorgegeben, welche die Art der Verhandlung festlegt und in den 
Verhandlungstaktiken mündet. Sie bezieht dabei psychologische, soziale und kulturelle 
Regeln ein.805 Trotz all dieser Möglichkeiten bleibt der persönliche Kontakt im 
Mittelpunkt: 
 
„Das Kernstück erfolgreicher Informationsvermittlung bleibt trotz 
Internetzeitalter das persönliche Gespräch mit den fachlich zuständigen 
Entscheidungsträgern in Kommission, Parlament und Mitgliedstaaten.“806 
 
                                                 
803 Nach: JOOS Klemens (1998): Kapitel 3.4 Prozessuale Instrumente S.113- S.119 – vom Verfasser ergänzt 
804 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.140 
805 Siehe dazu: FISCHER Klemens H. (2005):  IV. Kommunikationsprozesse rund um die 
Entscheidungsgremien. 
806 WKÖ (Hrsg.) (02.2007): S.18 
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Um diese persönlichen Kommunikationskanäle offen zu halten, bedienen sich einige 
Lobbyisten einer besonderen Form des informellen Lobbyismus, dem sogenannten social- 
Lobbying, zu dessen Formen z.B. Parties, Reisen und Geschenke etc. zählen. Diese 
Unterart des Lobbyings befindet sich in einer „Grauzone“ der Legalität807 „Harmlos“ ist 
dagegen das social Lobbying in Form von gemeinsamen Mittagessen oder Abendessen von 
Lobbyisten und Zielpersonen: „ […] Essen-Gehen (sic!) ist ein wichtiger Bestandteil des 
Lobbyings.“808 Dieses social-Lobbying wird aber auch unter den Lobbyisten gepflegt und 
nimmt beim Informationstausch einen wichtigen Platz ein.809 
 
Legal aber sicher unseriös sind Versuche, mittels Masseninformationsgut die Organe zu 
behindern oder sogar lahmzulegen, so berichtet Barbara Schennach: „Es gab […] schon 
Computerdossiers, die Lobbyisten mit E-Mail-Bombardements lahmgelegt haben, etwa bei 
der Softwarepatentrichtlinie […] “810 Dies muss aber nicht immer absichtlich sein, sondern 
kann einfach eine Übertreibung der multi-voice-Strategie sein. Es ist klar, dass es 
kontraproduktiv wirkt, wenn dreißigmal der gleiche Brief von verschiedenen Absendern 
bei ein und demselben Kommissionsbeamten eingeht.811 Ebenfalls kontraproduktiv sind 
unglaubwürdige oder unplausible Argumentationen. 812 Zahlen müssen nachprüfbar sein 
und stimmen: „Um langfristig und beständigen Zugang zu den Adressaten erhalten und 
pflegen zu können, sollte ein Lobbyist deshalb stets vermeiden, den Adressaten zu täuschen 
[…] “813 Ein Vertrauensbruch ist meist nicht mehr gut zu machen: „Glaubwürdigkeit ist ein 
sehr sensibles Gut. Schon ein Fehltritt kann weitreichende Folgen haben […] “814 Unlautere 
Mittel und Methoden, die noch Klaus von Beyme aufzählt, wie Korruption, Bestechung, 
Drohung, Nötigung und Gewalt u.a. kann sich professioneller Lobbyismus nicht leisten. 815 
In diesem Sinne sagt Patrick Clerens: „Bestechung kann jeder, das ist kein Lobbyismus“816. 
Dass solche kriminellen Handlungen vorkommen können, kann nicht bestritten werden, 
                                                 
807 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.141 
808 MAURER Leopold (1994): S.12 
809 Interview MARTELANZ Verena, Stellv. Leiterin des EU-Büros der WKÖ, (28.05.2008) 
810 Barbara Schennach Leiterin des WKÖ EU-Büros in Brüssel; zitiert nach STANZL Eva (2006) 
811 Interview WEINBERGER Christian, Entrepreneurship and SME Policy Adviser, Direktion E Förderung 
der Wettbewerbsfähigkeit der KMU (13.05.2008) 
812 Vgl. WKÖ (Hrsg.) (Februar 2007): S.20 
813 LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001): S.104 
814 BUHOLZER René P. (1998): S.248 
815 Vgl. BEYME Klaus von (1970): S. 155 - 164 
816 Interview CLERENS Patrick, Clerens Consulting (20.05.2008) 
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aber diese Lobbyisten sind bei der Entdeckung für alle Zeit aus dem Geschäft. Seefeld 
berichtet, dass es auch solche Kunden gibt, die gezielt unstatthafte Mittel (welche auch die 
Korruption umfassen) zur Beeinflussung ansprechen.817 Solche Kunden werden von 
seriösen Lobbyisten sofort abgelehnt, denn sie bedeuten eine existenzielle Gefahr für einen 
Lobbyisten, der dauerhaft in Brüssel arbeiten möchte. 
 
Eine der wichtigsten Regeln beim aktiven Lobbying ist das „Follow-up“: 
 
 „Die einmalige Abgabe einer Stellungnahme zeigt selten Wirkung. Vielmehr 
bedarf es einer konsequenten, aber unaufdringlichen Weiterverfolgung auf 
europäischer und nationaler Ebene, der Schaffung einer entsprechenden 
öffentlichen Meinung, der gewissenhaften Beobachtung des 
Rechtsetzungsverfahrens sowie persönlicher Netzwerkbildung.“818 
 
Als Lobbyist muss man bis ganz zum Schluss am Ball bleiben und den Prozess überwachen 
bis hin zur Implementierung der Entscheidungen. 
 
Bewertung: Aus dem aktiven Lobbying kann man nur vage Aussagen bezüglich der 
Integrationstheorien ableiten. Der Lobbyist ist ein Kommunikationspezialist – dabei stellt 
sich die Information als eine „strategische Waffe“ dar. Interessenvermittlung zeigt sich hier 
als Public Relation. Man muss sich und seine Interessen also verkaufen können. Im 
Gegensatz zu dieser eher subjektiven Dimension von Lobbyismus steht die Information als 
strategischer Faktor – ja mehr noch als Machtfaktor in Form einer Waffe. Die Information 
ist damit eine reale Dimension. Beide Dimensionen zusammen entscheiden über den Erfolg 
des europäischen Lobbyisten. Er wird dadurch zum Diplomaten seiner Interessen in einer 
europäischen Verhandlungsarena, in der Informationen als Machtfaktoren gekonnt 
ausgespielt werden müssen. Folgende Erkenntnisse lassen sich daraus ableiten: Erstens: 
Wer keine Informationen hat, ist schwach. Zweitens: Wer Informationen nicht gekonnt 
vermitteln kann, erzielt suboptimale Ergebnisse. Daraus folgt, dass die Interessensvertreter 
Macht in diplomatischer Art und Weise in den Verhandlungsarenen der EU ausspielen 
müssen. Sie imitieren so die Rolle öffentlicher Akteure auf europäischer Ebene. Dieser 
                                                 
817 Interview SEEFELD Horst, Ehrenmitglied des EP und Lobbyist (20.05.2008) 
818 WKÖ (Hrsg.) (02.2007): S.20 
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Umstand weist darauf hin, dass sich die Macht auf der europäischen Ebene verteilt und 
nicht konzentriert auf wenige Akteure. Es fragt sich nur, ob dies durch die MS toleriert 
wird, um so Verhandlungen auf der EU-Ebene zu erleichtern oder dies ein Zeichen für die 
Entwicklung eines beginnenden Prozesses von Verlust von Kontrolle von national-
staatlicher Macht ist. Dies kann nicht eindeutig im Sinne des Neo-Funktionalismus oder 
Intergouvernementalismus an dieser Stelle entschieden werden. Für den Multi-Level-
Governance-Ansatz sind dezentrale Machtpositionen dagegen ein weiteres starkes Indiz für 
dessen richtige Bewertung der europäischen Verhältnisse. 
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8.4 Überwachungsebene: aktives Überwachen der Komitologie und Implementation 
 
 
Wenn nun die Entscheidungen auf europäischer Ebene getroffen wurden, handelt die 
Kommission im Rahmen der ihr vom Rat übertragenden Durchführungsbefugnisse nach 
Artikel 20 EGV. Bei Richtlinien, sowie gegebenenfalls mittels notwendiger 
Durchführungsakte bei Verordnungen, erfolgt durch die Mitgliedsstaaten innerhalb einer 
festgelegten Frist die Implementation der Beschlüsse. 819 
 
Die Kommission wird beim Komitologieverfahren von Ausschüssen unterstützt, um die 
Gemeinschaftsbeschlüsse durchzuführen. Es gibt ca. 247 Ausschüsse in fünf 
Verfahrensweisen, welche mehr oder weniger verbindliche Stellungnahmen erarbeiten.820 
Die Mitgliedsstaaten ernennen die Mitglieder dieser Ausschüsse. 1994 bestand nach 
Angaben von Franz Urban Pappi und Willi Schnorpfeil die Zusammensetzung der 
Komitologieausschüsse aus einem Verhältnis von 80% Beamten und zu 20 % aus externen 
Experten.821  
 
Es gibt bei der Komitologie für den Lobbyisten zwei Herausforderungen: erstens die 
Identifikation der Ausschüsse und zweitens über deren Tätigkeiten laufend informiert zu 
sein. Für letzteres muss man die Zusammensetzung der Ausschüsse in Erfahrung bringen, 
welches mit dem richtigen Kontakt relativ einfach sein kann: 
 
„The most delicate part of this mapping is identifying the committee members: 
the task can be an easy one (when an official kindly gives you the list) or 
extremly difficult when it is necessary to call all 27 Member States to get the 27 
names.”822 
 
                                                 
819 Siehe dazu: HALTERN Ulrich (2007): S.336 f. 
820 Vgl. KOMMISSION (02.2008). Siehe auch: SCADPLUS (2009) 
821 Siehe dazu: PAPPI Franz Urban/ SCHNORPFEIL Willi (1996): S.141 
822 GUÉGUEN Daniel (2008): S.114 
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Ist einmal der Ausschuss und seine Mitglieder identifiziert, ist der Zugang zu ihnen mit 
kurzen Positionspapieren oder persönlichen Treffen nicht schwierig.823 Die eigentliche 
Herausforderung für den Lobbyismus ist, dass man nun verstärkt mit nationalen Beamten 
zu tun hat. Dies bringt neue Aspekte in der Lobbykultur insbesondere bezüglich nationaler 
Eigenarten. 
 
Für das aktive Lobbying kann man zwischen zwei Formen entscheiden: 
 
„ […] a complex form adapted for European associations (action in Brussels + 
national action) or a simple form adapted for SMEs (e-mailings to Committee 
members + targeted contacts in Brussels). Both systems work in a satisfactory 
fashion.”824 
 
Auch bei der Komitologie kann die Kommission nicht auf das Fachwissen der 
Interessengruppen verzichten.825 Der Schlüssel zur Beeinflussung in dieser Phase sind 
deshalb gut aufbereite technische Argumente.826 In wie weit die Beeinflussung in der 
Komitologie geht, ist schwer einzuschätzen. Die Meinungen gehen hier weit auseinander. 
So bewerten die Einen die Möglichkeiten der Beeinflussung in der Phase der Komitologie 
als sehr gering, während Andere die Lobbyarbeit bei der Komitologie als einen wichtigen 
Aspekt für eine erfolgreiche Beeinflussung einstufen.827 
 
Bei der Implementation von Richtlinien werden nationale Verwaltungen und Akteure 
lohnenswerte Ziele für Lobbyisten.828 Dadurch kann es Interessengruppen in einem oder 
mehreren Mitgliedsstaaten im Rahmen der Möglichkeiten gelingen, den einen oder anderen 
Aspekt abzumildern, zu verstärken oder einfach das Ganze zu verzögern. Ein Beispiel 
dafür ist die Richtlinie 2004/39/EG über Märkte für Finanzinstrumente, bei der noch 
Spielraum bei der Umsetzung in deutsches Recht bestand und sich die Diskussion von 
Brüssel nach Berlin verlagerte oder die verzögerte Umsetzung der Richtlinie 2004/ 35/EG 
                                                 
823 Vgl. GUÉGUEN Daniel (2008): 116 
824 ebd.: S.116 
825 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.188 
826 Vgl. GUÉGUEN Daniel (2008): S.116 
827 Siehe dazu: ebd.: S.112 ff. und BUHOLZER René P. (1998): S.188 f. 
828 Siehe dazu: BUHOLZER René P. (1998): S.189 f. 
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(Umwelthaftungsrichtlinie) durch die überwiegende Mehrheit der Mitgliedstaaten.829 Meist 
ist in dieser Phase aber nicht mehr viel zu machen, da die vielen Richtlinien mittlerweile 
schon recht eng inhaltlich verfasst werden. Obwohl dies nicht ganz unproblematisch ist, 
wird diese Praxis durch das EuGH getragen: „Häufig lassen sie [die Richtlinien] den 
Mitgliedstaaten keine echte Wahlmöglichkeiten mehr; dennoch werden sie vom EuGH 
nicht wegen zu großer Detailliertheit für nichtig erklärt.“830 Manchmal geht es aber auch 
einfach darum, zu verhindern, dass nationale Regierungen nicht über Richtlinien 
hinausgehen und z.B. noch strengere Regelungen erlassen (was möglich ist, wenn diese 
Verschärfungen dem Ziel der Richtlinie nicht widersprechen).831 
 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) ist für die rechtliche Kontrolle der Implementation, 
der Auslegung und Anwendung der europäischen Gesetzgebung durch die Mitgliedstaaten 
verantwortlich. Für Lobbyisten ergibt sich hier die Möglichkeit: „ […] durch 
Musterprozesse den politischen Prozess signifikant […] “832 zu beeinflussen. Eine 
wirkliche direkte Beeinflussung des EuGH ist nur selten möglich, doch gibt es die Option, 
indirekt durch wissenschaftliche Gremien auf die europäische Rechtsprechung und 
Rechtsentwicklung Einfluss zunehmen.833 
 
Bei der Evaluierung und Analyse der praktischen Auswirkungen von EU-Recht können 
Verbesserungsvorschläge relativ erfolgreich auf der europäischen Ebene eingebracht 
werden. Kurzfristig ist eine Petition an das Europäische Parlament eine Möglichkeit oder 
die Anrufung des Bürgerbeauftragten/ Ombudsmannes, was dazu führen kann, dass das EP 
einen Untersuchungsausschuss einsetzt. Langfristige Wirkungen können Beiträge von 
Interessengruppen für die Arbeit des Rechnungshofes und den Evaluationen der 
Kommission erzielen. Dies kann sich bei einer späteren Initiationsphase eines 
Gesetzesvorschlages auszahlen.834 
 
                                                 
829 Siehe dazu: HAMMER Thomas (15.03.2007) und EurActiv (02.05.2007)  
830 HALTERN Ulrich (2007): S.336 
831 Siehe dazu: BUSCH-JANSER Florian (2004): S.65 
832 BUHOLZER René P. (1998): S.191 
833 Vgl. ebd.: (1998): S.192 
834 Vgl. ebd.: (1998): S.193 
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Bewertung: Die Endphase ist national geprägt, obwohl die Komitologie bei der 
Kommission angesiedelt ist. Dies zeigt sich auch für die hohe Aufmerksamkeit der 
Lobbyisten für die nationale Ebene und die nationalen Akteure. Mutet die Komitologie mit 
ihren Ausschüssen der Experten in ihrem Wesen neo-funktional an, so ist sie doch 
intergouvernemental dominiert - man könnte von einem Intergouvernementalismus mit 
neo-funktionalen Elementen sprechen. Die europäische Ebene erhält einen nationalen 
Charakter – trotzdem bleibt es ein Prozess, eingebettet in einem Mehrebenensystem. 
 
244 
 
9. Lobbyregeln: Instrumente, Taktiken und Allianzen 
 
 
„Successful lobbying is, in short, particularly dependent on intelligent behavior 
or brains and, again different from popular views, much less on characteristics 
like wealth, size or legal status.”835  
 
Diese Aussage von Schendelen ist sicher überspitzt, denn auch die Qualität und die 
Quantität des Lobbyismus hängen von ausreichenden verfügbaren Mitteln und Einfluss/ 
Relevanz ab.836 Nur wenige Akteure können sich intensive Kontakte zu allen Ebenen 
leisten, wie z.B. internationale Großkonzerne.837 Nach den Ergebnissen der EUROLOB-
Studie sind Ressourcen sogar immens wichtig. Finanzstarke Verbände mit großer Expertise 
haben einen besseren Zugang als solche, die dies nicht aufweisen können. Dies wird nach 
der Studie noch durch ein hohes ökonomisches Gewicht verstärkt.838 So gilt, dass ohne die 
nötigen Mittel erfolgreiches Lobbying schwierig ist, aber ohne ihre richtige Verwendung 
schlecht greifen - es trifft der Grundsatz zu „Schiere Masse macht noch keine Klasse“.839 
Auch der ökonomische Einfluss ist als Lobbymittel umstritten und zeigt die Schwierigkeit 
bei der Bewertung von Macht und Einfluss: 
 
„Die wirtschaftliche Bedeutung eines Sektors oder bestimmte, beispielsweise 
vermachtete Marktstrukturen spielen dagegen offensichtlich keine Rolle. 
Wirtschaftliche Macht lässt sich in der europäischen Politik nicht mit der 
gleichen Direktheit ausüben wie in der nationalen Politik, und überdies kann nur 
ein Unternehmen, nicht aber ein Verband glaubhaft mit 
Investitionsverlagerungen und damit dem Abbau von Arbeitsplätzen drohen.“840 
 
Der Lobbyismus wird in seiner Tätigkeit im Wesentlichen durch drei Faktoren dominiert, 
welche zudem nicht unabhängig zueinander zu sehen sind bzw. sich gegenseitig bedingen: 
                                                 
835 SCHENDELEN Rinus van (2003): S.312 
836 Siehe dazu auch: TEUBER Jörg (2001): S.114 
837Siehe dazu: KOHLER-KOCH Beate/ CONZELMANN Thomas/ KNODT Michèle (2004): S.241 
838 Siehe dazu: EISING Rainer (2004) S.512 f. und S.515 
839 Siehe dazu: PFEIFER Georg (1995): S.77 
840 KOHLER-KOCH Beate/ CONZELMANN Thomas/ KNODT Michèle (2004): S.241 
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gesellschaftliches Umfeld/ Kultur, politisches System und Zielsetzung (welche sich 
zwischen dem „Gewollten“ und dem „Möglichen“ bewegt). Die Zielsetzung gibt die 
Funktion von Lobbyismus vor, das politische System Strategien und Methoden/ 
Instrumente und die gesellschaftliche Kultur begünstigt die Art und Weise, sozusagen die 
„Kultur des Lobbyismus“, denn die: „Lobbying-Strategien müssen sich nach der 
politischen Kultur und den örtlichen Rahmenbedingungen richten“.841 Das fällt dann auch 
auf das Verhalten des Lobbyisten zurück. Als Beispiel kann man den unterschiedlichen 
europäischen und amerikanischen Lobbyismus anführen. Letzterer gilt als offensiver und 
mit mehr „pressure“.842 
 
Will man allgemeine Grundregeln für ein erfolgreiches Lobbying haben, kann man der  
WKÖ folgen, die solche Regeln kurz und prägnant dargestellt: 
 
„Gute Produkte verkaufen sich nicht von selbst. 
Erforderlich für den Erfolg sind 
• vorausschauende Planung, 
• ansprechende “Verpackung” sowie 
• Vermittlungskompetenz. 
Die richtige Mischung des “Wie?”, “Wo?” und “Wann?” sowie die Glaubwürdigkeit und 
Repräsentativität eines Anliegens bestimmen den Erfolg.“843 
 
Damit dieses Produkt die richtige Mischung hat, gibt es Regeln und Faktoren, die bei den 
verschiedenen Ebenen zu berücksichtigen sind. Greenwood gibt einem Lobbyisten 
folgende grundsätzliche Ratschläge:844 
 
 „habe eine klare Strategie 
 mach dich unersetzbar 
                                                 
841 LOON Dieter Schulze van (2005): S.3 
842„Bruno Julien, spokesman for the European Commission, went on record as saying ‘We don´t like to be 
pressured. Americans pressure people and it´s counter-productive. Americans are too direct and to 
brash’.”  Zitiert nach: BUHOLZER René (1998): S.8; Siehe dazu auch: MICHALOWITZ Irina (2007a): 
S.77; TEUBER Jörg (2001): S.138; Siehe dazu auch: LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001): S.150 -
155 
843 WKÖ (Hrsg.) (02.2007): S.18 
844 GREENWOOD Justin (1995b): S.15 – eigene Übersetzung; Siehe dazu auch: JOOS Klemens (1998): 
S.124 f. 
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 bilde lange, permanente Beziehungen mit Autoritäten; schaffe dir den Ruf eines 
akkuraten, brauchbaren und zuverlässigen Informanten. Baue nicht erst Beziehungen 
auf, wenn ein Problem besteht, dann ist es zu spät. 
 finde heraus, was der Stein des Anstoßes ist, und kriege es früh genug mit. Hast du 
keine Möglichkeit, die Kommission zu beeinflussen, verlierst du  wahrscheinlich die 
Sache/ den Fall (ist heute wohl nicht mehr ganz so – Anmerkung d.Verf.) 
 bereite Dich gut auf die Meetings vor. Vermeide angeworbene Kräfte mit 
eingeschränktem Wissen von deiner Sache. Lass ein Positionspapier da. 
 präsentiere klar und deutlich 
 sei offen/ vorbereitet für alle Argumente, überlobbyiere nicht; sei dir der Grenzen 
deiner Argumentation bewusst. 
 halte alle Kommunikationskanäle offen 
 kenne das System und kenne die Eintrittspunkte, um in die Diskussion einsteigen zu 
können 
 sei ständig wachsam“ 
 
Abgesehen von diesen Basisregeln des Lobbyinghandwerkes in Brüssel muss man noch 
nun folgende Punkte berücksichtigen, um erfolgreich auf den Gesetzgebungsprozess 
Einfluss zu nehmen. Gleichzeitig sagen diese Regeln viel über das politische System der 
EU aus. 
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9.1 Timing, Netzwerke und informelles Lobbying 
 
 
Eine zentrale Bedeutung nimmt das richtigen „Timing“ im Lobbyismus ein: 
„Stellungnahmen müssen je nach Stand des Rechtsetzungsverfahrens zeitgerecht und in 
geeigneter inhaltlicher Aufbereitung den richtigen Institutionen/Personen unterbreitet 
werden“845. Beim richtigen Timing in den jeweiligen Gesetzgebungsphasen ist das 
frühzeitiges Lobbying hervorzuheben. Im Idealfall soll möglichst schon in der 
Initiierungsphase oder bei der Vorbereitung zur „competive agenda setting“ das Lobbying 
erfolgen.846 Lobbying ist immer dann am besten, bevor sich innerhalb der Institutionen eine 
klare Meinung gebildet hat. Zu frühes Lobbyieren kann allerdings auch kontraproduktiv 
sein. Deshalb ist nicht der Erstbeste, sondern der best frühmöglichste Zeitpunkt für 
Lobbyismus entscheidend.847 Verlangsamte Abläufe im Gesetzgebungsprozess seit der Zeit 
von Kommissar Santer und die Aufwertung des Parlamentes haben die Bedeutung 
frühzeitigen Lobbyings zwar relativiert, die Vorteile sind aber immer noch deutlich 
vorhanden.848 
 
Um immer das richtige Timing zu besitzen, gehört das sogenannte Monitoring zum 
Tagesgeschäft der Lobbyisten. Dabei bedeuten persönliche Kontakte und Netzwerke einen 
entscheidenden Vorsprung, welche der Interessenvertreter ständig zu pflegen und zu 
erweitern hat:  
 
„ Die Beziehungen zwischen Interessengruppen und den bürokratischen und 
politischen Akteuren sind zu einem größeren Teil informelle Natur. Informelle 
Kontakte sind eine conditio sine qua non für ein erfolgreiches Lobbying.“849 
 
Alle Interviewpartner betonen die Bedeutung eines persönlichen Netzwerkes. So führt 
Patrick Clerens aus: „Das Wichtigste dabei ist, dass man ein Netzwerk hat, das einem 
                                                 
845 WKÖ (Hrsg.) (02.2007): S.20 
846 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.135 
847 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): 77; siehe dazu auch: BUHOLZER René P. (1998): S.276 f. 
848 Siehe dazu auch: BUHOLZER René: 278 
849 ebd.: (1998): S.286 
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frühzeitig Bescheid gibt in den DGs, die man besonders angeht.“850 Zwar hat sich die 
Arbeit nach Michael H. Freericks durch das Internet und die Transparenzkampagne sehr 
gewandelt, denn viele Informationen findet man im Netz.851 Doch ein rasches und 
funktionierendes Netzwerk konnte diese neue Entwicklung nicht ersetzen, sondern eher nur 
ergänzen. So meint auch Giovanni Campi, Policy Advisor von Eurochambres: „Contacts 
make things easier“852. 
 
Dieses informelle Lobbying ermöglicht auch den Zugang zu nötigen Informationen, die 
nicht über offizielle Stellen zu erhalten sind.853 So geraten vertrauliche Dokumente immer 
wieder in den Umlauf, so dass ein schottischer Europaparlamentarier sie tiefsinnig als 
„angel papers“ bezeichnete.854 Ein solches Netzwerk zu den „officials“ ist fragmentiert in 
Kommission, EU-Parlament und Rat. Hinzu kommen die wichtigen Kontakte zu den 
Ausschüssen und Expertengruppen. Vergessen sollte man aber auch nicht das Netzwerk zur 
„Civil society“. Dieses ist noch vielschichtiger und bunter als das der „officials“, denn hier 
tummeln sich NGOs, Medien, Think Tanks, Verbände, larg firms, Regionalvertreter und 
andere Lobbyisten. Dieses Netzwerk ist wichtig, um ebenfalls weitere Informationen über 
den Stand des Gesetzgebungsprozess zu gewinnen, mögliche Allianzen zu bilden oder 
Gegenpositionen von anderen Interessensgruppen zu erfahren usw.855  Erst ein solches 
umfangreiches Netzwerk macht es möglich, dass man: „ […] be able to conceive 
sophisticated strategies based on new alliances and partnerships.“856. Andere gehen sogar 
weiter, so dass sie die Ansicht vertreten, dass „ […] die Möglichkeiten einer 
Interessenvertretung fast ausschließlich auf persönlichem Kontakt zu den betreffenden 
Entscheidungsträgern“857 beruhen. Ganz sicher sollte man jedenfalls nicht nur auf 
schriftliche Informationen setzen, sondern das persönliche Treffen suchen.858 
 
                                                 
850 Interview CLERENS Patrick, Clerens Consulting , (20.05.2008) 
851 Interview FREERICKS Michael H., Vertreter des Landses Niedersachsen bei der EU, 07.05.2008 
852 Interview CAMPI Giovanni, Policy Advisor, Eurochambres (10.06.2008) 
853 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.136 
854 Siehe dazu: BUHOLZER René P. (1998): S.288 
855 Vgl. GUÉGUEN Daniel (2008): S.80 f. – dazu die treffende rhetorische Frage: „So, how does one create a 
coalition or transversal alliance when isolated in one´s bubble?” ebd. S.81 
856 GUÉGUEN Daniel (2008): S.81 
857 JOOS Klemens (1998): S.30f. 
858 Siehe dazu: GALBRAITH Jeremy (2007): S.175 und WKÖ (Hrsg.) (02.2007): S.18 
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Diese Netzwerke sollte man sich nicht als VIP-Kontakte zu hohen Entscheidungsträgern 
vorstellen. Diese sind zwar auch wichtig, aber oft wichtiger ist der Kontakt zu den „lower-
level officials“ wie den einfachen Kommissionsbeamten – denn gerade: „ […] the low-
level officials who often play a key role.“859 Auch Giovanni Campi weist auf die 
Bedeutung der Beamten aus der mittleren und unteren Ebene für die Einflussnahme bei der 
Kommission hin.860 Dieses Bottom-up Lobbying, welches gezielt auf diese Personengruppe 
ausgerichtet ist, baut auf den Umstand auf, dass: 
 
„ […] die Sektoralisierung der EU-Politik, verbunden mit der Dynamik und dem 
Umfang der EU-Rechtsetzung dazu [führt, d.Verf.], dass technische, auf unteren 
Hierachiestufen entstandene Stellungnahmen die Entscheide maßgeblich 
vorbestimmen.“861 
 
An dieser Stelle darf man auch nicht die Verwaltungsangestellten des Europäischen 
Parlaments oder die Assistenten der Parlamentarier vergessen.862  
 
Bewertung: Die große Bedeutung des persönlichen Kontaktes und persönlicher Netzwerke 
ist für politische Systeme nicht ungewöhnlich, doch sind diese auf europäischer Ebene 
besonders ausgeprägt. Dies wird verstärkt durch die Bedeutung von Expertenwissen über 
die komplexen Abläufe in den Institutionen der EU. Auch die sehr technisch geprägte 
Vorgehensweise des europäischen Lobbyismus spricht dafür. Dies ist einerseits ein Beleg 
für die Dominanz von Experten und Eliten auf europäischer Ebene, wie sie im Neo-
Funktionalismus beschrieben ist, sie zeigt aber auch einen Bruch zwischen der allgemeinen 
Öffentlichkeit und dem „Raumschiff Brüssel“. Dieser allgemeinen Öffentlichkeit bleibt 
somit nur der nationale Raum, um mitwirken zu können. Dadurch ist anzunehmen, dass 
eine Verbundenheit der Menschen mit ihren Nationalstaaten bestehen bleibt und nicht auf 
die europäische Ebene übertragen wird – damit wäre die Theorie eines liberalen 
Intergouvernementalismus der tragfähigere Ansatz, den europäischen Integrationsprozess 
                                                 
859 GUÉGUEN Daniel (2008): S.80; Siehe dazu auch: GALBRAITH Jeremy (2007): S.167 
860 Interview CAMPI Giovanni, Policy Advisor, Eurochambres (10.06.2008) 
861 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.278 
862 Vgl. GUÉGUEN Daniel (2008): S.80; ebenso Interview VOLLER Patrick, Generalsekretär, SME UNION 
of the EPP,(03.04.2008) 
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zu beschreiben, denn der eigentliche Willensbildungsprozess (an den die Mehrheit  an Zahl 
und Breite der Gesellschaft beteiligt ist) bleibt national geprägt, da die politische 
Diskussion dort verbleibt. Diese Annahme deckt sich mit der Feststellung einer Dominanz  
des technischen Lobbyismus auf europäischer Ebene, die sich letztlich auch in einem 
ausgeprägten Bottom-up Lobbying zeigt (was auch bei Nationalstaaten zutrifft - aber in 
Brüssel ganz besonders ausgeprägt zu sein scheint, denn nicht zuletzt zeigt sich der 
Lobbyismus auf nationaler Ebene als ein politischer).  
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9.2 Allianzen 
 
 
Allianzen oder zeitweilige Koalitionen können einem Interesse die nötige europäische 
Dimension verleihen und damit den Repräsentationsgrad steigen lassen. In diesem Sinne 
empfiehlt die WKÖ: 
 
„Die europäische Dimension entsteht durch Abstimmung, Koordinierung und 
Allianzenbildung mit Verbänden in anderen Ländern mit gleich gerichteten 
Interessen: Entweder bilateral oder im Rahmen europäischer Verbände.“863 
 
Allianzen sollen „ […] mehr Masse und Gewicht erzeugen, […] “864 und die Anliegen 
damit europäischer wirken. Nach Pfeifer ist dies ein wichtiger Faktor: „Je höher die 
Repräsentativität der vertretenen Interessengruppe ist, desto eher findet sie Gehör.“865. 
Anders formuliert „ […] je breiter die gesellschaftliche Basis, desto glaubwürdiger wirkt 
das Interesse.“866 Deborah Nash und Lucile Vareine, Senior Consultants bei Cabinet DN, 
sehen die Bildung von Allianzen meist dagegen nur bei politischen Themen gegeben bzw. 
für notwendig.867 Noch weiter geht Daniel Guéguen: „I do not share the point of view that 
representativity (the perimeter of interests represented) is more important than credibility 
(the force of conviction)“868 und weiter über Allianzen: „If we listen to the specialized 
authors, there can be no successful lobbying without the creation of a coalition of interests. 
In practice this is not proven.”869 In diesem Sinne wird diese These durch Paul Rübig 
MdEP (ÖVP) unterstütz, der in erster Linie die Information als wichtig ansieht und nicht 
ihre Quelle.870 Dagegen meint Dr. Christian Weineberger über Allianzen: „ […] wenn man 
sie einigermaßen gut macht, sind sie schon ein Indikator für die Nachhaltigkeit des 
                                                 
863 WKÖ (Hrsg.) (02.2007): S.20 
864 SCHENDELEN Rinus van (2007): S.77 
865 PFEIFER Georg (1995): S.82 
866 BUSCH-JANSER Florian (2004): S.99 
867 Interview NASH Deborah/ VAREINE Lucile, Senior Consultants, Cabinet DN (26.02.2008) 
868 GUÉGUEN Daniel (2008): S.128 
869 GUÉGUEN Daniel (2008): S.128 
870 Interview RÜBIG Paul MdEP/ ÖVP (03.06.2008) 
252 
 
Anliegens.“871 Es kann sich in dieser Auffassung auch ein grundlegender Unterschied 
zwischen Kommission und EP zeigen. Bei letzterem treten die nationalen, regionalen und 
parteilichen Aspekte mehr in den Vordergrund. Hier liegt der Schwerpunkt des Bedarfs 
einer Legitimierung für die Mitglieder des EP, währenddessen die Kommission sich nur als 
europäische Institution legitimieren kann und Interessen breiter anlegen muss. Trotz aller 
Einwände und Unterschiede der Institutionen ist es Fakt, dass seit den 90ern zunehmend 
Allianzen der verschiedensten Akteure geschmiedet wurden und mittlerweile praktisch zur 
Regel einer Lobbystrategie wurden Koalitionen scheinen sich für Lobbyisten zu bewähren, 
da sie sonst nur eine Modeerscheinung geblieben wären. Ihre Schaffung ist Ressourcen- 
aufwendig und muss sich also in einem Mehrwert auszahlen. Dieser muss aber nicht nur in 
ihrer Repräsentativität liegen, sondern kann auch in einer Ressourcenteilung (dazu gehören 
auch Netzwerke) und Arbeitsaufteilung liegen: „ Es ist ganz wichtig, Synergien zu 
erkennen und Interessenkoalitionen zu bilden.“872 Man kann so langfristig Kosten senken 
oder mehr Themen bearbeiten als sonst möglich wäre. Man muss aber herausheben, dass 
Allianzen in ihrem Ursprung und ihrer Wirkung in erster Linie in politischen Überlegungen 
wurzeln und nicht in der besseren Ressourcennutzung. Des Weiteren bringen Allianzen 
auch Komplikationen mit sich. Sie sind nur auf Zeit - man kann sich wieder auseinander 
dividieren oder sich in späteren Projekten schon wieder als Kontrahenten gegenüberstehen. 
Das kann das Vertrauensverhältnis belasten, so meint Alexander Sondermann: „Allianzen 
sind naturgemäß heikel“ und deshalb rät er auch: „Man muss die Reichweite von Allianzen 
nüchtern und kritisch betrachten.“873 
 
Brüssel zeigt in der Vielfalt der möglichen Koalitionen kaum Grenzen: „Es gibt in der EU 
alle Allianzen, die man sich vorstellen kann.“874 Trotzdem kann man ein paar wesentliche 
Varianten in ihrer Art festlegen: 
 
 
                                                 
871 Interview WEINBERGER Christian, Entrepreneurship and SME Policy Adviser, Direktion E Förderung 
der Wettbewerbsfähigkeit der KMU (13.05.2008) 
872 Interview MARTELANZ Verena, Leiterin des EU-Büros WKÖ (28.05.2008) 
873 Interview SONDERMANN Alexander, selbständiger Lobbyist (09.06.2008) 
874 WAGNER Peter, Head of Unit, General Coordination, Kommission der EU, GD Enterprise and Industry 
bei einer Informationsveranstaltung für die Paneuropajugend Bayern in Brüssel (07.05.2008) 
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dauerhafter Art sein.878 Als Beispiel für eine solche mögliche unlikely coalition nannte 
Patrick Clerens eine Zusammenarbeit zwischen dem Verband der 
Müllverbrennungsanlagenbauern und dem Bureau of International Recycling.879 
 
Eine neuere Erscheinungsform sind kleine issue-coalitions von einer Handvoll 
Unternehmen. Sie bilden kleinere Ad-Hoc-Koalitionen, die NGO-Taktiken nachahmen und 
ihre Ziele mit Kommunikationskampagnen durchzusetzen suchen. Sie sind damit in ihrem 
Vorgehen wesentlich aggressiver und zielgerichteter  als die herkömmlichen Bündnisse.880  
Allianzen sind auch unter einem anderen Gesichtspunkt günstig: sie können Ressourcen 
sparen und Synergien nutzen (Expertise, Erfahrungen etc.): „to combine forces and 
strengths, share common messages, maximise problem solving and issue management and 
to increase representativity“881. Allianzen bergen aber auch immer die Gefahr der 
Unglaubwürdigkeit und das Risiko einer Spaltung.882 Besonders gewagt für die eigene 
Glaubwürdigkeit sind sogenannte „Kumpel-Allianzen“883, deren Charakter wohl schwer 
durch Dritte aufzudecken ist. Diese Art von seltenen (aber nicht raren) Allianzen bauen auf 
Gefälligkeiten und Vertrauen der beteiligten Akteure auf, die in der Regel Verbände sind. 
Oft stellt der passive Allianzpartner nur seinen Namen zur Verfügung (da das eigene 
Interesse gering bzw. nur mäßig ist und man keine Ressourcen dafür verwenden möchte 
oder kann), um den Eindruck von Repräsentation (quasi eine künstliche Form davon) zu 
kreieren und damit die aktive Interessengruppe (oder auch Interessengruppen) zu stärken. 
Dafür wird später eine ähnliche Gegenleistung/Gefälligkeit erwartet, welche sich aber auch 
durch Unterstützung mit finanziellen Mittel ausdrücken kann, wie z.B. bei Empfängern, 
Konferenzen usw. Auch aus Prestigegründen können sich Interessengruppen (insbesondere 
Verbände) solchen „Kumpel-Allianzen“ anschließen, um damit den eigenen Namen 
präsent/ aktuell in Brüssel zu halten und gegebenenfalls einen Aktivitätsnachweis 
                                                 
878 Vgl. ebd.:106 
879 Interview CLERENS Patrick, Clerens Consulting  (20.05.2008) Siehe dazu auch: LANGER Marcelline 
(2008) 
880 Vgl. EurActiv (17.05.2006) (Abgerufen: 14. Januar 2009) 
881 KELLEN EUROPE (Brüssler Unternehmen für Verbandsmanagement). In: EurActiv (17.05.2006) 
882 Vgl. BUSCH-JANSER Florian (2004): S.107 
883 Dieser Ausdruck dafür wurde von einem Lobbyisten bei einem privaten Gespräch  auf einer Veranstaltung 
der Österreichischen Ständigen Vertretung verwendet. 
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gegenüber den Mitgliedern zu liefern. So ist man möglichst bei vielen Projekten dabei, 
ohne große Ressourcen dafür aufbringen zu müssen und es „kostet“ nur den Namen.  
 
Eine Möglichkeit, zusätzliche Unterstützer und Partner für ein Thema zu gewinnen, ist das 
Framing – also wie man Themen eine passende „Rahmenausrichtung“ geben kann und 
dann besser oder entsprechender der Zielgruppe – den Entscheidungsträgern - verkauft 
werden können884: „Entsprechend der Situation kann ein Lobbyist durch Framing 
organisatorische Akteure mit unterschiedlichsten Interessen für sein lobbyistisches Thema 
gewinnen und Unterstützung generieren.“885  
 
Aber nicht nur Verbände und Firmen suchen Verbündete. Auch die Mitgliederstaaten und 
die Europäischen Institutionen schmieden mehr oder weniger Beziehungen, die 
Ausprägungen von Koalitionen haben und diese auch mit privaten Interessenvertretern 
eingehen.886 Giovanni Campi von Eurochambres berichtet über das Verhältnis von 
öffentlichen Akteuren und dem Lobbyismus: „ […] Different kind of actors use it. 
Members states use it for their own purpose to protect certain kinds of propositions. If, for 
example they try to get businesses, their national businesses on their side to take the same 
position […] sometimes the institutions try to do it against the member’s state.”887 Solche 
Koalitionen gibt es bedingt auch auf nationaler Ebene (Bsp. Gewerkschaften und 
sozialistische Parteien), aber nicht in einer solchen Ausprägung. Eine besondere 
Ausprägung sind die zeitweiligen Deals zwischen Kommission und der SME Union of the 
EPP, die durchaus den Charakter von Allianzen annehmen können –wenn auch mit der 
gegebenen politischen Vorsicht. 
 
Bewertung: Allianzen werden hauptsächlich aus drei Gründen von Lobbyisten gebildet: 1. 
Mehr Glaubwürdigkeit, eine pro-europäische Lösung zu vertreten. 2. Ein schwereres 
politisches Gewicht gegenüber den Institutionen, aber auch den Mitgliedstaaten zu 
erlangen. Dies erhöht nicht nur den Einfluss, sondern macht eine solche Allianz auch 
attraktiver als potentiellen Partner für öffentliche Akteure (Europäische Organe oder 
                                                 
884 Vgl. BILGERI Alexander (2001): 58 f 
885 ebd.: 58 f. 
886 Interview DEACONU RUSU Cleopatra, Policy Advisor der SME UNION of the EPP (08.09.2008) 
887 Interview CAMPI Giovanni, Policy Advisor, Eurochambres (10.06.2008) 
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Mitgliedstaaten). 3. Steigerung von Effizienz, Nutzung der verschiedenen Stärken und 
Kosteneinsparung. 
 
Wenn es in der EU nur um den Austausch von Informationen ginge, wären Allianzen im 
Sinne von Guéguen nicht notwendig. Dies widerspricht aber der Vorstellung eines 
technischen Lobbyismus auf europäischer Ebene. Dass Allianzen immer mehr praktiziert 
werden, könnte für eine Politisierung des Lobbyismus in der EU sprechen. Sie bringen aber 
auch einen praktischen Vorteil für den Rat, die Kommission und das Europäische 
Parlament mit sich: Sie leisten bereits Konsensarbeit bei den gesellschaftlichen Akteuren - 
zumindest bei einem Teil der betroffenen Akteure (der Teilnehmer dieser Allianz). 
 
Sehr interessant ist, dass die Kommission und auch die Mitgliedstaaten zum Teil 
politischen Nutzen aus solchen Allianzen ziehen wollen. Sie unterstützen solche 
Gruppierungen indirekt bzw. instrumentalisieren sie. Dies zeigt, dass der 
Gesetzgebungsprozess in der EU sich nicht allein nach den formalen Gewichtungen richtet, 
sondern dass der Faktor Macht durchaus eine Rolle spielt. Der Einsatz von Macht ist in 
Verhandlungen immer heikel, da dies auf Dauer eine Zusammenarbeit behindert. Eine 
elegante Lösung wäre es also, indirekt Druck zu erzeugen und dadurch seine Macht 
verdeckt auszuspielen. Zivile Akteure wären also willkommene Akteure in einem solchen 
Spiel. Gleichzeitig ist es ein Beleg für eine offene Verhandlungsarena, in der sich 
öffentliche und zivile Akteure nicht als Block gegenüber stehen, sondern verschiedenste 
Koalitionen einnehmen können. Öffentliche Akteure werden zu Partnern von zivilen 
Akteuren - auch wenn sie dominant bleiben. Ein solcher Zustand entspricht den Annahmen 
des Multi-Level-Governance-Ansatzes in dem sich die strenge Hierarchie zwischen den 
Akteure flexibler ausgestaltet und sich zum Teil sogar auflöst. 
 
Aus neo-funktionalistischer Sicht könnte man aus den oben genannten Schlussfolgerungen 
einen Verlust von politischer Macht auf nationaler Ebene ableiten. Die einzelnen 
Mitgliedstaaten müssen auf europäischer Ebene Koalitionspartner suchen – auch bei zivilen 
Akteuren und bei europäischen Organen (Kommission und EP). Es hat sich Macht 
verschoben von der nationalen Ebene auf die europäische Ebene.  
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Der Intergouvernementalismus würde entgegnen, dass dies einfach eine neue (effizientere) 
Art ist, Verhandlungen zu führen. An der substantiellen Macht und dem Einfluss der 
jeweiligen Staaten hat dies nichts geändert. Der Konsens der Mitgliedstaaten bei 
Gesetzgebungen als ungeschriebenes Gesetz bleibt in seinem Gehalt als solcher erhalten. 
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9.3 Low-profile, flexibles und individuelles Lobbying 
 
 
Auch wenn Allianzen oft groß sein können, sollten sie nicht laut sein: „ […] ein dezentes 
und subtiles Vorgehen des Interessenvertreters“888 ist zu empfehlen, welches als 
sogenanntes low-profile Lobbying ein besonderes Merkmal an den europäischen 
Institutionen ist. Den Gegensatz bildet dazu der amerikanische Lobbyismus mit seinem 
high-profile Lobbying.889 Der Druck, der bei letzterem erzeugt wird, ist ein gefährliches 
Spiel und man kann sich Kontakte dauerhaft verprellen. 
 
Zudem muss Lobbying flexibel und in der Lage sein, schnell Schlüsselpositionen zu 
identifizieren. Forderungen der institutionellen Entscheidungsträger haben dabei Priorität 
(besonders die Meinungsführer und wahren Entscheidungsträger), da hier Gegenleistungen 
erwartet werden können.890  
 
Lobbying muss individuell an das Thema, die Situation und den Zeitpunkt angepasst 
werden. Außerdem ist jede europäische Institution individuell zu lobbyieren.891 In jeder 
Phase und Situation muss man das Schwergewicht der Lobbyarbeit bei den Institutionen 
neu setzen.892 
 
Bewertung: Flexibles und individuelles Verhalten verlangt insbesondere ein 
Mehrebenensystem. Dieses Vorgehen der Lobbyisten kann als ein Indiz für die Existenz 
eines solchen Systems gewertet werden.  
 
Das low-profile Lobbying kann man, mit gewissen Einschränkungen, in den Kontext mit 
dem grass-root Lobbying setzen. Letzteres wäre in einer Kultur des high-profile-Lobbying 
sicher eine häufigere Methode, Interessen durchzusetzen. Neben allen sozio-kulturellen 
Ursachen für diese Form des europäischen Lobbyismus hängt dies auch mit der fehlenden 
                                                 
888 TEUBER Jörg (2001): S.138 
889 Vgl. ebd.:S.138 
890 Vgl. MICHALOWITZ Irina (2007a): 77 
891 Interview CAMPI Giovanni, Policy Advisor, Eurochambres (10.06.2008) 
892 Interview MARTELANZ Verena, Stellv. Leiterin des EU-Büros der WKÖ (28.05.2008) 
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Öffentlichkeit in Europa zusammen. In gewisser Weise können sich so Staaten auch dem 
Einfluss der Lobbyisten entziehen - denn auf nationaler Ebene ist Druck ungleich einfacher 
oder besser aufzubauen als auf europäischer Ebene – der Intergouvernementalismus könnte 
dies als eine Erhaltung oder Wiedergewinnung von Handlungsfreiheit der Mitgliedstaaten 
interpretieren. 
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9.4 Nationaler Faktor und pro-europäische Lösung 
 
 
Nun muss man hier hervorheben, dass diese Macht über den nationalen Weg auch ihre 
Rückkoppelung im Rat findet – zwar indirekt - damit in das politische System der 
Europäischen Union hineinwirkt und damit trotzdem direkten Einfluss gewinnt.893 Deshalb 
sollte bei großen Lobbykampagnen immer auch eine nationale Strategiekomponente 
eingebaut sein, aber auch wegen der generellen Einflussmöglichkeiten über die 
Mitgliedstaaten – im positiven wie im negativen Sinne für die eigenen Interessen.894 Nach 
Meinung der Wirtschaftskammer Österreich wäre es ansonsten auch: 
 
„ […] naiv zu glauben, dass die Mitgestaltung von EU-Vorhaben ausschließlich 
am Sitz der EU-Institutionen erfolgt. Diese Einschätzung verkennt die zentrale 
Rolle der Mitgliedstaaten, ohne deren Willen der europäische Integrationsprozess 
nie in Gang gekommen wäre.“895 
 
So belegt auch das EUROLOB-Projekt bezüglich Euroverbänden und nationalen 
Verbänden, dass die Einflussnahmen über die EU-Institutionen nicht die nationalen Wege 
verdrängen, sondern vielmehr ergänzen im Sinne einer europäischen-nationalen 
Doppelstrategie.896 Auch Galbraith weist daraufhin, dass die Bedeutung der Mitgliedstaaten 
für Lobbykampagnen auf EU-Ebene nie unterschätzt werden sollte.897 Rusu Deaconu fügt 
noch eine weitere Ebene hinzu: “The nature of the EU institutional structure provides 
multiple channels through which organized interests may seek to influence policy making. 
Lobbying takes place at regional, national and european level.”898 Die regionale Ebene ist 
nach ihrer Ansicht speziell für die Kontakte im EP eine nützliche Ergänzung. Hier kann 
man via Partei und Wahlkreis auf die MdEPs an Einfluss gewinnen. Auf allen drei Ebenen 
aktiv zu sein ist aber nur sehr wenigen Akteuren wie z.B. Verbänden möglich. Trotzdem 
                                                 
893 Siehe dazu auch: MICHALOWITZ Irina (2007a): S.88 
894 Siehe dazu: GUÉGUEN Daniel (2008): S.130 f. WKÖ (Hrsg.) (02.2007): S.26; BUHOLZER René P. 
(1998): S.270 und PFEIFER Georg (1995): S.76 
895 WKÖ (Hrsg.) (02.2007): S.26; Siehe dazu auch: KOTZIAN Peter/ QUITTKAT Christine (10.2003): S.15 
896 Vgl. KOTZIAN Peter/ QUITTKAT Christine (Oktober 2003): S.23 
897 Siehe dazu: GALBRAITH Jeremy (2007): S.171 
898 Interview: DEACONU RUSU Cleopatra, Policy Advisor, SME UNION of the EPP (08.09.2008).   
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hält sie es für insgesamt effektiver auf europäischer Ebene aktiv zu sein als im Vergleich 
auf nationalen Ebene zu lobbyieren. 
 
 
 
 
 
Abbildung 28: Kontakte von nationalen Verbänden zu europäischen und nationalen Institutionen – Daten des 
EUROLOB-Projektes übernommen nach Christine Quittkant/ Peter Kotzian (2003): S.21 – eigene Darstellung 
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Eine andere Grundregel ist, dass Lobby-Anliegen in eine pro-europäische Lösung zu 
verpacken sind.899 Man kann davon ausgehen: „ […] dass ein Vorstoß einer 
Interessengruppe umso positiver aufgenommen wird, je besser dieser in das gemeinsame 
Ziel, das Vorantreiben der Europäischen Integration, passt.“900 und „Als Anwalt schwer 
verständlicher Sonderinteressen ist man […] in Brüssel chancenlos“901. Doch muss man 
einschränkend sagen, dass dieser Schachzug nur besonders auf die technischen Ebenen 
zutrifft und bei politisch dominierten Verhandlungen nationale Argumente mit 
europäischen mindestens gleichziehen. Auch sind Beamte nicht immer gegen heimatliche 
Anreize gefeit.902 Fast alle Interviewpartner glauben ebenfalls, dass nationale 
Gesichtspunkte von Vorteil sind. Alleine Verena Martelanz, Stellv. Leiterin des EU-Büros 
der WKÖ, meint, dass sich der nationale Faktor nicht mehr so stark bemerkbar macht, 
sondern einfach nur gute Argumente und professionelle Arbeit zählen.903 
 
Bewertung: Das Spannungsfeld zwischen nationalen und pro-europäischen Interessen zeigt 
sich hier deutlich. Es gilt zwar die Regel, dass Lobbyanliegen mit europäischem Charakter 
mehr Erfolg haben – doch genauer betrachtet dient diese pro-europäische Haltung 
eigentlich nur dazu, Partikularinteressen besser zu verkaufen. Milder kann man auch sagen, 
dass die Interessenvertreter sich bei der Konsenssuche beteiligen. Durch ihre Kenntnisse 
über die Interessen Ihrer Konkurrenz oder durch die interne Meinungssuche der 
europäischen Verbände wissen sie am besten, was möglich ist oder nicht – dabei versucht 
jeder Akteur seine Karten möglichst weit auszureizen.  
 
Unter diesen Bedingungen kommt es zu den „pro-europäischen Beiträgen“ der Lobbyisten. 
Es zeigt sich eine scheinbar schwer auflösbare Spannung zwischen den europäischen 
Einigungsgedanken oder supranationalem Idealismus (welche auch ein konkretes Interesse 
beinhalten kann, das europäische System nicht in seiner Glaubwürdigkeit zu beschädigen 
und damit seine Handlungseffizienz einzuschränken) und das weiterhin Bestehen von 
handfesten Nationalinteressen (diese können auch idealistischem im Sinne des 
                                                 
899 Vgl. TEUBER Jörg (2001): S.138 f.; Siehe dazu  auch: PFEIFER Georg (1995): S.82 
900 BUHOLZER René P. (1998): S.282 
901 MAURER Leopold (1994): S.16 
902 Vgl. BUHOLZER René P. (1998): S.285 
903 Interview MARTELANZ Verena, Stellv. Leiterin des EU-Büros der WKÖ (28.05.2008) 
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Nationalstaates beeinflusst sein). Die Verpackung muss somit nicht immer mit dem Inhalt 
korrespondieren – dieser Umstand drückt auch den Konflikt zwischen Vertretern des Neo-
Funktionalismus und des Intergouvernementalismus aus: Wo wird Europa von den 
nationalen Interessen nur benutzt und wo beginnt das wirkliche europäische Interesse, wie 
ist die interne Haltung und was ist die veröffentlichte Meinung der Akteure der EU? Klar 
wird hier aber auch eins – nationales und europäisches Interesse lassen sich nicht trennen, 
doch der Anteil zwischen Ihnen muss nicht deckungsgleich sein.  
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9.5 Nationalität, Kultur, Sprache und Loyalität 
 
 
Neben den Kommunikationsmitteln darf beim aktiven Lobbying auch nicht die Nationalität 
und die Kultur der Adressaten außer Acht gelassen werden. Obwohl die Kommission, das 
Parlament und der Rat europäische Organe sind, spielt die verschiedene Nationalität der 
Mitglieder und Mitarbeiter dieser Institutionen eine Rolle in der täglichen Arbeit des 
Lobbyisten. Je nach Organ ist dieser Aspekt verschiedenen ausgeprägt, aber nie gänzlich 
bedeutungslos.  
 
Ganz besonders gilt dies für die MdEPs: „Politiker aus verschiedenen Nationen, die alle ihr 
eigenes Politikverständnis und ihre eigene Kultur mitbringen, müssen anders angesprochen 
werden, als die Berliner Abgeordneten.“904 Diese Feststellung gilt auch für die 
verschiedenen Beamten der Organe. So meint auch Giovanni Campi, dass sich der Einfluss 
der Nationalität durchaus kulturell bemerkbar machen kann.905 Ein Lobbyist mit dem 
Gespür für kulturelle Eigenarten ist somit im Vorteil. Bei den MdEPs treten dazu noch die 
Präferenz einer Parteizugehörigkeit, sowie eine besondere Sensibilität für ihren Wahlkreis: 
„Man ist letztlich selbst Teil der Parteilinie […] “906 Alexander Sondermann glaubt deshalb 
auch: 
 
„ […] es ist also wichtig, dass man  als Lobbyist sich immer danach orientiert, 
woher welche Initiativen kommen a) geographisch b) aus welchem politischen 
Hintergrund. Daraus lässt sich dann schon erkennen, wer  bei den unterschiedlichen 
Gremien für welche Themen vermutlich stimmen wird.“907 
 
Obwohl sich englisch praktisch als alleinige Amtssprache etabliert hat, scheinen die 
jeweiligen Muttersprachen immer noch eine gewichtige psychologische Rolle zu spielen 
und Verhandlungsvorteile zu bringen: „Die Sprache ist immer noch eine natürliche 
                                                 
904 LOON Dieter Schulze van (2005): S.3; siehe dazu auch: MICHALOWITZ Irina (2007b): S.175 
905 Interview CAMPI Giovanni, Policy Advisor, Eurochambres (10.06.2008) 
906 Interview RÜBIG Paul, MdEP/ ÖVP (03.062008) 
907 Interview SONDERMANN Alexander, selbständiger Lobbyist (09.06.2008) 
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Barriere.“908. Trotz  der vielen Jahre der Integration scheinen gerade technische oder 
politisch Nuancen nur mit dem Niveau der Muttersprache ausgetauscht werden zu 
können.909 Bedenkt man, dass die Kommissionen dafür extra Übersetzer im Juristischen 
Dienst haben, kann man sich vorstellen, dass dies eine besondere Herausforderung für 
Lobbyisten darstellt.  
 
Dass Nationalität und Sprache relevant sind, zeigt auch die Umfrage des EUROLOP-
Projekt. Hier dominieren aber eindeutig die Zuständigkeit und der persönliche Kontakt: 
 
 
 
Abbildung 29: Diagramm über Kriterien bei der Auswahl von Kontaktpersonen, die als sehr wichtig eingestuft 
wurden –  Zahlen des EUROLOB-Projekt übernommen von Christine Quittkant/ Peter Kotzian (2003): S.21– 
eigene Darstellung 
 
Wie immer müssen diese Umfragen vorsichtig eingeschätzt werden. Gerade bei den 
Fraktionen des EP ist allgemein bekannt, dass die Parteizugehörigkeit eine wesentliche 
Rolle spielt. So ist die EVP-Fraktion sehr offen gegenüber Wirtschaftsverbänden im 
Vergleich zu anderen Fraktionen. 
                                                 
908Interview WEINBERGER Christian, Entrepreneurship and SME Policy Adviser, Direktion E, Förderung 
der Wettbewerbsfähigkeit der KMU (13.05.2008) 
909  Interview SONDERMANN Alexander, selbständiger Lobbyist (09.06.2008) 
0 20 40 60 80 100
Euroverbände
Nationale Verbände
Euroverbände Nationale Verbände
Parteizugehörigkeit 8.3 5
Nationalität 11.2 17.9
Sprache 12.8 28.4
Persönliche Bekanntschaft 54.4 43.8
Zuständigkeit 76.7 77.1
266 
 
Auch beim Lobbying gibt es Unterschiede kultureller Art. Wie der schon erwähnte 
Unterschied zwischen low-profile-Lobbying europäischer Art und dem amerikanische Stil.  
Einen Unterschied kann man auch innerhalb des europäischen Lobbying durch die 
verschiedenen europäischen Nationalstaaten feststellen: „ […] national lobbying is 
essentially political, whereas European lobbying is largely technical.“910 Das Wissen um  
die verschiedenen Lobbystile kann bei einer Koalitionsbildung wichtig sein. Auch für eine 
vorteilhaftere Vorgehensweise als Koalition ist dies wichtig, dadurch können die 
verschiedenen Stärken der Partner genutzt werden können. 
 
Inwieweit der Stil der verschieden Nationalitäten auf Europaebene zum Tragen kommt, ist 
umstritten. Van Schendelen stellt fest, dass ein nationaler Stil des Lobbyings weniger 
erkennbar geworden ist.911 Die Umfrage des EUROLOB-Projektes zeigt zwischen den 
Verbänden von Frankreich, Deutschland und Großbritannien in der Wirkung von 
nationalen Mustern in der Interessenvermittlung ein nicht ganz eindeutiges Bild. So 
widmen britische Verbände dem EP mehr Aufmerksamkeit und fahren eine stärkere 
nationalistische Strategie als deutsche Verbände. Insgesamt sind die Kontakte der 
verschiedenen Verbände aus den drei Nationen zu den drei Organen der EU nicht 
nennenswert verschieden.912 Guéguen dagegen ordnet den nationalen Netzwerken auf 
europäischer Ebene klare Attribute zu:913 
 
 “the French: too French, too hierarchical, some brilliant individuals, 
 the Germans: very discreet, play the national card, very united, effective, 
 the English: the kings of anticipation, position their people in the right places, 
 the Scandinavians: extremely professional, methodical, organized, and discreet, 
 the Irish: very opportunistic, very rational, many Irish are in key posts, 
 the Italians: friendly, loyal, excellent at searching for information, 
 the Spanish: have replaced the Italians as “best national network”, 
 the New Members States: too shy, haven´t recognized their power yet.” 
 
                                                 
910 GUÉGUEN Daniel (2008): S.96 
911 Vgl.  SCHENDELEN Rinus van (2003): S.304 f. 
912 Vgl. EISING Rainer (2004): S.506 f. und S.516 f. 
913 GUÉGUEN Daniel (2008): S.83 
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Auch wenn diese Beschreibung der verschiedenen Netzwerke auf einer subjektiven 
Erfahrung basiert, trifft man oft auf Klischees der verschiedenen Nationen in Brüssel. Sie 
bilden zumindest damit auch einen gewissen Ruf und nehmen einen mehr oder weniger 
starken Einfluss auf die tägliche Arbeit im Alltag. So meint Patrick Voller, dass unter den 
Lobbyisten vor allem Sachthemen entscheidend sind,  während Verena Martelanz durchaus 
kulturelle/ soziologische Auswirkungen sieht. Nach ihrer Erfahrung ist gerade die 
Zusammenarbeit mit deutschen Verbänden oft einfacher und beständiger. Sie sieht die 
Ursache in einigen Gemeinsamkeiten beider Länder und ihrer Interessenvertreter wie 
föderalistischen Aufbau, Sprache, Rechtstraditionen, ähnliche Arbeitsweise und 
Auffassung von Lobbyismus.914 So scheinen gewisse soziale und kulturelle Fragen sich 
zumindest bei Verbänden in ihrer Zusammenarbeit auszuwirken. 
 
Interessant ist, dass von den meisten Interviewpartnern der Lobbyisten die 
Interessenvertreter der neuen Mitglieder als noch nicht ganz in Brüssel angekommen 
gelten. Cleopatra Rusu Deaconu vermutet die Gründe in der Fokussierung auf die nationale 
Ebene, da man noch nicht über den ganzen Umfang der Möglichkeiten des Lobbyierens in 
Brüssel Bescheid weiß bzw. Unsicherheiten bestehen.915 Auch Giovanni Campi sieht hier 
noch Defizite im Wissen über die Prozesse in Brüssel und sieht als Ursache u.a. auch die 
Vorprägung aus kommunistischen Zeiten im Umgang mit Politik noch nachzuwirken.916 
Hier scheint ein großer Nachholbedarf zu bestehen.  
 
Um dies alles umsetzen zu können, muss das erfolgreiche Lobbying getragen werden durch 
ein umfassendes Wissen des Politischen Systems: „ […] Arbeitsformen und –routinen, 
implizite Regeln und Verfahren, informelle Ziele, Problem- und Situationsdeutungen der 
Institutionen sich hineindenkt und diese einbezieht.“917 – und um seine vielfältige 
gesellschaftliche/ kulturelle Einbettung weiß. Des Weiteren muss der  kommerzielle 
Lobbyist sich auch seiner Funktion als Scharnier bewusst sein: „ […] der Lobbyist muss in 
beide Richtungen vermitteln.“918 
                                                 
914 Interview MARTELANZ Verena, Stellv. Leiterin des EU-Büros der WKÖ (28.05.2008) 
915 Interview DEACONU RUSU Cleopatra, Policy Adviser, SME UNION of the EPP (08.09.2008) 
916 Interview CAMPI Giovanni, Policy Adviser, Eurochambres (10.06.2008) 
917 LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia: S.19 
918 Interview SONDERMANN Alexander, selbständiger Lobbyist (09.06.2008) 
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Bewertung: Zwei wichtige Dinge kann man an dieser Stelle schon sagen: 1. Loyalität lässt 
sich scheinbar nicht so leicht bzw. einfach übertragen, wie es der Neo-Funktionalismus 
annimmt - Kultur, Sprache und nationale Bindungen verlangsamen stark eine solche 
Entwicklung in der EU, wenn ihr nicht sogar natürliche Grenzen gesetzt sind. 2. Nicht alle 
Akteure der Mitgliedstaaten (zivile und öffentliche Akteure) verhalten sich in der 
europäischen Ebene gleich. Zwar gibt es bekannte Lobbyregeln, doch gehört dazu auch 
eine Bereitschaft der jeweiligen nationalen Akteure sich auf europäischer Ebene zu 
beteiligen. Während die der „alten“ EU darin schon weiter sind (aber auch nicht identisch 
sind), müssen die Akteure der jungen osteuropäischen Mitglieder noch einen Lernprozess 
durchmachen. Integrationstheorien gehen in der Regel von denselben Voraussetzungen der 
Mitgliedstaaten aus – dies ist aber nicht der Fall. Scheinbar muss ein Integrationsprozess 
verbunden sein mit einer gesellschaftlichen Entwicklung bzw. Anpassung der 
verschiedenen Akteure und nicht nur eine bloße politische Willensentscheidung. Schon 
hieraus kann man erkennen, warum es so verschiedene Vorstellungen von Europa gibt – 
nicht alle Mitgliedstaaten sind gleich sozialisiert worden durch den Integrationsprozess. 
Den wichtigsten Faktor findet man wohl in der Dauer der Mitgliedschaft, aber auch in der 
Tradition und Kultur der verschiedenen Mitgliedstaaten. Die Differenziertheit der 
Nationalstaaten spricht für den Intergouvernementalismus und seine Annahme über deren 
unverwechselbare Individualität. 
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Schlussfolgerungen 
 
 
Diese Untersuchung des EU-Lobbyismus basiert auf der Auswertung und Interpretation der 
tagtäglichen Praxis von Lobbyisten, sozusagen aus dem Zentrum des 
Interessenmanagement eines politischen Systems. Sie lassen eine Reihe von Annahmen für 
die Europäische Union zu, welche sich auf eine Vielzahl von Indizien gründen und welche 
sich durch die tägliche Praxis der Interessenvertreter nachweisen lassen.  
 
Die so gewonnen Erkenntnisse sind auf die erste Säule, also die EG nach Art. 2 EGV, 
beschränkt - trotzdem geben sie wichtige Einblicke in die politischen Prozesse der EU. Es 
können dadurch aussagekräftige Tendenzen und Rückschlüsse für die drei ausgewählten 
Integrationstheorien offen gelegt werden. Diese sollen hier nun zusammengefasst und 
bewertet werden. 
 
Die Entwicklung des Lobbyismus auf europäischer Ebene zeigt, dass ab den 80ern ein 
wichtiger Einschnitt in der EU stattgefunden hat, welcher mit einem Wandel des 
Charakters der politischen Prozesse in der EU verbunden ist. Man kann dies mit dem 
starken Anstieg der Zahl und der Vielfältigkeit der Akteure auf europäischer Ebene 
belegen. Diese Entwicklung zeigt eine Neuorientierung von relevanten Interessengruppen, 
welche das Ziel einer Mitgestaltung bzw. Beeinflussung von Politik haben. Die zuvor 
national orientierten Akteure beziehen die europäische Ebene in ihre Bemühungen ein. Ob 
sich diese Akteure damit von der nationalen Ebene komplett abwenden ist zwar damit nicht 
gesagt, aber sie ist nicht mehr die alleinige Handlungs- und Orientierungsebene. Wichtig ist 
festzuhalten, dass sich Lobbyismus in der EU nicht immer gleich gestaltet hat, und auch 
seine Entwicklung nicht linear, sondern schubweise erfolgt ist. 
 
Betrachtet man in diesem geschichtlichen Kontext die Theorieentwicklung über den 
Lobbyismus, drängt sich die Vermutung auf, dass die Theorien zu wenig die Entwicklung 
der EU mit einbeziehen bzw. sie zu linear sehen. Der Integrationsprozess sollte eigentlich 
vielmehr als Phasenabfolge begriffen werden, die immer wieder durch die Gegebenheiten 
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neu zu bewerten ist. Die Versuche, durch Theorien den europäischen Lobbyismus zu 
erfassen – vom Korporatismus, zum Pluralismus, dann deren beiden Mischformen, später 
der Politiknetzwerkanalyse bis zuletzt hin zu den Rational-Choice Theorien – könnte man 
auch im geschichtlichen Wandel der EU interpretieren und als jeweils für einen bestimmten 
Zeitabschnitt oder Entwicklungsstand der EU als jeweils richtigen Ansatz anerkennen. In 
diesem Sinne wurden theoretische Ansätze immer wieder von den sich entwickelnden 
Gegebenheiten überholt und sind nicht grundsätzlich falsch, sondern jeweils einfach nicht 
mehr ganz oder gar nicht mehr „up-to-date“. Ein Beleg dafür wäre, dass alte EU-
Politikfelder wie der EU-Agrarsektor immer noch korporatistisch geprägt sind und sich 
damit von anderen Sektoren deutlich unterscheiden. Diese alten Sektoren wirken wie 
Mammutbäume, die in die moderne EU hineinragen bzw. sie überdauert haben. Auch 
wichtig ist die Entwicklung einer Abkehr der Theorien über Interessenvertretung von einer 
staatszentrierten (Korporatismus) hin zu einer akteurszentrierten theoretischen Erfassung 
des Lobbyismus (Rational-Choice Theorien). Die Aktualität und wissenschaftliche 
Popularität der akteurszentrierten Theorien muss im direkten Zusammenhang mit dem 
Aufkommen des Multi-Level-Governance-Ansatzes gesehen werden. Das der Pluralismus 
sich nur bedingt in der EU nachweisen lässt, schwächt die theoretische Grundlage des Neo-
Funktionalismus. Auch das der Korporatismus mit seiner staatszentrierten Ausgangspunkt 
sich nicht eindeutig etablieren konnte, schwächt eher eine reine intergouvernementale 
Interpretation der EU. Insgesamt überrascht jedoch, dass die verschiedenen Elemente der 
drei Interessentheorierichtungen in der ersten Säule der EU gleichzeitig bzw. 
nebeneinander zu finden sind. Es lassen sich somit indirekt Indizien für den Neo-
Funktionalismus, Intergouvernementalismus und den Multi-Level-Ansatz finden. Dies 
überrascht zunächst, doch bei näherer Betrachtung kann man darin durchaus eine Logik 
erkennen und sich somit ein scheinbarer Systemwiderspruch auflösen. 
 
Die Theorieinterpretation der Interessenvertretung und die geschichtliche Entwicklung der 
EU lassen bei der gemeinsamen Interpretation das Bild einer Kathedrale entstehen, die 
durch verschiedene Baustile der Epochen geprägt wurde und jeweils unterschiedlich ihre 
architektonische Struktur, wie auch ihre künstlerische Ästhetik prägen oder gar dominieren. 
Eine Kathedrale aus dem Mittelalter wurde von mehreren Generationen mit sich 
wandelndem Geschmack erbaut. Verbunden war dies mit Ereignissen der Geschichte, 
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welche sich direkt auf den Bau auswirkten und zu einem „stop and go“ führten und 
manchmal auch zur kompletten Zerstörung. Die EU zeigt in ihrer Geschichte ein ziemlich 
ähnliches Bild - nur war bei der Kathedrale das Endziel eindeutiger - nämlich ein 
Gotteshaus zu erbauen. Bei der EU reicht die Bandbreite des Endziels von einer 
Freihandelszone bis zu einem Bundesstaat. Wenn man nun den Bau einer Kathedrale als 
Vorbild für den Integrationsprozess der EU nimmt, werden die Integrationstheorien zu 
Bauabschnittsphasen der EU relativiert. Die Reichweite ihres Erklärungspotentials für das 
Endziel der Integration bleibt zwangsläufig gering und auf einen bestimmten Zeitraum 
beschränkt, aber es wird kein Integrationsziel vorgeben und entspricht damit mehr den 
politischen Realitäten. Zusammengenommen könnten die einzelnen Theorien aber ein 
Indikator für Entwicklungen einer einzelnen Phase sein und einen kurzen oder mittleren 
Zukunftsausblick für die EU geben. Dies ist eigentlich schon viel, bleibt aber hinter den 
Erwartungen zurück, die in diese Theorien gesetzt wurden. Eine Lösung könnte  ein 
Phasenmodell sein. Zentrale Frage wäre dann, welche Anzeichen eine neue Phase einleiten 
oder beenden, in welcher Art von Phase sich die EU befindet und welche Einflüsse für 
diese Entwicklung und Prägung verantwortlich sind. Man könnte damit Abschnittsphasen 
bestimmen und für diese zeitlich begrenzte Prognosen erstellen. Mittlere Theorien leisten 
demnach realistischere und tragfähigere Zukunftsaussagen – eine wirkliche Neuerung 
wäre, diese Theorien in einen Kontext zueinander zubringen – als eine Art Phasentheorie 
der Europäischen Integration. 
 
EU-Lobbyismus hat sich als relevantes und breites Phänomen auf der europäischen Ebene 
etabliert, wie die Notwendigkeit der gesetzlichen Regulierung zeigt. Die Vielzahl der 
verschiedenen Akteure und deren umfangreiche Verflechtungen weisen auf die Existenz 
eines Mehrebenensystems hin. Verstärkt wird dies dadurch, dass auch öffentliche Akteure 
sich als Interessenvertreter einordnen lassen, da sie sich mit ihren Methoden wie 
Lobbyisten verhalten. Die massiv gestiegene Zahl der Lobbyisten in Brüssel lässt auch die 
Vermutung entstehen, dass es eine Vielzahl von Verhandlungsarenen, - partnern und –
kontrahenten in der EU gibt, bei denen schon lange aus rein praktischen Gründen nicht 
mehr ein einzelner Staat als Schiedsrichter auftreten kann. Es scheint sich somit die 
Hypothese des MLG als richtig zu erweisen, dass die Mitgliedstaaten ihre zentrale 
Mittlerrolle verlieren und die jeweiligen Akteure selber ihre Interessen vertreten. Dieser 
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Entwicklung widerspricht aber, dass sich europäische Dachorganisationen und Parteien auf 
europäischer Ebene schwer tun und unterentwickelt bzw. nicht vorhanden sind. So 
dominieren europäische Verbände nicht wie erwartet die nationalen Verbände, von 
europäischen Parteien gar nicht zu sprechen. Dies spricht für fundamentale Hindernisse in 
der EU, sich auf europäischer Ebene effizient über nationale Grenzen zu organisieren. 
Dieser Umstand stärkt sicher die Bedeutung der nationalen Ebene, da die nationalen 
Verbände und Parteien ihren Einfluss und ihre zentrale Rolle dort wesentlich stärker 
geltend machen können. So muss ihnen die europäische Ebene als einflussmindernd und 
damit als Gefahr erscheinen - warum sollte man eine solche Entwicklung ohne konkreten 
Zwang der Umstände unterstützen? Gleichzeitig stellt sich das System des 
Mehrebenensystems der EU als nicht so offen dar, wie der MLG-Ansatz annimmt. Die 
Akteure, die auf der europäischen Ebene agieren wollen, müssen eine hohe Spezialisierung 
besitzen und nicht unbeachtliche Ressourcen aufweisen, um einen effizienten Zugang zu 
den verschiedenen Ebenen und Verhandlungsarenen zu erhalten. Diese Tatsache zeigt sich 
schon beim Arbeitsschritt des aufwendigen Monitioring, welches zeitaufwendig sowie 
arbeitsintensiv in seiner Analyse ist und mit hohen Kosten sowie spezifischen Wissen 
verbunden ist. Damit werden hier bereits im Vorfeld der Interessenvertretung beachtliche 
Barrieren geschaffen. Gleichzeitig ist es aber eine Lobbyphase, welche für das Timing der 
Lobbyaktivitäten oft entscheidend ist. Dass dort nicht alle nationalen Akteure mithalten 
können, ist klar - gleichzeitig können die großen europäischen Verbände nur bedingt ihre 
spezifischen nationalen Interessen vertreten.  
 
Noch schwieriger auf der europäischen Ebene wird dies für nicht-kommerzielle Akteure. 
Die Dominanz wirtschaftlicher Akteure auf europäische Ebene gegenüber anderen zivilen 
Akteuren lässt sich nicht nur durch den wirtschaftlichen Schwerpunkt der EU begründen - 
wirtschaftliche Akteure haben in den oben genannten Bereichen (Spezialisierung, Wissen 
und Ressourcen) Vorteile, die auf europäischer Ebene noch stärker als auf nationaler Ebene 
zum Tragen kommen. Dieses Ungleichgewicht wird weiter verstärkt dadurch, dass andere 
zivile Akteure, die besonders in der Mobilisierung der Gesellschaft ihre Stärke gründen, ihr 
wichtigstes Instrument, das des grass-root-Lobbying, auf europäischer Ebene nur 
unzureichend anwenden können - wenn man dies mit der nationalen Ebene vergleicht. So 
zeigt die EU sich als ein Mehrebenensystem der politischen, ökonomischen und 
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bürokratischen Eliten. Für andere gesellschaftliche Gruppen bleibt aus rein praktischen 
Gründen, sprich der eigenen Leistungsfähigkeit, die nationale Ebene als wichtigste 
Bezugsebene. Somit behält der Staat besonders gegenüber diesen nicht-kommerziellen 
Gruppen und klein- und mittelständischen Unternehmen (welche ja in Europa die 
überwältigende Mehrheit der Unternehmen darstellen) immer noch seine Scharnierfunktion 
im Sinne des Intergouvernementalismus – also als wichtigster Interessentransporteur bzw. - 
-übersetzer zur europäische Ebene hin und umgekehrt zurück auf die nationale Ebene. 
Interpretiert man diese Annahmen zu einem Gesamtbild, scheint die EU ein 
Mehrebenensystem von Experten zu sein, wie man es aus dem Blickwinkel des Neo-
Funktionalismus erwarten könnte.  
 
Es zeigt sich somit ein wahres Dilemma, welches logischerweise zu einer Distanz von 
„benachteiligten“ Gruppen zur EU führt. Es sind die Akteure denen die europäischen 
Ebene verschlossen bleibt, oder zumindest sich nicht gleichwertig einbringen können wie 
andere Gruppen - obwohl die EU eigentlich ein offenes System für alle sein sollte. 
Wirklich offen ist das Mehrebensystem ressourcenstarken zivilen (wirtschaftlichen) 
Akteuren, die Expertenwissen besitzen oder hinzukaufen können  (dazu zählt auch 
Systemwissen über die EU) – bei den anderen zivilen Akteuren etabliert sich so ein Gefühl 
der Überforderung und der Ohnmacht. Diese Interessengruppen flüchten in den 
Nationalstaat – denn was für einen Einfluss hätten sie ohne diesen? Schon alleine aus 
dieser Tatsache heraus wird der Nationalstaat seine Bedeutung auf europäischer Ebene 
nicht verlieren, da sonst ganze Interessengruppen und viele Akteure ihre einzig wirkliche 
Möglichkeit einbüßen, effektiv im Gesetzgebungsprozess der EU mitzuwirken – durch den 
Nationalstaat. Ändern kann dies nur der Bedeutungszuwachs des Europäischen 
Parlamentes, welcher aber selber mit Hindernissen und Problemen verbunden ist. Somit 
könnte der liberale Intergouvernementalismus darin Recht haben, dass der Nationalstaat der 
wesentliche Bezugspunkt der jeweiligen nationalen Gesellschaften auf Dauer bleiben wird. 
Wahrscheinlich wird sich nur eine Minderheit der gesellschaftlichen Akteure auf die 
europäische Ebene umorientieren - solange diese so komplex und vor allem informell 
geprägt ist. Kurz: die beschränkte Mitwirkungsmöglichkeit bzw. die de fakto 
Nichtmitwirkungsmöglichkeit verhindert die Umorientierung der Mehrheit der 
Gesellschaftsgruppen auf die Europäische Ebene - zur gesellschaftlichen Funktion des 
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Nationalstaats zur Willensbildung seiner Bevölkerung gibt es keine wirkliche Alternative 
auf europäischer Ebene – nicht mit dem derzeitigen politischen System der EU. Dies würde 
eine Umkehrung der Beharrungsthese919 bedeuten: Diese besagt, dass Verbände, welche 
einen guten Zugang zu nationalen Institutionen verfügen, auf nationaler Ebene verharren 
und nicht auf europäischer Ebene aktiv werden920 - doch geht man von den Gegebenheiten 
des europäischen Lobbyismus aus, sind es nicht die guten Kontakte auf nationaler Ebene, 
die die nationalen Verbände auf der Ebene des Nationalstaates verharren lassen, sondern 
ihre Defizite, (insbesondere mangelnde Ressourcen) auf europäischer Ebene wirken zu 
können, die verhindern, dass sie effizient im Rahmen der Intuitionen der EU aktiv werden. 
 
Die EU-Ebene erhält damit mehr eine technische Dimension oder besser einem technischen 
Charakter, basierend auf einem notwendigen gemeinsamen Handlungsbedarf von 
Nationalstaaten unter der Beteiligung von Akteuren, die in der Lage sind, sich selbständig 
auf der europäischen Ebene einzubringen. Der politische und gesellschaftliche Charakter 
der EU bleibt unter den bestehenden Voraussetzungen der technischen Prägung erheblich 
in seinen derzeitigen Entwicklungsmöglichkeiten determiniert. Unter diesen Gegebenheiten 
kann sich gar keine politische europäische Öffentlichkeit im Sinne einer europäischen 
Gesellschaft bilden bzw. ihre Bildung wird geradezu vereitelt. Dieser Umstand wird sich in 
der EU aufgrund der bestehenden formellen und informellen Strukturen höchst 
wahrscheinlich weder kurz- noch mittelfristig ändern.  
 
Wie auch immer nun die Gründe für das Beharren der nationalen Organisationen auf der 
nationalen Ebene sind, alleine diese Tatsache des Verharrens widerspricht neo-
funktionalistischen Studien, die „ […] unabhängig von der Einbettung in nationale 
Politiknetzwerke und von den vorherrschenden Modi der Interessenvermittlung“921, eine 
Hinwendung zu den europäischen Institutionen bzw. europäischen Ebene erwarteten. Sollte 
tatsächlich ein Mangel an Beteiligungsmöglichkeiten auf europäischer Ebene die Ursache 
für das Verbleiben von nationalen Akteuren auf der mitgliedschaftlichen Ebene sein (und 
nicht deren Unwillen), so birgt dies für den Integrationsprozess eine Gefahr (die bereits von 
                                                 
919 Siehe dazu:  BEYERS Jan (2002) 
920 Siehe dazu: EISING Rainer (2004): S. 506 
921 ebd.S. 506 
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Wolfgang Wessels in seiner Fusionstheorie erkannt wurde), die darin besteht dass: „[…] 
selbstinduzierte Widerstände seitens nicht beteiligter Akteursgruppen […]“922 sich ergeben. 
Eine solche Entwicklung widerspricht dem Automatismus im Integrationsprozess im 
funktionalistischen Sinne. 
 
Betrachtet man nun die supranationalen Institutionen aus dem Blickwinkel der Lobbyisten, 
kommt man ebenfalls nicht zu einem einheitlichen Bild. Dies lässt sich zwar schon 
zunächst am offensichtlichen Gegensatz zwischen Rat und Kommission erklären. Aus der 
klassischen Bewertung heraus ist der Rat das typische intergouvernementale Organ und die 
Kommission ein typisches neo-funktionalistisches Organ. Das Europäische Parlament ist 
schwerer einzuordnen, zumal es keine europäische Öffentlichkeit oder gar Partei gibt, 
sondern aus Parlamentariern besteht die zwischen der Vertretung nationaler Interessen und 
europäischen Idealismus ihrer Wähler stehen. Die Kommission und das EP zeigen sich bei 
der Untersuchung des europäischen Lobbyismus unter einem größeren 
intergouvernementalen Einfluss als man erwarten würde. Die Mitgliedstaaten versuchen 
eindeutig, ihre Interessen direkt in den supranationalen Organen weiter zu wahren und 
aktiv einzuwirken. Dies entspricht der Erwartung der Fusionsthese, denn:  
 
„ […] das Schicksal […] (der, d. Verf.) Staaten wird nicht ohne fortdauernde 
Mitwirkung in den autonomen Entscheidungsraum unabhängiger EG-Organe 
gelegt. Eine Selbstaufgabe liegt nicht im Eigeninteresse der Regierungen und 
Verwaltungen. Vielmehr werden Formen intensiver Beteiligung gesucht […].“923 
 
Aus diesem Verhalten heraus erklärt sich schon die Wichtigkeit der ständigen 
Miteinbeziehung der nationalen Ebene durch die Lobbyisten bei der Einflussnahme auf 
Kommission und EP. Sie sind sich des Versuches der ständigen Einflussnahme der 
Mitgliedstaaten im Gesetzgebungsprozess bewusst. Die europäischen Institutionen, 
Kommission und EP, müssen also wichtige Akteure im Gesetzgebungsprozess sein – auch 
gegenüber den Mitgliedstaaten bzw., wichtige Partner in den Verhandlungen – auch oder 
gerade im Konflikt mit anderen MS. Ansonsten würden die Mitgliedstaaten nicht schon 
                                                 
922 WESSELS Wolfgang (1992): S.50 
923 ebd.:S.45 
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hier versuchen, eine Einflussnahme zu erzielen, sondern würden alleine auf die 
Verhandlungen im Rat vertrauen. Gleichzeitig müssen relevante nationale 
Gestaltungskanäle zu den europäischen Organen bestehen, um erfolgreich informell wirken 
zu können - dass solche Versuche durch die MS der Einflussnahme vorkommen und sie 
dafür auch Kanäle für eine solche Einflussnahme zu den Organen verfügen, wird durch 
eine Reihe von Indizien im Rahmen des EU-Lobbyismus bestätigt. Eine zentrale Rolle bei 
der versuchten informellen Einflussnahme durch die Mitgliedstaaten nimmt die 
Kommission ein. Die Kommission ist in ihrem Wesen nicht nur eine Bürokratie - die 
Kommissare und ihre Kabinette agieren selbst politisch und sind mehr Politiker als Beamte. 
Das hat natürlich Folgen für das Vorgehen der Kommission, denn diese ist nicht nur 
technisch, sondern auch politisch zu sehen. Dies - von Fall zu Fall verschieden ausgeprägt 
– erklärt aber auch das Zusammenwirken der europäischen Institutionen, die man nicht nur 
auf technische Streitfragen reduzieren kann und darf (obwohl diese noch dominant sind). 
Die interessanten Aspekte der europäischen Integration kommen immer nur da voll zur 
Geltung, wo sie politischen Charakter erhalten und nicht mehr technisch dominiert sind. 
Das Verhalten der Staaten zeigt, dass diese den Willen haben, die Kontrolle auf 
europäischer Ebene zu bewahren und dass eine Verselbstständigung der supranationalen 
Institutionen nicht in ihrem Sinne ist. Ein solches Verhalten der Staaten deckt sich mit den 
Erwartungen des Intergouvernementalismus, der den Willen der Staaten zur Verteidigung 
ihrer Souveränität betont. Diese Verteidigung geschieht jedoch unterschwellig, indirekt und 
möglichst diskret, denn ansonsten besteht die Gefahr der dauerhaften Beschädigung der EU 
als politisches System.  Dies kann nicht im Interesse der Mitgliedstaaten sein, die sich ja 
eine Effektivitäts - und Effizienzsteigerung ihrer Handlungsinstrumente erhoffen. 
 
Bei der Untersuchung des Zusammenwirkens der europäischen Organe wie auch des 
europäischen Gesetzgebungsprozesses wird aber der Einfluss der Nationalstaaten 
relativiert.  Die Annahme, dass der Einfluss der supranationalen Organe der EU 
unbedeutend sei, stellt sich in der täglichen Arbeit der Lobbyisten in Brüssel nicht so dar. 
Die Art der Interaktion des europäischen Lobbyismus mit der Kommission und dem 
Europäischen Parlament offenbart sehr deutlich, dass beide Organe eigene, (macht-) 
politische Interessen verfolgen. Diese Interessen müssen nicht immer im Gegensatz zum 
Rat stehen, sondern sich auch oft in der Konkurrenz zwischen Kommission und 
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Europäischem Parlament ausdrücken, und somit die jeweilige Interessenlage komplexer ist 
als sie sich zunächst darstellt. Jedenfalls wollen beide Institutionen ihre Kompetenzen 
expansiv erweitern und versuchen, die Mitgliedstaaten in ihrem Sinne – auch mit Hilfe von 
Interessensgruppen - zu beeinflussen. 
 
Dieses Verhalten widerspricht intergouvernementalen Auffassungen, die besagen, dass die 
supranationalen Institutionen einflusslos und Marionetten der Mitgliedstaaten wären.  
Eigene Interessen zu besitzen, bedeutet zwar noch nicht, auch Einfluss zu besitzen, aber die 
Hinwendung von Lobbyisten zu diesen beiden europäischen Organen belegt, dass sie durch 
ihre Mitwirkung und Entscheidung tatsächlich Macht ausüben - glaubt man dem 
Grundsatz, dass der Lobbyismus sich dorthin bewegt, wo Entscheidungsmacht zu finden 
ist. Im Gegensatz dazu lassen die Lobbyisten den Wirtschaft- und Sozialausschuss wie 
auch den Ausschuss der Regionen links liegen, da deren Anteil beim 
Gesetzgebungsprozess vernachlässigbar ist. Aus dem Lobbyismus heraus lässt sich 
belegen,  dass die Kommission und das Europäische Parlament eigene Interessen verfolgen, 
welche machtmotiviert sind. Dieses Bestreben zeigt eigenständiges Handeln  dieser 
Institutionen auf und bringt sie als Akteure in direkte Konkurrenz zu den Mitgliedstaaten. 
Ein weiteres Indiz für diese Konkurrenzsituation ist, dass sich auch die Mitglieder des 
Rates - allen voran die Ratspräsidentschaft - um Kommission, Europäisches Parlament und 
sogar um Interessensgruppen auf europäischer Ebene als Partner bemühen – wie sich dies 
bei der Untersuchung des europäischen Lobbyismus darstellt - , um ihren Einfluss zu 
sichern und ihre Verhandlungsposition zu stärken. Diese Akteure auf seiner Seite zu haben 
muss also ein Machtvorteil für die MS einbringen, d.h., dass diese Akteure auch 
eigenständigen Einfluss generieren und diesen in Verhandlungsmacht umsetzen können. 
 
Das Machtverhältnis auf der europäischen Ebene stellt sich somit komplexer dar, als es der 
Intergouvernementalismus zulässt und entspricht damit vielmehr dem Multi-Level-
Governance-Ansatz. Das System der EU stellt sich im Kontext des Lobbyismus als ein 
Mehrebenensystem mit komplexen Verhandlungsarenen dar, welches durch die 
verschiedenen Machtstrukturen geprägt ist. Dies eröffnet eine Vielzahl von Zugängen und 
Strategieoptionen in der EU.  Die verschiedenen öffentlichen, supranationalen und zivilen 
Akteure besitzen auf der europäischen Ebene wirklich eine relevante Verhandlungsmacht. 
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Dieser Einfluss ergibt sich aber nicht aus konventioneller Macht wie auf nationaler Ebene, 
sondern aus ihrer dringend benötigten Eigenschaft, tragfähige Kompromisse im Vorfeld zu 
bilden und damit die Handlungsfähigkeit der EU zu erhalten.  
 
Der Rat ist zwar immer noch eindeutig das dominierende Organ auf europäischer Ebene, 
aber er steht gleichzeitig in Konkurrenz mit Kommission und Europäischem Parlament. 
Gleichzeitig benötigen  die Mitglieder des Rates beide Institutionen, um routinemäßige und 
tragfähige Kompromisse zwischen ihnen zu generieren. Unter diesen Gesichtspunkten hat 
der Rat formal und informell Macht abgegeben. Gleichzeitig finden die meisten 
Auseinandersetzungen informell zwischen der Kommission und dem EP statt. Diese aus 
dem Konkurrenzdruck entstehenden Überwerfungen geben Interessengruppen die besten 
Gelegenheiten zur Einflussnahme. Solche Arten von Friktionen kann man auch als erste 
Kennzeichen eines Wandels auf europäischer Ebene hin von technischen Prozessen zu 
mehr politisch geprägten Prozessen werten. Man könnte dies im Sinne eines spill-overs des 
Neo-Funktionalismus interpretieren. Es bleibt abzuwarten, wie sich dies auf das Verhalten 
der Verbände auswirkt und ob es als ein Katalysator für die Bildung europäischer Parteien 
ausreichend wirkt – eigentlich müsste man dies bei einer Politisierung der Prozesse 
erwarten können. Anderenfalls könnte es auch nur die Konkurrenz von nationalen 
Interessen verschärfen. Eine solche Entwicklung kann verstärkt werden, wenn für viele 
Akteure der Nationalstaat die einzige wirkliche Alternative bleibt, um effektiv ihre 
Interessen einzubringen. So könnte der „Breakpoint“ der EU zu einer wirklichen 
politischen Einheit Europas gleichzeitig der Punkt sein, bei der ein Auseinanderbrechen am 
wahrscheinlichsten wäre.  
 
Wendet man sich nun dem Mitentscheidungsverfahren und der Vorgehensweise der 
Lobbyisten mit ihren Grundregeln für ihre Arbeit zu, verstärkt sich der Eindruck eines hoch 
komplexen politischen Systems der EU. Das Mitentscheidungsverfahren ist zwar ein 
Gesetzgebungsverfahren auf europäischer Ebene, doch wirkt die nationale Ebene ständig 
und zu jeder Zeit auf den Prozess ein. Dieser Einfluss findet seinen Höhepunkt in der 
Komitologie. Lobbyisten richten deshalb ihre Strategien meistens auf die europäischen und 
nationalen Ebenen aus: 
 
279 
 
„Die Bedeutung der EU-Institutionen als Adressaten von Informationen und 
Interessenpositionen nimmt in dem Maße zu, in dem die EU für die Politikgestaltung 
an Bedeutung gewinnt; nationale Wege der Einflussnahme verlieren jedoch nicht an 
Relevanz, vielmehr ergänzen sich beide Wege zu einer europäischen-nationalen 
Doppelstrategie, […]“924 
 
Es zeigt sich somit, dass der  Multi-Level-Governance–Ansatz mit seiner Forderung Recht 
hat, dass supranationale und nationale Politik nicht mehr als getrennte Sphären anzusehen 
sind, sondern man von einem vielfältigen Zusammenwirken beider Ebenen ausgehen muss. 
Damit wird der Ansatz eines verflochtenen und komplexen Mehrebenensystems in seiner 
Bestandsaufnahme der EU weiter bestätigt – das System umfasst nicht nur die 
verschiedenen europäischen Ebenen. Dabei ist die immense Bedeutung von informellen 
Beziehungen und Verflechtungen in diesem Mehrebenensystem zu betonen. 
 
Gleichzeitig wird damit die Notwendigkeit von Wissen und Ressourcen deutlich, um 
erfolgreich bei europäischen Gesetzgebungsprozessen mitzuwirken. Ein solches 
Mehrebensystem ist zwar prinzipiell offen – es schottet sich aber gleichzeitig ab, ist sehr 
intransparent und bevorzugt Eliten. Bedenkt man nun die Dominanz des technischen 
Charakters bei europäischen Gesetzgebungsprozessen, die Bedeutung von Netzwerken und 
den hohen Stellenwert von informellen Verhandlungen, so ergibt sich ein sehr starker neo-
funktionalistischer Anstrich für die Gesetzgebungsprozesse. Dies wird weiter unterstützt 
durch die hohe Bedeutung des Bottom-up Lobbyings, in dem untere Kader des 
bürokratischen und politischen Standes einen hohen Einfluss bei der Gesetzgebung 
erhalten. Ihr Einfluss begründet sich nicht zuletzt auf den hohen technischen Aspekt der 
Gesetzgebungsprozesse (gleichzeitig sinkt der Einfluss dieser Gruppen oder „Experten“, so 
mehr diese Prozesse politischen Charakter erhalten). 
 
Dass nun die Gesetzgebungsprozesse auf der europäischen Ebene sehr technisch geprägt 
sind, könnte man als Beleg für das Wirken des Neo-Funktionalismus werten, doch zeigt es 
gleichzeitig, dass die EU seit ihren Anfängen nicht dem „spill-over“-Effekt im Sinne einer 
Politisierung unterworfen war oder nur sehr langsam auf die Art der Arbeitsprozesse wirkt 
                                                 
924 KOTZIAN Peter/ QUITTKAT Christine (02.2003): S.23 
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und ihnen noch keinen stärkeren politischen Charakter verleihen konnte, der in die 
nationalen Gesellschaften ausreichend wirken konnte. Doch das wäre notwendig, um auch 
eine europäische Öffentlichkeit für Europa zu aktivieren. Es scheint zwar, dass sich 
europäische und nationale Sphären im Sinne des MLG-Ansatzes überlagern, gleichzeitig 
beschränkt sich jedoch der (innen-) politische Charakter der europäischen Prozesse im 
Wesentlichen auf die nationale Ebene - ganz im Sinne des Liberalen 
Intergouvernementalismus, der die politische Meinungsbildung nur  innenpolitisch auf 
nationaler Ebene verortet. Eine europäische Meinungsbildung im Sinne einer kollektiven 
Gesellschaft von Europa findet dagegen nicht statt, und kann es auch gar nicht. Diese 
Verharrung der (innen-) politischen Dimension auf nationaler Ebene ist sicher ebenfalls ein 
Grund, warum sich keine europäische Öffentlichkeit bildet. Damit kann man auch ableiten, 
dass es auf europäischer Ebene keinen weitreichenden politischen spill-over geben kann, 
solange die politische Öffentlichkeit national bleibt. Gleichzeitig sind neo-
funktionalistische Strukturen und Arbeitsweisen die Ursache für diesen Zustand und damit 
Teil des Problems. 
 
Wenn man nun bei dem Thema der (nicht vorhandenen) europäischen Öffentlichkeit 
verbleibt, so fallen die Spannungen zwischen nationalen und europäischen Interessen auf. 
Lobbyisten wollen in erster Linie ihre eigenen Interessen vertreten – in der Regel fern von 
idealistischen Gründen (zumindest bei den Lobbyisten der Wirtschaft) - deshalb sind ihre 
pro-europäischen Lösungen mit Vorsicht zu genießen. Die Mitgliedstaaten vertreten 
ebenfalls nach außen hin grundsätzlich pro-europäische Lösungen - gleichzeitig sind sie die 
Einflusspfade bzw. Träger nationaler Interessen. Dies ergibt natürlich beim Projekt Europa 
eine Spannung zwischen seiner Glaubwürdigkeit im idealistischen Sinne und dem 
Realismus der Innenpolitik der verschiedenen Nationalstaaten. Man kann dabei durchaus 
argumentieren, dass das idealistische Ziel eines Bundesstaates durchaus handfest realistisch 
zu begründen ist, so dass die verschiedenen Ziele mehr durch lang-, mittel- und kurzfristige 
Interessen zu unterscheiden sind. In diesem Sinne müssen Idealismus und Realismus keine 
Gegensätze sein, denn ein langfristiges Konzept könnte am Ende das bessere Ergebnis bzw. 
das attraktivere Kosten-Nutzungsverhältnis ergeben.  
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Jeder Arbeitsprozess in der EU scheint zunächst grundsätzlich diesem Widerspruch oder 
besser Konflikt ausgesetzt zu sein. Verfolgt man die Spuren des Lobbyismus, wirkt es so, 
als ob ein verdeckter und leiser Konkurrenzkampf zwischen supranationalen und 
nationalen Interessen stattfindet. Man kann auch sagen, dass die Elemente des Neo-
Funktionalismus in einem täglichen Konflikt mit denen des Intergouvernementalismus 
liegen. Die Frage stellt sich dabei nur, wer am Ende die Oberhand im Alltag hat. Wenn 
man dies aus der Sichtweise des Lobbyisten bewertet, wird ein technisch geprägter 
Gesetzgebungsprozess vor allem auf europäischer Ebene, ein politischer auf nationaler 
Ebene entschieden. Was politisch ist, entscheiden die nationalen Akteure bzw. deren 
Innenpolitik –  aus dieser Perspektive muss man den Intergouvernementalismus als 
dominant über den Neo-Funktionalismus ansehen bzw. letzteren rein funktional mit 
begrenzter Wirkung unterordnen. Intergouvernementalismus beinhaltet also tatsächliche 
Politik während der Neo-Funktionalismus nicht über den Charakter einer „Fachtagung“ 
hinauskommt und man ihn nur in einem gewissen Rahmen gewähren lässt.  
 
Man muss aber festhalten, dass sich eine (wenn auch langsame) Entwicklung feststellen 
lässt, welche sich andeutet durch das Aufkommen von breiten, nationale Grenzen 
überschreitende Lobby-Allianzen, die auf das Anwachsen von politischen Elementen auf 
der europäischen Ebene hindeuten. Das Gewicht von Allianzen könnte man als politisches 
Gewicht deuten, was gleichzeitig eine Politisierung der europäischen Ebene bedeuten 
würde - doch ist diese Bedeutung umstritten. Es könnte auch einfach sein, dass Allianzen 
für einen breiteren Kompromiss stehen, damit die Verhandlungen erleichtern und deswegen 
aus reinen Effizienzgründen gefördert werden. So würden Allianzen weniger einen 
politischen Charakter verkörpern als vielmehr bei der Findung von allgegenwärtigen 
Kompromissen mit dem Ziel eines Konsenses einen funktionalen Charakter aufweisen. 
Diese Interpretation scheint wahrscheinlicher, da wirtschaftliche Akteure nur sehr schwer 
politischen Druck auf europäischer Ebene erzeugen können, wie sich bei der Untersuchung 
des europäischen Lobbyismus zeigte.925 
 
                                                 
925 Siehe dazu: KOHLER-KOCH Beate/ CONZELMANN Thomas/ KNODT Michèle (2004): S.241 
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Eine weitere Schwäche offenbart der Neo-Funktionalismus in seiner Einschätzung von 
Übertragung von Loyalität. Sprache, Kultur und Tradition bilden scheinbar größere Hürden 
als Elitegeist und bürokratische Milieus dies kompensieren können. Zwar beherrschen 
Professionalität und Realismus die Arbeitswelt in der EU – im Zweifelsfall aber sticht eine 
nationale Karte eine europäische Karte aus. Somit scheint die Einschätzung des 
Intergouvernementalismus richtig zu sein, dass die EU nicht die Nationalstaaten als 
emotionalen Bezug ablösen könnte – jedenfalls noch nicht. Wahrscheinlich wäre dazu ein 
Schlüsselereignis oder eine große gesellschaftliche Umwälzung nötig, die ein europäisches 
Kollektiv prägen könnte und damit eine neue Einheitsbewegung der Basis auslösen würde, 
wie sie kurz nach dem 2.Weltkrieg intensiv zu beobachten war. 
 
Die europäische Ebene löst die nationale Ebene nicht ab, ein europäischer politischer und 
bürokratischer Stil löst auch nicht die verschiedenen nationalen individuellen Eigenarten 
ab. Europa stülpt sich nicht über die Nationen, sondern besteht neben ihnen und ist 
vielfältig verflochten, aber nicht dominant oder gar kulturbildend. Auf europäischer Ebene 
konnte sich bisher nicht eine neue supranationale Kultur bilden, wie sich das auch am 
europäischen Lobbyismus zeigt. Die nationalen Kulturen sind in diesem Sinne 
konkurrenzlos. Der Lobbyismus zeigt, dass aber die Sensibilität für die verschiedenen 
Kulturen auf europäischer Ebene gestärkt ist – in diesem Sinne wird Europas Vielfalt 
wirklich zu einem  Vorteil und ist nicht als ein Hindernis für den Integrationsprozess zu 
sehen.  
 
Diese kulturelle Vielfalt  macht das Mehrebenensystem der EU mit seiner Vielzahl von 
verschiedenen Akteuren noch komplexer. Der Staat kann von ihnen umgangen werden und 
ist nicht mehr zentraler Ansprechpartner, er bleibt jedoch für die Mehrheit der zivilen 
Akteure der erste und oft einzige Ansprechpartner. Dass der Staat nun nicht mehr diese 
„Monopolposition“ als Mittlerrolle zwischen europäischer und nationaler Ebene für alle 
zivilen Akteure einnimmt, schwächt ihn aber nur bedingt. Die nationalen 
Interessenvertreter können in Brüssel nicht den gleichen machtpolitischen Einfluss ausüben 
wie zuvor im Nationalstaat,  denn „Wirtschaftliche Macht lässt sich in der europäischen 
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Politik nicht mit der gleichen Direktheit ausüben wie in der nationalen Politik [...]“926. 
Schon deshalb ist eine zu starke EU gar nicht immer unbedingt im Interesse aller 
wirtschaftlichen Akteure. Vielmehr ist die europäische Ebene eine sinnvolle Ergänzung zur 
nationalen Ebene und hat mehr eine koordinierende Funktion, da ja grundsätzlich ein 
allgemeiner Binnenmarkt (welcher auch der Startschuss des EU-Lobbyismus war) von 
allgemeinem wirtschaftlichen Interesse ist, und man sich generell einig ist über die 
Notwendigkeit einer Angleichung der verschiedenen Wirtschaftsgesetzgebungen. In 
diesem Sinne gewinnt der Staat sogar Handlungsraum gegenüber den innenpolitischen 
Kräften, indem er Entscheidungen auf die europäische Ebene zieht und damit der 
Innenpolitik entzieht – was ihm ja oft auch gelingt. Dieses Motiv wurde schon im Multi-
Level-Ansatz genannt. Wenn dies zutrifft, will der Staat Handlungsmacht zurück erlangen 
und nicht gleich wieder an eine andere Ebene verlieren – außer er würde dies als kleineres 
Übel ansehen, als die Lähmung durch das innenpolitische Tagesgeschäft.  Der Staat sucht 
den „Wettbewerbsvorteil“ gegenüber anderen nur innerstaatlich agierenden Akteuren.927 
Hier ist eine Interessenkonvergenz aller Regierungen zu finden und damit auch eine 
gewisse Grundsolidarität. Zwar erwächst ihnen durch die supranationalen Institutionen eine 
Konkurrenz, denn sie sind keineswegs nur Marionetten – aber die EU-Organe können den 
Staaten nicht wirklich die Führungsrolle streitig machen. Die nationale Ebene lässt sich 
nicht von einer europäischen Ebene ablösen: 
 
"Auch die zunächst von zahlreichen Beobachtern vertretene These, die 
voranschreitende Integration reduzierte Bedeutung nationaler Institutionen als 
Lobbyadressaten und führe zu einer Auflösung der nationalen Systeme der 
Interessenvermittlung und/oder zu einer Angleichung der nationalen Stile hin zu 
einem "EG-Modell", wurde inzwischen von einer differenzierten Betrachtungsweise 
abgelöst."928 
 
Im Kern bleibt so der Konflikt zwischen Glaubwürdigkeit und Nutzen, europäischem 
Interesse gegenüber nationalem Interesse, Gemeininteresse gegenüber Einzelinteresse, 
Regierung und Opposition, Handlungsfähigkeit und Demokratiedefizit, Idealismus und 
                                                 
926 KOHLER-KOCH Beate/ CONZELMANN Thomas/ KNODT Michèle (2004): S.241 
927 Vgl. WESSLES Wolfgang (1992): S.45 
928 EISING Rainer (2004): S.506 
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Realismus. Vieles davon findet man gebündelt im Gegensatz zwischen Neo-
Funktionalismus und Intergouvernementalismus, ohne das immer die Trennung der 
Positionen so leicht gelingen mag. In dieser Auseinandersetzung liegt die ganze 
Widersprüchlichkeit des Integrationsprozesses. 
 
Dieser Grundkonflikt prägt den Integrationsprozess der EU. Um trotzdem den Alltag 
managen zu können, wirkt gerade ein Mehrebenensystem mit seiner Flexibilität und seinen 
verschiedenen Verhandlungsarenen stabilisierend und übernimmt damit eine wichtige 
systemstabilisierende Funktion. Nur ein Mehrebenensystem kann all die Widersprüche der 
EU bewältigen, konkurrierende Interessen managen und Verhandlungsspielraum – 
insbesondere informellen – für Konsens erzeugen. Das Mehrebenensystem kann durch 
seine verschiedenen Ebenen jeweils dem Intergouvernementalismus und dem Neo-
Funktionalismus Wirkungsmöglichkeiten geben und ihnen eine „scheinbare“ paradoxe Ko-
Existenz ermöglichen. So können auch eine größtmögliche Zahl von Akteuren im Sinne 
des Pluralismus des Neo-Funktionalismus einbezogen werden, ohne die Staaten zu 
entmachten – und dies wiederum ganz im Sinne von Vertretern eines 
intergouvernementalen Europas. 
 
Die Mitgliedstaaten besitzen zwar nicht mehr die Kontrolle in den einzelnen Ebenen oder 
Arenen. Sie haben auch nicht mehr die Schiedsrichterfunktion, trotzdem bleiben sie in der 
Gesamtheit die entscheidenden und alleinigen Gestalter des Mehrebenensystems. Die 
europäische Ebene hat bisher keine gleichwertigen Akteure hervorgebracht, denn keinem 
anderen Akteur ist es gelungen, ausreichend Macht und Einfluss zu entwickeln, um  
europaweit erfolgreich innenpolitisch entscheidenden Einfluss zu gewinnen, und nur dort 
lässt sich wirkliche Macht generieren. Das Potential dafür hätte das Europäische Parlament, 
doch füllt es dies in der Praxis kaum aus und scheint es durch die sinkende 
Wahlbeteiligung bei Europawahlen auch in absehbarer Zeit nicht zu erlangen - so kann 
kein entscheidendes Gegenwicht zu den Nationalstaaten aufgebaut werden. Dies wird 
solange gelten, wie es keine europäische Öffentlichkeit gibt und technische Prozesse durch 
politische Prozesse dominiert werden bzw. die politischen Prozesse hauptsächlich auf 
nationaler Ebene ablaufen. Darum werden sich Lobbyisten noch sehr lange sowohl an der 
europäischen als auch der nationalen Ebene orientieren müssen. 
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Wenn die Indizien und deren Interpretation zusammengefasst werden, stellt sich die EU als 
Mehrebenensystem im Sinne des Multi-Level-Governance-Ansatzes dar. Dieses 
Mehrebenensystem der EU übernimmt die Aufgabe, elementare Systemwidersprüche zu 
entschärfen. Man kann diese Systemkonflikte grundsätzlich in den Antipolen von Neo-
Funktionalismus und Intergouvernementalismus ausmachen. Durch das flexible 
Mehrebenensystem, wird es der Europäischen Union als politisches System möglich, 
integrativ zu wirken und ihre Handlungseffektivität zu bewahren – trotz aller Hindernisse. 
Man umschifft mit den verschieden Ebenen Konflikte, gibt den verschiedenen Ansätzen für 
Europa Raum und versucht möglichst alle Interessen zu befriedigen- es ist quasi eine 
Dezentralisierung der Handlungsprobleme, welche sich als Gesamtpaket nicht lösen lassen 
– doch einzeln angegangen schon. Das lässt die EU schwerfällig wirken, ermöglicht ihr 
aber auch die verschiedenen Interessen der Mitgliedstaaten zu managen. Man kann das 
Mehrebenensystem der EU auch als ein riesiges Kongresszentrum sehen, mit der Option in 
verschiedenen Räumen zu verhandeln. Dies ermöglicht mit vielfältigen Verhandlungsstilen 
individuell auf die Akteure einzugehen. Das Ziel ist die Akteure an Bord zu behalten, 
verwertbare Zwischenergebnisse im Sinn eines produktiven Outputs für diese zu erzeugen 
(und damit auch die EU zu legitimieren) und das Endergebnis der EU Verhandlungsoffen 
bzw. möglichst viele Optionen möglichst lange im Spiel zu halten.  
 
Die Untersuchung des europäischen Lobbyismus zeigt, dass man über die Mittel und 
Wege, Interessen in ein politisches System einzubringen, sehr viel über den Charakter eines 
politischen Systems erfahren kann, und so tiefere Einsichten in die Praxis ermöglicht. Die 
Interpretation der Beobachtung und die Auswertung der Praxis des Lobbyismus erbrachte 
eine Reihe von neuen Perspektiven und Bewertungen der Integration, deren nähere 
Untersuchung sich lohnen könnte.  
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Zusammenfassung der Dissertation: 
 
Untersuchungsgegenstand: Diese Dissertation untersucht die Praxis des europäischen 
Lobbyismus, um Rückschlüsse auf das System der Europäischen Union mit seinen 
Akteuren, Strukturen, Ebenen und Zielen zu ziehen und damit die europäische Integration 
neu zu bewerten. Als Hilfestellung werden europäische Integrationstheorien verwendet.  
Stellvertretend für die Integrationstheorien wurden der Neo-Funktionalismus, der 
Intergouvernementalismus und der Multi-Level-Governance-Ansatz herangezogen. 
 
Forschungsfrage: Ausgangspunkt für diese Untersuchung ist die Annahme, dass 
erfolgreicher Lobbyismus sich an konkreten formellen und informellen Machtstrukturen 
und –ebenen, sowie deren Akteuren orientiert. Der Alltag der Interessenvertretung könnte 
so ein reales Bild über den jeweiligen Ist-Zustand der Europäischen Union und damit den 
Stand der Integration liefern. Die konkrete Forschungsfrage lautet deshalb: „Wie ist die 
Integration der Europäischen Union aus der Perspektive des Lobbyismus zu bewerten?“ 
 
Relevanz: Seit der Gründung  der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
begleitet der Lobbyismus die Europäische Integration. Mit der Verwirklichung des 
Europäischen Binnenmarktes in den 80er Jahren wurde die Geburt des heutigen 
europäischen  Lobbyismus eingeleitet. Seit den 90er Jahren verzeichnet die Entwicklung 
des Lobbyismus eine wachsende öffentliche Aufmerksamkeit und ist damit Gegenstand 
erhöhter Aufmerksamkeit der Wissenschaft geworden. Der Lobbyismus ist ein 
wesentlicher Bestandteil des Alltags des Systems der Europäischen Union in Brüssel. 
Trotzdem wurde der europäische Lobbyismus bisher nicht konsequent und umfassend in 
Bezug zur europäischen Integration und dessen Integrationstheorien gesetzt. 
 
Vorgehen/Methodik: Bei der Untersuchung des EU-Lobbyismus wird der 
„praxeologische Ansatz“929 verfolgt. Das Wirken der Lobbyisten wird in dieser Arbeit so 
beleuchtet, dass  theoretische Fragen der europäischen Integration überprüft werden 
können. Begleitet wird die Untersuchung durch die Betrachtung der historischen 
Entwicklung des Lobbyismus und seiner eigenen theoretischen Einordnung in der 
Europäischen Union.  Methodisch wird auf Literatur, Experteninterviews und Beobachtung 
                                                 
929LAHUSEN Christian/ JAUß Claudia (2001): S.25 
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zurückgegriffen. Die Literaturanalyse basiert auf Primärliteratur (Verträge, 
Kommissionsmitteilungen usw.) und Sekundärliteratur (präskriptive und deskriptive), 
sowie Presseartikeln und – mitteilungen über Lobbying in der EU.  
 
Struktur: Aufgebaut ist die Arbeit in neun Kapiteln und einem Fazit. Den Kapiteln vier bis 
neun folgt jeweils zu jedem Kapitel bzw. Unterkapitel eine Bewertung im Sinne der 
Forschungsfrage. Das erste Kapitel bildet die Einleitung zum Thema. Es geht auf den 
Forschungstand, Forschungsfrage, Relevanz und Methodik ein. Im zweiten Kapitel werden 
die wesentlichen Definitionen festgelegt, sowie die behandelten Integrationstheorien 
dargelegt. Das dritte Kapitel beleuchtet die historische Entwicklung der 
Interessensvertretung, dem sich das vierte Kapitel mit der Integrationsentwicklung der EU 
aus dem Blickwinkel der Lobbyisten anschließt. Die Grundlagen des europäischen 
Lobbyismus werden im fünften Kapitel aufgezeigt. Dazu gehören u.a. Theorien, rechtliche 
Grundlagen, Berufsbild und Zahlen.  Mit den relevanten EU-Institutionen für die 
Interessenvertretung befasst sich das sechste Kapitel. Das siebte Kapitel  legt die EU-
Gesetzgebung und die Einwirkungsmöglichkeiten von Lobbyisten dar. Auf das 
vorangegangene Kapitel baut das  achte Kapitel direkt auf. Es führt die verschieden 
Ebenen/ Phasen des Lobbyismus vor. Im neunten Kapitel werden die gängigen Strategien, 
Taktiken und notwendige Soft-Skills  der Interessenvertreter untersucht. Eine 
Zusammenfassung bildet als Fazit den Abschluss der Dissertation. Es werden die 
jeweiligen Ergebnisse zusammengefasst und im Gesamtkontext bewertet, so dass eine 
abschließende Antwort zur Forschungsfrage gegeben wird. 
 
Ergebnis: Die Untersuchung des europäischen Lobbyismus in dieser Dissertation zeigt, 
dass man über die Mittel und Wege, Interessen in ein politisches System einzubringen, sehr 
viel über den Charakter eines politischen Systems erfahren kann. Die gefundenen Indizien 
und deren Interpretation zusammengefasst lassen die EU sich als Mehrebenensystem im 
Sinne des Multi-Level-Governance-Ansatzes darstellen. Dieses Mehrebenensystem der EU 
übernimmt die Aufgabe, elementare Systemwidersprüche zu entschärfen. Man kann diese 
Systemkonflikte grundsätzlich in den Antipolen von Neo-Funktionalismus und 
Intergouvernementalismus ausmachen. 
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